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Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

ERSTER TEIL 

Erfassung des Warenverkehrs 
§ i 

Allgemeines 

(1) Der Warenverkehr über die Grenze wird zoll- 
amtlich überwacht. Die Überwachung hat vor allem 
zu sichern, daß der Zoll und die anderen Eingangs- 
abgaben erhoben und die Verbote und Beschränkun- 
gen für den Warenverkehr über die Grenze beach- 
tet werden. Sie ist Steueraufsicht im Sinne der 
Reichsabgabenordnung. 

(2) Waren im Sinne dieses Gesetzes sind alle 
beweglichen Sachen. Einfuhr ist das Verbringen von 
Waren in das Zollgebiet, Ausfuhr das Verbringen 
aus dem Zollgebiet. 

(3) Eingangsabgaben im Sinne dieses Gesetzes 
sind der Zoll, die Umsatzausgleichsteuer und die 
anderen für eingeführte Waren zu erhebenden Ver- 
brauchsteuern. 

(4) Verbote und Beschränkungen für den Waren- 
verkehr über die Grenze sind im Sinne dieses Ge- 
setzes alle Vorschriften, die das Verbringen von 
Waren über die Zollgrenze oder die Hoheitsgrenze 
verbieten oder beschränken. 

§ 2 

Zollgebiet, Zollanschlüsse, Zollausschlüsse, 

Zolllreigebiete, Zollgrenze, Zollausland 

(1) Zollgebiet ist das deutsche Hoheitsgebiet mit 
den Zollanschlüssen, aber ohne die Zollausschlüsse 
und ohne die Zollfreigebiete. Es wird von der Zoll- 
grenze umschlossen. 

(2) Zollanschlüsse sind ausländische Hoheitsge- 
biete, die dem deutschen Zollgebiet angeschlossen 
sind. Zollausschlüsse sind deutsche Hoheitsgebiete, 
die einem ausländischen Zollgebiet angeschlossen 
sind. 

(3) Zollfreigebiete sind 

1. deutsche Schiffe und deutsche Luftfahr- 
zeuge in Gebieten, die zu keinem Zollge- 
biet gehören, 

2. die Insel Helgoland, 

3. vom Zollgebiet ausgeschlossene Teile von 
Seehäfen (Freihäfen — § 85), 

4. Gewässer und Watten zwischen der Ho- 
heitsgrenze und der Zollgrenze an der 
Küste (Absatz 4), 

5. Grenzwege und Binnengewässer, die 
durch Rückverlegung der Zollgrenze (Ab- 
satz 5) vom Zollgebiet ausgeschlossen, 
einem ausländischen Zollgebiet aber nicht 
angeschlossen sind. 


(4) Die Zollgrenze an der Küste ist die jeweilige 
Strandlinie. Der Bundesminister der Finanzen zieht 
durch Rechtsverordnung die Zollgrenze an Flußmün- 
dungen nach den Erfordernissen der zollamtlichen 
Überwachung. Der Bundesminister der Finanzen 
kann durch Rechtsverordnung die Zollgrenze an der 
Küste bis zur Hoheitsgrenze vorverlegen, um die 
zollamtliche Überwachung zu vereinfachen. 

(5) Der Bundesminister der Finanzen kann, um 
die zollamtliche Überwachung zu vereinfachen, 
durch Rechtsverordnung die Zollgrenze so rückver- 
legen, daß Grenzwege und Binnengewässer ganz 
oder teilweise vom Zollgebiet ausgeschlossen wer- 
den. 

(6) Im Zollgebiet ist das Zollrecht ohne Ein- 
schränkung wirksam. In Zollfreigebieten ist das 
Zollrecht nicht wirksam, soweit es daran anknüpft, 
daß Waren Zollgut sind; Absatz 7 bleibt unberührt. 
In Zollausschlüssen ist das Zollrecht nicht wirksam. 

(7) Abfertigungsplätze außerhalb des Zollgebiets, 
auf denen dazu befugte deutsche oder ausländische 
Zollorgane Amtshandlungen nach deutschem Zoll- 
recht vornehmen, gelten insoweit als deutsches 
Zollgebiet. Das gleiche gilt für ihre Verbindungs- 
wege mit dem Zollgebiet, soweit auf ihnen einzu- 
führende oder auszuführende Waren befördert wer- 
den. Zollstellen in Zollfreigebieten sind befugt, auf 
ihren Abfertigungsplätzen Amtshandlungen bei der 
Einfuhr und Ausfuhr von Waren vorzunehmen. 

(8) Zollausland sind alle Gebiete, die weder zum 
Zollgebiet noch zu den Zollfreigebieten gehören. 

§ 3 

Zollstraßen, Zollandungsplätze, Zollflugplätze 

(1) Waren dürfen nur auf Zollstraßen eingeführt 
und ausgeführt werden. Dies gilt nicht für die 
Einfuhr und Ausfuhr von Waren im öffentlichen 
Eisenbahnverkehr und im Luftverkehr und für die 
Einfuhr von Waren, die nicht Zollgut werden (§ 5 
Abs. 1). 

(2) Zollstraßen sind diejenigen Landstraßen, 
Wasserstraßen, Rohrleitungen und anderen Beför- 
derungswege, die als Zollstraßen öffentlich bekannt- 
gegeben sind. 

(3) Einfahrende Schiffe dürfen nur an Zoll- 
landungsplätzen anlegen, ausfahrende nur von sol- 
chen ablegen. Die Zollandungsplätze werden öffent- 
lich bekanntgegeben. Die Schiffe dürfen auf der 
Zollstraße nicht mit anderen Fahrzeugen oder mit 
dem Land in Verbindung treten. 

(4) Einfliegende Luftfahrzeuge dürfen nur auf 
einem Zollflugplatz landen, ausfliegende nur von 
einem solchen abfliegen. Die Zollflugplätze werden 
öffentlich bekanntgegeben. 

(5) Der Bundesminister der Finanzen kann zur 
Erleichterung des Verkehrs durch Rechtsverordnung 
Ausnahmen von den Absätzen 1, 3 und 4 zulassen 
und dabei bestimmen, daß in einzelnen Fällen Aus- 
nahmen auch im Verwaltungsweg zugelassen wer- 
den können. 
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§ 4 

Zollstunden 

(1) Waren, die auf Zollstraßen zu befördern sind, 
dürfen nur während der Zollstunden eingeführt oder 
ausgeführt werden. Die Zollstunden werden öffent- 
lich bekanntgegeben. 

(2) Von der Beschränkung befreit sind der See- 
verkehr, der Postverkehr, der Reiseverkehr, der 
fahrplanmäßige Personenschiffsverkehr auf Binnen- 
gewässern und der öffentliche fahrplanmäßige Kraft- 
fahrzeugverkehr. Außerdem kann die zuständige 
Zollstelle in einzelnen Fällen von der Beschränkung 
befreien, wenn es die Umstände erfordern und ihr 
die Zollbelange nicht gefährdet erscheinen. 

§ 5 

Zollgut, Freigut 

(1) Werden Waren eingeführt, so werden sie da- 
mit Zollgut. Um eine entbehrliche zollamtliche Über- 
wachung zu ersparen, kann der Bundesminister der 
Finanzen durch Rechtsverordnung bestimmen, daß 
Waren, die nach § 24 zollfrei sind, unter bestimmten 
Voraussetzungen nicht Zollgut werden. 

(2) Zollgut befindet sich im gebundenen Verkehr 
(Zollverkehr). Es bleibt Zollgut, bis es Freigut wird, 
untergeht, vernichtet oder ausgeführt wird. Wird 
Zollgut in einem besonderen Zollverkehr zu neuen 
Sachen verarbeitet oder im Sinne der §§ 947 und 
948 des Bürgerlichen Gesetzbuchs mit anderen Sa- 
chen verbunden, vermischt oder vermengt, so sind 
auch die dadurch entstandenen Sachen Zollgut. 

(3) Zollgut wird Freigut 

1. durch zollamtliche Freigabe, 

2. bei Befreiung von der Gestellung (§ 6 
Abs. 5) durch Anschreibung nach § 38 
Abs. 1 und 2, 

3. durch Übergang aus einem besonderen 
Zollverkehr in den freien Verkehr, soweit 
der Übergang vorgesehen ist. 

(4) Freigut sind alle Waren, die nicht Zollgut 
sind. Es befindet sich im freien Verkehr. 

(5) Freigut wird Zollgut 

1. durch Abfertigung zu einem besonderen 
Zollverkehr, 

2. durch Gestellung bei der Freigutverede- 
lung (§ 47 Abs. 2 und § 49 Abs. 4). 

§ 6 

Gestellung 

(1) Eingeführtes Zollgut ist unverzüglich und un- 
verändert der zuständigen Zollstelle oder den von 
ihr beauftragten Zollbediensteten zu gestehen. Zur 
Gestellung ist verpflichtet, wer das Zollgut in das 
Zollgebiet gebracht hat. 

(2) Wird Zollgut auf einer Zollstraße eingeführt, 
an der sich ein Zollansageposten befindet, so hat der 
Gestellungspflichtige bei ihm zu halten und seine 
Weisungen einzuholen. Der Zollansageposten be- 
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stimmt, welcher Zollstelle das Zollgut zu gestehen 
ist, und sichert die Gestellung. 

(3) Auszuführende Waren sind nur zu gestehen, 
wenn es die Zollvorschriften, andere Steuervor- 
schriften oder die in § 1 Abs. 4 bezeichneten Vor- 
schriften vorsehen. Nach der zollamtlichen Behand- 
lung sind sie unverzüglich und unverändert auszu- 
führen. 

(4) Sind Waren nach Absatz 1 oder 3 oder aus 
anderem Grunde zu gestehen, so sind sie an den 
Amtsplatz der Zollstelle oder an den von ihr be- 
stimmten Ort zu bringen und ihr dort zur Verfügung 
zu stehen. Der Bundesminister der Finanzen be- 
stimmt zur Sicherung der Zollbelange durch Rechts- 
verordnung, in welchen Fällen bei der Gestellung 
ein Verzeichnis der Waren (Gestellungsverzeichnis) 
abzugeben ist. Auf Verlangen sind der Zollstelle die 
Beförderungsurkunden vorzulegen. 

(5) Wenn in einzelnen Fähen die zollamtliche 
Überwachung anders als durch Gestellung gesichert 
erscheint und Verbote und Beschränkungen für den 
Warenverkehr über die Grenze nicht entgegen- 
stehen, kann Zollgut unter bestimmten Vorausset- 
zungen und Bedingungen von der Gestellung befreit 
werden. Die Befreiung wird auf Antrag desjenigen 
gewährt, der als Zollbeteiligter (§ 10) die Zollanmel- 
dung übernimmt. Wer das von der Gestellung be- 
freite Zollgut in das Zollgebiet gebracht hat, hat es 
unverzüglich und unverändert dem Zollbeteiligten 
zu übergeben oder, wenn dies unmöglich oder unzu- 
mutbar ist, der zuständigen Zollstelle zu gestehen. 
Hat der Zollbeteiligte Zollgut selbst in das Zoll- 
gebiet gebracht, so hat er es unverzüglich und un- 
verändert in seinen Betrieb aufzunehmen oder, 
wenn dies unmöglich oder unzumutbar ist, der zu- 
ständigen Zollstelle zu gestehen. 

(6) Beförderungsmittel, Behälter und Lademittel 
können von der Gestellung befreit werden, wenn 
ihrem Verwender nach § 54 bewilligt ist, dieses 
Zollgut im Zollgebiet unter zollamtlicher Über- 
wachung vorübergehend zu verwenden und 
wieder auszuführen, und wenn die zollamtliche 
Überwachung auch ohne Gestellung gesichert er- 
scheint. 

(7) Soweit die Deutsche Bundespost zur Gestel- 
lung verpflichtet ist, wird das Brief- und Postgeheim- 
nis (Artikel 10 des Grundgesetzes) nach Maßgabe 
der Bestimmungen dieses Gesetzes über die Gestel- 
lung und Zollbehandlung von Waren eingeschränkt. 

§ 7 

Überholung 

(1) Durch Überholung kann geprüft werden, ob 
das Zollgut vollständig gestellt worden ist. 

(2) Der Gestellungspflichtige hat die Überholung 
zu ermöglichen. Er hat dabei selbst oder durch an- 
dere auf seine Kosten und Gefahr die erforderliche 
Hilfe nach zollamtlicher Anweisung zu leisten. Er hat 
auf Verlangen schwer feststellbare, zur Aufnahme 
von Waren geeignete Stellen anzugeben sowie Be- 
schreibungen des Beförderungsmittels, Verzeichnisse 
der Ausrüstungsstücke und Ersatzteile und andere 
Unterlagen über das Beförderungsmittel vorzulegen. 
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Ist der Gestellungspflichtige nicht der Führer des J 
Beförderungsmittels, so treffen diese Pflichten für 
das Beförderungsmittel seinen Führer. • 

} 

§ 8 

Verwahrung 

(1) Kann das gestellte Zollgut nicht sofort nach 

§ 9 behandelt werden, so kann es die Zollstelle dem 
Gestellungspflichtigen oder demjenigen überlassen, 
dem er es übergeben hat. Sie kann es auch auf 
Kosten des Zollbeteiligten (§ 10) selbst in Verwah- j 
rung nehmen oder einem anderen in Verwahrung | 
geben. | 

(2) Zollgut in Verwahrung der Zollstelle kann | 
veräußert werden, wenn ihm Verderb oder Wert- 
minderung droht oder wenn seine Aufbewahrung, 
Pflege oder Erhaltung unverhältnismäßig viel kostet 
oder unverhältnismäßig schwierig ist. Die Vorschrif- 
ten der Reichsabgabenordnung über die Verwertung 
gepfändeter Sachen gelten sinngemäß. Die Beteilig- 
ten sollen vor der Veräußerung gehört werden. Die 
Anordnung sowie Zeit und Ort der Veräußerung , 
sind ihnen, soweit möglich, mitzuteilen. Das ver- I 
äußerte Zollgut wird ausgehändigt, nachdem es nach | 
§ 9 behandelt worden ist. 

(3) Derjenige, dem die Zollstelle das Zollgut 1 

überlassen oder in Verwahrung gegeben hat, hat es i 
unverändert zu erhalten. Er haftet für den Zoll nach 
der höchsten in Betracht kommenden Zollbelastung, 
wenn für das Zollgut während dieser Zeit eine Zoll- 
schuld nach § 56 entsteht. . 

ZWEITER TEIL 

Zollbehandlung 

i 

KAPITEL I I 

Allgemeines 

! 

§ 9 | 

Arten der Zollbehandlung I 

(1) Zollgut kann abgefertigt werden 

1. zum freien Verkehr, I 

! 

2. zu einem besonderen Zollverkehr (Zollgut- 
versand, Zollgutlagerung, Zollgutverede- 
lung, Zollgutumwandlung oder Zollgutver- 
wendung). 

(2) Zollgut kann unter zollamtlicher Überwachung 
ausgeführt oder vernichtet werden. 

(3) Zollgut kann bei der Zollstelle unter zollamt- 
licher Überwachung in Zollgut anderer Beschaffen- 
heit umgewandelt werden. Die Umwandlung ist nur I 
zulässig, wenn die ursprüngliche Beschaffenheit des \ 
Zollguts nicht wirtschaftlich sinnvoll wiederherge- ; 
stellt werden kann. Nach der Umwandlung gilt das 
Zollgut erneut als gestellt. 

(4) Die Verbote und Beschränkungen für den 
Warenverkehr über die Grenze bleiben unberührt. 


§ 10 

ZoJlbeteiligter 

(1) Soll gestelltes Zollgut in den freien Verkehr 
treten oder in einen besonderen Zollverkehr über- 
gehen, so ist die Abfertigung dieses Zollguts zu be- 
antragen. 

(2) Soll gestelltes Zollgut ausgeführt, vernichtet 
oder bei der Zollstelle umgewandelt werden, so ist 
dafür die zollamtliche Überwachung zu beantragen. 

(3) Der Antragsteller ist Zollbeteiligter. Wer den 
Antrag als Vertreter ohne Vertretungsmacht stellt, 
gilt selbst als Zollbeteiligter. 

(4) Die Deusche Bundespost ist befugt, für Zoll- 
gut, das von ihr befördert wird, den Antrag in Ver- 
tretung des Empfängers zu stellen. 

§ 11 

Zollantrag 

(1) Zum Zollantrag (§ 10 Abs. 1 und 2) gehören 
auch alle anderen Anträge, die sich auf die bean- 
tragte Zollbehandlung beziehen. 

(2) Der Zollantrag ist innerhalb einer Woche nach 
der Gestellung des Zollguts zu stellen. Die Zollstelle 
kann die Frist in einzelnen Fällen auf begründeten 
Antrag verlängern. Vorzeitig gestellte Zollanträge 
werden erst mit der Gestellung des Zollguts wirk- 
sam. 

(3) Der Zollbeteiligte darf Zollanträge, die zur 
Zollerhebung führen, zurücknehmen oder ändern, 
bevor die Zollschuld entstanden ist. Andere Zoll- 
anträge darf er zurücknehmen oder ändern, bevor 
die beantragte Zollbehandlung beendet ist. 

§ 12 

Zollanmeldung 

(1) Der Zollbeteiligte hat das Zollgut, auf das sich 
sein Zollantrag bezieht, mit den für die Zollbehand- 
lung maßgebenden Merkmalen und Umständen an- 
zumelden. Die Zollstelle kann in einzelnen Fällen 
auf die Zollanmeldung verzichten, soweit die für die 
Zollbehandlung maßgebenden Merkmale und Um- 
stände offensichtlich sind und soweit sie die Zollan- 
meldung nicht aus anderen Gründen für erforderlich 
hält. 

(2) Die Zollanmeldung ist mit dem Zollantrag ab- 
zugeben. 

(3) Der Zollbeteiligte hat, soweit es die Zollstelle 
verlangt, nachzuweisen, daß die Zollanmeldung rich- 
tig ist. Die Form des Nachweises für Umstände, von 
denen eine günstigere Zollbehandlung abhängt, 
kann vom Bundesminister der Finanzen durch 
Rechtsverordnung bestimmt werden. 

§ 13 

Zollantrag und Zollanmeldung im Reiseverkehr 

Im Reiseverkehr braucht Zollgut, das weder zum 
Handel noch zur gewerblichen Verwendung be- 
stimmt ist, nur auf Verlangen angemeldet zu wer- 
den. Wird keine Anmeldung verlangt, so bedarf es 
auch keines Zollantrags. 
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§ 14 

Vorbesichtigung des Zollguts 

Zollgut darf zur Vorbereitung des Zollantrags und 
der Zollanmeldung unter Zollaufsicht besichtigt und 
in dem erforderlichen Umfang vorläufig entnommen 
werden. Entgegenstehende Verbote und Beschrän- 
kungen für den Warenverkehr über die Grenze 
bleiben unberührt. 

§ 15 

Zurückweisung des Zollantrags 

(1) Die Zollstelle weist den Zollantrag zurück, 
wenn 

1. Verbote und Beschränkungen für den Wa- 
renverkehr über die Grenze entgegen- 
stehen, 

2. sie sachlich nicht zuständig ist, 

3. die Voraussetzungen für die beantragte 
Abfertigung zu einem besonderen Zollver- 
kehr nicht vorliegen. 

(2) Die Zollstelle kann den Zollantrag zurück- 
weisen, wenn 

1. sie örtlich nicht zuständig ist, 

2. die Regelung über den Amtsplatz oder die i 

Amtsstunden nicht beachtet ist, j 

3. keine ordnungsmäßige Zollanmeldung in 
den Fällen vorliegt, in denen eine Zoll- j 
anmeldung abzugeben ist, 

4. erforderliche Unterlagen fehlen. 

(3) Weist die Zollstelle den Zollantrag zurück, so 
verlängert sie die Frist des § 11 Abs. 2, soweit er- 
forderlich, von Amts wegen. 

§ 16 

Darlegung des Zollguts, Zollbeschau 

* 

(1) Weist die Zollstelle den Zollantrag nicht nach 
§ 15 zurück, so bestimmt sie Zeit und Ort der Zoll- 
abfertigung. Sie entscheidet, ob und in welchem Um- 
fang die Menge und die Beschaffenheit des Zollguts 
ermittelt werden (Zollbeschau). 

(2) Der Zollbeteiligte hat das zu beschauende 
Zollgut so darzulegen, daß die Zollabfertigung ord- 
nungsgemäß vorgenommen werden kann. Er hat 
selbst oder durch andere auf seine Kosten und Ge- 
fahr die erforderliche Hilfe bei der Zollbeschau nach 
zollamtlicher Anweisung zu leisten. Ist Personal für 
diese Hilfe zollamtlich bestellt, so kann die Zoll- 
stelle anordnen, daß dieses Personal ihr die erfor- 
derliche Hilfe auf Kosten des Zollbeteiligten leistet, 
soweit es zweckmäßig ist und dem Zollbeteiligten 
zugemutet werden kann. 

(3) Der Zollbeteiligte hat ohne Entschädigung 
jede erforderliche Prüfung des Zollguts und in dem 
dafür unerläßlichen Umfang auch die Entnahme von 
Mustern und Proben zu dulden. 

(4) Wenn der Zollbeteiligte seinen Pflichten nach 
den Absätzen 2 und 3 nicht zur festgesetzten Zeit 
oder innerhalb einer ihm gesetzten Nachfrist genügt 


oder wenn erst die Zollbeschau ergibt, daß eines 
der in § 15 Abs. 1 bezeichneten Hindernisse vor- 
liegt, weist die Zollstelle den Zollantrag zurück. 

(5) Ist eine andere Zollbehandlung als die Zoll- 
abfertigung beantragt, so gelten die Absätze 1 bis 4 
sinngemäß. Die Zollstelle weist den Zollantrag in 
diesen Fällen auch zurück, wenn das Zollgut nicht 
innerhalb einer zu setzenden Frist ausgeführt, ver- 
nichtet oder umgewandelt wird. 

§ 17 

Vermutungen 

(1) Wird eine Ware in mehreren Packstücken an- 
gemeldet und wird die angemeldete Warenmenge 
einzelner Packstücke im wesentlichen als richtig 
ermittelt, so wird vermutet, daß die in diesem Zeit- 
punkt vorliegende Anmeldung der ganzen Waren- 
menge richtig ist; für eine unverpackte Ware in 
Teilmengen gilt das gleiche. Wird die Beschaffen- 
heit einer Ware stichprobenweise ermittelt und ist 
in der Zollanmeldunng nicht angegeben, daß die 
Ware in sich unterschiedlich beschaffen ist, so wird 
vermutet, daß der nichtgeprüfte Teil der Ware dem 
geprüften Teil entspricht. 

(2) Wird von der Zollbeschau einer Ware abge- 
sehen, so wird vermutet, daß ihre Menge und ihre 
Beschaffenheit der in diesem Zeitpunkt vorliegenden 
Zollanmeldung entsprechen. 

(3) Soweit die Vermutungen reichen, beschränkt 
sich die Ermittlungspflicht nach § 204 Abs. 1 der 
Reichsabgabenordnung auf die Beweiserhebung 
durch diejenigen Beweismittel, die zur Widerlegung 
der Vermutung ungebeten werden. 

§ 18 

Nämlichkeitssicherung 

(1) Wenn es die zollamtliche Überwachung erfor- 
dert, wird die Nämlichkeit einer Ware ohne Ent- 
schädigung durch Mittel festgehalten, die es ermög- 
lichen, sie wiederzuerkennen. 

(2) Der Zollbeteiligte hat Räume, Beförderungs- 
mittel und Behältnisse, die zollamtlich verschlossen 
werden sollen, auf seine Kosten zollsicher herzu- 
richten. Er hat auch auf seine Kosten an Packstücken 
und Waren die Vorrichtungen zum Anlegen der 
Nämlichkeitsmittel anzubringen und Muster, Abbil- 
dungen oder Beschreibungen von Waren unentgelt- 
lich zur Verfügung zu stellen, wenn sie als Nämlich- 
keitsmittel erforderlich sind. 

(3) Nämlichkeitsmittel dürfen nur entfernt wer- 
den, wenn es zugelassen oder zur Abwendung eines 
Schadens erforderlich ist. 

§ 19 

Zollbefund 

Die Zollbehandlung wird in einem Zollbefund 
beurkundet, wenn der Zollbeteiligte eine schriftliche 
Zollanmeldung abgegeben hat oder wenn eine Zoll- 
urkunde über eine vorherige Zollbehandlung der 
Ware vorliegt. Der Zollbeteiligte kann eine Aus- 
fertigung des Zollbefunds verlangen. 
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§ 20 

Sicherstellung 

(1) Wird für gestelltes Zollgut ein Zollantrag 
nicht rechtzeitig gestellt, so kann es durch Weg- 
nahme oder Verfügungsverbot zollamtlich sicher- 
gestellt werden. 

(2) Das sicher gestellte Zollgut wird veräußert. 
Die Vorschriften der Reichsabgabenordnung über 
die Verwertung gepfändeter Sachen gelten sinn- 
gemäß. Die Beteiligten sollen vor der Veräußerung 
gehört werden. Die Anordnung sowie Zeit und Ort 
der Veräußerung sind ihnen, soweit möglich, mit- 
zuteilen. Das veräußerte Zollgut wird ausgehändigt, 
nachdem es nach § 9 behandelt worden ist. 

(3) Ist die Veräußerung als Zollgut erfolglos ver- 
sucht worden, so kann das Zollgut unter Beachtung 
der Verbote und Beschränkungen für den Waren- 
verkehr über die Grenze mit der Wirkung veräußert 
werden, daß es durch die Aushändigung zollamtlich 
freigegeben wird. Die Eingangsabgaben sind aus 
dem Verwertungserlös zu decken. Für die Menge, 
die Beschaffenheit und den Zollwert der Ware und 
für die Anwendung der Zollvorschriften ist der 
Zeitpunkt der Veräußerung maßgebend. Reicht der 
erzielbare Verwertungserlös nicht aus, um die Ein- 
gangsabgaben zu decken, so können sie auf diesen 
Betrag ermäßigt werden, soweit sie nicht den Län- 
dern zustehen. Ist auch diese Veräußerung erfolglos 
versucht worden, so kann das Zollgut vernichtet 
werden. 

(4) Die Zollstelle hebt die Sicherstellung auf, 
wenn die Zollbehandlung noch vor der Veräußerung 
des Zollguts beantragt wird und alsbald durchge- 
führt werden kann. Der Zollbeteiligte hat die Ko- 
sten der Sicherstellung zu tragen. 

(5) Die Zollstelle kann für eine von ihr zu be- 
stimmende Zeit von der Sicherstellung absehen, 
wenn Sicheibeit geleistet wird. 


KAPITEL II 

Bemessung des Zolles 

§ 21 

Zolltarif, Antidumpingzoll, Ausgleichszoll, 
Obertarif 

(1) Der Zoll wird im Rahmen zwischenstaatlicher 
Verpflichtungen (§ 76 Abs. 2) nach dem Zolltarif 
erhoben. 

(2) Die Bundesregierung kann durch Rechts Ver- 
ordnung anordnen, daß 

1. für Waren, die Gegenstand eines Dum- 
pings sind, zusätzlich Antidumpingzoll- 
sätze angewendet werden, die eine Zoll- 
belastung in Höhe der Dumpingspanne 
ergeben, 

2. für Waren, zu deren Erzeugung, Herstel- 
lung oder Ausfuhr unmittelbar oder mit- 
telbar Prämien oder Subventionen ge- 
währt werden, zusätzlich Ausgleichszoll- 
sätze angewendet werden, die eine Zoll- 


belastung in Höhe der festgestellten oder 
geschätzten Prämien oder Subventionen 
ergeben, 

3. für Waren mit Ursprung (§ 28) aus Län- 
dern, mit denen kein Handelsvertragsver- 
hältnis besteht, die deutsche Waren un- 
günstiger als Waren anderer Länder oder 
die deutsche Schiffe ungünstiger als Schiffe 
eigener oder fremder Flagge behandeln, 
an Stelle des Zolltarifs der Obertarif 
(Absatz 3) ganz oder teilweise angewen- 
det wird. 

(3) Obertarif ist der Zolltarif mit folgenden Än- 
derungen: 

1. Die Zollsätze werden verdreifacht? Wert- 
zollsätze werden mindestens auf 10 vom 
Hundert erhöht, 

2. an die Stelle der Zollfreiheit tritt ein 
Wertzollsatz von 10 vom Hundert. 

§ 22 

Vertragstarif 

(1) Durch zwischenstaatliche Vereinbarungen kön- 
nen für bestimmte Waren Zollfreiheit oder andere 
Maßstäbe und Zollsätze als die des Zolltarifs fest- 
gesetzt werden (vertragliche Zollfreiheit, Vertrags- 
zollsätze). 

(2) Der Vertragstarif wird angewendet, 

1. wenn er für den Zollbeteiligten günstiger 
ist als der Zolltarif und 

2. wenn die Ware ihren Ursprung (§ 28) in 
einem Land hat, mit dem der Vertrags- 
tarif vereinbart ist oder das insoweit 
meistbegünstigt ist. 

(3) Der Vertragstarif wird unter der Vorausset- 
zung des Absatzes 2 Nr. 1 auch angewendet, wenn 
die Ware 

1. ihren Ursprung im Zollgebiet oder in 
einem Zollfreigebiet hat oder 

2. sich im freien Verkehr des Zollgebiets 
befunden hat und ihre Ursprungsmerk- 
male danach nicht mehr geändert worden 
sind. 

§ 23 

Verbindliche Zolltarifauskunft 

(1) Die Oberfinanzdirektion erteilt auf Antrag 
eine verbindliche Zolltarifauskunft über die Tarif- 
stelle des Zolltarifs, zu der eine Ware gehört. Ist 
für die Ware ein günstigerer Vertragstarif festge- 
setzt, so wird die Auskunft auch über die Tarif- 
stelle des Vertragstarifs erteilt. 

(2) Der Antragsteller kann verlangen, daß die 
durch die Auskunft gebundenen Zollstellen ihm 
gegenüber die tariflich gleiche Ware entsprechend 
dieser Auskunft tarifieren. Wird die Auskunft ge- 
ändert oder aufgehoben, so kann er dies noch drei 
Monate danach verlangen. Beruht die Auskunft auf 
unrichtigen Angaben des Antragstellers, so stehen 
ihm keine Rechte aus der Auskunft zu. 
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(3) Die Auskunft tritt außer Kraft, wenn die in 
ihr angewendeten Rechtsvorschriften geändert wer- 
den. Die Rechte des Antragstellers erlöschen da- 
mit. 

(4) Der Bundesminister der Finanzen regelt durch 
Rechtsverordnung das Verfahren. Er bestimmt da- 
bei, welche Oberfinanzdirektion für die Auskunft 
örtlich und sachlicn zuständig ist und welche Zoll* 
stellen durch die Auskunft gebunden sind. 

§ 24 

Außertarifliche Zollfreiheit 

(1) Der Bundesminister der Finanzen kann, soweit 
dadurch nicht unangemessene Zollvorteile entste- 
hen, durch Rechtsverordnung Zollfreiheit anordnen 

1. für Waren, die nicht oder nicht mehr am 
Güterumsatz und an der Preisbildung 
teilnehmen, 

a) wegen ihrer Beschaffenheit, wie Amts- 
schilder ausländischer oder internatio- 
naler Behörden, Akten und Urkunden, 
Zahlungsmittel, Werbemittel, Waren- 
muster und -proben, oder 

b) wegen ihrer besonderen Widmung, 
wie Verteidigungsgut, Gegenstände für 
öffentliche Sammlungen, Forschungs- 
und Bildungsmittel für öffentliche oder 
gemeinnützige Einrichtungen, Heirats- 
gut, oder 

c) weil sie schon in den Gebrauch oder 
Verbrauch ihrer Besitzer übergegan- 
gen sind, wie Umschließungen, Reise- 
bedarf, Schiffsbedarf, Übersiedlungs- 
gut, Erb Schafts gut, oder 

d) weil sie Geschenke oder Liebesgaben 
sind; 

2. für Waren, die das Zollgebiet verlassen 
hatten, ohne ihre Zugehörigkeit oder enge 
Beziehung zur Wirtschaft des Zollgebiets 
verloren zu haben, wie Waren, die zur 
Beförderung, zum vorübergehenden Ge- 
brauch, zur vorübergehenden Lagerung, 
auf Bestellung, zur Ansicht, zum ungewis- 
sen Verkauf oder aus ähnlichen Anlässen 
in das Zollausland oder ein Zollfreigebiet 
gebracht worden waren; 

3. für Waren, die schon im Zeitpunkt ihrer 
Erzeugung oder Aneignung außerhalb des 
Zollgebiets seiner Wirtschaft zuzurechnen 
sind, wie Erzeugnisse grenzdurchschnit- 
tener land- und forstwirtschaftlicher Be- 
triebe, die vom Zollgebiet aus bewirt- 
schaftet werden, Fänge deutscher Fischer 
auf See, daraus auf deutschen Schiffen 
hergestellte Erzeugnisse; 

4. für Waren, die im Zollgebiet nur vorüber- 
gehend verwendet und wieder ausgeführt 
werden; 

5. für Waren in kleinen Mengen oder von 
geringem Wert, soweit dadurch schutz- 
würdige Interessen der inländischen Wirt- 
schaft nicht verletzt werden; 


6. unter der Voraussetzung der Gegensei- 
tigkeit für Waren, für die nach zwischen- 
staatlichem Brauch kein Zoll erhoben wird. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann in den 
Fällen des Absatzes 1 die Zollfreiheit davon abhän- 
gig machen, daß bestimmte Nachweise bis zu be- 
stimmten Zeitpunkten geführt werden und daß die 
Waren unter zollamtlicher Überwachung zu dem be- 
günstigten Zweck verwendet werden. 

(3) Die Bundesregierung kann durch Rechtsver- 
ordnung für Waren mit Ursprung (§ 28) oder Her- 
kunft aus Ländern, die nicht Gegenrecht üben, die 
Begünstigungen nach Absatz 1 Nr. 1 bis 5 aus- 
schließen oder einschränken. 

§ 25 

Zollfreiheit aus besonderen Gründen 

(1) Abfälle, die zum Gewinnen von Metallen oder 
Metallverbindungen oder als Rohstoffe beim Her- 
stellen von Waren verwendet werden, sind zoll- 
frei, wenn der Bundesminister der Finanzen diese 
Verwendung aus wirtschaftlichen Gründen im ein- 
zelnen Fall unter zollamtlicher Überwachung zu- 
läßt. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann zur 
Förderung der Luftfahrt und der Schiffahrt durch 
Rechtsverordnung Betriebsstoffe auch in anderen 
Fällen als denen des § 24 vom Zoll befreien, wenn 
sie unter zollamtlicher Überwachung für Luftfahr- 
zeuge oder Schiffe verwendet werden. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann zur 
Förderung der deutschen Saatzucht durch Rechtsver- 
ordnung Vermehrungssaatgut, das aus deutschem 
Saatgut im Zollausland gewonnen ist, unter be- 
stimmten Voraussetzungen vom Zoll befreien. 

(4) Der Bundesminister der Finanzen kann zur 
Förderung der deutschen Pferdezucht durch Rechts- 
verordnung Saugfohlen einer tragend ausgeführten 
Stute vom Zoll befreien, wenn sie mit dieser Stute 
eingeführt werden. 

§ 26 

Zollermäßigung aus besonderen Gründen 

(1) Für Waren, die einem Wertzoll unterliegen 
und im Zollausland nach Vorlagen (Plänen, Zeich- 
nungen, Manuskripten, Modellen und dergleichen) 
eines im Zollgebiet ansässigen Auftraggebers her- 
gestellt worden sind, wird der Zoll ermäßigt 

(2) Die Zollermäßigung bedarf einer vorherigen 
Zusage. Die Zusage wird nur erteilt, wenn mit dem 
Herstellen der Ware im Zollausland noch nicht be- 
gonnen worden ist und dargetan wird, daß die in 
Absatz 1 bezeichneten Vorlagen dazu verwendet 
werden. 

(3) Der Zoll wird auf den Betrag ermäßigt, der 
sich ergibt, wenn das Entgelt für das Herstellen der 
Ware im Zollausland der Berechnung des Zolles zu- 
grunde gelegt würde. 

§ 27 

Für Waren, die unter zollamtlicher Überwachung 
zum Bau, zum Ausbessern oder zum Ausrüsten von 
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Schiffen oder Luftfahrzeugen außerhalb eines akti- I 
ven Veredelungsverkehrs verwendet werden, gilt j 
der Zollsatz oder die Zollfreiheit, wie sie anzuwen- 
den wären, wenn das Schiff oder das Luftfahrzeug 
unter den gleichen Umständen zum freien Verkehr ' 
abgefertigt würde. 

§ 28 

Ursprungsland 

(1) Ursprungsland einer Ware ist das Land, in 
dem die Ware gewonnen oder hergestellt worden 
ist; als Gewinnen gilt auch das Sammeln von Alt- 
waren und Abfällen. Auf hoher See von Schiffen 
aus gewonnene oder auf Schiffen hergestellte Waren 
haben ihren Ursprung in dem Land, dessen Flagge 
das Schiff führt. 

(2) Sind an der Herstellung einer Ware mehrere 
Länder beteiligt, so ist als Ursprungsland das Land 
anzusehen, in dem die Ware zuletzt wirtschaftlich 
sinnvoll so bearbeitet worden ist, daß sich ihre Be- 
schaffenheit wesentlich verändert hat. Dabei können 
im Zweifel auch Werterhöhungen als Nachweis für 
eine wesentliche Veränderung der Beschaffenheit 
angesehen werden. 

(3) Den in einem Lande gewonnenen oder her- j 
gestellten Waren stehen Waren gleich, die in dieses j 
Land eingeführt, dort in den freien Verkehr getreten I 
und anschließend so verwendet worden sind, daß 
sie der Wirtschaft dieses Landes zuzurechnen sind. \ 

(4) Für Kunstgegenstände, Sammlungsstücke und ; 

Antiquitäten gilt das Versendungsland als Ur- | 
sprungsland. j 

(5) Ursprungsbegründende Handlungen bleiben j 
unberücksichtigt, soweit sie nur vorgenommen wor- ! 
den sind, um eine günstigere Zollbehandlung zu er- 
langen. 

§ 29 

Zollwert, Normalpreis 

(1) Zollwert ist der normale Preis, der für die 
eingeführte Ware bei einem Verkauf unter den Be- 
dingungen des freien Wettbewerbs zwischen unab- 
hängigen Verkäufern und Käufern im maßgebenden 
Zeitpunkt erzielt werden kann (Normalpreis). 

(2) Bei der Feststellung des Normalpreises ist zu 
unterstellen, daß 

1. die Ware dem Käufer am Ort der Einfuhr 
geliefert wird, 

2. der Verkäufer alle Kosten zu tragen hat, 
die sich auf den Verkauf und auf die 
Lieferung der Ware bis zum Ort der Ein- 
fuhr beziehen, 

3. der Käufer die Eingangsabgaben zu tragen 
hat. 

(3) Wenn die zu bewertende Ware 

1. nach einer patentierten Erfindung oder 
nach einem eingetragenen Geschmacks- 
oder Gebrauchsmuster hergestellt worden ! 
ist oder 

2. ein ausländisches Warenzeichen trägt oder 
zum Verkauf unter einem solchen Waren- 


zeichen — auch nach weiterer Bearbeitung 

— eingeführt wird, 

umfaßt der Normalpreis dieser Ware den Wert des 
Rechts zur Benutzung des Patents, des Geschmacks- 
oder Gebrauchsmusters oder des Warenzeichens. 

§ 30 

Verkauf unter den Bedingungen des freien 
Wettbewerbs 

(1) Ein Verkauf unter den Bedingungen des 
freien Wettbewerbs zwischen unabhängigen Ver- 
käufern und Käufern (§ 29 Abs. 1) bedeutet einen 
Verkauf, bei dem unter anderem 

1. die Zahlung des Preises die einzige Lei- 
stung des Käufers für die Ware darstellt, 

2. kein Teil des Ertrages aus dem späteren 
Weiterverkauf oder der Verwendung der 
Ware unmittelbar oder mittelbar dem Ver- 
käufer oder einer mit ihm geschäftlich ver- 
bundenen natürlichen oder juristischen 
Person zugute kommt, 

3. der vereinbarte Preis — • abgesehen von 
den Beziehungen aus dem Verkauf selbst 

— nicht beeinflußt ist durch Handels-, 
Finanz- oder andere Beziehungen vertrag- 
licher oder außervertraglicher Art zwi- 
schen dem Verkäufer oder einer mit ihm 
geschäftlich verbundenen natürlichen oder 
juristischen Person und dem Käufer oder 
einer mit diesem geschäftlich verbundenen 
natürlichen oder juristischen Person. 

(2) Zwei Personen gelten als miteinander ge- 
schäftlich verbunden, wenn unmittelbar oder mittel- 
bar eine von ihnen am Geschäft der anderen oder 
ein Dritter am Geschäft beider interessiert ist. 

§ 31 

Rechnungspreis als Zollwert 

(1) Der Rechnungspreis, der bei einem Verkauf 
erzielt worden ist, gilt als Zollwert, wenn 

1. der Kaufvertrag in einem handelsüblichen 
Zeitraum abgewickelt ist, 

2. dieser Preis dem nach den Vorschriften 
des § 29 Abs. 1 und 3 erzielbaren Preis 
(üblicher Wettbewerbspreis) im Zeitpunkt 
des Kaufabschlusses entspricht oder, so 
weit erforderlich, berichtigt ist und 

3. dieser Preis, falls § 29 Abs. 2 nicht erfüllt 
ist, entsprechend berichtigt ist. 

Die nach Nummer 2 erforderlichen Berichtigungen 
betreffen besonders alle außergewöhnlichen Preis- 
nachlässe, Preisermäßigungen, die nur Alleinver- 
tretern gewährt werden, und jede andere Ermäßi- 
gung des üblichen Wettbewerbspreises. 

(2) Preisermäßigungen, die nur Alleinvertretern 
gewährt werden, sind Preisunterschiede zwischen 
dem Rechnungspreis und dem üblichen Wettbe- 
werbspreis, zu dem jeder Käufer die Ware kaufen 
könnte, der neben der Zahlung des Rechnungspreises 
keine weiteren Leistungen im Interesse des Ver- 
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käufers in bezug auf die eingeführte Ware erbringt; 
solche weiteren Leistungen sind besonders Werbung 
und Garantiedienst. 

(3) Absatz 1 gilt nicht, wenn der Zollbeteiligte 
die Bewertung nach dem Normalpreis beantragt. 
Der Zollbeteiligte hat dem Antrag auf Verlangen der 
Zollstelle Preisunterlagen beizufügen. 

§ 32 

Zollwert, besondere Vorschriften 

(1) Bei der Ermittlung des Zollwerts kann bei 
gleichen Lieferungsbedingungen angenommen wer- 
den, daß der übliche Wettbewerbspreis, der für die 
Ware am Ort der Verzollung erzielt werden kann, 
dem am Ort der Einfuhr erzielbaren üblichen Wett- 
bewerbspreis entspricht. Dies gilt nicht, wenn die 
Ware bei gleichen Lieferungsbedingungen je nach 
dem Sitz des Käufers zu unterschiedlichen Preisen 
verkauft wird. 

(2) Ermäßigungen der Kosten (§ 29 Abs. 2 Nr. 2), 
die dem Käufer gewährt werden, werden nur aner- 
kannt, wenn sie im maßgebenden Zeitpunkt fest- 
stehen. 

(3) Die Kosten der Umschließungen werden vom 
Zollwert der in ihnen verpackten Ware umfaßt, 
wenn die Umschließungen nach § 24 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe c zollfrei sind. Sie werden vom Zollwert 
nicht umfaßt, wenn die Umschließungen 

1. dem Verkäufer in das Ausland zurück- 
geliefert werden oder 

2. aus dem freien Verkehr des Zollgebiets 
stammen und von einem im Zollgebiet 
oder in einem Freihafen ansässigen Käufer 
zur Verfügung gestellt worden sind. 

(4) Der Bundesminister der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung 

1. unter verkehrsmäßigen Gesichtspunkten 
bestimmen, welcher Ort für die Ermittlung 
des Normalpreises (§ 29 Abs. 2 Nr. 1) 
und für die Abgrenzung der Kosten, die 
sich auf die Lieferung der Ware beziehen 
(§ 29 Abs. 2 Nr. 2), als Ort der Einfuhr gilt, 

2. bei Waren von geringem Wert und bei 
Mustern und Proben bestimmen, daß bei 
Beförderung auf dem Luftweg unter be- 
stimmten Voraussetzungen nicht die tat- 
sächlichen Beförderungskosten in den Zoll- 
wert einbezogen werden, sondern nur die- 
jenigen, die bei Beförderung auf dem 
Land- oder Wasserweg entstanden wären. 

(5) In den Fällen des § 8 Abs. 2 und des § 20 
Abs. 2 ist Zollwert der Verwertungserlös, im Falle 
des § 20 Abs. 3 der Verwertungserlös ohne die darin 
enthaltenen Eingangsabgaben. 

(6) Sind Waren zu bewerten, die nicht eingeführt 
worden sind, so ist Zollwert ihr im Zollgebiet er- 
zielbarer üblicher Wettbewerbspreis. 

§ 33 

Zollwert, Umrechnung ausländischer Währung 

(1) Preise und Kosten, die in ausländischer Wäh- 
rung ausgedrückt sind, werden nach den amtlichen 


Kursen umgerechnet, die der Bundesminister der 
Finanzen öffentlich bekanntgibt. 

(2) Sind Umrechnungskurse nicht bekanntgegeben 
worden, so werden die Währungen nach dem auf 
zwei Dezimalstellen verkürzten Briefkurs umgerech- 
net, der von den Kreditinstituten angewendet wird. 


KAPITEL III 

Abfertigung von Zollgut zum freien Verkehr 
und Zollbehandlung gestellungsbefreiter Waren 

§ 34 

Maßgebender Zeitpunkt 

(1) Bei der Abfertigung zum freien Verkehr wer- 
den die Zollvorschriften angewendet, die in dem 
Zeitpunkt gelten, in dem der Zollantrag gestellt 
oder wirksam geworden ist. Dieser Zeitpunkt ist 
auch für die Menge, die Beschaffenheit und den 
Zollwert der Ware maßgebend. 

(2) Wird Zollgut, für das je nach Jahreszeit Zoll- 
freiheit oder unterschiedliche Zollsätze (Saisonzölle) 
gelten, im Anschluß an einen Zollgutversand zum 
freien Verkehr (ohne anschließende Lagerung in 
einem Zollaufschublager) abgefertigt, so ist auf An- 
trag die Zollfreiheit oder der Zollsatz anzuwenden, 
wie sie galten, als der Zollgutversand beantragt 
wurde. 

§ 35 

Zollfreistellung, Verzollung 

(1) Bei der Abfertigung zum freien Verkehr wird 
geprüft, ob das Zollgut nach dem Zolltarif, nach dem 
Vertragstarif oder aus anderen Gründen zollfrei ist. 

(2) Ist kein Zoll zu erheben, so gibt die Zollstelle 
dies dem Zollbeteiligten bekannt (Zollfreistellung) 
und gibt das Zollgut frei. 

(3) Ist Zoll zu erheben (Verzollung), so wird der 
berechnete Zoll von dem Zollbeteiligten als Zoll- 
schuldner schriftlich oder mündlich angefordert (Zoll- 
bescheid). Mit der Bekanntgabe des Zollbescheides 
entsteht die Zollschuld in der Höhe, die sich aus den 
Zollvorschriften ergibt. 

(4) Einem anwesenden Zollbeteiligten wird der 
berechnete Zoll vor der Anforderung mündlich mit- 
geteilt, wenn er es verlangt oder wenn es der Zoll- 
stelle angebracht erscheint. 

§ 36 

Fälligkeit, Zahlungsaufschub 

(1) Die Zollschuld ist mit der Bekanntgabe des 
Zollbescheides fällig. Ist die Zahlung nicht bei der 
Kasse der Zollstelle zu leisten, die den Zollbescheid 
erteilt hat, so ist die Zollschuld erst am dritten 
Werktag nach der Bekanntgabe des Zollbescheides 
fällig. 

(2) Die Zahlung des Zolles wird auf Antrag des 
Zollschuldners bei Sicherheitsleistung bis zum 25. 
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des zweiten auf die Entstehung der Zollschuld fol- 
genden Monats aufgeschoben. Die Oberfinanzdirek- 
tion kann in einzelnen Fällen auf die Sicherheits- 
leistung verzichten, wenn ihr Einnahmeausfälle oder 
Zahlungsverzögerungen ausgeschlossen erscheinen. 

(3) Der Zahlungsaufschub nach Absatz 2 ist aus- 
geschlossen, wenn die Eingangsabgaben weniger als 
200 Deutsche Mark betragen. Dies gilt nicht, wenn 
dem Zollschuldner laufender Zahlungsaufschub be- 
willigt ist. 

§ 37 

Freigabe bei Verzollung 

(1) Sobald der Zoll gezahlt, aufgeschoben oder 
gestundet ist, gibt die Zollstelle das Zollgut frei. 
Sie kann das Zollgut schon vorher freigeben, wenn 
ihr der Zollbeteiligte sicher erscheint und entweder 
die Zollbeschau beendet oder davon abgesehen 
worden ist. 

(2) Wird Zollgut vor der Bekanntgabe des Zoll- 
bescheides freigegeben, so entsteht die Zollschuld 
schon mit der Freigabe. § 35 Abs. 4 ist dann nicht 
anzuwenden. 

(3) Soweit Zollgut vor der Freigabe untergegan- 
gen oder bei der Zollstelle abhanden gekommen ist, 
ist die mit Bekanntgabe des Zollbescheides entstan- 
dene Zollschuld zu erlassen, ein zu ihrer Tilgung 
gezahlter Zoll zu erstatten. 

§ 38 

Zollbehandlung gestellungsbefreiter Waren 

(1) übernimmt der Zollbeteiligte Zollgut, das 
nach § 6 Abs. 5 von der Gestellung befreit ist, oder 
nimmt er solches Zollgut unmittelbar in seinen Be- 
trieb auf, so hat er es sofort anzuschreiben. Für Zoll- 
gut, das nicht zollfrei ist, entsteht mit der Anschrei- 
bung die Zollschuld. Für die Menge, die Beschaffen- 
heit und den Zoll wert der Ware und für die An- 
wendung der Zollvorschriften ist der Zeitpunkt der 
Anschreibung maßgebend. Zollschuldner ist der Zoll- 
beteiligte. Für die ihm obliegende Zollanmeldung 
gilt § 12 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 sinngemäß. Ist 
kein Zoll zu erheben, so gibt die Zollstelle dies dem 
Zollbeteiligten bekannt (Zollfreistellung). Für die 
Verzollung gilt § 35 Abs. 3 Satz 1, für die Fällig- 
keit und den Zahlungsaufschub § 36. 

(2) Ist dem Zollbeteiligten eine Freigutveredelung 
bewilligt, so kann zugelassen werden, daß er das 
Zollgut unmittelbar nach der Übernahme oder Auf- 
nahme in den Betrieb gesondert mit der Wirkung 
anschreibt, daß die Anschreibung der Abfertigung 
zur Freigutveredelung gleichsteht. 

(3) Ist dem Zollbeteiligten eine Zollgutveredelung 
oder Zollgutverwendung bewilligt, so kann zugelas- 
sen werden, daß er das Zollgut unmittelbar nach 
der Übernahme oder Aufnahme in den Betrieb in 
den besonderen Zollverkehr überführt. Der Zollbe- 
teiligte hat solches Zollgut gesondert anzuschreiben 
und anzumelden. Die Anschreibung steht der Ab- 
fertigung zu dem besonderen Zollverkehr gleich. 


§ 39 

Erlaß und Erstattung bei Wiederausfuhr 

Werden Waren, die bei der Einfuhr ins Zollgebiet 
verzollt worden sind, wieder ausgeführt, so kann 
der Zoll erlassen oder erstattet werden, jedoch höch- 
stens in dem Rahmen, in dem Zollfreiheit im Falle 
des § 24 Abs. 1 Nr. 2 gewährt wird. 


KAPITEL IV 

Zollgutversand 

§ 40 

(1) Soll Zollgut nach der Gestellung weiterbeför- 
dert werden, so wird es auf Antrag des Zollbetei- 
ligten einer anderen Zollstelle überwiesen (Zollgut- 
versand). 

(2) Das Zollgut wird dem Zollbeteiligten zur Be- 
förderung mit der Verpflichtung überlassen, es in- 
nerhalb einer bestimmten Frist unverändert einer 
anderen Zollstelle zu gestehen. 

(3) Der Zollbeteiligte kann das Zollgut einem an- 
deren als Warenführer zur Beförderung übergeben. 
Weiß dieser, daß es sich um Zollgut handelt, so geht 
die Verpflichtung zur Gestellung auf ihn über. Sie 
geht unter der gleichen Voraussetzung auf jeden 
weiteren Warenführer oder den Warenempfänger 
über. 

(4) Der Zollbeteiligte haftet von der Überlassung 
des Zollguts an für den Zoll nach der höchsten in 
Betracht kommenden Zollbelastung, wenn das Zoll- 
gut nicht oder nicht ordnungsgemäß gestellt wird. 
In den Fällen des Absatzes 3 haftet neben dem 
Zollbeteiligten jeweils derjenige, dem noch die Ge- 
stellung obliegt. Der Zollbeteiligte hat auf Verlan- 
gen Sicherheit zu leisten. 

(5) Die Zollstelle kann den Zollbeteiligten von 
der Verpflichtung, das Zollgut einer anderen deut- 
schen Zollstelle zu gestehen, für den Fall befreien, 
daß es im Zuge der Beförderung ausgeführt und 
einer ausländischen Zollbehörde vorgeführt wird. 

(6) Der Zollgutversand kann abgelehnt werden, 
wenn das Zollgut sofort zum freien Verkehr abge- 
fertigt werden kann und ein entgegenstehendes 
wirtschaftliches Interesse des Zollbeteiligten nicht 
erkennbar ist. 


KAPITEL V 

Lagerung 

ABSCHNITT 1 

Arten der Lagerung 

§ 41 

(1) Der Lagerung dienen 

1. öffentliche und private Zollgutlager 
und 

2. private Zollaufschublager. 
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(2) Die Lager werden nur Personen bewilligt, die 
ordnungsgemäß kaufmännische Bücher führen, re- 
gelmäßig Abschlüsse machen und nach dem Ermes- 
sen der Zollverwaltung vertrauenswürdig sind. 

(3) Die Dauer der Lagerung darf insgesamt fünf 
Jahre nicht überschreiten. Erfordert es die Eigenart 
der Ware, so kann eine längere Lagerzeit zugelas- 
sen werden. 

(4) Die Lager unterliegen der zollamtlichen Über- 
wachung. 

ABSCHNITT 2 

Zollgutlager 

§ 42 

Allgemeines 

(1) In Zollgutlagern kann Zollgut gelagert wer- 
den, das später ausgeführt werden soll oder dessen 
spätere Bestimmung nicht überblickt werden kann. 
In einzelnen Fällen kann zugelassen werden, daß 
neben dem Zollgut auch Freigut gelagert wird, 
wenn die zollamtliche Überwachung dadurch nicht 
beeinträchtigt wird. 

(2) Zollgut darf in Zollgutlagern der üblichen La- 
gerbehandlung unterzogen, aber weder darüber hin- 
aus bearbeitet noch verarbeitet werden. Diese La- 
gerbehandlung ist auch zulässig, wenn sich dadurch 
andere Bemessungsgrundlagen für eine spätere Zoll- 
behandlung ergeben. Bei wirtschaftlichem Bedürf- 
nis kann in einzelnen Fällen eine weitergehende 
Behandlung zugelassen werden. 

(3) Zollgut darf aus Zollgutlagern nicht nur aus- 
geführt, sondern auch in andere Zollgutlager ge- 
bracht werden. 

(4) Ergibt sich nach der Einlagerung ein wirt- 
schaftliches Bedürfnis dafür, so darf Zollgut in den 
freien Verkehr ausgelagert werden. In diesem Falle 
stehen die erste Abfertigung des Zollguts zur Zoll- 
gutlagerung der Abfertigung zum freien Verkehr 
und die gesamte anschließende Lagerung, auch in 
mehreren Zollgutlagern, der Lagerung in einem 
Zollaufschublager gleich. Zollschuldner ist, wer die 
Auslagerung des Zollguts beantragt. 

(5) Ergibt sich nach der Einlagerung ein wirt- 
schaftliches Bedürfnis dafür, so darf Zollgut zum 
aktiven Veredelungsverkehr, zum Umwandlungs- 
verkehr oder zur Zollgutverwendung abgefertigt 
werden. Dies ist ausgeschlossen, wenn sich durch 
eine Lagerbehandlung die Beschaffenheit des Zoll- 
guts so geändert hat, daß nach der Abfertigung zu 
dem neuen Verkehr Zollvorteile entstehen können. 

(6j Mit Zollgut, das sich bei Ablauf der Lager- 
frist noch im Zollgutlager befindet, wird nach § 20 
verfahren. 

§ 43 ‘ 

öffentliche Zollgutlager (Zollniederlagen) 

(1) öffentliche Zollgutlager (Zollniederlagen) 
können an Orten mit starkem Zollverkehr bewilligt 
werden, wenn ein allgemeines Bedürfnis für die La- 
gerung besteht. 


(2) Die Zollniederlagen stehen unter Zollmitver- 
schluß. Der Niederlagehalter hat die Zollniederlage 
zollsicher einzurichten und zu erhalten und sie nach 
den zollamtlichen Anordnungen zu führen. 

(3) Der Einlagerer hat die zollamtlichen Anord- 
nungen über die Lagerung zu befolgen. Kommt er 
diesen Anordnungen nicht nach, so kann er von der 
Benutzung der Zollniederlage ausgeschlossen wer- 
den. 

(4) Zollgut, das sich nach seiner Beschaffenheit 
für eine Zollniederlage nicht eignet, ist von der 
Lagerung ausgeschlossen. 

(5) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 
können notfalls zolleigene Zollniederlagen einge- 
richtet werden. 

§ 44 

Private Zollgutlager 

(1) Private Zollgutlager können bewilligt werden, 
wenn nach den Betriebsverhältnissen des Antrag- 
stellers ein Bedürfnis für die Lagerung besteht und 
die Lagerung in einem Freihafen oder in einer Zoll- 
niederlage nicht angängig ist. 

(2) Die privaten Zollgutlager stehen unter Zollmit- 
verschluß. Der Lagerinhaber hat das Zollgutlager 
zollsicher einzurichten und zu erhalten. In einzelnen 
Fällen kann unter besonderen Voraussetzungen und 
Bedingungen vom Zollmitverschluß und von der 
zollsicheren Einrichtung abgesehen werden. 

(3) Der Lagerinhaber hat die Anordnungen zu be- 
folgen, die zur zollamtlichen Überwachung getrof- 
fen werden. 


ABSCHNITT 3 

Zollaufschublager 

§ 45 

(1) In Zollaufschublagern können Waren, die zum 
freien Verkehr abgefertigt oder nach § 38 Abs. 1 
Satz 1 angeschrieben worden sind, im Anschluß dar- 
an mit der Wirkung gelagert werden, daß die Zoll- 
zahlung für die Dauer der Lagerung aufgeschoben 
ist. In einzelnen Fällen kann zugelassen werden, 
daß in dem Lager auch anderes Freigut gelagert 
wird, wenn die zollamtliche Überwachung dadurch 
nicht beeinträchtigt wird. 

(2) Zollaufschublager können bewilligt werden, 
wenn nach den Betriebsverhältnissen des Antrag- 
stellers ein Bedürfnis für die Lagerung besteht. 

(3) Zollaufschublager stehen nicht unter Zollver- 
schluß. Für die Auslagerung können solche Mindest- 
mengen festgesetzt werden, daß die Buchführung 
übersichtlich bleibt. Der Lagerinhaber hat die An- 
ordnungen zu befolgen, die zur zollamtlichen Über- 
wachung getroffen werden. Soweit es die Zollver- 
waltung für erforderlich hält, kann Sicherheit bis 
zur Höhe des aufgeschobenen Zolles verlangt wer- 
den. 

(4) In Zollaufschublagern dürfen die Waren der 
üblichen Lagerbehandlung unterzogen, aber weder 


13 



Drucksache 2201 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


darüber hinaus bearbeitet noch verarbeitet werden. | 
Diese Lagerbehandlung ist auch zulässig, wenn sich 
dadurch andere Bemessungsgrundlagen für eine 
spätere Zollbehandlung ergeben. Bei wirtschaft- 
lichem Bedürfnis kann in einzelnen Fällen eine wei- 
tergehende Behandlung zugelassen werden. Für die 
Fälle der Sätze 2 und 3 können Zollverschluß oder 
andere besondere Sicherungsmaßnahmen angeord- 
net werden. 

(5) Es kann zugelassen werden, daß Waren vor- 
übergehend aus Zollaufschublagern entfernt wer- 
den, soweit dafür ein wirtschaftliches Bedürfnis be- 
steht. Werden die Waren innerhalb einer dafür ge- 
setzten Frist in das Zollaufschublager zurückge- 
bracht, so gilt die Lagerung nicht als unterbrochen. 
Außerhalb des Zollaufschublagers dürfen die Wa- 
ren in der gleichen Weise behandelt werden wie im 
Zollaufschublager. 

(6) Aus einem Zollaufschublager dürfen Waren 
in ein anderes Zollaufschublager gebracht werden. 
Der Inhaber des anderen Lagers hat zuvor schrift- 
lich sein Einverständnis zu erklären, wenn er nicht 
Inhaber beider Lager ist. Die Zollschuld geht auf ihn 
über, sobald die Erklärung bei der Zollstelle des La- 
gers eingeht, aus dem die Waren abgegeben wer- 
den. Werden die Waren nicht spätestens in dem Ka- 
lendermonat, der auf diesen Zeitpunkt folgt, in das 
andere Lager gebracht, so gelten sie als daraus ent- 
nommen. 

(7) Der Zoll ist jeweils für diejenige Warenmenge 
zu zahlen, die sich am Ende eines Kalendermonats 
nicht mehr im Lager befindet oder die als entnom- 
men gilt. Dabei bleiben die Waren außer Betracht, 
die nach den Absätzen 5 und 6 aus dem Lager ent- 
fernt sind. 

(8) Die Zollschuld ist am dritten Werktag des fol- 
genden Monats fällig. Die Zahlung wird auf Antrag 
des Zollschuldners bei Sicherheitsleistung bis zum 
25. des nächsten darauf folgenden Monats aufge- 
schoben; § 36 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 wird ange- 
wendet. Ist Sicherheit nach Absatz 3 nicht oder nicht 
in voller Höhe geleistet und erscheint die recht- 
zeitige Zahlung gefährdet, so kann die Zollstelle an- 
ordnen, daß der Zoll jeweils vor der Entnahme von 
Waren aus dem Lager gezahlt wird. Sie kann zur 
Sicherung dieser Anordnung geeignete Maßnahmen 
treffen, vor allem Verfügungsverbote erlassen und 
das Lager unter Zollverschluß nehmen. 

(9) Werden während der Lagerung Zollvorschrif- 
ten geändert, so werden für die aufgeschobene Zoll- 
schuld die neuen Zollvorschriften auf die noch im 
Lager vorhandene Warenmenge angewendet, so- 
weit es der Zollschuldner beantragt. Der neuen 
Zollberechnung werden Beschaffenheit und Zoll- 
wert der Waren im Zeitpunkt der Abfertigung zum 
freien Verkehr zugrunde gelegt. 

(10) Werden Waren ausgelagert, für die Saison- 
zölle (§ 34 Abs. 2) gelten, so wird auf Antrag des 
Zollschuldners der bei der Auslagerung geltende 
Zollsatz angewendet oder, wenn in diesem Zeit- 
punkt Zollfreiheit gilt, die Zollschuld erlassen. Ab- 
satz 9 Satz 2 wird angewendet. 


(11) Werden aus dem Zollaufschublager Waren 
zur Zollgutveredelung, zur Zollgutumwandlung 
oder zur Zollgutverwendung abgefertigt oder unter 
zollamtlicher Überwachung ausgeführt, so ist die 
auf sie entfallende Zollschuld zu erlassen. Dies gilt 
nur, soweit der Zollschuldner nachweist, daß die 
ausgelagerte Ware die nämliche wie die eingela- 
gerte Ware ist oder diese enthält. § 42 Abs. 5 Satz 2 
gilt sinngemäß. 

(12) Weist der Zollschuldner nach, daß Waren auf 
dem Wege zum Zollaufschublager, im Zollaufschub- 
lager oder bei vorübergehender Entfernung (Ab- 
satz 5) untergegangen sind, so wird die auf sie ent- 
fallende Zollschuld erlassen. Schwund ist nicht als 
Untergang anzusehen. 

(13) Für Waren, die sich bei Ablauf der Lager- 
frist noch im Lager befinden, ist der Zoll sofort zu 
zahlen. Anträge nach den Absätzen 9 und 10 kön- 
nen nach Ablauf der Lagerfrist nicht mehr gestellt 
werden. 

KAPITEL VI 

Veredelung 

ABSCHNITT 1 

Arten der Veredelungsverkehre 

§ 46 

(1) Der zollbegünstigten Veredelung dienen 

1. der aktive Veredelungsverkehr für die 
Veredelung im Zollgebiet, 

2. der passive Veredelungsverkehr für die 
Veredelung im Zollausland, 

3. der Freihafen-Veredelungsverkehr für die 
Veredelung in den Freihäfen. 

(2) Veredelungsverkehre werden nur Personen 
im Zollgebiet oder in den Zollfreigebieten bewilligt, 
die ordnungsgemäß kaufmännische Bücher führen, 
regelmäßig Abschlüsse machen und nach dem Er- 
messen der Zollverwaltung vertrauenswürdig sind. 
Besteht die Veredelung nur in einer Ausbesserung, 
so kann der Veredelungsverkehr auch anderen Per- 
sonen bewilligt werden. 

ABSCHNITT 2 

Aktiver Veredelungs verkehr 

§ 47 

Allgemeines 

(1) Der aktive Veredelungsverkehr dient der Ver- 
edelung von Waren, die ausgeführt werden sollen. 
Er kann bewilligt werden, soweit er für die betei- 
ligten Wirtschaftskreise wesentliche Vorteile er- 
warten läßt und Nachteile für andere durch den Zoll 
geschützte Wirtschaftskreise nicht zu befürchten 
sind oder soweit die Vorteile gegenüber den Nach- 
teilen so überwiegen, daß die Bewilligung den Vor- 
zug verdient. 
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(2) Der aktive Veredelungsverkehr ist Zollgut- ; 
Veredelung oder Freigutveredelung. Bei der Zoll- \ 
gutveredelung wird die Nämlichkeit des Zollguts 
festgehalten. Bei der Freigutveredelung wird an 
Stelle des Zollguts im Betrieb des Veredelers Frei- 
gut veredelt, das dem Zollgut nach Menge und Be- 
schaffenheit entspricht. Das in der zugelassenen 
Weise veredelte Freigut ist Ersatzgut; es wird mit 
der Gestellung Zollgut. 

(3) Für die Gestellung des veredelten Zollguts 
und des Ersatzguts werden Fristen gesetzt. Bei der 
Zollgutveredelung wird die Frist nach der Zeit be- 
messen, die für die Veredelung und den Absatz des 
veredelten Zollguts erforderlich ist. Bei der Freigut- 
veredelung wird die Frist nach der Zeit bemessen, 
die für die Beschaffung des Ersatzguts erforderlich 
ist, höchstens jedoch nach der Zeit, die für die Ver- 
edelung der freigegebenen Ware (§ 49 Abs. 1) er- 
forderlich wäre. Die Frist wird bei der Freigutver- 
edelung auf Antrag so gesetzt, daß sie nicht be- 
ginnt, solange die freigegebene Ware unverändert 
lagert, und daß ihr Ablauf gehemmt ist, sobald die 
Nämlichkeit des Ersatzguts auf Antrag gesichert 
wird. 

(4) Wenn die Ausfuhr ohne zollamtliche Über- 
wachung gewährleistet ist, kann zugelassen werden, 
daß das veredelte Zollgut oder das Ersatzgut ohne 
Gestellung ausgeführt wird. In diesem Falle steht 
die Ausfuhr der Gestellung gleich. 

(5) Entsteht eine Zollschuld (§ 48 Abs. 6 und § 49 
Abs. 2), so ist der Zeitpunkt des Antrags auf Ab- 
fertigung zur Veredelung maßgebend für die Menge, 
die Beschaffenheit und den Zollwort der Ware und 
für die Anwendung der Zollvorschriften. Der Zoll 
für Nebenerzeugnisse und Abfälle wird nach ihrer 
Menge, ihrer Beschaffenheit und ihrem Zollwert im 
Zeitpunkt der Gestellung des veredelten Zollguts 
oder des Ersatzguts und nach den Zollvorschriften 
bemessen, die in diesem Zeitpunkt gelten; auf An- 
trag wird Satz 1 angewendet. Gilt tariflich für das 
Zollgut bei Zollgutverwendung (§ 54) ein ermäßig- 
ter Zollsatz oder Zollfreiheit, so gilt dies auch, wenn 
das Zollgut bei der Veredelung so bearbeitet oder 
verarbeitet worden ist, wie es für die Zollgutver- 
wendung vorgesehen ist. 

(6) Zur Feststellung, ob und in welcher Höhe eine 
Zollschuld entstanden ist, wird der Veredelungsver- 
kehr spätestens bei Ablauf der nach Absatz 3 ge- 
setzten Fristen abgerechnet. Der berechnete Zoll 
wird von dem Veredeler als Zollschuldner schrift- 
lich oder mündlich angefordert (Zollbescheid). Die 
Zollschuld ist nach einer Woche fällig. Zahlungsauf- 
schub ist nicht zulässig. 

(7) Zur Vereinfachung des Veredelungsverkehrs 
können durch Feststellungsbescheid Abrechnungs- 
schlüssel festgestellt werden, aus denen sich ergibt 
wieviel Hundertteile des unveredelten Zollguts bei 
der Abrechnung auf das veredelte Zollgut oder das 
Ersatzgut, auf die Nebenerzeugnisse und Abfälle 
sowie auf die Fehlmengen anzurechnen sind, die 
durch die Veredelung entstehen. 

(8) Betriebe, in denen die Veredelungsarbeiten 
ausgeführt werden, unterliegen der zollamtlichen 


Überwachung. Soweit es die Zollverwaltung für er- 
forderlich hält, kann Sicherheit bis zur Höhe des 
nach Absatz 5 Satz 1 zu bemessenden Zolles ver- 
langt werden. 

§ 48 

Zollgutveredelung 

(1) Bei der Zollgutveredelung wird das abgefer- 
tigte Zollgut dem Veredeler im Zollverkehr über- 
lassen. 

(2) Die Veredelungsarbeiten sind im Betrieb des 
Veredelers auszuführen. Wenn es die zollamtliche 
Überwachung nicht gefährdet, wird auf Antrag zu- 
gelassen, daß alle oder bestimmte Veredelungsar- 
beiten in anderen Betrieben ausgeführt werden. 

(3) Der Veredeler hat das Zollgut nach der Ver- 
edelung zu gestehen. Er darf das Zollgut auch in 
den freien Verkehr entnehmen. 

(4) Ergibt sich nach der Abfertigung ein wirt- 
schaftliches Bedürfnis dafür, so kann zugelassen 
werden, daß Zollgut unveredelt gestellt wird. 

(5) Zollgut gilt als in den freien Verkehr entnom- 
men, soweit es anders als zugelassen behandelt oder 
nicht fristgerecht gestellt wird. 

(6) Mit der Entnahme von Zollgut in den freien 
Verkehr entsteht eine Zollschuld. 

§ 49 

Freigutveredelung 

(1) Bei der Abfertigung zur Freigutveredelung 
wird das Zollgut zollfrei gestellt und dem Ver- 
edeler freigegeben. 

(2) Wird Ersatzgut nicht fristgerecht gestellt, so 
entsteht eine Zollschuld. Wird Ersatzgut fristgerecht 
gestellt, so entsteht eine Zollschuld nur für Neben- 
erzeugnisse und Abfälle, die bei der Veredelung der 
freigegebenen Waren entstanden wären. 

(3) Die Veredelungsarbeiten sind im Betrieb des 
Veredelers auszuführen. Auf Antrag wird zugelas- 
sen, daß bestimmte Veredelungsarbeiten in anderen 
Betrieben ausgeführt werden, wenn die wesentli- 
chen Veredelungsarbeiten im Betrieb des Verede- 
lers ausgeführt werden und die Zulassung die zoll- 
amtliche Überwachung nicht gefährdet. 

(4) Ergibt sich nach der Abfertigung ein wirt- 
schaftliches Bedürfnis dafür, so kann zugelassen wer- 
den, daß statt des Ersatzguts Waren unverändert 
gestellt werden, die nach Absatz 1 freigegeben wor- 
den sind. Diese Waren werden mit der Gestellung 
wieder Zollgut. 

(5) Sind Abrechnungsschlüssel nicht festgestellt 
worden, so werden bei der Abrechnung Nebener- 
zeugnisse und Abfälle sowie Fehlmengen als solche 
nur berücksichtigt, soweit sie dem Durchschnitt ent- 
sprechen, der sich bei gleichartigen Arbeiten in dem 
Betrieb ergibt. 

§ 50 

Vorgriff 

Wenn ein aktiver Veredelungsverkehr bewilligt 
ist, kann bei wirtschaftlichem Bedürfnis zugelassen 


15 



Drucksache 2201 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


werden, daß Ersatzgut im Vorgriff ausgeführt und 
Zollgut innerhalb einer festzusetzenden Frist als 
Nachholgut zum freien Verkehr abgefertigt wird. 
Das Nachholgut muß nach Menge und Beschaffen- 
heit dem unveredelten Freigut entsprechen, das ver- 
edelt und als Ersatzgut ausgeführt worden ist. Das 
Nachholgut ist zollfrei, soweit bei tatsächlicher 
Durchführung des bewilligten Veredelungsverkehrs 
eine Zollschuld nicht entstehen würde. 

ABSCHNITT 3 

Passiver Veredelungs verkehr 
§ 51 

(1) Der passive Veredelungsverkehr dient der Ver- 
edelung von Waren, die ohne Erlaß, Erstattung oder 
Vergütung von Zoll aus dem freien Verkehr des 
Zollgebiets in das Zollausland ausgeführt und ver- 
edelt wieder eingeführt werden. Waren, die im 
Rahmen eines Zollkontingents zollfrei eingeführt 
worden waren, sind vom passiven Veredelungsver- 
kehr ausgeschlossen. 

(2) Die unveredelten Waren sind mit dem Antrag 
zu gestehen, sie zur Ausfuhr im passiven Verede- 
lungsverkehr abzufertigen. Für die Abfertigung 
gelten die Vorschriften über die Abfertigung von 
Zollgut zum freien Verkehr sinngemäß. Die Näm- 
lichkeit der Waren wird festgehalten, ihre Ausfuhr 
(§ 6 Abs. 3 Satz 2) wird zollamtlich überwacht. Den 
Waren dürfen im Zollausland bei der Veredelung 
Zutaten zugefügt werden. Für die Einfuhr der ver- 
edelten Waren werden dem Bedürfnis entsprechende 
Fristen gesetzt. 

(3) Eine Zollermäßigung wird nur für Waren ge- 
währt, die nach Absatz 2 behandelt und in der zu- 
gelassenen Weise veredelt sind, die innerhalb der 
gesetzten Frist eingeführt werden und deren Näm- 
lichkeit festgestellt wird. 

(4) Der Zoll für die veredelten Waren wird um 
den Betrag gemindert, der als Zoll für die unver- 
edelten Waren zu erheben wäre, wenn sie unter 
den gleichen Umständen zum freien Verkehr abge- 
fertigt würden. Maßgebend für die Berechnung die- 
ses Betrages sind Menge und Beschaffenheit der 
unveredelten Waren im Zeitpunkt der Abfertigung 
(Absatz 2) sowie ihr Preis und die Zollvorschriften 
im Zeitpunkt des Antrags auf Abfertigung der ver- 
edelten Waren zum freien Verkehr; als Preis der 
unveredelten Waren gilt der Preis, der am Ort der 
Einfuhr der veredelten Waren bei einem Verkauf 
im Sinne des § 29 an die erste Handelsstufe er- 
zielt werden könnte. Waren die unveredelten Wa- 
ren im Rahmen eines Zollkontingents zu einem er- 
mäßigten Zollsatz eingeführt worden, so wird der 
Zoll für die veredelten Waren nur um den dabei 
entrichteten Betrag gemindert. 

(5) Als Zollwert für die veredelten Waren kann 
der Preis der unveredelten Waren (Absatz 4 Satz 2) 
zuzüglich des Veredelungsentgelts angenommen 
werden. Dies gilt nicht, wenn die Waren nach Vor- 
lagen des Auftraggebers veredelt worden sind und 
die Voraussetzungen für die Anwendung des § 26 
nicht vorliegen. 


(6) Sind den Waren bei der Veredelung Zutaten 
zugefügt worden, so wird für die veredelten Waren 
mindestens ein Zoll nach dem Zollwert der Zutaten 
erhoben. Sind die veredelten Waren nach Gewicht 
oder Raummenge zu verzollen, so wird für sie min- 
destens ein Zoll nach dem Gewicht oder der Raum- 
menge der Zutaten erhoben. 

(7) Werden Waren, die innerhalb der Europä- 
ischen Atomgemeinschaft oder der Europäischen Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl zollfrei sind, außer- 
halb dieser Gemeinschaften veredelt, so wird für 
die veredelten Waren mindestens ein Zoll erhoben, 
wie er bei der Einfuhr nach passiver Veredelung 
innerhalb der Gemeinschaften zu erheben wäre. 

ABSCHNITT 4 

Freihafen-Veredelungsverkehr 
§ 52 

(1) Der Freihafen-Veredelungsverkehr dient der 
Veredelung von Waren, die ohne Erlaß, Erstattung 
oder Vergütung von Zoll aus dem freien Verkehr 
des Zollgebiets in einen Freihafen ausgeführt und 
veredelt wieder eingeführt werden. An Stelle der 
ausgeführten Waren können im Freihafen auch Wa- 
ren veredelt werden, die unveredelt den ausgeführ- 
ten Waren nach Menge und Beschaffenheit entspre- 
chen; die veredelten Waren sind Ersatzgut. 

(2) Ein Freihafen-Veredelungsverkehr kann dem 
Inhaber eines Freihafenbetriebes nach Absatz 1 
Satz 1 oder Satz 2 bewilligt werden, wenn es die 
wirtschaftliche Ausnutzung der für den Außenhan- 
del geschaffenen Anlagen dieses Betriebes erfordert 
und der Freihafen dadurch seinem Zweck nicht ent- 
fremdet wird. 

(3) Die unveredelten Waren sind mit dem An- 
trag zu gestehen, sie zur Ausfuhr im Freihafen-Ver- 
edelungsverkehr abzufertigen. Für die Abfertigung 
gelten die Vorschriften über die Abfertigung von 
Zollgut zum freien Verkehr sinngemäß. Die Näm- 
lichkeit der Waren wird festgehalten, soweit nicht 
die Einfuhr von Ersatzgut zugelassen ist. Die Aus- 
fuhr der Waren (§ 6 Abs. 3 Satz 2) wird zollamt- 
lich überwacht. Für die Einfuhr der veredelten Wa- 
ren werden dem Bedürfnis entsprechende Fristen 
gesetzt. 

(4) Waren, die nach Absatz 3 behandelt und in 
der zugelassenen Weise veredelt sind und die 
innerhalb der gesetzten Frist eingeführt werden, 
sind zollfrei. Sind sie kein Ersatzgut, so muß für 
die Zollfreiheit auch ihre Nämlichkeit festgestellt 
sein. 

KAPITEL VII 

Umwandlung 

§ 53 

(1) Waren, die im Zollgebiet verbleiben sollen, 
können außerhalb einer Zollstelle in Waren ande- 
rer Beschaffenheit umgewandelt werden (Umwand- 
lungsverkehr). 
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(2) Umwandlungsverkehre werden nur Personen ! 
im Zollgebiet bewilligt, die ordnungsgemäß kauf- 
männische Bücher führen, regelmäßig Abschlüsse 
machen und nach dem Ermessen der Zollverwal- 
tung vertrauenswürdig sind. Umwandlungsverkehre 
können nur bewilligt werden, wenn 

1. ein volkswirtschaftliches Bedürfnis für die 
Umwandlung besteht und 

2. die ursprüngliche Beschaffenheit der Wa- 
ren nicht wirtschaftlich sinnvoll wieder- 
hergestellt werden kann oder Umgehun- 
gen von Eingangsabgaben nach der Be- 
schaffenheit der umgewandelten Waren 
ausgeschlossen sind. 

(3) Der Umwandlungsverkehr ist Zollgutum- 
wandlung oder Freigutumwandlung. Die Freigut- 
umwandlung wird nur bewilligt, wenn die umge- 
wandelten Waren höher mit Eingangsabgaben be- 
lastet sind als vor der Umwandlung. Im übrigen 
gelten für den Umwandlungsverkehr die Vorschrif- 
ten über den aktiven Veredelungsverkehr (ausge- 
nommen § 47 Abs. 1, Abs. 3 Satz 4 und Abs. 4, § 50) 
sinngemäß. 

KAPITEL VIII 

Zollgutverwendung 

§ 54 

(1) Hängt die Zollfreiheit oder die Anwendung 
eines ermäßigten Zollsatzes davon ab, daß Zollgut 
unter zollamtlicher Überwachung verwendet wird, | 
so wird es zur Zollgutverwendung abgefertigt. Wird 
ein ermäßigter Zollsatz angewendet, so wird der da- 
nach berechnete Zoll bei dieser Abfertigung erho- 
ben; §§ 34 bis 36 werden angewendet. 

(2) Die Zollgutverwendung bedarf der Bewilli- 
gung. Erfordert es die zollamtliche Überwachung, so 
ist die Bewilligung davon abhängig, daß der An- 
tragsteller ordnungsgemäß kaufmännische Bücher 
führt, regelmäßig Abschlüsse macht und nach dem 
Ermessen der Zollverwaltung vertrauenswürdig ist. 

(3) Das abgefertigte Zollgut wird dem Zollbetei- 
ligten im Zollverkehr überlassen. Es darf nur zu 
den bei der Bewilligung bestimmten Zwecken ver- 
wendet werden. Je nach dem Inhalt der Bewilligung 
darf es auch an andere verteilt oder abgegeben 
werden, . denen eine Verwendung solchen Zollguts 
bewilligt ist. Für die Verwendung können dem Be- 
dürfnis entsprechende Fristen gesetzt werden. So- 
weit es die Zollverwaltung für erforderlich hält, 
kann Sicherheit bis zur Höhe des Zolles verlangt 
werden, der im Falle des Absatzes 8 zu entrichten 
ist. 

(4) Ist das Zollgut nicht zur vorübergehenden 
Verwendung (§ 24 Abs. 1 Nr. 4) bestimmt, so tritt 
es mit der zweck- und fristgerechten Verwendung j 
in den freien Verkehr. Nebenerzeugnisse und Ab- j 
fälle treten in den freien Verkehr, sobald sie im 
regelmäßigen Arbeitsgang oder zwangsläufig an- 
fallen; dies gilt nicht, soweit die Vorschriften, in j 


denen die Zollfreiheit oder der ermäßigte Zollsatz 
vorgesehen ist, etwas anderes bestimmen. 

(5) Zollgut, das zur vorübergehenden Verwen- 
dung bestimmt ist, darf in den freien Verkehr ent- 
nommen werden, wenn die Bemessungsgrundlagen 
für den Zoll bei der Abfertigung zur Zollgutver- 
wendung in einem Zollbefund beurkundet oder nach 
§ 38 Abs. 3 angemeldet worden sind. Zollgut, das 
nicht zur vorübergehenden Verwendung bestimmt 
ist, darf von Verteilern unter der gleichen Voraus- 
setzung in den freien Verkehr entnommen werden, 
von anderen Verwendern dagegen nur, wenn es 
ihnen vorher genehmigt ist. Die Genehmigung wird 
nur erteilt, wenn sich für die Entnahme ein wirt- 
schaftliches Bedürfnis ergeben hat, nachdem das 
Zollgut in den ihnen bewilligten Zollverkehr ge- 
langt ist. 

(6) Zollgut, das zur vorübergehenden Ver- 
wendung bestimmt ist, darf zu einer neuen Zoll- 
behandlung gestellt werden, anderes Zollgut nur 
unter den Voraussetzungen des Absatzes 5 Sätze 2 
und 3. Die Gestellung ist ausgeschlossen, wenn das 
Zollgut in den freien Verkehr treten soll und nach 
Absatz 5 dazu entnommen werden kann. Die Ab- 
fertigung zu einem neuen Verkehr ist ausgeschlos- 
sen, wenn sich durch die vorangegangene Verwen- 
dung die Beschaffenheit des Zollguts so geändert 
hat, daß nach der Abfertigung zu dem neuen Ver- 
kehr Zollvorteile entstehen können. 

(7) Zollgut gilt als in den freien Verkehr ent- 
nommen, soweit es zweckwidrig oder nicht frist- 
gerecht verwendet wird. Wird festgestellt, daß Zoll- 
gut fehlt, so gilt es als in diesem Zeitpunkt in den 
freien Verkehr entnommen, wenn nicht derjenige, 
in dessen Zollverkehr es sich befunden hat, nach- 
weist, auf welchen Umständen die Fehlmenge be- 
ruht. 

(8) Mit der Entnahme von Zollgut in den freien 
Verkehr entsteht eine Zollschuld. Zollschuldner ist 
derjenige, in dessen Zollverkehr sich das Zollgut 
befindet. Für die Menge, die Beschaffenheit und 
den Zollwert der Ware und für die Anwendung der 
Zollvorschriften ist der Zeitpunkt des Antrags auf 
Abfertigung zur Zollgutverwendung maßgebend; 
der Zoll mindert sich um den Betrag, in dessen 
Höhe bereits eine Zollschuld nach Absatz 1 entstan- 
den ist. Wird Zollgut nach Absatz 5 in den freien 
Verkehr entnommen, so werden auf Antrag die 
Zollvorschriften angewendet, die im Zeitpunkt der 
Entnahme gelten. Der berechnete Zoll wird von 
dem Zollschuldner schriftlich oder mündlich ange- 
fordert (Zollbescheid). § 36 wird angewendet. Zah- 
lungsaufschub ist jedoch ausgeschlossen, wenn das 
Zollgut nach Absatz 7 als in den freien Verkehr 
entnommen gilt. 

(9) Beförderungsmittel, Behälter und Lademittel, 
die nach § 6 Abs. 6 von der Gestellung befreit sind, 
gehen mit der Einfuhr in den Zollverkehr des- 
jenigen über, dem die vorübergehende Verwen- 
dung bewilligt ist. Der Zeitpunkt der Einfuhr tritt 
an die Stelle des in Absatz 8 Satz 3 bezeichneten 
Zeitpunkts. 
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KAPITEL IX 

Abfertigung von Freigut 
zu einem besonderen Zollverkehr 

§ 55 

Soll Freigut zu einem besonderen Zollverkehr ab- 
gefertigt werden, so ist es zu gestehen. Für die 
Abfertigung gelten die Vorschriften über die Abfer- 
tigung von Zollgut sinngemäß. 

DRITTER TEIL 

Verzollung und Zollfreistellung bei 
Nichtbeachtung von Zollvorschriften 

§ 56 

(1) Wird erstmals Zollgut der zollamtlichen Über- 
wachung vorenthalten oder entzogen oder unzu- 
lässig verändert, so entsteht damit für dieses Zoll- 
gut eine Zollschuld, wenn es nicht zollfrei ist. Maß- 
gebend für die Menge, die Beschaffenheit und den 
Zollwert der Ware und für die Anwendung der 
Zollvorschriften ist der Zeitpunkt, in dem sie ent- 
steht. §§ 21, 22 und 28 bis 33 werden angewendet. 

(2) Zollschuldner ist, wer erstmals das Zollgut 
der zollamtlichen Überwachung vorenthält oder ent- 
zieht oder unzulässig verändert. Wer das Zollgut 
nach Entstehung, aber vor Erlöschen der Zollschuld 
(Absatz 1) übernimmt oder an sich bringt und weiß 
oder wissen müßte, daß es sich um Zollgut handelt, 
wird damit weiterer Zollschuldner für diese Zoll- 
schuld. 

(3) Die Zollschuld ist sofort fällig. 

(4) Für die Prüfung, ob und in welcher Höhe eine 
Zollschuld nach Absatz 1 entstanden ist, kann das 
Zollgut sichergestellt werden. Im übrigen gilt § 16 
Abs. 3 sinngemäß für den Besitzer des Zollguts. Ist 
eine Zollschuld entstanden, so wird der berechnete 
Zoll schriftlich oder mündlich angefordert (Zollbe- 
scheid). Zahlungsaufschub ist nicht zulässig. Die Zoll- 
stelle gibt das Zollgut frei, sobald die Zollfreiheit 
festgestellt oder die Zollschuld erloschen ist. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht, wenn Zoll- 
gut mit der Wirkung in einem besonderen Zollver- 
kehr der zollamtlichen Überwachung entzogen oder 
unzulässig verändert wird, daß in diesem Zollver- 
kehr eine Zollschuld entsteht. 

(6) Wird Zollgut der zollamtlichen Überwachung 
erstmals von einer nach § 188 Abs. 1 der Reichs- 
abgabenordnung zum Beistand verpflichteten Ver- 
kehrsverwaltung des Bundes dadurch vorenthalten, 
daß ihre Bediensteten im Rahmen ihrer Aufgaben 
Zollvorschriften irrtümlich nicht beachten, so wird 
sie aus der Zollschuld (Absatz 1) nur in Anspruch 
genommen, wenn das Zollgut für sie selbst be- 
stimmt war. 

(7) Wird Zollgut im Reiseverkehr im Zusam- 
menhang mit der Zollbehandlung der zollamtlichen 
Überwachung vorenthalten oder entzogen, so kann 


ein Zollzuschlag bis zur Höhe der Eingangsabgaben, 
jedoch mindestens 3 und höchstens 50 Deutsche 
Mark, erhoben werden. 

§ 57 

(1) Wird Zollgut, das nicht zollfrei ist, entgegen 
§ 35 Abs. 3 unverzollt freigegeben, so entsteht da- 
für mit der Freigabe eine Zollschuld. Wird Zollgut, 
das nicht zollfrei ist, zu einem nicht bewilligten be- 
sonderen Zollverkehr abgefertigt, so entsteht dafür 
mit der Überlassung eine Zollschuld; das Zollgut 
gilt als freigegeben. Maßgebend für die Menge, die 
Beschaffenheit und den Zollwert der Ware und für 
die Anwendung der Zollvorschriften ist der Zeit- 
punkt, in dem die Zollschuld entsteht. §§ 21 bis 23 
und 28 bis 33 werden angewendet. 

(2) Zollschuldner ist derjenige, dem das Zollgut 
freigegeben oder überlassen worden ist. 

(3) Der berechnete Zoll wird vom Zollschuldner 
schriftlich oder mündlich angefordert (Zollbescheid). 
Die Zollschuld ist sofort fällig. Für den Zahlungs- 
aufschub gilt § 36. 


VIERTER TEIL 

Sondervorschriften für einzelne Teile 
des Hoheitsgebiets 

KAPITEL I 

Zollfreigebiete 

ABSCHNITT 1 
Freihäfen 
§ 58 

Zweck der Freihäfen 

(1) Die Freihäfen dienen dem Umschlag und der 
Lagerung von Waren für Zwecke des Außenhandels. 
Sie dienen ferner dem Schiffbau. 

(2) Jede andere gewerbliche Tätigkeit in den 
Freihäfen ist ausgeschlossen, soweit sie nicht in die- 
sem Gesetz zugelassen oder vorgesehen ist. 

§ 59 

Warenhandel und -beförderung 

(1) Waren dürfen in Freihäfen ohne zollrechtliche 
Beschränkung gehandelt und befördert werden, so- 
weit in den Absätzen 2 und 3 nichts anderes be- 
stimmt ist. 

(2) In Freihäfen darf der Handel mit Schiffs- und 
Reisebedarf nur mit schriftlicher Erlaubnis des 
Hauptzollamts betrieben werden. Bei der Entschei- 
dung über die Erlaubnis ist die Sicherheit der Zoll- 
belange zu berücksichtigen; die Erlaubnis kann 
unter Auflagen erteilt werden. Der Bundesminister 
der Finanzen kann durch Rechtsverordnung zur Si- 
cherung der Zollbelange die Abgabe und den Bezug 
von Schiffs- und Reisebedarf auf Waren beschrän- 
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ken, die ohne Erlaß, Erstattung oder Vergütung von 
Zoll aus dem freien Verkehr des Zollgebiets in 
Freihäfen ausgeführt worden sind. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann zur 
Sicherung der Zollbelange durch Rechtsverordnung 
in Freihäfen 

1. das Feilbieten und Ankäufen von Waren 
im Reisegewerbe und in Wohnungen, 

2. das Aufsuchen von Warenbestellungen auf 
Schiffen, 

3. das Erwerben, Abgeben und Befördern von 
Waren in kleinen Mengen 

verbieten oder beschränken und 

4. das Befördern von Waren an Bedingungen 
knüpfen. 

§60 

Warenlagerung, Vernichtung, Umwandlung 

(1) Waren dürfen in Freihäfen ein-, aus- und um- 
geladen und gelagert werden. Sie dürfen auch der 
üblichen Lagerbehandlung unterzogen werden, so- 
weit dadurch keine Zollvorteile entstehen können. 
Bei wirtschaftlichem Bedürfnis kann in einzelnen 
Fällen eine weitergehende Lagerbehandlung zuge- 
lassen werden. Wohnungen dürfen nicht als Lager 
benutzt werden. 

(2) Waren aus dem freien Verkehr des Zollge- 
biets, die wieder in das Zollgebiet eingeführt wer- 
den sollen, dürfen in Freihäfen nur gelagert werden, 
wenn es besonders zugelassen ist. Die Lagerung 
•darf nur zugelassen werden, wenn im Freihafen 
für den Außenhandel geschaffene Anlagen sonst 
nicht wirtschaftlich ausgenutzt werden können und 
der Freihafen durch die Lagerung seinem Zweck 
nicht entfremdet wird. Von diesen Voraussetzungen 
kann abgesehen werden, wenn sonst ernste volks- 
wirtschaftliche Schäden eintreten würden. 

(3) Waren dürfen vernichtet oder unter zollamt- 
licher Überwachung in Waren anderer Beschaffen- 
heit umgewandelt werden. Die Umwandlung ist zu- 
lässig, wenn sie im Zollgebiet bei einer Zollstelle 
nach § 9 Abs. 3 ausgeführt werden könnte. Unter 
den Voraussetzungen des § 53 Abs. 2 kann die Um- 
wandlung auch in anderen Fällen bewilligt werden. 

§ 61 

Warenbearbeitung und -Verarbeitung 

(1) Sdiiffe dürfen in Freihäfen ohne zollrechtliche 
Beschränkung gebaut, umgebaut, ausgebessert, aus- 
gerüstet und ab gewrackt werden. 

(2) Zu anderen gewerblichen Zwecken dürfen 
Waren bearbeitet oder verarbeitet werden, wenn 
dies besonders zugelassen ist. Bei der Entscheidung 
über die Zulassung sind der Zweck der Freihäfen 
und die Sicherheit der Zollbelange zu berücksich- 
tigen. Für Waren, die aus dem Zollausland bezogen 
werden, darf die Zulassung nur erteilt werden, wenn 
die Voraussetzungen des aktiven Veredelungsver- 
kehrs vorliegen. 


(3) In Betriebswerkstätten des Bundes, der Län- 
der und der Hafenverwaltungen dürfen Waren nur 
in den Fällen des § 52 (Freihafen-Veredelungsver- 
kehr) bearbeitet oder verarbeitet werden. 

(4) Im alten Freihafen Hamburg dürfen Waren 
ohne zollrechtliche Beschränkung gewerblich oder 
in Betriebswerkstätten (Absatz 3) bearbeitet oder 
verarbeitet werden. 

§ 62 

Warenverbrauch und -gebrauch 

(1) In Freihäfen dürfen Waren, die dorthin ohne 
Erlaß, Erstattung oder Vergütung von Zoll aus dem 
freien Verkehr des Zollgebiets ausgeführt worden 
sind, ohne zollrechtliche Beschränkung verbraucht 
oder gebraucht werden. 

(2) Andere Waren dürfen in Freihäfen verbraucht 
oder gebraucht werden, 

1. wenn sie im Zollgebiet bei Abfertigung 
zum freien Verkehr zollfrei wären, 

2. wenn sie unter den gleichen Vorausset- 
zungen und Bedingungen verwendet wer- 
den, unter denen im Zollgebiet Zollgut 
nach § 54 verwendet werden darf. 

(3) Im übrigen dürfen Waren in Freihäfen weder 
verbraucht noch ständig gebraucht werden. In ein- 
zelnen Fällen können Ausnahmen von diesem Ver- 
bot zugelassen werden, wenn es mit dem Zweck 
der Freihäfen vereinbar ist und Wirtschaftskreise, 
die durch den Zoll geschützt sind, nicht benachtei- 
ligt werden. 

(4) Im alten Freihafen Hamburg dürfen Waren 
zu gewerblichen Zwecken ohne zollrechtliche Be- 
schränkung verbraucht oder gebraucht werden. 

§ 63 

Persönliche Beschränkungen 

(1) Personen dürfen in Freihäfen nur mit beson- 
derer Erlaubnis des Hauptzollamts wohnen. Die Er- 
laubnis wird widerruflich und nur aus zwingendem 
Anlaß erteilt. 

(2) Das Hauptzollamt kann Personen die Beschäf- 
tigung im Freihafen und das Betreten des Freihafens 
untersagen, wenn sie nicht die Gewähr für die Si- 
cherheit der Zollbelange oder für die Beachtung 
der Verbote und Beschränkungen für den Waren- 
verkehr über die Grenze bieten. 

§ 64 

. Bauten und Grundstücke 

(1) Bauten dürfen in Freihäfen nur mit Zustim- 
mung des Hauptzollamts errichtet, wesentlich in ihrer 
Bauart geändert oder anders verwendet werden. 
Sind Bauarbeiten ohne Zustimmung des Hauptzoll- 
amts ausgeführt worden, so kann das Hauptzollamt 
verlangen, daß der frühere Zustand wiederherge- 
stellt wird. Die Beschränkungen gelten nicht für 
Bauten des Bundes, der Länder und der Gemeinden; 
die Baupläne müssen jedoch dem Hauptzollamt spä- 
testens einen Monat vor Baubeginn zugeleitet wer- 
den.. 
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(2) Grundstücke, Wasserflächen und Räume dür- 
fen nur entsprechend dem Zweck der Freihäfen und 
den geltenden Beschränkungen benutzt werden. 
Grundstücke dürfen landwirtschaftlich genutzt wer- 
den; das Hauptzollamt kann dies in einzelnen Fäl- 
len zur Sicherung der Zollbelange beschränken oder 
untersagen, 

(3) Grundstücke, Wasserflächen und Räume dür- 
fen anderen nur durch schriftlichen Vertrag, der 
auch die Art ihrer Benutzung regelt, und mit wider- 
ruflicher Zustimmung des Hauptzollamts überlassen 
werden. Dies gilt nicht für Verträge ?ur Überlas- 
sung an den Bund, die Länder und die Gemeinden; 
solche Verträge müssen jedoch dem Hauptzollamt 
sofort nach Abschluß zugeleitet werden. 

(4) Die Zustimmung nach den Absätzen 1 und 3 
kann versagt werden, wenn ihr der Zweck der Frei- 
häfen entgegensteht oder wenn die Sicherheit der 
Zollbelange gefährdet würde. 

§ 65 

Überwachung der Freihäfen 

(1) Wer in Freihäfen Waren lagert, bearbeitet 
oder verarbeitet oder mit Waren handelt, unterliegt 
der zollamtlichen Überwachung und hat über Zu- 
gang, Abgang und Herkunft der Waren so Buch zu 
führen, daß der Warenbestand jederzeit ersichtlich 
ist 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung zur Sicherung der Freihafengren- 
zen und der in Freihäfen geltenden Verbote und Be- 
schränkungen das Nähere bestimmen. 

(3) Verbote, Beschränkungen und Sicherungsmaß- 
nahmen in Freihäfen dienen der Besteuerung im 
Sinne der §§ 193 und 202 der Reichs abgab enord- 
nung, 

(4) Vergünstigungen auf Grund von Zollvor- 
schriften für die Freihäfen sind Steuervergünstigun- 
gen im Sinne des § 203 der Reichsabgabenordnung. 

ABSCHNITT 2 

Andere Zollfreigebiete 

§66 

Verkehrsbeschränkungen und zollamtliche 
. Überwachung 

(1) Auf den vom Zollgebiet ausgeschlossenen 
Grenzwegen und auf der Insel Helgoland kann das 
Befördern, Lagern, Veredeln und Verwenden unver- 
zollter Waren in einzelnen Fällen beschränkt wer- 
den, soweit es die zollamtliche Überwachung erfor- 
dert. Unter den gleichen Voraussetzungen können 
dort Betriebe, die gewerbsmäßig unverzollte Wa- 
ren befördern, lagern, veredeln oder verwenden, 
unter zollamtliche Überwachung gestellt und die 
Betriebsinhaber zur Buchführung verpflichtet wer- 
den. 

(2) In Gewässern und Watten zwischen der Ho- 
heitsgrenze und der Zollgrenze an der Küste und in 


den vom Zollgebiet ausgeschlossenen Binnengewäs- 
sern haben Schiffsführer auf Verlangen der Zollbe- 
diensteten zu halten und ihnen zu ermöglichen, an 
Bord und von Bord zu gelangen, Beförderungsur- 
kunden einzusehen sowie Schiff und Ladung zu prü- 
fen. 

(3) Auf den vom Zollgebiet ausgeschlossenen 
Grenzwegen hat jedermann auf Verlangen der Zoll- 
bediensteten stehenzubleiben und sich über seine 
Person auszuweisen. Führer von Beförderungsmit- 
teln haben dort auf Verlangen der Zollbediensteten 
zu halten, die Beförderungsurkunden vorzulegen und 
die Prüfung des Beförderungsmittels und der La- 
dung zu ermöglichen. 

(4) In Gewässern, die Zollfreigebiete sind, dürfen 
Waren nur ausgesetzt werden, wenn es für die 
Fischerei, die Austernfischerei, das Setzen von See- 
zeichen oder ähnliche Zwecke erforderlich ist. 

(5) § 65 Abs. 3 gilt sinngemäß. 

KAPITEL II 

Zollgebiet 

ABSCHNITT 1 

Allgemeines 

§ 67 

Zollgrenzbezirk, Zollbinnenland, Zollbinnenlinie 

Längs der Zollgrenze erstreckt sich der Zollgrenz- 
bezirk bis zu einer Tiefe von 15 Kilometern. An der 
Küste wird die Tiefe von der Strandlinie an gerech- 
net. Der Zollgrenzbezirk wird vom Zollbinnenland 
durch die Zollbinnenlinie getrennt. Der Bundesmini- 
ster der Finanzen bestimmt durch Rechtsverordnung 
den Verlauf der Zollbinnenlinie im einzelnen 'nach 
den Erfordernissen der zollamtlichen Überwachung. 
Dabei darf der Zollgrenzbezirk über eine Tiefe von 
15 Kilometern hinaus ausgedehnt werden, soweit 
es besondere Geländeverhältnisse erfordern. 

ABSCHNITT 2 

Zollgrenzbezirk 

§ 68 

Bauten und Grundstücke 

(1) Bauten dürfen innerhalb einer Entfernung 
von 100 Metern (in Orten mit geschlossener Bau- 
weise von 50 Metern) von der Zollgrenze (an der 
Küste von der Strandlinie) nur mit Zustimmung 
des Hauptzollamts errichtet odef geändert werden. 
Der Zustand von Grundstücken darf innerhalb dieses 
Geländestreifens nur mit Zustimmung des Haupt- 
zollamts verändert werden, wenn die Veränderung 
über die übliche Bewirtschaftung hinausgeht. Die 
Zustimmung kann versagt werden, wenn die 
Sicherheit der Zollbelange gefährdet würde. Sind 
Bauarbeiten oder Veränderungen ohne Zustimmung 
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des Hauptzollamts ausgeführt worden, so kann das 
Hauptzollamt verlangen, daß der frühere Zustand 
wiederhergestellt wird. Bei dicht an der Zollgrenze 
liegenden Gebäuden und schwimmenden Anlagen 
kann das Hauptzollamt jederzeit Fenstergitter, Tür- 
verschlüsse oder andere besondere Sicherungsvor- 
richtungen anordnen. 

(2) Das- Hauptzollamt kann in einzelnen Fällen 
die Benutzung von Grundstücken durch Personen, 
die nicht dort wohnen, in dem in Absatz 1 bezeich- 
neten Geländestreifen beschränken, wenn dies für 
die zollamtliche Überwachung erforderlich ist. Die 
Zollverwaltung kann auf Grundstücken in diesem 
Geländestreifen auf eigene Kosten Sperren, Hinder- 
nisse, Schutzhütten, Zugangswege und ähnliche An- 
lagen errichten, die unerlaubten Warenverkehr über 
die Zollgrenze erschweren oder eine bessere Über- 
wachung ermöglichen. 

(3) Grundstückseigentümer und -besitzer haben 
im Zollgrenzbezirk den Zollbediensteten für die Aus- 
übung ihres Dienstes ungehinderten Zugang zu den 
Grundstücken zu gewähren; ausgenommen sind Ge- 
bäude und solche umschlossenen Grundstücke, die 
mit Gebäuden unmittelbar verbunden sind. Sie ha- 
ben auf Verlangen des Hauptzollamts den Zollbe- 
diensteten das Begehen der Zollgrenze und der Ufer 
von Grenzgewässern dadurch zu ermöglichen, daß 
sie einen Grenzpfad frei lassen, an Einfriedigungen 
Durchlässe oder Übergänge herrichten und Wasser- 
gräben überbrücken. Sie haben ferner zu dulden, 
daß die Zollverwaltung auf eigene Kosten Brücken, 
Durchlässe, Übergänge und Grenzpfad verbessert. 

(4) Entschädigungen werden in den Fällen der 
Absätze 1 bis 3 nicht gewährt. Anordnungen des 
Hauptzollamts nach den Absätzen 1 bis 3 können 
nach § 202 der Reichsabgabenordnung erzwungen 
werden. 

(5) Soweit der Zollgrenzbezirk nur die Zollgrenze 
der Freihäfen sichert, beträgt die nach den Absätzen 
1 und 2 maßgebende Entfernung von der Zollgrenze 
3 Meter. 

(6) Absätze 1 und 2 gelten nicht für Wehranla- 
gen und Übungsplätze der Bundeswehr oder der 
Truppen verbündeter Staaten und für Anlagen der 
Deutschen Bundesbahn. 

§ 69 

Enteignung 

(1) Für die Errichtung von Zollbauten im Zoll- 
grenzbezirk ist die Enteignung zulässig. 

(2) Bis zum Inkrafttreten eines Bundesenteig- 
nungsgesetzes gelten für die Durchführung der Ent- 
eignung die Vorschriften des § 2 und des Zweiten 
und Dritten Teils sowie der §§ 67, 68, 71, 73 und 
74 des Landbeschaffungsgesetzes vom 23. Februar 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 134) sinngemäß. 

§ 70 

Andere Rechte und Pflichten im Zollgrenzbezirk 

(1) Zollbedienstete dürfen im Zollgrenzbezirk 
Wege und Anlagen, deren Benutzung für die Allge- 
meinheit untersagt oder beschränkt ist, im Dienst 
benutzen. 


(2) Im Zollgrenzbezirk hat jedermann auf Ver- 
langen der Zollbediensteten stehenzubleiben und 
sich über seine Person auszuweisen, Führer von 
Beförderungsmitteln haben auf Verlangen der Zoll- 
bediensteten zu halten, Schiffsführer haben ihnen 
auf Verlangen auch zu ermöglichen, an Bord und von 
Bord zu gelangen. Gepäck, Beförderungsmittel und 
ihre Ladung können zur Feststellung des zollred- 
lichen Besitzes mitgeführter Waren an Ort und 
Stelle oder bei der nächsten Zollstelle oder einer 
anderen geeigneten Dienststelle geprüft werden. 
Die von der Prüfung Betroffenen haben dafür die 
nach den Umständen dienliche Hilfe zu leisten. 

(3) Im Zollgrenzbezirk hat jedermann bei Ver- 
dacht, daß Zollgut in oder unter seiner Kleidung 
verborgen ist, zu dulden, daß er bei der nächsten 
Zollstelle oder einer anderen geeigneten Dienst- 
stelle, auf Schiffen oder in fahrenden Zügen auch 
in einem geeigneten Raum, körperlich durchsucht 
wird. Männliche Personen können mit ihrem Ein- 
verständnis auch an anderen Orten durchsucht wer- 
den. Sie können an Ort und Stelle abgetastet wer- 
den, wenn der dringende Verdacht besteht, daß sie 
Waffen in oder unter ihrer Kleidung verborgen hal- 
ten. Die Grundrechte nach Artikel 2 Abs. 2 des 
Grundgesetzes werden insoweit eingeschränkt. 

(4) § 193 der Reichsabgabenordnung bleibt unbe- 
rührt. 

§ 71 

Beschränkungen des Warenverkehrs im Zollgrenz- 
bezirk 

(1) Im Zollgrenzbezirk darf der Handel mit un- 
verzolltem Schiffs- und Reisebedarf nur mit schrift- 
licher Erlaubnis des Hauptzollamts betrieben wer- 
den. Bei der Entscheidung über die Erlaubnis ist die 
Sicherheit der Zollbelange zu berücksichtigen; die 
Erlaubnis kann unter Auflagen erteilt werden. Der 
Bundesminister der Finanzen kann durch Rechtsver- 
ordnung zur Sicherung der Zollbelange die Abgabe 
und den Bezug unverzollter Waren als Schiffs- oder 
Reisebedarf einschränken und für bestimmte Fälle 
untersagen. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann für 
den Zollgrenzbezirk durch Rechtsverordnung zur Si- 
cherung der Zollbelange 

1. das Feilbieten und Ankäufen von Waren 
im Reisegewerbe verbieten oder beschrän- 
ken; 

2. das Versenden von Waren in das Zoll- 
binnenland durch die Post von der schrift- 
lichen Erlaubnis der Zollstelle abhängig 
machen; 

3. anordnen, daß Weidevieh gekennzeichnet 
und über seinen Bestand Buch geführt 
wird; 

4. anordnen, daß Schiffe auch Freigut nur 
mit Erlaubnis der Zollstelle außerhalb von 
Zollandungsplätzen löschen und laden dür- 
fen, wenn 

a) die Waren verpackt sind, 

b) für Waren dieser Art Eingangsabga- 
ben vorgesehen sind oder 
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c) für Waren dieser Art Verbote oder 
Beschränkungen für den Warenverkehr 
über die Grenze bestehen. 

Der Bundesminister der Finanzen kann diese Er- 
mächtigungen durch Rechtsverordnung auf die Ober- 
finanzdirektion übertragen. 

ABSCHNITT 3 
Zollbinnenland 
§ 72 

(1) Wo Waren im Zollbinnenland gestellt oder 
zollamtlich behandelt werden, hat jedermann bei 
Verdacht, daß Zollgut in oder unter seiner Kleidung 
verborgen ist, zu dulden, daß er in einem geeigne- 
ten Raum körperlich durchsucht wird. Die Grund- 
rechte nach Artikel 2 Abs. 2 des Grundgesetzes wer- 
den insoweit eingeschränkt. § 193 der Reichsabga- 
benordnung bleibt unberührt. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann zur 
Sicherung der Zollbelange durch Rechtsverordnung 
Binnengewässer, die vom Zollausland her zu Wasser 
zugänglich sind, ihre Inseln und ihr Ufergelände in 
einer für die wirksame Überwachung erforderlichen 
Ausdehnung der Grenzaufsicht unterwerfen, soweit 
auf diesen Gewässern Zollgut befördert wird. Ist die 
Grenzaufsicht für ein solches Gebiet verordnet, so 
gelten dort für Frachtschiffe und für Personen, die 
von solchen Schiffen kommen oder sich zu solchen 
Schiffen begeben, die gleichen Vorschriften wie im 
Zollgrenzbezirk. Im übrigen gelten für ein solches 
Gebiet § 68 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4, § 70 Abs. 1, 

§ 71 Abs. 2 Nr. 4. 

(3) Für unverzollten Schiffs- und Reisebedarf gilt 
§ 71 Abs. 1 auch im Zollbinnenland. 

FÜNFTER TEIL 

Zollverwaltung; Beistandspflichten 

§ 73 

Zollstellen, Zollgrenzdienst 

(1) Der Aufbau der Zollverwaltung richtet sich 
nach dem Gesetz über die Finanzverwaltung vom 
6. September 1950 (Bundesgesetzbl. S. 448) in der 
jeweils geltenden Fassung. 

(2) Zollstellen sind die Hauptzollämter und die 
Zollämter. Bei Errichtung von Zollstellen ist das 
öffentliche Verkehrsbedürfnis zu berücksichtigen. 

(3) Der Zollgrenzdienst sichert die Zollgrenze 
und überwacht den Zollgrenzbezirk, die Zollfreige- 
biete, die der Grenzaufsicht nach § 72 Abs. 2 unter- 
worfenen Gebiete und die Zollflugplätze (Grenz-’ 
auf sicht). Zum Zollgrenzdienst gehören alle Zollbe- 
diensteten, die in der Grenzaufsicht tätig sind. 

§ 74 

Beistand, Zollhilfspersonen 

(1) Den nach § 188 Abs. 1 der Reichsabgabenord- 
nung zum Beistand verpflichteten Verkehrsverwal- 
tungen des Bundes dürfen mit ihrem Einverständ- 


nis Hoheitsaufgaben — ausgenommen der Erlaß 
rechtsmittelfähiger Verfügungen und Entscheidun- 
gen — übertragen werden, soweit sie diese Auf- 
gaben durch Bundesbeamte wahrnehmen. 

(2) Die nach § 188 Abs. 1 der Reichsabgabenord- 
nung zum Beistand verpflichteten Verkehrsverwal- 
tungen des Bundes und die nach § 188 Abs. 3 der 
Reichsabgabenordnung zu Zollhilfsorganen bestell- 
ten Unternehmen haben den Zollstellen bei der 
zollamtlichen Überwachung und bei der Zollbehand- 
lung des Personen- und Güterverkehrs, dem ihre 
Einrichtungen dienen, jede dienliche Hilfe zu lei- 
sten, besonders auch 

1. die mit der zollamtlichen Überwachung 
ihres Verkehrs betrauten Zollbedienste- 
ten im Dienst unentgeltlich zu befördern 
und ihnen den Zutritt zu ihren Anlagen 
unentgeltlich zu gestatten, 

2. den in Betracht kommenden Zollstellen 
die Fahr- und Flugpläne für den Verkehr 
über die Grenze rechtzeitig mitzuteilen. 

(3) Die in Absatz 2 genannten Verwaltungen und 
Unternehmen haben Bedienstete, die eines Steuer- 
vergehens überführt sind, auf Verlangen von je- 
der Verrichtung auszuschließen, auf die sich die zoll- 
amtliche Überwachung erstreckt. 

(4) Einzelpersonen können zur Mitwirkung im 
Zolldienst als Zollhilfspersonen zugelassen werden. 
Ihnen darf nur die Aufgabe übertragen werden, Tat- 
sachen festzustellen. 

§ 75 

Zollbehandlung auf dem Betriebsgelände 
bestimmter Unternehmen 

(1) Wird die Zollbehandlung des Personen- oder 
Güterverkehrs auf dem Betriebsgelände eines Un- 
ternehmens durchgeführt, das dem öffentlichen Ver- 
kehr oder dem öffentlichen Warenumschlag dient, 
so gelten für die Beziehungen zwischen der Zoll- 
verwaltung und dem Unternehmen die Absätze 2 
bis 5. 

(2) ' Das Unternehmen stellt die erforderlichen 
Einrichtungen, besonders Rampen, Lagerräume and 
-plätze, Brücken, Diensträume, Wiege- und Unter- 
suchungsvorrichtungen, und hält sie in gutem Zu- 
stand. Das Unternehmen kann von der Zollverwal- 
tung verlangen, daß sie ihm seine Selbstkosten 
vergütet, soweit das Unternehmen diese Einrich- 
tungen nicht ohnehin benötigt. Soweit ein Aufwand 
über das Maß hinausgeht, das für zolleigene Ein- 
richtungen üblich ist, wird er nicht vergütet. 

(3) Die Zollverwaltung kann von dem Unterneh- 
men weitere Leistungen verlangen, die mit der Zoll- 
behandlung der von ihm beförderten oder umge- 
schlagenen Waren Zusammenhängen und die ihm 
nach den Umständen zugemutet werden können. Das 
Unternehmen kann dafür Vergütung seiner Selbst- 
kosten verlangen. 

(4) Für die von der Zollverwaltung zu zahlende 
Vergütung kann ein Pauschale vereinbart werden. 

(5) Verkehrsverwaltungen des Bundes gelten als 
Unternehmen im Sinne der vorstehenden Absätze. 
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SECHSTER TEIL 

Ermächtigungen und Vereinfachungen 

§ 76 

(1) Die Bundesregierung kann mit Zustimmung 
des Bundestages durch Rechtsverordnung 

1. aus wirtschaftlichen Gründen Zollsätze des 
Zolltarifs ermäßigen oder aufheben; 

2. Zollsätze des Zolltarifs bis auf das Drei- 
fache erhöhen und im Zolltarif statt Zoll- 
freiheit Zollsätze bis zu einer Belastung in 
Höhe des höchsten Wertzollsatzes des 
Zolltarifs festsetzen, wenn diese Waren 
infolge einer unvorhergesehenen wirt- 
schaftlichen Entwicklung in zunehmendem 
Umfang unter solchen Umständen einge- 
führt werden, daß die dadurch geschaffene 
Lage die im Inland ansässigen Hersteller 
gleichartiger oder unmittelbar konkurrie- 
render Erzeugnisse ernsthaft schädigt oder 
zu schädigen droht; 

3. das Schema des Zolltarifs aus zolltechni- 
schen Gründen ändern, ohne den Zollsatz 
oder die Zollfreiheit für die betroffenen 
Waren zu ändern. 

(2) Die Bundesregierung kann durch Rechtsver- 
ordnung den Zolltarif 

1. nach dem Vertrag zur Gründung der Eu- 
ropäischen Wirtschaftsgemeinschaft inso- 
weit ändern, als die Bundesrepublik 
Deutschland 

a) nach Artikel 14, 16 und 17 Abs. 1 die- 
ses Vertrags und Nummer 1 des Pro- 
tokolls über Mineralöle und einige Mi- 
neralölerzeugnisse die zwischen den 
Mitgliedstaaten geltenden Zölle abzu- 
bauen hat, 

b) nach Artikel 23 dieses Vertrags und 
Nummer 1 des Protokolls über Mine- 
ralöle und einige Mineralölerzeugnisse 
die Zollsätze dem Gemeinsamen Zoll- 
tarif anzupassen hat, 

c) durch eine Entscheidung des Rats über 
autonome Änderungen oder Aussetzun- 
gen der Sätze des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs (Artikel 28 dieses Vertrags) da- 
zu verpflichtet ist, 

d) nach Artikel 133 Abs. 1 dieses Ver- 
trags die Zollsätze für die Einfuhren 
aus den außereuropäischen Ländern 
und Hoheitsgebieten, die mit Belgien, 
Frankreich, Italien und den Niederlan- 
den besondere Beziehungen unterhal- 
ten, abzubauen hat, 

e) nach dem Protokoll über die Zollkon- 
tingente für die Einfuhr von Bananen 
zur Festsetzung von Zollkontingenten 
berechtigt ist; 

2. nach dem Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft insoweit an- 


dern, als die Bundesrepublik Deutschland 
nach Artikel 95 dieses Vertrags auf Be- 
schluß des Rats vorzeitig die Zollsätze des 
Gemeinsamen Zolltarifs anzuwenden hat; 

3. nach dem Vertrag über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl insoweit ändern oder ergänzen, als 
die Bundesrepublik Deutschland zur Durch- 
führung des Gemeinsamen Marktes dazu 
verpflichtet ist. 

Bei diesen Änderungen können Zollsätze, die ge- 
senkt werden, bis auf volle Zahlen nach unten, und 
Zollsätze, die erhöht werden, bis auf volle Zahlen 
nach oben gerundet werden; auch kann die Jahres- 
bezeichnung des Zolltarifs geändert werden. 

(3) Rechtsverordnungen nach Absatz 2 Nr. 1 und 
2 dürfen nur mit Zustimmung des Bundestages er- 
lassen werden. Die Bundesregierung hat Rechtsver- 
ordnungen nach Absatz 2 Nr. 3 dem Bundestag zur 
Zustimmung vorzulegen; hat ihnen der Bundestag 
nicht vor Erlaß oder binnen fünf Monaten danach 
zugestimmt, so hat sie die Bundesregierung späte- 
stens mit Ablauf des sechsten Monats nach ihrem 
Erlaß aufzuheben. In diesem Falle dürfen sie mit 
gleichem Inhalt nur wiederholt werden, nachdem 
ihnen der Bundestag zugestimmt hat. 

(4) Der in Absatz 3 vorgesehenen Zustimmung 
des Bundestages bedarf es nicht, wenn die Bundes- 
regierung eine Vorlage als dringlich bezeichnet und 
der Bundestag binnen drei Wochen nach Eingang 
einer solchen Vorlage keinen die Zustimmung aus- 
sprechenden oder verweigernden Beschluß faßt. 

(5) Die Bundesregierung kann mit Zustimmung 
des Bundestages durch Rechtsverordnung aus wirt- 
schaftlichen Gründen Zollsätze des Obertarifs er- 
mäßigen. 

(6) Dem Bundesrat ist Gelegenheit zu geben, bin- 
nen zwei Wochen zu Entwürfen von Rechtsverord- 
nungen nach den Absätzen 1, 2 und 5 Stellung zu 
nehmen. Bei Rechtsverordnungen nach Absatz 2 
Nr. 3 ist dem Bundesrat diese Gelegenheit zur Stel- 
lungnahme zu geben, sobald die Bundesregierung 
den Bundestag nach Absatz 3 um Zustimmung bittet. 

§ 77 

(1) Der Bundesminister der Finanzen kann zur 
Durchführung dieses Gesetzes durch Rechtsverord- 
nung 

1. die durch dieses Gesetz festgelegten Pflich- 
ten näher bestimmen? sein Recht, die 
Pflichten der Zollbediensteten im Verwal- 
tungsweg festzulegen, bleibt unberührt, 

2. die in diesem Gesetz enthaltenen Begriffe 
erläutern, 

3. das Verfahren bei der Zollbehandlung, für 
die besonderen Zollverkehre, für die an- 
deren in diesem Gesetz vorgesehenen 
Verkehre, für den Zollerlaß und für die 
Zollerstattung näher regeln und dabei den 
Beteiligten, einschließlich des Käufers 
oder Empfängers einer Ware, die erfor- 
derlichen Anmeldungs- und Buchführungs- 
pflichten auferlegen. 
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Er hat dabei Auskünfte, Empfehlungen und Erläu- 
terungen zwischenstaatlicher und überstaatlicher 
Organisationen im Rahmen der vertraglichen Ver- 
pflichtungen zu berücksichtigen. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung Durchführungsvorschriften zur 
Auslegung und Anwendung des Zolltarifs, beson- 
ders zur Abgrenzung der Tarifnummern und Tarif- 
stellen, erlassen. Er hat dabei Auskünfte^ Empfeh- 
lungen und Erläuterungen zwischenstaatlicher und 
überstaatlicher Organisationen im Rahmen der ver- 
traglichen Verpflichtungen zu berücksichtigen. Zu 
den Durchführungsvorschriften gehören auch tech- 
nische Vorschriften für die Untersuchung und für 
die Vergällung von Waren. 

(3) Die Bundesregierung bestimmt durch Rechts- 
verordnung die Erfassung und Zollbehandlung der 
elektrischen Energie, falls für diese im Zolltarif ein 
Zoll vorgesehen ist. Die Erfassung und Zollbehand- 
lung müssen der Erfassung und Zollbehandlung von 
Waren entsprechen, soweit es die Eigenart der elek- 
trischen Energie zuläßt. 

(4) Allgemeine Verwaltungsvorschriften, die zur 
Durchführung dieses Gesetzes, des Zolltarifs und 
der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechts- 
verordnungen exforderlich sind, erläßt der Bundes- 
minister der Finanzen. 

§ 78 

(1) Der Bundesminister der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung für Waren, die weder zum Han- 
del noch zur gewerblichen Verwendung bestimmt 
sind, zur Abgeltung der Eingangsabgaben pau- 
schalierte Abgabensätze festsetzen, die angewen- 
det werden, wenn der Zollbeteiligte nicht Verzollung 
nach dem Zolltarif und Versteuerung nach den in 
Betracht kommenden Steuergesetzen beantragt. 

(2) Für Waren, deren Tarifierung unverhältnis- 
mäßig viel Arbeit oder Kosten erfordern würde, 
kann auf Antrag des Zollbeteiligten diejenige in 
Betracht kommende Tarifstelle angewendet wer- 
den, die zu den höchsten Eingangsabgaben führt. 

(3) In einzelnen Fällen können Vereinbarungen 
mit dem Zollbeteiligten getroffen werden, die die 
Verzollung vereinfachen. Diese Vereinbarungen sind 
nur zulässig, wenn dadurch die Höhe der insgesamt 
zu entrichtenden Eingangsabgaben nicht wesentlich 
geändert und der Wettbewerb nicht wesentlich be- 
einträchtigt wird. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Eingangs- 
abgaben, deren Aufkommen den Ländern zusteht. 

SIEBENTER TEIL 

Zollvergehen im Reiseverkehr 

§ 79 

(1) Zollvergehen (§ 392 der Reichsabgabenord- j 
nung), die im Reiseverkehr über die Grenze im Zu- | 
sammenhang mit der Zollbehandlung begangen wer- I 
den, werden nicht verfolgt, wenn sich die Tat auf j 


Waren bezieht, die weder zum Handel noch zur 
gewerblichen Verwendung bestimmt und insgesamt 
nicht mehr als 200 Deutsche Mark wert sind. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn der Täter 

1. die Waren durch besonders angebrachte 
Vorrichtungen verheimlicht oder an schwer 
zugänglichen Stellen versteckt hält oder 

2. durch die Tat den Tatbestand eines Zoll- 
vergehens innerhalb von sechs Monaten 
zum wiederholten Male verwirklicht. 

ACHTER TEIL 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 80 

Abweichende Vorschriften 
in zwischenstaatlichen Verträgen 

Soweit in zwischenstaatlichen Verträgen abwei- 
chende Vorschriften bestehen, werden sie durch die- 
ses Gesetz nicht berührt. 

§ 81 

Bisherige öffentliche Zollager 

(1) Freizonen des bisherigen Zollrechts werden 
mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes Zollniederla- 
gen (§ 43). Diese Zollniederlagen können nur im 
Einverständnis mit dem Niederlagehalter aufgeho- 
ben werden. Die Einlagerung in die Freizone steht 
im Sinne des § 42 Abs. 4 der Abfertigung zur Zoll- 
niederlage gleich. 

(2) Öffentliche Zollniederlagen des bisherigen 
Zollrechts werden beim Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes widerruflich Zollniederlagen im Sinne des 
§ 43. Die Abfertigung zur bisherigen Öffentlichen 
Zollniederlage steht im Sinne des § 42 Abs. 4 der 
Abfertigung zur Zollniederlage gleich. Hat ein Nie- 
derleger jedoch vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes der zuständigen Zollstelle erklärt, daß von 
ihm niedergelegtes Zollgut ganz oder zum Teil in 
ein Zollaufschublager eingelagert werden soll, so 
wird das Zollgut, auf das sich diese Erklärung be- 
zieht, so behandelt, als wäre es am Tage vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes zum freien Verkehr 
abgefertigt und in ein Zollaufschublager eingelagert 
worden. Der Niederleger hat eine entsprechende 
Zollanmeldung (§ 12) binnen einer Woche abzuge- 
ben. Ihm wird eine angemessene Frist gesetzt, inner- 
halb deren er die Waren in das Zollaufschublager 
aufzunehmen hat. 

§ 82 

Bisherige Zolleigenlager 

(1) Zolleigenlager des bisherigen Zollrechts wer- 
den mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes widerruf- 
lich Zollaufschublager im Sinne des § 45. Das darin 
lagernde Zollgut wird so behandelt, als wäre es am 
Tage vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes auf An- 
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trag des Lagerinhabers zum freien Verkehr abge- 
fertigt und in das Zollaufschublager eingelagert 
worden. Der Lagerinhaber hat eine entsprechende 
Zollanmeldung (§ 12) binnen einer Woche abzuge- 
ben. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn der Lagerinhaber 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes der zuständi- 
gen Zollstelle erklärt hat, daß das Zolleigenlager 
mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ein privates 
Zollgutlager (§ 44) werden soll. In diesem Falle gilt 
das private Zollgutlager für sechs Monate nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes als bewilligt. Die Abfer- 
tigung zum Zolleigenlager steht im Sinne des § 42 
Abs. 4 der Abfertigung zum Zollgutlager gleich. 

§ 83 

Bisherige Zollvormerklager 

(1) Zollvormerklager des bisherigen Zollrechts 
werden mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes wi- 
derruflich Zollaufschublager im Sinne des § 45. Das 
darin lagernde Zollgut gilt als am Tage vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes aus dem Zollvormerk- 
lager in den freien Verkehr entnommen und in das 
Zollaufschublager eingelagert. 

(2) Hat ein Lagerinhaber vor dem Inkrafttreten 

dieses Gesetzes der zuständigen Zollstelle erklärt, 
daß das Zollgut ganz oder zum Teil in eine ihm be- 
willigte Zollgutverwendung übergehen soll, so gilt 
das Zollgut, auf das sich diese Erklärung bezieht, 
mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes als auf seinen 
Antrag zu dieser Zollgutverwendung abgefertigt, j 
wenn § 15 Abs. 1 Nr. 3 nicht entgegensteht; be- j 
dingte Zollschulden fallen fort. 1 

§ 84 ! 

Bisherige Zollveredelung und Zollverwendung 

(1) Ist nach bisherigem Zollrecht ein Zollverede- 
lungsverkehr bewilligt, so gilt mit dem Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes ein entsprechender aktiver Ver- 
edelungsverkehr (§§ 47 bis 49) als widerruflich be- 
willigt; bedingte Zollschulden fallen fort. 

(2) Ist nach bisherigem Zollrecht ein Zollvormerk- 
verkehr für die Verwendung von Zollgut bewilligt, 
so gilt mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eine 
entsprechende Zollgutverwendung (§ 54) als wider- 
ruflich bewilligt; bedingte Zollschulden fallen fort. 

§ 85 

Freihäfen 

(1) Vom Zollgebiet ausgeschlossene Teile von 
Seehäfen (§ 2 Abs. 3 Nr. 3) sind die Freihäfen, die 
beim Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehen. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann zur 
Anpassung an wirtschaftliche Erfordernisse oder zur 
Vereinfachung der zollamtlichen Überwachung durch 
Rechtsverordnung den Verlauf der Freihafengren- 
zen ändern, soweit es den wesentlichen Bestand des 
Freihafens nicht berührt. 

(3) Bei Anwendung des § 52 Abs. 2 und des § 60 
Abs. 2 werden ohne weitere Prüfung Anlagen als 
für den Außenhandel geschaffen angesehen, wenn 
sie vor dem 1. September 1956 vorhanden waren. 


§ 86 

Änderung des Zolltarifgesetzes 

Das Zolltarifgesetz vom 23. Dezember 1958 (Bun- 
desgesetzbl. II S. 751) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

„Zolltarif im Sinne des § 21 Abs. 1 des Zoll- 
gesetzes vom (Bundes- 

gesetzbl S . . . .) ist der nachstehende 

Zolltarif." 

2. § 2, § 3 Abs. 1, §§ 4 und 6 werden gestrichen. 
In § 3 wird die Bezeichnung „(2)" vor dem 
bisherigen zweiten Absatz gestrichen. 

§ 87 

Änderung des Gesetzes zu den EWG- und 
Euratomverträgen 

Artikel 3 Abs. 1 des Gesetzes zu den Verträgen 
vom 25. März 1957 zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen 
Atomgemeinschaft vom 27. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 753) wird wie folgt geändert: 

1. In Nummer 1 werden 

die Worte ", insbesondere den Zolltarif und 
die Ausfuhrzolliste", 

die Buchstaben a bis d, 
die Nummernbezeichnung „1." und 
die Buchstabenbezeichnung ,,e)" 
gestrichen. 

2. Nummer 2 wird gestrichen. 

§ 88 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

§ 89 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1962 in 
Kraft. § 86 Nr. 2, § 87 und die in diesem Gesetz 
enthaltenen Ermächtigungen treten am Tage nach 
seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Am Tage nach Verkündung dieses Gesetzes 
treten außer Kraft: 

1. § 49 Abs. 2 und 3, § 55 Abs. 3 des Zoll- 
gesetzes vom 20. März 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 529) in der geltenden Fas- 
sung, 

2. das Sechste Gesetz zur Änderung des Zoll- 
tarifs vom 24. November 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 728) in der geltenden Fas- 
sung. 
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(3) Mit Ablauf des 31. Dezember 1961 treten 
außer Kraft: 

1. das Zollgesetz vom 20. März 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 529) und die zu seiner Durch- 
führung erlassenen Rechtsverordnungen 
in ihren geltenden Fassungen; 

2. die Beschlüsse des Bundesrates des Deut- 
schen Reichs vom 25. Juni 1872 (§ 404 der 
Protokolle) und vom 18. Oktober 1900 
(§ 522 der Protokolle) über die zollamt- 
liche Behandlung der deutschen Kriegs- 
fahrzeuge und der Effekten der Marinean- 
gehörigen; 

3. a) die Holzlager-Zollordnung, die See- 

fischerei-Zollordnung und die Schiff- 
bau-Zollordnung vom 11. Januar 1906 
(Zentralblatt für das Deutsche Reich 
S. 103, 257, 265), 

b) die Getreidelager-Zollordnung vom 
15. Februar 1906 (Zentralblatt für das 
Deutsche Reich S. 352), 

c) §§ 36 und 37 der Wein-Zollordnung 
vom 17. Juli 1909 (Zentralblatt für das 
Deutsche Reich S. 333), 

d) die Verordnung über Teilungslager 
der Kriegsmarinebehörden vom 2. März 
1937 (Reichsministerialblatt S. 64), 


e) die Seehafen-Zollordnung vom 3. No- 
vember 1 937 (Reichsministerialblatt 
S. 651) 

in ihren geltenden Fassungen; 

4. a) das Gesetz zur Änderung des Zollge- 

setzes und der Verbrauchsteuergesetze 
vom 23. Mai 1952 (Bundesgesetzbl. I 

S. 317), 

b) das Gesetz über Zolländerungen vom 
16. März 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 93), 

c) das Zweite Änderungsgesetz zum Zoll- 
gesetz vom 3. Mai 1956 (Bundesge- 
setzbl. I S. 375), 

d) das Dritte Zolländerungsgesetz vom 
9. August 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 735), 

e) Artikel 1, 2, 3 und 7 des Vierten Zoll- 
änderungsgesetzes vom 10. September 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1331), 

f) das Fünfte Zolländerungsgesetz vom 
27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. IS. 1671); 

5. das Gesetz über die Ausfuhrzolliste vom 

19. Mai 1959 (Bundesgesetzbl. II S. 537). 
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A. Im allgemeinen 

I. Der Zweck eines Zollgesetzes 

Die Bundesrepublik kann ebensowenig wie ande- 
re Staaten auf eine bestimmte Ordnung ihres Wa- 
renverkehrs mit dem Ausland verzichten. Sie be- 
dient sich dabei vor allem der Zölle als des klassi- 
schen, international anerkannten Instruments der 
Außenhandelspolitik. Der durch besonderes Gesetz 
erlassene Zolltarif legt für jede einzelne Ware 
fest, welcher Belastung sie beim Übergang in die 
inländische Wirtschaft unterliegt. Der Staat setzt 
aber auch noch andere Lenkungsmittel ein, näm- 
lich die Ein- und Ausfuhrverbote und -beschrän- 
kungen wirtschaftspolitischer Art (z. B. mengenmä- 
ßige Beschränkungen, Marktordnungsmaßnahmen, 
Embargo- Anordnungen) und polizeilicher Art (z. B. 
sicherheitspolizeiliche, gesundheitspolizeiliche, ve- 
terinärpolizeiliche Maßnahmen). Zu den Maßnah- 
men, die den Warenverkehr mit dem Ausland be- 
einflussen, gehören ferner die steuerlichen Maß- 
nahmen, die an die Einfuhr oder Ausfuhr an- 
knüpfen (z. B. die Erhebung der Verbrauchsteuern 
und der Umsatzausgleichsteuer als Eingangsab- 
gaben, die Vergütung von Steuern bei der Aus- 
fuhr). 

Keine dieser staatlichen Maßnahmen könnte durch- 
geführt werden, wenn nicht ein System bestünde, 
durch das der Warenverkehr mit dem Ausland 
erfaßt und jede Ware der gebotenen Behandlung 
zugeführt wird. Das Zollgesetz legt dieses System 
fest. Es bestimmt, welche staatlichen Eingriffe in 
den Warenverkehr zu den erwähnten Zwecken 
vorgenommen werden dürfen und welche Rechte 
und Pflichten die am Verkehr Beteiligten haben. 
Hierbei wägt der Gesetzgeber die verschiedenen 
öffentlichen und privaten Interessen gegeneinander 
ab: das Interesse an einer gerechten, gleichen und 
zweckmäßigen Durchführung der genannten Maß- 
nahmen wie auch das Interesse am reibungslosen 


r ung 

IV. Die Ziele des Gesetzentwurfs 

1. Vereinfachung und Beschleunigung des 
Verfahrens 

2. Größere Elastizität 

3. Verbesserung der Lesbarkeit und Ver- 
ständlichkeit der Bestimmungen 


B. Im einzelnen 


Funktionieren des Handels und Verkehrs mit dem 
Ausland. Wenn es sich bei dieser Abwägung auch 
mehr um zolltechnische als um zollpolitische Fragen 
handelt, so berührt das Zollgesetz doch in seiner 
strengeren oder liberaleren Regelung sehr stark 
nicht nur die Form, sondern auch den Inhalt der 
Beziehungen zum Ausland. 

Zölle sind Steuern im Sinne der Reichsabgabenord- 
nung (AO). Das Zollgesetz ist also ein besonderes 
Steuergesetz im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 5 AO. 
In seiner Bedeutung für die Außenwirtschaft steht 
es neben dem Außenwirtschaftsgesetz, dessen not- 
wendiges Korrelat es ist. 


II. Das geltende Zollgesetz 

Das geltende Zollgesetz (ZG) ist am 20. März 1939 
erlassen worden (Reichsgesetzbl. I S. 529). Es ist ein 
Rahmengesetz von 113 Paragraphen. Seiner Durch- 
führung dienen zahlreiche Rechtsverordnungen mit 
zusammen etwa tausend Paragraphen (die Allge- 
meine Zollordnung und die sogenannten Sonder- 
Zollordnungen für einzelne Arten des Verkehrs). 
Das ZG löste das erste Zollgesetz des Deutschen 
Zollvereins ab, das sogenannte Vereins-Zollgesetz 
vom 1. Juli 1869, das wegen seines antiquierten 
Textes nicht mehr in den Gebieten eingeführt wer- 
den konnte, um die das Zollgebiet 1938 und 1939 
vergrößert worden war (Österreich, Sudetenland), 
Das ZG ordnete den Rechtsstoff, beließ es aber in 
der Sache im wesentlichen bei den alten überkom- 
menen Regelungen. Für eine grundlegende Reform 
im Sinne einer Liberalisierung des Zollverkehrs 
wäre die Zeit auch nicht günstig gewesen. Die deut- 
schen Auslandsbeziehungen hatten politisch, wirt- 
schaftlich und menschlich einen Tiefpunkt erreicht. 
Die strenge Durchführung der den Personen- und 
Warenverkehr mit dem Ausland beschränkenden 
Bestimmungen schien dem Staat wichtiger als die 
Rücksichtnahme auf die Handels- und Verkehrs- 
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bedürfnisse. Auch die Frage der Verwaltungsöko- 
nomie sah er damals als zweitrangig an. 

Seit 1952 hat der Bundesgesetzgeber den Versuch 
gemacht, das ZG den veränderten Verhältnissen an- 
zupassen. Fünf Zolländerungsgesetze, die viele Be- 
stimmungen des ZG berührt haben, sind bisher er- 
lassen worden. Auch die Durchführungsbestimmun- 
gen sind durch zahlreiche Verordnungen geändert 
worden. Die Änderungen haben zwar wertvolle 
Erleichterungen gebracht, blieben aber im Gesamt- 
ergebnis unzulänglich. Weitere Änderungen des ZG, 
die im Rahmen seiner Systematik bleiben müßten, 
würden nur die Unübersichtlichkeit des ZG und erst 
recht seiner Durchführungsbestimmungen erhöhen, 
könnten aber keine wesentlichen zusätzlichen Er- 
leichterungen bringen. Eine wirksame Hilfe für 
Verwaltung und Wirtschaft läßt sich nur erreichen, 
wenn ein in seinem Grundriß neues Zollgesetz ge- 
schaffen wird. Die Entwicklung hat sich zu weit von 
den Verhältnissen entfernt, unter denen das ZG 
erlassen worden war. 

III. Die Änderung der Verhältnisse 

Wie stark sich die für ein Zollgesetz bestimmenden 
Verhältnisse seit 1939 geändert haben, zeigt fol- 
gende Gegenüberstellung: 

1. Wirtschaftspolitik 

1939 stand die Wirtschaftspolitik im Zeichen der 
Autarkie, der wirtschaftlichen Selbstgenügsamkeit. 
Man erstrebte sie vor allem aus wehrwirtschaft- 
lichen Gründen. Neben die Zölle trat ein fast lücken- 
loses System von Ein- und Ausfuhrverboten. Devi- 
senbeschränkungen behinderten nicht nur die Ge- 
schäftsverbindungen mit dem Ausland, sondern 
auch den Personenverkehr, Die Grenze zur Außen- 
welt war zu einer Sperre geworden. Das Reich löste 
Schritt für Schritt die Zusammenarbeit mit den inter- 
nationalen Organisationen. 

Die Wirtschaftspolitik der Bundesrepublik zeichnet 
sich durch ihre Weltoffenheit aus. Es wird ein mög- 
lichst enger Handelsverkehr mit dem Ausland er- 
strebt. Selbst die Herstellung von Verteidigungsgü- 
tern vollzieht sich in internationaler Arbeitsteilung. 
Die Zölle sind laufend gesenkt worden (Durch- 
schnittsbelastung 1938 rd, 33%, 1959 rd. 7%), Ein- 
und Ausfuhrverbote weichen der fortschreitenden 
Liberalisierung. Devisenbeschränkungen sind durch 
die nahezu freie Konvertibilität der Währung fast 
überflüssig geworden. Das neue Außenwirtschafts- 
gesetz soll der Außenwirtschaft weitere Freiheiten 
verschaffen. Der Reiseverkehr über die deutschen 
Grenzen ist zu einer völkerverbindenden Massen- 
bewegung geworden. Die Bundesrepublik sucht die 
internationale Zusammenarbeit. Sie ist Mitglied 
weitgespannter Organisationen (z. B. GATT, OEEC) 
und wächst mit Frankreich, Italien und den Benelux- 
Staaten im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl (EGKS), der Europäischen 
Atomgemeinschaft (EAG) und der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) zu einer Zollunion 
zusammen, die eine enge wirtschaftliche Verflech- 
tung mit anderen Staaten anstrebt. 


2. Verkehrsentwicklung 

1938 betrug die Einfuhr in das gesamte Reichsgebiet 
5,4 Mrd, RM. Die Einfuhr in das viel kleinere Bun- 
desgebiet betrug schon 1950 11,3 Mrd. DM, sie war 
1959 auf über 35,8 Mrd. DM gestiegen. Selbst wenn 
man eine Kaufkraftkorrektur vornimmt, bleibt ge- 
genüber 1938 die Tatsache einer Steigerung um 
mehrere hundert Prozent. 

Die Einfuhr verlagert sich immer mehr von den 
(meist zoll- und umsatzausgleichsteuerfreien) Roh- 
stoffen zu den (fast durchweg zoll- und umsatzaus- 
gleichsteuerpflichtigen) Fertigwaren. 1938 wurden 
fast nur Rohstoffe eingeführt; 1951 betrug der An- 
teil der Fertigwaren 20%, und 1959 hatte er bereits 
40 % überschritten. Auch der Anteil der Halbwaren 
ist ständig gestiegen. Die Zollabfertigung ist also 
schon aus diesem Grunde schwieriger und zeitrau- 
bender geworden. 

Die Zahl der Grenzübertritte im Personenverkehr, 
die 1938 sehr niedrig war, stieg von 88 Mio im Jahre 
1952 auf 337 Mio im Jahre 1959, also in 7 Jahren 
auf das Vierfache. 

Die Zahl der Kraftfahrzeuge (Personen- und Last- 
kraftwagen), die 1938 noch eine recht bescheidene 
Rolle spielten, stieg im Eingang aus dem Ausland 
von 3,2 Mio hn Jahre 1952 auf 46,2 Mio im Jahre 
1959, also in 7 Jahren auf fast das Fünfzehnfache. 

Auch bei den Verkehrsmitteln ist ein Strukturwan- 
del eingetreten. Die Frachtbeförderung im Flugzeug 
spielte 1938 noch kaum eine Rolle. Jetzt verschiebt 
sich der Anteil der großen Verkehrsmittel (Eisen- 
bahn, Schiff) ständig zugunsten der kleinen Ver- 
kehrsmittel (Lastkraftwagen, Flugzeug). Die Abferti- 
gung eines Güterzuges oder eines Schiffes z, B, mit 
, Obst oder Gemüse erfordert viel weniger Arbeit 
und Zeit als die Abfertigung der gleichen Waren- 
menge, wenn sie auf Hunderte von Lastkraftwagen 
und Flugzeuge verteilt ist. Die Kleineinfuhren in der 
Form des grenzüberschreitenden Einkaufsverkehrs, 
der „ Jedermann-Einfuhren" und des Geschenksen- 
dungsverkehrs haben ständig zugenommen. 

Die technische Verbesserung der Verkehrsmittel, 
insbesondere im Luftverkehr, gibt dem Faktor „Zeit" 
eine ganz andere Bedeutung als früher. 

Der Verkehrsanstieg drückt sich auch in der Zahl 
der Verzollungen aus. 1952 waren es 4,2 Mio, 1959 
15,8 Mio, also fast viermal so viel. 

3. Bemessungsgrundlage 

Die Grundlage der Zollbemessung ist seit 1939 ent- 
scheidend geändert worden. 1951 ging die Bundes- 
republik, dem Beispiel der meisten westlichen Län- 
der folgend, vom spezifischen Zoll mit den Bemes- 
sungsgrundlagen Gewicht, Maß oder Stück zum 
Wertzoll über. Die Bewertung ist naturgemäß un- 
gleich schwieriger als das Wiegen, Messen oder 
Zählen. 

4. Auswirkungen auf die Zollverwaltung 

Das Aufkommen an Eingangsabgaben ist wegen der 
starken Erhöhung der Einfuhren trotz erheblicher 
Senkungen der Zoll- und Steuersätze ständig ge- 
stiegen. 
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1952 betrugen die Einnahmen aus Zöllen rund 
1,1 Mrd. DM, 1959 rund 2,5 Mrd. DM. 

Die Einnahmen an Umsatzausgleichsteuer stiegen im 
gleichen Zeitraum von rund 0,4 Mrd. DM auf rund 
1,1 Mrd. DM. 

Das Gesamtaufkommen an Verbrauchsteuern (ohne 
die Umsatzausgleichsteuer) stieg von rund 4,6 Mrd, 
DM im Jahre 1952 auf rund 7,3 Mrd. DM im Jahre 
1959. Die als Eingangsabgaben erhobenen Ver- 
brauchsteuern machen einen erheblichen Teil dieses 
Aufkommens aus. 

Trotz der erheblichen Mehrarbeit ist der Personal- 
bestand der Zollverwaltung (ohne Berlin) seit 1952 
fast unverändert geblieben (rd. 32 500 Beamte). Da- 
von stehen 

im Grenzaufsichtsdienst 
an der Zollgrenze und 

an der Zonengrenze rd. 9 500 Beamte 

im Zollabfertigungsdienst 

an der Zollgrenze rd. 8 700 Beamte 

im Innern rd. 4 250 Beamte 

Die Mehrarbeit konnte nur durch innerbetriebliche 
Rationalisierung und durch eine Umorganisation be- 
wältigt werden, durch die der Grenzaufsichtsdienst 
zugunsten des Zollabfertigungsdienstes geschwächt 
wurde. Es ist jetzt der Punkt erreicht, bei dem alle 
weiteren Rationalisierungs- und Umorganisations- 
maßnahmen keine nennenswerte Hilfe mehr brin- 
gen, wenn das gesetzlich festgelegte System nicht 
grundsätzlich geändert wird. Ohne eine solche Re- 
form werden eine Vermehrung des Personals und 
eine Vergrößerung der Abfertigungsanlagen nicht 
zu vermeiden sein. Diese den Haushalt und damit 
den Steuerzahler belastenden Ausgaben sind nicht 
zu verantworten, solange durch eine Änderung des 
Systems eine fühlbare Abhilfe geschaffen werden 
kann. 

IV. Die Ziele des Gesetzentwurfs 

Hauptziel der Reform muß sein 

1. die Vereinfachung und Beschleunigung des Ver- 
fahrens, 

2. die größere Elastizität, 

3. die Verbesserung der Lesbarkeit und Verständ- 
lichkeit der Bestimmungen. 

Zu IV. 1. 

Vereinfachung und Beschleunigung des Verfahrens 

Vereinfachungen in der Tätigkeit einer Öffentlichen 
Verwaltung lassen sich am wirksamsten dadurch 
erreichen, daß die Zahl der Amtshandlungen ver- 
ringert und die Dauer der einzelnen Amtshand- 
lung verkürzt wird. Das ZG zwingt die Zollverwal- 
tung dazu, Amtshandlungen vorzunehmen, die bei 
einer zweckmäßigeren gesetzlichen Regelung über- 
flüssig wären oder mit erheblich geringerem Auf- 
wand durchgeführt werden könnten. 

Der Entwurf versucht, diese Vereinfachung haupt- 
sächlich durch folgende Maßnahmen zu erreichen: 


a) Befreiung von der Pflicht zur Gestellung der 
Waren 

Das ZG geht grundsätzlich davon aus, daß jede ein- 
geführte Ware dem Zollamt zu gestellen ist (§ 13 
Abs. 1). Erst durch eine besondere Amtshandlung, 
die Zollabfertigung (§ 6 Abs. 4 Satz 1, § 16), kann 
die Ware in den freien Verkehr treten oder in 
einen besonderen Zollverkehr (Zollbeförderung, 
Zollagerung, Zollveredelung, Zollverwendung) 
übergehen. Befreiungen von der Gestellung sind nur 
für wenige Waren vorgesehen, deren Einfuhr volks- 
wirtschaftlich so unwichtig ist, daß man bei ihnen 
von jeder Zollerfassung und -erhebung Abstand 
nehmen konnte. Praktisch muß jetzt also jede Ware 
durch die Hand eines Zollbeamten laufen (Abferti- 
gungsprinzip). 

Der technische Fortschritt und die Verfeinerung der 
Uberwachungsmethoden lassen es vertretbar er- 
scheinen, für bestimmte Kategorien von Waren, zu 
denen hauptsächlich Massengüter gehören, auf die 
Gestellung und damit auf die besondere Abferti- 
gung zu verzichten. Zusätzliche Gewähr für die voll- 
ständige Erfassung der Ladung z. B. eines Tankers 
oder eines Getreidedampfers schaffen die modernen 
Buchführungsmethoden, die eine bessere Rekonstruk- 
tion der Geschäftsvorgänge ermöglichen als die frü- 
heren. Der Entwurf schafft deshalb für Fälle, in 
denen die zollamtliche Überwachung anders als 
durch Gestellung gesichert erscheint, die Möglich- 
keit einer Befreiung von der Gestellungspflicht (§ 6 
Abs. 5). Der Zollbeteiligte hat die Ware nur anzu- 
schreiben und dem Zollamt anzumelden. Für die 
Entstehung der Zollschuld, den Übertritt der Ware 
in den freien Verkehr oder in einzelne besondere 
Zollverkehre hat die Anschreibung die gleiche Wir- 
kung wie eine Zollabfertigung; der geschuldete Zoll 
wird durch besonderen Zollbescheid angefordert 
(§ 5 Abs. 3 Nr. 2, § 38). 

Neben das bisherige Abfertigungsprinzip tritt also, 
wenn auch zunächst als Ausnahme, ein neues Prin- 
zip, das man als Veranlagungsprinzip bezeichnen 
kann. Für das Zollrecht — und nicht nur für das 
deutsche — wird damit Neuland betreten. Es ist ein 
kühner Schritt, der erhöhte Risiken für die Verwal- 
tung mit sich bringt. Der große Vereinfachungs- und 
Beschleunigungseffekt rechtfertigt aber den Ver- 
such. Je günstiger die Erfahrungen sein werden, 
um so größer wird der Kreis der Fälle sein, die im 
Veranlagungsverfahren behandelt werden können. 

b) Umwandlung der zollamtlichen Beschaupflicht in 
ein Beschaurecht 

Nach dem bisherigen Zollrecht mußte der Abferti- 
gungsbeamte jede Warensendung beschauen; nur 
innerhalb der Sendung konnte er sich auf Stich- 
proben beschränken (§ 80 Abs. 2 ZG). Es besteht 
nicht nur kein sachlicher Grund, alle, also selbst die 
unverdächtigen, Sendungen zu beschauen, sondern 
diese übersteigerte Amtspflicht ist bei den Aus- 
maßen des modernen Warenverkehrs auch undurch- 
führbar. Sie kann schon jetzt nicht voll erfüllt wer- 
den. Der Entwurf zieht aus dieser Lage die recht- 
liche Konseguenz, indem er die Beschaupflicht in 
ein Beschaurecht der Zollverwaltung umwandelt 
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(§ 16 Abs. 1 Satz 2). Diese Bestimmung wird es 
ermöglichen, in unverdächtigen Fällen, in denen die 
Anmeldung „schlüssig" ist, also alle zur eindeu- 
tigen Ermittlung der Abgabenschuld erforder- 
lichen Angaben enthält, die Ware ohne Beschau 
freizugeben. Der Beschleunigungseffekt soll noch 
dadurch vergrößert werden, daß die vorzeitige Frei- 
gabe der Ware in sicheren Fällen sogar schon aus- 
gesprochen werden kann, bevor der schriftliche 
Zollbefund ausgefertigt ist (§ 37 Abs. 1 Satz 2). Der 
Abtransport der Sendung wird dann also weder 
durch diese Schreibarbeiten noch durch die Zah- 
lungs- oder Aufschubformalitäten aufgehalten, was 
den Verkehrsfluß beschleunigen wird. Auch hier 
wird es von den Erfahrungen der Zollverwaltung 
abhängen, wie weit sie von der Erleichterung, die 
ihr und der Wirtschaft sehr viel Arbeit und Zeit 
erspart, Gebrauch machen kann. 

c) Rationalisierung bei den vorläufigen Zollverfah- 
ren 

In keinem Land verursachen die vorläufigen Zoll- 
verfahren (Beförderung, Lagerung, Veredelung, Ver- 
wendung von Zollgut) einen so großen Verwal- 
tungsaufwand wie in der Bundesrepublik. Entgegen 
der landläufigen Vorstellung liegt der Schwerpunkt 
der Verzollungen beim kommerziellen Verkehr 
nicht an der Zollgrenze, sondern im Innern (510 Bin- 
nenzollstellen gegenüber 452 Grenzzollstellen). 
Während in vielen Staaten die zum Inlandsabsatz 
bestimmten Waren im allgemeinen vom Grenzzoll- 
amt sofort verzollt und in den freien Verkehr ge- 
setzt werden, laufen diese Waren bei uns meistens 
in einer Kette von einzelnen Zollverfahren (erste 
Beförderung, erste Lagerung, zweite Beförderung, 
zweite Lagerung usw.) bis zu ihrem letzten Bestim- 
mungsort. 1000 Sack Kaffee, die in anderen Staaten 
gewöhnlich in einem einzigen Arbeitsgang in weni- 
gen Stunden am Kai des Eingangshafens abgefertigt 
werden, werden bei uns oft mehrere hundertmal 
zollamtlich behandelt, weil Importeure und Händler 
sie unter Lagerung und Teilung in immer kleiner 
werdende Partien im Zollverkehr von Ort zu Ort 
weitergeben, bis der Einzelhändler sie schließlich 
sackweise aus seinem Zollager entnimmt. Den höch- 
sten Aufwand verursachen hierbei die fast zweitau- 
send über das ganze Land verteilten Verschlußlager, 
da sie für jede einzelne Einlagerung oder Auslage- 
rung den Einsatz von Abfertigungsbeamten, oft 
außerhalb der Amtsstelle, erfordern. Aber auch die 
etwa zweitausend Zollvormerklager, die nicht unter 
Zollverschluß stehen, machen in ihrer gegenwärti- 
gen Gestalt unverhältnismäßig viel Arbeit. 

Die Sachverständigenkommission für die Verein- 
fachung der Verwaltung (Bundestagsdrucksache 1637 
der 3. Wahlperiode) hat diese vorläufigen Zollver- 
fahren als Beispiel besonders komplizierter Rege- 
lungen erwähnt. Abhilfe erscheint der Kommission 
nur dadurch möglich, daß „in Angleichung an das 
Verfahren der anderen europäischen Staaten die 
Verzollung grundsätzlich durch den Importeur und 
nur am Einfuhrort oder dem ersten Umschlagort 
durchgeführt wird." Obwohl eine solche Regelung 
zweifellos den größten Vereinfachungseffekt haben 
würde, glaubt die Bundesregierung eine weniger 


radikale Lösung vorschlagen zu sollen, die der Wirt- 
schaft die Vorteile der bisherigen Regelung im we- 
sentlichen erhält, der Verwaltung aber doch eine 
erhebliche Entlastung bringt. Die Grundzüge dieser 
Regelung sind folgende: 

1. Nach den gegenwärtigen Bestimmungen ist Ei- 
senbahn-Zollgut an der Grenze zu gestellen; es 
wird im allgemeinen im Zollanweisungsverfah- 
ren auf Zollbegleitschein ins Innere weiterbeför- 
dert (§ 13, § 88 ZG). Die elastischere Fassung der 
Bestimmungen über die Gestellung (§ 6) und den 
Zollgutversand — neue Bezeichnung für das 
Zollanweisungsverfahren — (§ 40) wird der Ver- 
waltung die Möglichkeit geben, die Waren ohne 
Zwischenschaltung eines vorläufigen Zollver- 
fahrens unter Ausnutzung bahnamtlicher Kon- 
trollmaßnahmen bis zum Bestimmungsort laufen 
zu lassen. Dadurch entfallen viele Hunderttau- 
sende von Begleitscheinen, und die Zugaufent- 
halte an der Grenze verkürzen sich. Das Ver- 
fahren wäre damit dem bisherigen Postzollver- 
fahren angeglichen. Unter der Voraussetzung 
ausreichender betrieblicher Kontrollmaßnahmen 
könnte die Erleichterung auch anderen Ver- 
kehrsunternehmen gewährt werden. Der unge- 
brochene Transitverkehr würde die Zollverwal- 
tung nur noch sehr geringfügig belasten, wäh- 
rend er jetzt eine nicht unerhebliche Arbeit ver- 
ursacht. 

Wo diese Erleichterung nicht gewährt werden 
kann, die Ware also an der Grenze gestellt wer- 
den muß, soll es wie bisher grundsätzlich der 
Entscheidung des Einführers überlassen bleiben, 
ob er die Ware sofort verzollen oder einer Bin- 
nenzollstelle überweisen lassen will. Um eine 
mißbräuchliche Ausnutzung dieses Wahlrechts 
auszuschließen, muß dem Zollamt aber die Mög- 
lichkeit gegeben sein, den Zollgutversand abzu- 
lehnen, wenn die Ware sofort zum freien Ver- 
kehr abgefertigt werden kann und ein entge- 
genstehendes wirtschaftliches Interesse des Zoll- 
beteiligten nicht erkennbar ist. Diese Miß- 
brauchsklausel ist notwendig, aber auch aus- 
reichend. 

2. Die bisherigen unter Zollverschluß stehenden 
Zollager (öffentliche Zollager, Zolleigenlager — 
§§ 93, 99 ZG) sollen — unter der neuen Bezeich- 
nung „öffentliche und private Zollgutlager" 
(§§ 42 bis 44 Entw.) — den Waren des gebro- 
chenen Transitverkehrs und solchen Waren Vor- 
behalten bleiben, deren Bestimmung sich noch 
nicht überblicken läßt. Die Lagerform für die 
zum Inlandsabsatz bestimmten Waren soll das 
„Zollaufschublager" (§ 45 Entw.) sein, das — 
wie bisher das Zollvormerklager — grundsätz- 
lich nicht unter Zollverschluß steht. Beim Zoll- 
aufschublager werden die Waren vor der Ein- 
lagerung zum freien Verkehr abgefertigt, also 
nicht wie bisher zum Zollvormerkverkehr, den 
der Entwurf überhaupt nicht kennt. Die Waren 
werden sofort Freigut, für das lediglich die Zah- 
lung des Zollbetrages für die Dauer der Lage- 
rung aufgeschoben wird. Der Lagerinhaber kann 
die Waren jederzeit nach freiem Belieben ohne 
Mitwirkung von Zollbeamten aus dem Lager ent- 
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nehmen oder auf ein anderes Zollaufschublager, 
auch eines anderen Lagerinhabers, verbringen, 
wenn dieser die Zollschuld übernimmt. Der Zoll 
ist also ebenso wie bisher erst dann zu entrich- 
ten, wenn die Ware den Lagerzyklus endgültig 
verläßt. Die Bestimmungen über die Sicherheits- 
leistung sind gelockert worden. Zollsenkungen, 
die während der Lagerzeit eintreten (z. B. bei der 
schrittweisen Senkung der Binnenzölle) kommen 
dem Lagerinhaber zugute, Zollerhöhungen (z. B. 
bei Anhebung der Zölle auf höhere Zölle des 
Außentarifs) berühren ihn nicht. Gegenüber dem 
bisherigen Rechtszustand erhält der Handel also 
sogar eine größere Beweglichkeit in Disposition 
und Kalkulation. Selbstverständlich sind auch 
hier die Risiken der Verwaltung größer als bei 
dem bisherigen, auf absolute Sicherheit abge- 
stellten Verfahren. 

3. In ähnlicher Weise wie bei dem Zollgutversand 
und der Lagerung soll die Arbeitsbelastung beim 
aktiven Veredelungsverkehr verringert werden, 
der bei der wachsenden internationalen Arbeits- 
teilung eine ständig steigende Bedeutung erhält 
(etwa 10 °/o der deutschen Ausfuhr laufen über 
Veredelungsverkehre). Bei der Einfuhr des zu 
veredelnden Zollguts kann von der Möglich- 
keit des § 6 Abs. 5 Gebrauch gemacht werden, 
das Zollgut also von der Gestellung befreit wer- 
den, so daß die Ware ohne besondere Abferti- 
gung in den Veredelungsverkehr übergeht (§ 38 
Abs. 3). Es kann darüber hinaus zugelassen wer- 
den, daß das veredelte Zollgut ohne Wiöderge- 
stellung und ohne zollamtliche Mitwirkung aus- 
geführt wird (§ 47 Abs. 4). 

4. Ist Zollgut zur Zollgutverwendung abgefertigt 
worden (z. B. Mineralöl für Heizzwecke), so soll 
es zwischen Händlern und Verwendern möglichst 
frei kursieren können, insbesondere soll der 
Händler es auch beliebig lagern können, ohne 
daß es der zusätzlichen Bewilligung von Zoll- 
lagern bedarf. Damit werden viele der bisheri- 
gen Zollvormerklager überflüssig. Auch soll 
künftig nicht mehr verlangt werden, daß das Zoll- 
gut stets im unmittelbaren Besitz des Berechtigten 
bleiben muß. Außerdem sollen die Bestimmun- 
gen über Sicherheitsleistungen ebenso aufge- 
lockert werden wie bei den Zollaufschublagern. 

d) Weitere Vereinfachungen 

Der Entwurf enthält eine Reihe weiterer Verein- 
fachungen, die unter B näher erläutert werden. Hier 

soll nur auf drei Erleichterungen von allgemeinem 

Interesse hingewiesen werden. 

1. Die 1952 eingeführte und weiter ausgebaute Ab- 
gabenpauschalierung für nicht zum Handel be- 
stimmte Waren, ohne die der Reise- und Post- 
verkehr gar nicht zu bewältigen gewesen wäre, 
wird durch eine zoll- und zollstrafrechtliche 
Neuerung ergänzt. Wer im Reiseverkehr Klei- 
nigkeiten einschmuggelt, soll in der Regel straf- 
rechtlich nicht verfolgt werden. Es ist allerdings 
die Möglichkeit vorgesehen, in solchen Fällen 
einen Zollzuschlag zu erheben (§ 56 Abs. 7). Die 
gegenwärtige Regelung, die zu Geldstrafen, Ein- 
ziehung der Ware oder sogar des Beförderungs- 


mittels und Eintragung im Strafregister führt, be- 
lastet die Verwaltung mit zeitraubenden Arbei- 
ten, die meist außer Verhältnis zur Bedeutung 
des Anlasses stehen. Der Reiseverkehr muß 
zügig abgefertigt werden, und der Personal- 
einsatz in diesem Sektor, in dem nicht die Haupt- 
aufgabe der Zollverwaltung liegt (z. Z. sind etwa 
6°/o der Zollbeamten in der Reisendenabferti- 
gung tätig), muß so niedrig wie möglich gehalten 
werden. 

2. Dem Grundgedanken des § 220 Nr. 3 AO fol- 
gend ist vorgesehen, daß aus Vereinfachungs- 
gründen Vereinbarungen über die Zollerhebung 
mit dem Zollbeteiligten getroffen werden dürfen, 
wenn dadurch die Höhe der Abgabenschuld nicht 
wesentlich geändert und der Wettbewerb nicht 
wesentlich beeinträchtigt wird. Die Verwaltung 
und die Wirtschaft können auf diese Weise der 
Mühe enthoben werden, komplizierte Tat- 
bestände bis zur letzten Perfektion aufzuklären, 
obwohl das steuerliche Ergebnis sich auch ohne 
diesen Aufwand in etwa voraussehen läßt. Die 
Zahl der für beide Seiten sehr lästigen vorläufi- 
gen Zollbescheide (§ 100 AO) könnte dadurch er- 
heblich herabgesetzt werden. 

3. Die Ausfuhrzölle, die in ihrer wirtschaftlichen 
Bedeutung immer mehr zurückgegangen sind 
(z. Z. enthält die Ausfuhrzolliste 9 Positionen), 
sind aus dem zollrechtlichen Instrumentarium 
vollständig gestrichen worden, so daß Zölle in 
Zukunft nur noch Einfuhrzölle sind. 

Die Risiken für die Verwaltung, die einige der Ver- 
einfachungen unvermeidbar mit sich bringen, wer- 
den — abgesehen vom volkswirtschaftlichen Nutz- 
effekt der Vereinfachungen — durch eine Verringe- 
rung des Verwaltungsaufwands gerechtfertigt, der 
Einnahmeausfälle weitgehend kompensieren wird. 
Darüber hinaus schaffen die Vereinfachungen die 
Möglichkeit, ohne Vergrößerung des Verwaltungs- 
apparates durch zweckvolleren Einsatz an lohnen- 
derer Stelle Mehreinnahmen zu erzielen, die bisher 
nicht erfaßt werden konnten. 

Zu IV. 2. 

Größere Elastizität 

Das Zollrecht versucht Verhältnisse zu regeln, deren 
Besonderheit es ist, daß sie plötzlichen starken Ver- 
änderungen unterliegen. Technische Fortschritte, 
Währungsumstellungen, Streiks, politische Krisen, 
Mißernten, Rekordernten, Naturkatastrophen usw. 
beeinflussen die Verkehrsströme. Das Zollrecht muß 
so elastisch gehalten sein, daß nicht jedes solche Er- 
eignis zu Gesetzesänderungen zwingt. 

Die Entwicklungsmöglichkeiten müssen schon bei 
den Formulierungen des Gesetzes berücksichtigt 
werden. Diese dürfen bei aller notwendigen Be- 
stimmtheit nicht zu starr sein. Aufzählungen sollten 
nach Möglichkeit nicht erschöpfend sein, sondern 
nur den Charakter von Beispielen haben. Beschrän- 
kungen, die im Grundsatz notwendig sind (z. B. der 
Zollstraßen- und der Zollstundenzwang) müssen die 
Möglichkeit von Ausnahmen zulassen; Erleichterun- 
gen (z. B. im nichtkommerziellen Verkehr), die im 
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Grundsatz gerechtfertigt sind, müssen für Miß- 
brauchfälle die Möglichkeit von Einschränkungen 
offenlassen. 

Von großer Bedeutung ist die richtige Aufteilung 
der Rechtsetzungsbefugnis zwischen Legislative und 
Exekutive. Die Legislative kann nicht so schnell 
handeln wie die Exekutive. Das Bundesverfassungs- 
gericht sagt hierzu in seinem Beschluß vom 12. No- 
vember 1958 (Band 8 S. 321): 

„Das Grundgesetz behält zwar die Rechtsetzung 
grundsätzlich der Legislative vor. Es kennt aber 
in Durchbrechung dieses Grundsatzes auch die Er- 
mächtigung der Exekutive zur Rechtsetzung (Art. 
80 GG). . . . Das Zoll-, Zolltarif- und das Preis- 
wesen sind durch die Notwendigkeit gekennzeich- 
net, die staatlichen Regelungen unverzüglich den 
sich schnell ändernden wirtschaftlichen Verhält- 
nissen anzupassen. Das kann nur durch Rechtset- 
zung in Form von Verordnungen geschehen. 11 

Das Zollgesetz kann also nicht alle Einzelheiten bis 
ins Letzte regeln. Weniger wichtige, einem beson- 
ders schnellen Wechsel unterworfene Einzelheiten 
gehören in eine Rechtsverordnung, wenn sie für 
den Staat oder den Einzelnen Rechte oder Pflichten 
begründen, und in eine Dienstanweisung, wenn sie 
nur den inneren Dienst der Verwaltung betreffen. 

Das alte ZG war als Rahmengesetz gedacht. Es hat 
aber oft auch weniger wichtige Dinge geregelt, die 
in eine Durchführungsverordnung (z. B. § 76 Abs. 1 
ZG) oder sogar in eine Dienstanweisung (z. B. § 81 
ZG) gehören. Der Entwurf ist insoweit konsequen- 
ter als das ZG. Er verkürzt das Gesetz dadurch nicht 
unwesentlich (um etwa ein Fünftel der Paragra- 
phen). Diese Straffung wird sich später bei den 
Durchführungsverordnungen noch stärker auswir- 
ken. Wenn diese von den innerdienstlichen Anwei- 
sungen, die nur die Verwaltung betreffen, entlastet 
sind, werden sie auf etwa ein Drittel ihrer jetzigen 
Paragraphenzahl reduziert werden können. Da 
Dienstanweisungen noch leichter einer veränderten 
Lage angepaßt werden können als Rechtsverordnun- 
gen, ergibt sich nicht nur für die Rechtsetzung, son- 
dern auch für die reine Verwaltungstätigkeit eine 
größere Bewegungsfreiheit im Rahmen des gesetz- 
ten Rechtes. Diese Durchforstung wird es wahr- 
scheinlich ermöglichen, die Sonder-Zollordnungen 
— mindestens zum größten Teil — in der Allge- 
meinen Zollordnung aufgehen zu lassen. 

Der Entwurf läßt es der Sache nach im wesentlichen 
bei der gegenwärtigen Verteilung zwischen Legis- 
lative und Exekutive, wie sie vom Bundesgesetzge- 
ber unter Umstellung der Ermächtigungen auf das 
Grundgesetz (Artikel 80) vorgenommen worden 
war. Wo rechtsstaatliche Erwägungen es geboten 
erscheinen lassen, ist das Gewicht sogar noch nach 
der Legislative hin verschoben worden. Eine Reihe 
von Vorschriften, die bisher nur in Rechtsverord- 
nungen enthalten waren, erscheinen künftig im Ge- 
setz. Dies gilt vor allem für die besonderen Zollver- 
kehre, bei denen die Wirtschaft auf eine möglichst 
genaue gesetzliche Festlegung der Rechte und Pflich- 
ten Wert legt. Grundsätzlich ist angestrebt worden, 
die Ermächtigungen noch mehr als bisher zu präzi- 
sieren. Oft ist eine bisherige allgemein gehaltene 


Ermächtigung in mehrere präziser formulierte Er- 
mächtigungen aufgelöst worden, die Inhalt, Zweck 
und Ausmaß der Ermächtigungen (Artikel 80 Abs. 1 
Satz 2 GG) klarer begrenzen und damit sachlich 
einschränken. Trotz dieser Auflösung in mehrere 
Ermächtigungen ist die Gesamtzahl der Ermächti- 
gungen fast um die Hälfte geringer als jetzt. 

Ermächtigungen können der Bundesregierung oder 
einem Bundesminister erteilt werden (Artikel 80 
Abs. 1 Satz 1 GG). Ob der Gesetzgeber die Bundes- 
regierung als Ganzes oder nur einen einzelnen Bun- 
desminister ermächtigt, richtet sich nach dem politi- 
schen Gewicht der Sache, auf die sich die Ermächti- 
gung bezieht. Ist sie politisch so bedeutend, daß die 
Verantwortung von der gesamten Bundesregierung 
übernommen werden sollte, wird die Bundesregie- 
rung ermächtigt. In den übrigen Fällen genügt die 
Ermächtigung eines Bundesministers. Dabei ist auch 
zu beachten, daß eine Regelung vermieden werden 
sollte, die für oftmals unbedeutende Angelegenhei- 
ten zu einer Inanspruchnahme aller Bundesministe- 
rien führt. Der Entwurf verfährt nach diesen Ge- 
sichtspunkten. Ermächtigungen für die Bundesregie- 
rung sind in den folgenden Fällen vorgesehen: § 21 
Abs. 2 (Antidumpingzölle, Ausgleichszölle, Ober- 
tarif), § 24 Abs. 3 (Ausschluß der Zollfreiheit bei 
fehlendem Gegenrecht), § 76 Abs. 1, 2 und 5 
(Änderung von Zollsätzen) und § 77 Abs. 3 (Zoll- 
behandlung der elektrischen Energie). Im übrigen 
lauten die Ermächtigungen auf den Bundesminister 
der Finanzen als den federführenden Ressort- 
minister. Bei der Besonderheit der Materie kann er 
Rechtsverordnungen im allgemeinen nicht ohne Be- 
teiligung anderer Ressorts, insbesondere des Bun- 
desministers für Wirtschaft, erlassen und muß er 
eine Kabinettentscheidung herbeiführen, wenn eine 
Einigung mit den beteiligten Ressorts nicht zustande 
gekommen ist (§§ 22, 62, § 63 Abs. 2 GGO II und 
§ 17 Abs. 1 der Geschäftsordnung der Bundesregie- 
rung). Durch diese Regelung ist das Mitspracherecht 
der beteiligten Ressorts gewährleistet. 

Zu IV. 3. 

Die Verbesserung der Lesbarkeit und Verständlich- 
keit der Bestimmungen 

Das ZG stellt die Systematik über die Lesbarkeit 
und Verständlichkeit für den Laien. Dies zeigt sich 
schon im Aufbau. Dem Allgemeinen Teil, der die 
mißverständliche Bezeichnung „Zollverfassungs- 
recht 11 führt, obwohl er die Kernfragen der Zoll- 
verfassung (Gesetzgebungs- und Verwaltungskom- 
petenz) gar nicht behandelt, schließt sich das „Zoll- 
schuldrecht 11 als besonderer Teil an, der sehr ab- 
strakt ist und ohne genaue Kenntnis des nachfol- 
genden Teils „Zollverfahrensrecht 11 kaum verstan- 
den werden kann. In der Gliederung dieser drei 
Hauptteile des ZG werden die systematischen Zu- 
sammenhänge überbetont, während die wirtschaft- 
lichen Zusammenhänge vernachlässigt werden. Als 
Beispiele mögen hier nur der Veredelungsverkehr 
und der Lagerverkehr erwähnt werden, die je nach 
der Form ihrer Durchführung (im Gewahrsam oder 
nicht im Gewahrsam der Zollverwaltung) auseinan- 
dergerissen und mit anderen Verkehren zusammen- 
gekoppelt werden, mit denen sie nur der Form, 
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nicht aber dem Inhalt nach verwandt sind (vgl. §§ 90 
bis 103 ZG). Der Leser findet also die Antwort auf 
konkrete Fragen nur, wenn er sich in die Systema- 
tik des Gesetzes, die auf das Formelle abgestellt 
ist, hineingedacht hat. Diese Denkarbeit wird dem 
Leser durch schwer verständliche Rechtsbegriffe und 
Rechtskonstruktionen nicht erleichtert (z. B. Zollbar- 
keit, Zollhängigkeit, bedingte Zollschuld). Ein Zoll- 
gesetz muß aber möglichst lebensnah abgefaßt sein. 
Es ist in erster Linie Arbeitsinstrument für Nicht- 
juristen, und es muß auch von dem großen Kreis 
ausländischer Interessenten verstanden werden kön- 
nen, der jetzt ständig wächst. Gegenüber den in 
ihrer Gliederung zwangloseren und in ihrer For- 
mulierung anschaulicheren Zollgesetzen unserer 
EWG-Partner nimmt das ZG eine Sonderstellung 
ein, die einen Vergleich unserer Regelungen mit 
denen unserer Partner sehr erschwert. 

Der Entwurf hat nicht drei, sondern nur zwei Haupt- 
teile. Der Erste Teil stellt unter der Überschrift „Er- 
fassung des Warenverkehrs" dar, in welchem Rah- 
men, zu welchem Zweck und mit welchen Mitteln 
der Warenverkehr über die Grenze zollamtlich er- 
faßt wird. 

Der Zweite Teil bringt unter der Überschrift „Zoll- 
behandlung" die weitere Behandlung der eingeführ- 
ten Waren. Die für alle Arten der Zollbehandlung 
gemeinsam geltenden zollschuldrechtlichen Vor- 
schriften sind unter dem Kapitel „Bemessung des 
Zolles" zusammengefaßt. Im übrigen werden die 
zollschuldrechtlichen Folgen jedesmal dort gebracht, 
wo die Tatbestände behandelt werden, an die sie 
geknüpft sind, also z. B. bei der Verzollung, Lage- 
rung, Veredelung usw. Sie stehen also dort, wo sie 
dem Sachzusammenhang nach hingehören und wo 
sie am ehesten gesucht und deshalb auch am leich- 
testen gefunden werden. Es ist eine Besonderheit 
des Zollrechts, daß die zollschuldrechtlichen Folgen 
von der Beachtung oder Nichtbeachtung der Ver- 
fahrensvorschriften abhängen. 

Bestimmungen, deren Behandlung in den Haupt- 
teilen den Fluß der Darstellung beeinträchtigen 
würde, sind in die Nebenteile verwiesen worden. 

Schwer verständliche Begriffe und Konstruktionen 
sind vermieden worden. Wenn auch die Gesetzes- 
technik zu einer bestimmten Gesetzessprache zwingt, 
ist doch versucht worden, auch komplizierten Rege- 
lungen eine Fassung zu geben, die lesbar und ver- 
ständlich ist. 

Die Verteilung des Zollrechtsstoffes einerseits auf 
das Zollgesetz und andererseits auf die Reichsabga- 
benordnung, das Steueranpassungsgesetz, das Ge- 
setz über die Finanzverwaltung usw. ist im wesent- 
lichen die gleiche geblieben wie bisher. Auch der 
Entwurf bringt also keine Bestimmungen über die 
Rechtsmittel und — abgesehen von der Nichtver- 
folgung von Zollvergehen im Reiseverkehr (§ 79) — 
auch keine Bestimmungen über Strafrecht und Straf- 
verfahren. Ein Anpassungsgesetz, dessen Entwurf 
besonders vorgelegt werden wird, soll die AO und 
die anderen von der Neufassung des Zollgesetzes 
berührten Gesetze dem neuen Wortlaut anpassen. 
Es wird im wesentlichen rechtstechnischer Natur 
sein. 


Es kann die Frage gestellt werden, ob die Neufas- 
sung des Zollgesetzes nicht bis zu einer Anglei- 
chung des Zollrechts der EWG-Partner (Artikel 27, 
Artikel 100 EWG-Vertrag) zurückgestellt werden 
sollte. Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß die 
Neufassung gerade der Europäischen Gemeinschaf- 
ten wegen beschleunigt werden muß. Die in Artikel 
27 EWG-Vertrag vorgesehenen Angleichungsmaß- 
nahmen werden sich voraussichtlich auf einige Son- 
derfragen beschränken, die eng mit dem Gemein- 
samen Zolltarif Zusammenhängen. Das Zollgesetz 
selbst wird von ihnen gar nicht oder nur in wenigen 
Bestimmungen berührt werden; meistens werden 
sie nur Fragen betreffen, die in Rechtsverordnungen 
oder Dienstanweisungen geregelt werden können. 
Das Zollsystem in seiner Gesamtheit, wie ein Zoll- 
gesetz es bei uns und auch bei unseren EWG-Part- 
nern behandelt, ist so eng mit anderen Teilen des 
staatlichen Rechtssystems verflochten, daß eine An- 
gleichung auf breiter Grundlage langer und sorgfäl- 
tiger Vorbereitung bedarf. Das Ziel dieser Arbeiten, 
deren Grundlage Artikel 100 EWG-Vertrag sein 
würde, wird auch nicht eine perfektionistische 
Gleichschaltung aller nationalen Bestimmungen auf 
dem Gebiet des Zollwesens sein, sondern das gute 
Funktionieren des Gemeinsamen Marktes. Kein 
Mitgliedstaat wird durch die Aussicht auf künftige 
Angleichungen von der Notwendigkeit und der Ver- 
antwortlichkeit befreit, sein Zollsystem so einzu- 
richten, daß es den gegenwärtigen Anforderungen 
des Verkehrs gerecht wird. Gerade der von der 
EWG ausgehende Auftrieb zwingt zur Verbesse- 
rung des Zollsystems. Der Verkehr zwischen den 
Mitgliedstaaten der Union, der bis zum Ende der 
Übergangszeit noch ein Zollverkehr ist, wird mit 
dem fortschreitenden Abbau der Binnenzölle und 
der mengenmäßigen Beschränkungen ständig wach- 
sen. Aber auch der Verkehr mit Drittländern wird 
zunehmen, und zwar nicht nur der bisher gezeigten 
allgemeinen Aufwärtsentwicklung folgend, sondern 
darüber hinaus von der wirtschaftlichen Erstarkung 
gefördert, die der Gemeinsame Markt den EWG- 
Ländern bringt. Auch dieser Verkehr mit Drittlän- 
dern ist den Grundsätzen der EWG entsprechend 
(Artikel 29, Artikel 110), im Rahmen der übernom- 
menen Verpflichtungen so liberal wie möglich zu 
behandeln. 

Mit der Modernisierung ihres Zollrechts dient die 
Bundesrepublik also den Zielen der EWG, während 
die Beibehaltung des veralteten Systems diesen 
Zielen entgegenwirken würde. Die Bundesregierung 
hofft, mit dem neuen deutschen Zollgesetz einen 
nützlichen Beitrag für die Verhandlungen über eine 
Angleichung des Zollrechts der EWG-Staaten zu 
leisten. 

Die Zollverwaltung wird im Laufe des nächsten 
Jahrzehnts aller Voraussicht nach große und schwie- 
rige Aufgaben durchzuführen haben, die die volle 
Einsatzkraft erfordern. Die Schwerpunkte werden 
unter Umständen schlagartig wechseln. Der Verkehr 
mit den EWG-Partnern wird zunächst eine mit jeder 
Zollsenkung größer werdende Verwaltungsarbeit 
verursachen, wobei die Bilanz zwischen Arbeitsauf- 
wand und Zolleinnahmen immer unausgeglichener 
werden wird. Beim Fortfall der Binnenzölle kann, 
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wenn auch die übrigen Hindernisse für einen freien 
Warenverkehr ausgeräumt sind (Steuergrenze, cor- 
don sanitaire), an diesem Teil der Zollgrenze eine 
spürbare Arbeitsentlastung eintreten. Sehr wahr- 
scheinlich wird der Zollverkehr mit Drittländern 
dann aber, wenn nicht besondere Störungen eintre- 
ten, nach den bisherigen Wachstumsraten schon 
ebenso groß sein wie jetzt der gesamte Zollverkehr 
einschließlich des Verkehrs mit den EWG-Partnern. 
Es muß auch mit der Möglichkeit gerechnet werden, 
daß der Osthandel sich wieder belebt, der jetzt 
einen Tiefstand hat. Die Aussicht auf irgendwelche 
künftige Entlastungen könnte also den Entschluß, 
es noch einige Zeit bei dem bisherigen System zu 
belassen, nicht rechtfertigen. Je rationeller das 
System ist, um so leichter wird die Zollverwaltung 
den wechselnden Anforderungen gerecht werden 
können. Sie wird mit ihren Planungsarbeiten so früh 
wie möglich beginnen müssen. Der Entwurf ist also 
dringlich. 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführung dieses Gesetzes nicht mit zusätzlichen 
Kosten belastet. 


B. Im einzelnen 


ERSTER TEIL 

Erfassung des Warenverkehrs 

§ 1 — Allgemeines 

Der Warenverkehr muß aus den auf S. 27 dargeleg- 
ten Gründen erfaßt werden. Die Gesetze über die 
Verbote und Beschränkungen für den Warenver- 
kehr über die Grenze enthalten meist keine beson- 
deren Vorschriften über die Erfassung des Waren- 
verkehrs. sondern setzen die Erfassung durch die 
Zollverwaltung voraus. Deshalb sieht der Entwurf 
— wie mittelbar schon das geltende Zollrecht (§§ 74, 
106, 107 ZG) — vor, daß der Warenverkehr nicht 
nur wegen der Eingangsabgaben, sondern auch we- 
gen der Verbote und Beschränkungen zollamtlich 
überwacht wird. 

Der Warenbegriff (Absatz 2) ist der gleiche wie im 
geltenden Zollrecht. Die unter Umständen nötige 
Sonderregelung für die elektrische Energie ist in 
§ 77 Abs. 3 vorgesehen. 

In Absatz 2 sind die später verwendeten Begriffe 
Einfuhr und Ausfuhr so allgemein bestimmt, daß 
eine gewisse Elastizität verbleibt. Die Praxis hat 
gezeigt, daß mit einer starren Regelung, die ledig- 
lich an das überschreiten der Grenze anknüpft (z. B. 
bei entlaufenen Tieren), nicht viel gewonnen ist. Der 
neue Einfuhrbegriff erlaubt es, solche Waren erst 
dann als eingeführt zu behandeln, wenn sie mit 
menschlichem Willen im Zollgebiet bleiben. Erst da- 
mit sind sie in das Zollgebiet „gebracht". 

Der Begriff der Eingangsabgaben wird in Absatz 3 
bestimmt, weil er im Entwurf häufig verwendet 


wird, in der Regel jedoch nur als Tatbestandsmerk- 
mal für rein zollrechtliche Folgen. Das Umsatz- 
steuergesetz und die Verbrauchsteuergesetze be- 
stimmen ihrerseits, wie weit das Zollrecht bei der 
Einfuhr sinngemäß auf diese Steuern anzuwenden 
ist. Lediglich die §§20 und 78 des Entwurfs enthal- 
ten Vorschriften, die auch unmittelbar für alle Ein- 
gangsabgaben gelten, schließen aber diejenigen aus, 
die den Ländern zustehen; die Gründe sind zu den 
§§ 20 und 78 dargestellt. 

Die Verbote und Beschränkungen für den Waren- 
verkehr erstrecken sich manchmal auf das Zollge- 
biet, manchmal auf das Hoheitsgebiet. In Absatz 4 
sind beide Fälle berücksichtigt. 


§2 — Zollgebiet, Zollanschlüsse, Zollausschlüsse, 
Zolllreigebiete, Zollgrenze, Zollausland 

Die historische Entwicklung sowie politische und 
wirtschaftliche Gründe führen dazu, daß sich Ho- 
heitsgebiet und Zollgebiet nicht decken. Deshalb 
müssen die damit zusammenhängenden Gebietsfra- 
gen wie bisher im Zollgesetz geregelt werden. 

Zollausschlüsse bestehen de jure zj.ir Zeit nicht. 

Die Sowjetzone gehört nach dem Entwurf wie bis- 
her zum Zollgebiet. Praktische Schwierigkeiten (ver- 
schiedene Zolltarife, Abweichungen im Zollrecht, 
verschiedene Verwaltungen) müssen und können 
auch künftig gemeistert werden. 

Neu ist im Entwurf der Begriff Zollfreigebiet (bis- 
her: Zollausschluß, der einem fremden Zollgebiet 
nicht angeschlossen ist). Der neue Begriff ist kür- 
zer und lebensnäher und läßt besser erkennen, daß 
sich die Zollhoheit auch auf diese Gebiete erstreckt. 
Gegenüber dem bisherigen Recht sind zu den Zoll- 
freigebieten die deutschen Schiffe und Luftfahrzeuge 
in Gebieten, die zu keinem Zollgebiet gehören, hin- 
zugekommen. Dies ist erforderlich, weil sie völker- 
rechtlich als deutsches Hoheitsgebiet angesehen 
werden müssen, jedoch keinesfalls zum Zollgebiet 
gehören sollen. Nicht mehr erwähnt sind die Land- 
gebiete außerhalb des geschlossenenlloheitsgebiets. 
Bei diesen handelt es sich um die Exklaven Büsin- 
gen und Büttenhardter Höfe. Diese Gebiete sind de 
facto dem schweizerischen Zollgebiet angeschlossen. 
In Verhandlungen mit der Schweiz sollen in Bezug 
auf diese Gebiete besondere rechtliche Regelungen 
getroffen werden. Unter diesen Umständen hat es 
keinen Sinn, Landgebiete außerhalb des geschlosse- 
nen Hoheitsgebiets noch als Zollfreigebiete aufzu- 
führen. 

Die Einteilung des Lloheitsgebiets (Zollgebiet, Zoll- 
freigebiete, Zollausschlüsse) kann nur durch Gesetz 
geändert, ein Zollanschluß nur durch Gesetz geschaf- 
fen werden. Verhältnissen, die sich als Kriegs- oder 
Besatzungsfolgen ergeben haben, wird nach der 
Rechtsprechung dadurch Rechnung getragen, daß Ge- 
biete, die nicht mehr unter deutscher Verwaltung 
stehen, de facto als Zollausschlüsse behandelt wer- 
den. Als solche kommen (nach der Rückkehr des 
Saarlandes und nach der Grenzregelung mit Luxem- 
burg, Belgien und den Niederlanden) noch in Be- 
tracht: deutsche Reichsgebiete in den Grenzen vom 
31. Dezember 1937 unter vorläufiger sowjetischer 
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und polnischer Verwaltung und ein kleines Gebiet 
an der deutsch-französischen Grenze, über das dem- 
nächst Verhandlungen eingeleitet werden sollen. 

Die österreichischen Hoheitsgebiete Mittelberg und 
Jungholz müssen bis zu einer neuen vertraglichen 
Regelung mit Österreich mindestens de facto als 
Zollanschlüsse behandelt werden. 

Eine gesetzliche Regelung erscheint bei geringfügi- 
gen Veränderungen an der Seezollgrenze, auf 
Grenzwegen usw. zu umständlich. Dafür sind wie 
bisher Ermächtigungen vorgesehen. Diese sind je- 
doch eingeschränkt und dem Artikel 80 GG ange- 
paßt. 

§ 3 — Zollstraßen, Zollandungsplätze, Zollflugplätze 

Der Zollstraßenzwang ist von jeher ein wichtiges 
Mittel der zollamtlichen Überwachung. Wenn auch 
künftig nur noch Einfuhrzölle zu erheben sind, so 
muß er doch — praktisch wie bisher — auch für 
die Ausfuhr gelten, weil er für das Außenhandels- 
recht, die Embargobestimmungen und die Statistik 
unentbehrlich ist. Zu den bisherigen allgemeinen 
Befreiungen vom Zollstraßenzwang tritt nach dem 
Entwurf die Befreiung im öffentlichen Eisenbahnver- 
kehr, bei dem die Waren nicht unbedingt an der 
Grenze erfaßt werden müssen. Neu ist auch die Er- 
wähnung der Rohrleitungen (vor allem für Rohöl) 
als Zollstraßen. Schiffs- und Luftverkehr sind wie 
bisher geregelt. Im übrigen schafft Absatz 5 die 
Möglichkeit einer elastischen Regelung, die sich im 
Gesetz nicht im einzelnen festlegen läßt. 

§ 4 — Zollstunden 

Der im Grundsatz nach wie vor gebotene Zollstun- 
denzwang ist im Entwurf gelockert. Die Zollstunden 
werden im allgemeinen die helle Tageszeit umfas- 
sen. Sie lassen sich im einzelnen nur nach den ört- 
lichen Verhältnissen, den Verkehrsbedürfnissen, der 
Personallage der Zollverwaltung und in der Regel 
auch nur im Benehmen mit der jeweiligen Nachbar- 
zollverwaltung festlegen. Der Zollstundenzwang hat 
nur für den Verkehr auf Zollstraßen Sinn und ist 
deshalb von vornherein auf diesen Verkehr be- 
schränkt. Dadurch wird der Katalog der Ausnah- 
men einfacher. 

§5 — Zollgut, Freigut 

Die zollrechtliche Verstrickung eingeführter Waren 
wird im geltenden Zollrecht als Zollhängigkeit be- 
zeichnet. Der Begriff ist entbehrlich, da er nur die 
Brücke zu dem Begriff Zollgut bildet, der im Ent- 
wurf allein verwendet ist. § 5 regelt abschließend 
die Einteilung der Waren in Zollgut und Freigut, 
den Übertritt von Waren aus dem Zollverkehr in 
den freien Verkehr und den umgekehrten Vorgang. 
Er betrifft nur die zollrechtliche Verstrickung der 
Waren. Wie mit dem Zollgut verfahren werden darf 
und in welchen Fällen eine Zollschuld entsteht, ist 
jeweils im Sachzusammenhang geregelt. Aus § 5 
kann hierfür ünmittelbar nichts entnommen werden. 
Die Entwurfsregelung entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen Zollrecht. An die Stelle der bisheri- 


gen Gestellungsbefreiung tritt die einfachere Rege- 
lung des Absatzes 1 Satz 2. Durch Absatz 2 Satz 3 
ist klargestellt, daß eine Ware Zollgut bleibt und 
wird, wenn sie in einem besonderen Zollverkehr 
(vor allem bei der Zollgutveredelung und Zollgut- 
verwendung) zu neuen Sachen verarbeitet oder mit 
anderen beweglichen Sachen verbunden, vermischt 
oder vermengt wird. Der darin aufgestellte Grund- 
satz ließ sich mittelbar schon aus dem bisherigen 
Zollrecht ableiten, denn eine Ware kann nicht zu- 
gleich Zollgut und Freigut sein. Ohne diesen Grund- 
satz ist eine großzügige Regelung der besonderen 
Zollverkehre nicht möglich. Härten entstehen da- 
durch nicht, weil sich die Höhe der Zollschuld in 
allen in Betracht kommenden Fällen nach dem ur- 
sprünglichen Zollgut bemißt. 

Da nur die mit menschlichem Willen ins Zollgebiet 
gelangten Waren „eingeführt" sind (vgl. § 1), wird 
im Entwurf darauf verzichtet, im Zollgrenzbezirk 
gefundene Waren unterschiedslos als Zollgut zu be- 
handeln. Die (dem Entwurf noch anzupassenden) 
§§ 200 und 200 a der Reichsabgabenordnung und 
§ 56 des Entwurfs genügen als Schutz gegen den 
Schmuggel. 

§ 6 — Gestellung 

Die Gestellung soll die anschließende Zollbehand- 
lung ermöglichen und sichern. 

Absatz 1 legt die Gestellungspflicht für eingeführ- 
tes Zollgut fest. Bisher war der Warenführer der 
Gestellungspflichtige. An dem Begriff des Waren- 
führers („wer die Waren befördert oder in seiner 
Anwesenheit durch andere befördern läßt") kann 
nach der heutigen und künftig zu erwartenden tech- 
nischen Entwicklung nicht festgehalten werden. 
Werden z. B. Flüssigkeiten oder Gase durch Rohr- 
leitungen gepreßt, so paßt dieser Begriff nicht mehr. 
Ebenso liegt es, wenn man z. B. Postraketen über 
die Grenze schießen würde. Das Zollrecht muß sich 
also von der Unterstellung lösen, eine Ware werde 
immer in Anwesenheit eines sie befördernden Men- 
schen eingeführt. Auch hier ist zu berücksichtigen, 
daß der Einfuhrtatbestand (§ 1) an eine menschliche 
Willenshandlung anknüpft und dieser Wille auch 
dadurch betätigt werden kann, daß ohne mensch- 
lichen Willen ins Zollgebiet gelangte Waren mit 
menschlichem Willen darin verbleiben. Diese Er- 
wägungen führen dazu, die Gestellung demjenigen 
aufzuerlegen, der diesen Willen unmittelbar betä- 
tigt. Für die große Masse aller Fälle trifft die Ge- 
stellungspflicht auch künftig denjenigen, der bisher 
als Warenführer bezeichnet wird. Die Sonderfälle 
können nunmehr .aber durch nähere Begriffsbestim- 
mung in der Durchführungsverordnung geregelt 
werden. 

Der Entwurf legt nicht fest, welcher Zollstelle das 
Zollgut zu gestellen ist. Die Regelung dieser Ver- 
fahrensfrage kann der Durchführungsverordnung 
Vorbehalten bleiben. Bei Landstraßen wird meistens 
die unmittelbar an der Straße liegende Grenzzoll- 
stelle zuständig sein, bei Wasserstraßen, an denen 
oft mehrere Häfen liegen, werden auch weiter land- 
einwärts liegende Zollstellen für zuständig erklärt 
werden müssen. Erst recht gilt dies für Waren, die 
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vom Zollstraßenzwang befreit sind, vor allem im 
Eisenbahnverkehr. Hier soll grundsätzlich, unter 
Umkehr der bestehenden Regelung, auf die Gestel- 
lung bei der Grenzzollstelle verzichtet und die Ge- 
stellung bei einer beliebigen Eisenbahnzollstelle, 
also auch im Innern, zugelassen werden, soweit die 
Verbote und Beschränkungen für den Warenver- 
kehr über die Grenze nicht zur Gestellung an der 
Grenze zwingen. Voraussetzung für diese Erleich- 
terung ist, daß der Gestellungspflichtige durch ein 
betriebsinternes Uberwachungssystem den Verbleib 
jeder eingeführten Ware lückenlos nachweisen 
kann. Die Erleichterung wird sehr zur Verein- 
fachung der Verwaltung und zur Beschleunigung 
des Verkehrs beitragen (vgl. S. 30). 

Einen Grundsatz, daß auch auszuführende Waren 
zu gestehen sind, stellt der Entwurf nicht auf. Eine 
solche Gestellung ist zum Teil in Verbrauchsteuer- 
vorschriften, zum Teil in den Vorschriften über die 
Verbote und Beschränkungen für den Warenver- 
kehr vorgesehen, zum Teil auch für auszuführendes 
Zollgut oder, wenn dadurch bestimmte 'Verkehre 
(z. B. ein passiver Veredelungs verkehr) eingelei- 
tet werden sollen, für auszuführendes Freigut. Dies 
ist im Entwurf im einzelnen jeweils im Sachzusam- 
menhang geregelt. Absatz 3 beschränkt sich deshalb 
darauf, auf diese Vorschriften zu verweisen. 

Häufig muß oder kann Zollgut auch wiederholt ge- 
stellt werden (z. B. beim Zollgütversand, bei der 
Zollgutveredelung und der Zollgutverwendung). 
Der Absatz 4 gilt deshalb nicht nur für die erste 
Gestellung, sondern für alle Fälle der Gestellung. 
Daß Zollgut der Zollstelle durch die Gestellung zur 
Verfügung gestellt wird, hat keine privatrechtliche, 
sondern nur öffentlichrechtliche Wirkung. Der Be- 
sitz am Zollgut geht durch die Gestellung nicht auf 
die Zollstelle über (vgl. aber § 8). 

Die Befreiung von der Gestellung (Absatz 5) ist in 
dieser Form neu (vgl. S. 29). Bisher hat eine Ge- 
stellungsbefreiung die Wirkung, daß die Waren 
nicht zollhängig, also nicht Zollgut werden, so daß 
keine Zollschuld entstehen kann. Diese Fälle sind in 
§ 5 Abs. 1 Satz 2 des Entwurfs geregelt. Die tech- 
nische und wirtschaftliche Entwicklung verlangt es 
aber, künftig auch Waren von der Gestellung zu 
befreien, die trotzdem Zollgut bleiben und gegebe- 
nenfalls zu verzollen sind. Diese neue Gestellungs- 
befreiung schafft die Voraussetzung für ein Veran- 
lagungsverfahren an Stelle der Zollabfertigung und 
für einen vereinfachten Übergang von Zollgut in 
ständige besondere Zollverkehre. Eine solche Be- 
freiung setzt voraus, daß die Erfassung des Zollguts 
anders als durch Gestellung gesichert erscheint. Die 
von der Gestellung zu befreienden Waren müssen 
so eindeutig beschaffen sein, daß sie zu ihrer Tari- 
fierung nicht beschaut zu werden brauchen und auf 
Grund schriftlicher Unterlagen zuverlässig bewer- 
tet werden können (z. B. Rohöl, Kohle, Getreide, 
Briefmarken, belichtete Filme). Nach dem Entwurf 
ist auch das von der Gestellung befreite Zollgut an- 
zumelden. Die Befreiung wird deshalb demjenigen 
bewilligt, der die Anmeldung übernehmen will. Der 
Begünstigte kann die Waren sowohl selbst wie auch 
durch andere eirtführen. Um Härten zu vermeiden, 
kann die Ware in bestimmten Fällen trotz der Be- 


freiung noch gestellt werden. Es wäre mangels 
praktischer Erfahrungen nicht zweckmäßig, gesetz- 
lich mehr zu regeln, als der Entwurf vorsieht. Der 
Entwurf leitet durch die grundsätzliche Zulassung 
des Veranlagungsverfahrens eine Entwicklung ein, 
die zu einer weitgehenden Umstellung der Zollbe- 
handhjng auf zeitgemäßere Methoden führen kann. 

Absatz 6 regelt Sonderfälle, in denen die Gestellung 
bisher mehr theoretischen Charakter hat und prak- 
tisch unterstellt wird. Der Entwurf wählt dafür die 
einfachste Lösung; sie wird hauptsächlich für den 
Eisenbahnverkehr Bedeutung haben. 

Daß die Gestellungspflicht im Grundsatz auch bei 
der Beförderung von Waren durch die Post gelten 
muß, bedarf keiner Begründung (Ausnahmen sind 
wie bisher durch Verordnung zuzulassen). Die Ge- 
stellung berührt aber das Brief- und Postgeheimnis. 
Deshalb müssen die Grundrechte des Artikels 10 GG 
insoweit und auch für die anschließende Zollbe- 
handlung eingeschränkt werden (Absatz 7). 

§ 7 — Überholung 

Die Bedeutung der Überholung wächst, weil nach 
dem Entwurf das Zollgut — im Gegensatz zu bisher 
— • nicht mehr in jedem Fall beschaut zu werden 
braucht. Der Verzicht auf die Beschau ist leichter, 
wenn durch Überholung des Beförderungsmittels 
geprüft ist, ob alles eingeführte Zollgut gestellt 
worden ist. Trotzdem braucht gestelltes Zollgut 
nicht immer überholt zu werden; der Entwurf be- 
gnügt sich mit einer Kann Vorschrift. Auf der ande- 
ren Seite legt der Entwurf die entsprechenden Hilfs- 
pflichten dem Führer des Beförderungsmittels nur 
noch für dieses selbst auf, im übrigen aber — ab- 
weichend vom bisherigen Zollrecht — dem Gestel- 
lungspflichtigen. Denn dieser ist besser dazu in der 
Lage. 

Ansprüche aus Amtspflichtverletzung werden durch 
die Regelung in Absatz 2 über die Gefahrtragung 
nicht berührt. 

§ 8 — Verwahrung 

Die Zollbehandlung soll sich an die Gestellung mög- 
lichst sofort anschließen. Oft ist dies nicht möglich 
(Beispiele: Es fehlen Weisungen des Empfängers 
oder Abfertigungsunterlagen; das Zollgut soll erst 
besichtigt werden; für den Zollantrag soll noch das 
unmittelbar bevorstehende Inkrafttreten einer Zoll- 
senkung abgewartet werden; die Zollstelle ist zeit- 
weise überlastet). In allen diesen Fällen ist nach 
den , Umständen zu entscheiden, wo das Zollgut bis 
zur Zollbehandlung bleiben soll (Absatz 1). Nach 
Satz 2 a. a. O. wird, nur zu verfahren sein, wenn der 
Gestellungspflichtige das Zollgut nicht behalten 
kann oder will oder wenn er nicht sicher ist. Der 
Entwurf beschränkt im Gegensatz zum geltenden 
Zollrecht (§15 Abs. 2 ZG) die Haftung der Zollver- 
waltung nicht; sie haftet deshalb mindestens nach 
den Vorschriften über die entgeltliche Verwahrung. 

Absatz 2 entspricht im wesentlichen dem geltenden 
Zollrecht (§ 15 Abs. 4 ZG), jedoch sind die Rechte 
der Beteiligten verstärkt. Der letzte Satz stellt fer- 
ner klar, daß die Waren trotz der Veräußerung 
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Zollgut bleiben, vom Erwerber also zunächst der 
Zollbehandlung zugeführt werden müssen. 

Nimmt die Zollstelle das Zollgut nicht selbst in 
Verwahrung, so sind die Zollbelange gefährdet. 
Deshalb ist in Absatz 3 wie bisher eine Haftung 
desjenigen vorgesehen, dem das Zollgut überlas- 
sen oder in Verwahrung gegeben ist. Die bisherige 
Regelung (§ 15 Abs. 5 ZG) befriedigt nicht ganz, 
weil nicht deutlich gesagt ist, wie der Haftende das 
Zollgut zu behandeln hat und für welche Zollschuld 
die Haftung besteht. Der Entwurf stellt beides klar. 


ZWEITER TEIL 

ZOLLBEHANDLUNG 

KAPITEL I 

Allgemeines 

§9 — Arten der Zollbehandlung 

Der Entwurf verwendet den Sammelbegriff „Zoll- 
behandlung" und faßt hierunter diejenigen Amts- 
handlungen zusammen, die nach Gestellung des 
Zollguts in Betracht kommen. § 9 regelt zugleich ab- 
schließend, was mit Zollgut geschehen darf (vgl. 
auch die Begründung zu § 5). 

Die Abfertigung zum freien Verkehr (Absatz 1 
Nr. 1) ist der Regelfall. Das Zollgut wird dabei frei- 
gegeben und dadurch Freigut. Manchmal schließt 
sich an diese Abfertigung eine weitere zollamtliche 
Überwachung an. Es wird nämlich überwacht 

a) bei Lagerung der Waren im Zollaufschublager: 
in erster Linie, wann die Zollschuld fällig wird; 

b) bei Zollfreistellung und bei Freigabe wegen be- 
willigter Freigutveredelung oder Freigutum- 
wandlung: ob später eine Zollschuld entsteht. 

Diese Überwachung ändert nichts daran, daß die 
Waren zum freien Verkehr abgefertigt sind und der 
Beteiligte ohne zollrechtliche Bindungen frei über 
sie verfügen kann. 

Bei der Abfertigung zu einem besonderen Zollver- 
kehr (Absatz 1 Nr. 2) bleiben die Waren dagegen 
Zollgut, also im gebundenen Verkehr. Der Entwurf 
zählt die besonderen Zollverkehre an dieser Stelle 
abschließend auf. Der Begriff „besonderer Zollver- 
kehr“ wird verwendet, weil sich Zollgut bis zur 
Beendigung der Zollbehandlung im allgemeinen 
Zollverkehr befindet. Durch die Abfertigung geht 
es aus dem allgemeinen Zollverkehr in einen be- 
sonderen über. 

Ausfuhr und Vernichtung von Zollgut sind nach 
Absatz 2 nur unter zollamtlicher Überwachung zu- 
gelassen. Wird Zollgut ausgeführt, so verliert die 
Ware ihre Zollguteigenschaft (§ 5 Abs. 2 Satz 2). 
Die Zollverwaltung überwacht diese Ausfuhr. Die 
Überwachung wird nicht mehr als Abfertigung be- 
zeichnet, denn sie wirkt als solche nicht rechtsge- 


staltend. Gleiches gilt von der Vernichtung; diese 
braucht nach dem Entwurf nicht immer bei der Zoll- 
stelle vorgenommen zu werden. Bei Ausfuhr oder 
Vernichtung ohne zollamtliche Überwachung ent- 
steht nach § 56 eine Zollschuld. 

Die bisherige Regelung über die Umwandlung von 
Zollgut befriedigt nicht. § 17 ZG regelt einfache 
Fälle, grenzt aber diese Fälle nicht deutlich gegen 
die unechte Veredelung ab. Der Entwurf regelt in 
Absatz 3 die Umwandlung für einfache Fälle, in 
denen sie bei der Zollstelle vorgenommen wird, 
maschinelle oder komplizierte Mittel also ausge- 
schlossen sind. Die übrigen Fälle sind in § 53 (Um- 
wandlungsverkehr) behandelt; dabei ist wie bei der 
aktiven Veredelung das volkswirtschaftliche Bedürf- 
nis zu prüfen, die Interessen aller beteiligten Wirt- 
schaftskreise sind also abzuwägen. 

Absatz 3 Satz 3 stellt klar, daß die Umwandlung bei 
der Zollstelle nur eine vorläufige Maßnahme ist und 
daß für das umgewandelte Zollgut eine erneute 
Zollbehandlung erforderlich ist. 

Jede Art der Zollbehandlung setzt voraus, daß ihr 
Verbote oder Beschränkungen für den Warenver- 
kehr nicht entgegenstehen. Absatz 4 hebt dies her- 
vor. 

§10 — Zollbeteiligter 

Das Zollverfahren bleibt wie bisher regelmäßig von 
einem Antrag abhängig (Absätze 1 und 2). Der Ent- 
wurf vermeidet es in Abweichung vom bisherigen 
Zollrecht (§ 71 ZG), den Kreis der Antragsberechtig- 
ten dahin einzuengen, daß sie die Ware im unmittel- 
baren oder mittelbaren Besitz haben müssen. Privat- 
rechtliche Verhältnisse sollen für das Antragsrecht 
nicht entscheidend sein. Praktisch ist ohnehin nur 
der Verfügungsberechtigte in der Lage, den Zollan- 
trag zu stellen, die Zollanmeldung abzugeben und 
die erforderlichen Unterlagen beizubringen. Gegen 
das Vorgehen Unbefugter kann sich der Verfügungs- 
berechtigte selbst schützen. Aus diesen Gründen 
sieht Absatz 3 vor, daß Zollbeteiligter derjenige ist, 
der einen der in Betracht kommenden Anträge tat- 
sächlich stellt. Satz 2 stellt kar, daß ein Vertreter 
ohne Vertretungsmacht selbst als Zollbeteiligter 
gilt. Auch diese Regelung dient gleichermaßen der 
Wirtschaft und der Verwaltung. Sie vereinfacht den 
Verfahrensablauf, weil die Zollstelle nicht gezwun- 
gen ist, sich in jedem Fall die Vertretungsmacht 
nachweisen zu lassen. 

Absatz 4 entspricht im Ergebnis dem § 7 Abs. 1 
der bisherigen Post-Zollordnung. Bei dieser Regelung 
kann die bisherige Verzollung durch die Post bei- 
behalten und dem Empfänger, der nicht am Sitz der 
zuständigen Zollstelle wohnt, erspart werden, die 
Abfertigungsförmlichkeiten persönlich zu erledigen. 
Dies bedeutet eine wesentliche Beschleunigung des 
Postverkehrs. Zollbeteiligter und gegebenenfalls 
Zollschuldner wird bei dieser Regelung nicht die 
Post, sondern der Empfänger. Härten entstehen 
nicht, weil der Empfänger wie bisher den Erlaß des 
Zolles erreichen kann (§ 39), indem er z. B. die An- 
nahme der Sendung verweigert und die Post da- 
durch zur Wiederausfuhr veranlaßt. 
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§ 11 — Zollantrag 

Das Wesen des Zollantrags ergibt sich bereits aus 
§ 10 Abs. 1 und 2. In vielen Fällen kann der Zoll- 
beteiligte jedoch für die beantragte Zollbehandlung 
zusätzliche Anträge stellen (z. B. Anwendung von 
Saisonzöllen - — § 34 Abs. 2). Es dient der Beschleu- 
nigung und Vereinfachung, wenn alle zusätzlichen 
Anträge mit dem Zollantrag gestellt werden, wie es 
Absatz 1 vorsieht. 

Für den Zollantrag konnte schon bisher eine Frist 
gesetzt werden. In Absatz 2 ist eine gesetzliche 
Frist vorgesehen, die mit der Gestellung beginnt. 
Sie soll zur Beschleunigung beitragen. Eine Woche 
reicht erfahrungsgemäß für den Regelfall aus; die 
Frist kann aber im einzelnen Fall verlängert wer- 
den. Bei Fristversäumnis greift § 20 ein, jedoch nur 
als Kannbestimmung. Satz 3 bezieht sich auf Zoll- 
anträge für noch nicht gestelltes Zollgut. Sie sollen 
zulässig sein, weil ein praktisches Bedürfnis dafür 
auftreten kann. Solche Zollanträge sollen aber erst 
mit der Gestellung wirksam werden, weil sonst bei 
Zollerhöhungen ungerechtfertigte Zollvorteile her- 
beigeführt werden könnten (vgl. § 34 Abs. 1). Die 
Regelung entspricht im Ergebnis dem bisherigen 
Zollrecht. 

Rücknahme und Änderung von Zollanträgen, die 
zur Zollerhebung führen, sind nach dem bisherigen 
Zollrecht nur bis zu Zeitpunkten möglich, die vor 
der Entstehung der Zollschuld liegen, nämlich ent- 
weder bis zur Zahlung (die der Entstehung der Zoll- 
schuld zur Zeit vorausgehen kann) oder bis zur vor- 
zeitigen Freigabe der Ware (§ 74 Abs. 3 ZG). Nach 
dem Entwurf (§ 11 Abs. 3) sind Rücknahme und 
Änderung bis zur Entstehung der Zollschuld (künftig 
durch Bekanntgabe des Zollbescheides — § 35 Abs. 3 
— oder vorzeitige Freigabe — ■ § 37 Abs. 2) zuge- 
lassen. Da § 35 Abs. 4 eine Unterrichtung des an- 
wesenden Zollbeteiligten über die Höhe des Zolles 
vor Bekanntgabe des Zollbescheides vorsieht, be- 
hält der Zollbeteiligte im praktischen Ergebnis die 
bisherigen Möglichkeiten, seinen Zollantrag zurück- 
zunehmen oder zu ändern. Bei Zollanträgen, die 
nicht zur Zollerhebung führen, ist die Entwurfs- 
regelung (Absatz 3 Satz 2) für den Zollbeteiligten 
günstiger als bisher. 

Der Entwurf überläßt die Form des Zollantrags 
(schriftlich oder mündlich) als reine Verfahrensfrage 
der Durchführungsverordnung. Wenn auch in der 
Regel die schriftliche Form zu fordern sein wird, 
sollte doch kein entsprechender Grundsatz aufge- 
stellt werden, weil sonst das Gesetz mit der Nor- 
mierung der notwendigen zahlreichen Ausnahmen 
belastet werden müßte. 

§12 — Zollanmeldung 

Die Zollanmeldung ist eine Steuererklärung im 
Sinne des § 166 der Reichsabgabenordnung. § 12 
des Entwurfs regelt Besonderheiten, die sich aus der 
Eigenart des Zollverfahrens ergeben. 

Form und Inhalt der Zollanmeldung waren bisher 
gesetzlich eingehend geregelt (§ 76 ZG). Diese recht 
perfektionistische Regelung zwang wieder zu einer 
Ausnahmeermächtigung und wurde überdies durch 


die Entwicklung überholt. Sie berücksichtigt nämlich 
naturgemäß nicht die Möglichkeit, daß eine Ware 
verschiedenen Zollsätzen unterliegt, je nachdem sie 
EWG-Ware, EAG-Ware, EGKS-Ware ist oder nicht. 
Der Entwurf regelt deshalb keine Einzelheiten, son- 
dern legt in Absatz 1 nur den Grundsatz fest, daß 
die Ware mit den für die Zollbehandlung maßgeben- 
den Merkmalen und Umständen anzumelden ist. 
„Merkmale" einer Ware sind Tatsachen, die sich an 
der Ware selbst feststellen lassen. Neben der 
Warenmenge sind es vor allem Eigenschaften, nach 
denen sich die Tarifierung richtet, und die Qualität, 
die für den Zollwert Bedeutung hat. „Umstände" sind 
alle übrigen tatsächlichen und rechtlichen Verhält- 
nisse der Einfuhr, auf die es bei der Zollbehandlung 
ankommt, z. B. der Ursprung oder die EWG-Eigen- 
schaft einer Ware, der Rechnungspreis, Abhängig- 
keitsverhältnisse, die den Preis beeinflussen. Die 
Einzelheiten bleiben der Durchführungsverordnung 
(§ 77) überlassen. 

Angaben über die Tarifstelle und den Wortlaut des 
Zolltarifs können danach nicht gefordert werden. An 
diesem Grundsatz des bisherigen Zollrechts hält der 
Entwurf fest. Ein Zwang zur tarifgerechten Zollan- 
meldung würde einen neuen Berufsstand (den selb- 
ständigen Zolldeklaranten) enstehen lassen. Dies 
läge nicht im Interesse von Verwaltung und Wirt- 
schaft. Der Zollbeteiligte kann aber wie bisher auch 
die Tarifstelle und den Wortlaut des Zolltarifs in 
der Zollanmeldung angeben, um die Zollbehandlung 
zu beschleunigen. 

Der Entwurf schreibt die Zollanmeldung bindend 
vor, läßt aber in Absatz 1 Satz 2 Ausnahmen zu, 
die keiner Begründung bedürfen. 

Absatz 2 entspricht dem bisherigen Zollrecht. Die 
Form der Zollanmeldung (schriftlich oder mündlich) 
ist ebenso wie die Form des Zollantrags nicht fest- 
gelegt (vgl. Begründung zu § 11). 

Absatz 3 Satz 1 wiederholt inhaltlich den § 171 
Abs. 1 Satz 1 der Reichsabgabenordnung. Diese 
Wiederholung ist angebracht, weil sonst die Lesbar- 
keit leiden und der Sachzusammenhang zerrissen 
werden würde. 

Für bestimmte Tatsachen muß allerdings die Form 
des Beweises so festgelegt werden, daß andere Be- 
weismittel ausgeschlossen sind. Für den Nachweis 
des Ursprungs sind international seit jeher Ur- 
sprungszeugnisse vorgeschrieben oder üblich. Die 
Eigenschaft einer Ware als EWG-, EAG- oder EGKS- 
Ware kann nur durch bestimmte in diesen Gemein- 
schaften vereinbarte Bescheinigungen nachgewiesen 
werden. Die Ermächtigung in Absatz 3 Satz 2 des 
Entwurfs wird diesen Verhältnissen gerecht. 

§ 13 — Zollantrag und Zollanmeldung im Reisever- 
kehr 

Das bisherige Zollrecht regelt die Verfahrenserleich- 
terungen im Reiseverkehr durch Verordnung (§§ 153, 
168 der Allgemeinen Zollordnung). Es erscheint 
geboten, diese für den Reisenden wichtigen Erleich- 
terungen im Gesetz selbst festzulegen. Dabei braucht 
nur sichergestellt zu werden, daß der durch den 
Zoll geschützten Wirtschaft kein wesentlicher Scha- 
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den durch Einfuhren im Reiseverkehr erwächst und 
daß mit hohen Eingangsabgaben belastete Waren 
auch im Reiseverkehr erfaßt werden. Solcher Scha- 
den entsteht allerdings nicht nur bei gewerblichen 
Einfuhren durch Reisende, sondern auch durch nicht- 
gewerbliche Einfuhren, wenn sie zur Massenerschei- 
nung werden. Deshalb muß an dem Grundsatz 
festgehalten werden, daß auch Reisende alles Zoll- 
gut zu gestehen haben. Man wird aber künftig — 
im Gegensatz zum bisherigen Zollrecht — davon 
ausgehen können, daß ein Reisender seihe Gestel- 
lungspflicht für nicht verborgenes Zollgut dadurch 
erfüllt, daß er mit diesem Zollgut auf dem Amts- 
platz oder dem sonst dafür bestimmten Ort (z. B. 
fahrender Zug) erscheint. Die Überholung steht nach 
§ 7 im Ermessen der Zollstelle und wird im Reise- 
verkehr auf Stichproben beschränkt bleiben. Zur 
Zollanmeldung soll der Reisende nach dem Entwurf 
nur verpflichtet sein, wenn es die Zollstelle — 
meist durch die Frage nach mitgeführten Waren — 
verlangt. Nur in diesen Fällen soll auch ein Zoll- 
antrag erforderlich sein. Diese Regelung ermöglicht 
es, bei starkem Verkehr die Zollanmeldung nicht zu 
verlangen und das gestellte Zollgut sofort (z. B. 
durch Winken) freizugeben, obwohl es der Zollstelle 
im einzelnen nicht bekannt ist. Ist das Zollgut nicht 
zollfrei, so entsteht durch die Freigabe eine Zoll- 
schuld (§ 57). Daß ein solcher Sachverhalt der Zoll- 
verwaltung nur selten bekannt wird und der Zoll 
deshalb nur in diesen Ausnahmefällen noch nach- 
träglich erhoben wird, muß hingenommen werden. 

Verletzt der Reisende seine Gestellungspflicht (z. B. 
für verborgenes Zollgut) oder seine — durch das 
Verlangen der Zollstelle wirksam gewordene - — 
Anmeldungspflicht (z. B. durch eine unrichtige Ant- 
wort auf die Frage nach mitgeführten Waren), so 
enthält er Zollgut der zollamtlichen Überwachung 
vor; es entsteht nach § 56 eine Zollschuld, wenn das 
Zollgut nicht zollfrei ist. Subjektive Momente sind 
dabei unerheblichf vgl. Begründung zu § 56). Diese 
Gestaltung vermeidet ernsthafte Schäden, die durch 
die Verfahrenserleichterung entstehen könnten. 

§14 — Vorbesichtigung des Zollguts 

§ 14 entspricht dem bisherigen Zollrecht (§ 72 ZG). 
Die Entwurfsfassung nennt jedoch nicht mehr den- 
jenigen, der die Vorbesichtigung vornehmen darf. 
Einen Zollbeteiligten gibt es in diesem Zeitpunkt 
noch nicht. Aus den zu § 10 dargelegten Gründen ist 
es auch hier nicht angebracht, den Kreis der Berech- 
tigten festzulegen. Das Wort „vorläufig" in Satz 1 
stellt klar, daß entnommene Proben usw. das zoll- 
schuldrechtliche Schicksal der Hauptsache teilen. 

§15 — Zurückweisung des Zollantrags 

§ 15 regelt (in Verbindung mit § 16 Abs. 4 und 5), 
ob ein Zollantrag zurückgewiesen werden muß (Ab- 
satz 1) oder kann (Absatz 2). Die Regelung ent- 
spricht im wesentlichen dem bisherigen Zollrecht 
(§§ 74, 78 ZG), stellt aber einige Zweifel klar. 

Bei den Zoll stunden (§ 4) handelt es sich um die 
Zeit, während der Waren über die Zollgrenze ge- 


bracht, also auf Zollstraßen befördert werden dür- 
fen. Die Amts stunden (Absatz 2 Nr. 2) umfassen 
dagegen die Zeit, während der Zollstellen im Regel- 
fälle Amtshandlungen vornehmen. Die Dauer der 
Amtsstunden richtet sich nach dem verfügbaren 
Personal, das nur nach dem durchschnittlichen 
Arbeitsanfall bemessen werden kann. Die Amts- 
stunden werden bei jeder Zollstelle im einzelnen 
so gelegt, wie es der Verkehr erfordert. Amtshand- 
lungen außerhalb der Amtsstunden erfordern also 
zusätzliches Personal und müssen deshalb auf Aus- 
nahmen beschränkt bleiben. 

Absatz 2 Nr. 3 ist erforderlich, weil die Bedeutung 
der Zollanmeldung beim Übergang von der Beschau- 
pflicht zum Beschaurecht (vgl. S. 29) wächst. 

Wenn erforderliche Unterlagen fehlen, muß ent- 
schieden werden, ob nach § 100 AO ein vorläufiger 
Zollbescheid möglich und zweckmäßig ist oder ob 
der Zollantrag zurückgewiesen wird. Absatz 2 Nr. 4 
stellt diese Möglichkeit klar. 

§16 — Darlegung des Zollguts, Zollbeschau 

Absatz 1 Satz 1 schließt eine Lücke des bisherigen 
Zollrechts. Der Zollbeteiligte soll möglichst schnell 
erfahren, ob seinem Zollantrag — so wie er sich 
nach der Zollanmeldung und den anderen Unter- 
lagen vor der Zollbeschau darstellt — Hindernisse 
nach § 15 im Weg stehen oder nicht. Ist Zeit und 
Ort der Zollbeschau bestimmt, so kann der Zoll- 
antrag aus den Gründen des § 15 Abs. 2 überhaupt 
nicht mehr, aus den Gründen des § 15 Abs. 1 nur 
dann zurückgewiesen werden, wenn das Hindernis 
bei der Zollbeschau zutage tritt (Absatz 4). 

Absatz 1 Satz 2 bringt eine entscheidende Änderung 
(vgl. S. 29), zu der die Entwicklung der Verhält- 
nisse zwingt. Es ist der Zollverwaltung seit Jahren 
nicht mehr möglich, der Beschaupflicht nach dem bis- 
herigen Zollrecht (§§ 79 bis 81 ZG) voll zu genügen. 
Auch andere Gründe sprechen für ein bloßes Be- 
schaurecht. Statt alles Zollgut - — unter Umständen 
recht flüchtig — zu beschauen, ist es besser, ein- 
zelne Fälle für die Beschau herauszugreifen, dann 
aber gründlich zu prüfen. Natürlich kann von der 
Beschau nur abgesehen werden, wenn die Zollan- 
meldung und die anderen Unterlagen für die Zoll- 
abfertigung ausreichen. Der Zollbeteiligte erlangt 
durch eine — freiwillige (vgl. die Begründung zu 
§ 12) — tarifgerechte Zollanmeldung die Aussicht, 
daß das Zollgut nicht beschaut wird und daß infolge- 
dessen Zeit und Kosten gespart werden. 

Absätze 2 und 3 behandeln die Pflichten des Zoll- 
beteiligten bei der Zollbeschau entsprechend dem 
bisherigen Zollrecht. Ansprüche aus Amtspflichtver- 
letzung werden durch die Regelung über die Ge- 
fahrtragung nicht berührt. Absatz 4 sieht vor, daß 
der Zollantrag zurückgewiesen wird, wenn diese 
Pflichten nicht erfüllt werden. 

Absatz 5 regelt andere Zollbehandlungen als die 
Zollabfertigung, also die zollamtliche Überwachung 
der Ausfuhr, der Vernichtung und der Umwandlung 
des Zollguts (§ 9 Abs. 2 und 3). Die Regelung bedarf 
keiner Begründung. 
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§17 — Vermutungen 

Der Übergang von der Beschaupflicht zum Beschau- 
recht erfordert es, die Vermutungen des bisherigen 
Zollrechts (§ 80 Abs. 2 ZG) so zu erweitern, daß 
eindeutige Abfertigungsunterlagen zur Verfügung 
stehen, soweit von der Beschau abgesehen wird. 
Sobald die Zollstelle die Ware aus der Hand ge- 
geben hat, lassen sich zuverlässige Feststellungen 
nur noch selten treffen. 

Die Vermutungen betreffen stets „eine" Ware, d. h. 
eine einheitlich zu tarifierende und zu bewertende 
Ware. Fehlt es an dieser Einheitlichkeit, so liegen 
mehrere Waren vor, auch wenn sie in einer Zoll- 
anmeldung aufgeführt sind. 

Absatz 1 behandelt die Fälle, in denen die Ware 
nur teilweise beschaut ist, sei es, daß nur die 
Warenmenge einzelner Packstücke usw. ermittelt 
ist (Satz 1), sei es, daß die Beschaffenheit nur stich- 
probenweise ermittelt ist (Satz 2). 

Absatz 2 behandelt die Fälle, in denen von der 
Beschau einer einheitlichen Ware abgesehen wird. 

Da Zollanmeldungen im Gegensatz zum bisherigen 
Recht zu beliebiger Zeit geändert werden können, 
ist in den Absätzen 1 und 2 klargestellt, daß die 
Vermutungen nur an diejenige Zollanmeldung an- 
knüpfen, die bei der Beschau oder in dem Zeitpunkt 
vorliegt, in dem von der Beschau abgesehen wird. 

Absatz 3 regelt den Umfang der Ermittlungspflicht 
(§ 204 Abs. 1 AO), wenn Zweifel an der Richtigkeit 
der Vermutung bestehen. Die Ermittlung muß sich 
von vornherein auf die Erhebung konkret ange- 
botener Beweise beschränken, weil sonst die er- 
strebte Vereinfachung und Beschleunigung nicht er- 
zielt würde. 

§ 18 — Nämlichkeitssicherung 

Die Entwurfsregelung entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen Zollrecht. Der Zollbeteiligte muß 
die Nämlichkeitssicherung ohne Entschädigung dul- 
den und ihre Kosten tragen. Dies entspricht der bis- 
herigen Praxis und ist auch billig, da die Nämlich- 
keit in aller Regel im Interesse des Zollbeteiligten 
festgehalten wird. Im übrigen gehört es zur Amts- 
pflicht der Zollbediensteten, darauf zu achten, daß 
die Ware durch die Nämlichkeitssicherung keinen 
vermeidbaren Schaden erleidet. 

Absatz 3 lockert die bisherige Regelung. 

§ 19 — Zollbefund 

Ein Zollbefund ist eine öffentliche Urkunde im Sinne 
des Strafgesetzbuchs. Ein Zwang zur Beurkundung 
soll nur dann bestehen, wenn es die Interessen des 
Zollbeteiligten gebieten. Diese Regelung schließt 
nicht aus, daß im Verwaltungsweg auch die Be- 
urkundung in weiteren Fällen angeordnet wird. 
Auch dann hat der Zollbeteiligte Anspruch auf eine 
Ausfertigung. 

Zu beurkunden ist die Zollbehandlung. Einzelheiten 
sind im Entwurf — abweichend vom bisherigen 
Zollrecht — nicht aufgeführt. Diese bleiben als Ver- 


fahrensregelung der Durchführungsverordnung Vor- 
behalten, soweit nicht eine Dienstanweisung genügt. 

§20 — Sicherstellung 

Die Sicherstellung ist mit ihren Folgen im Entwurf 
eingehender geregelt als im bisherigen Zollrecht 
(§§ 7, 15, 68 ZG). Wie bisher unterscheidet 

sich die Sicherstellung nach dem Zollgesetz 
von der Beschlagnahme nach § 121 der Reichsab- 
gabenordnung dadurch, daß sie nicht die Feststel- 
lung voraussetzt, ob das Zollgut tatsächlich mit Zoll 
belastet ist. Außerdem ist die Beschlagnahme nach 
§121 AO nur eine vorläufige Maßnahme zur Siche- 
rung der Abgaben; die Sicherstellung verfolgt da- 
gegen andere Zwecke und kann zu endgültigen Fol- 
gen führen. Die Sicherstellung soll wie bisher dafür 
sorgen, daß der Schwebezustand, den die Gestel- 
lung herbeiführt, in angemessener Zeit beendet 
wird. Dies bleibt aus mehreren Gründen geboten. 
Die Gefahr, daß Menge oder Beschaffenheit des Zoll- 
guts verändert werden, wächst mit der Länge der 
Zeit. Bleibt Zollgut in Verwahrung der Zollstelle 
(§ 8), ist diese Gefahr zwar gering; solches Zollgut 
belastet aber die Zollstelle doppelt (die Lagermög- 
lichkeiten bei den Zollstellen sind sehr beschränkt; 
die Zollverwaltung muß haften). 

Die Fassung des Absatzes 1 entspricht diesen Er- 
wägungen. Wegen der andersartigen Regelung der 
Verwahrung von Zollgut durch die Zollstelle (§ 8) 
setzt die Sicherstellung nach dem Entwurf nicht 
mehr voraus, daß sich das Zollgut in Verwahrung 
der Zollstelle befindet. 

Absatz 2 schreibt die Veräußerung des sicherge- 
stellten Zollguts vor, verstärkt aber gegenüber dem 
bisherigen Zollrecht die Rechte der Beteiligten. 
Grundsätzlich soll sichergestelltes Zollgut auch nach 
der Veräußerung Zollgut bleiben. Der Erwerber 
muß es also der Zollbehandlung zuführen (Ab- 
satz 2 letzter Satz). Erst wenn eine solche Ver- 
äußerung erfolglos versucht worden ist, soll 
nach Absatz 3 die Veräußerung mit der Wir- 
kung möglich sein, daß das Zollgut in den freien 
Verkehr tritt. Nur in diesem Falle sollen die Ein- 
gangsabgaben -aus dem Erlös (der dem privatrecht- 
lich Verfügungsberechtigten zusteht) gedeckt wer- 
den. Bei manchen Waren, vor allem Tabakwaren 
und Spirituosen, reicht der Erlös erfahrungsgemäß 
dafür oft nicht aus. Eine Veräußerung als Freigut 
ohne Deckung der vollen Eingangsabgaben könnte 
zwar für die durch den Zoll geschützten Wirtschafts- 
kreise nachteilig sein und auch sonst die Wettbe- 
werbsgleichheit beeinträchtigen. Im Verwaltungs- 
weg kann jedoch wie bisher sichergestellt werden, 
daß solche Schäden nicht eintreten. Auswahl des 
Erwerbers (z. B. Wohlfahrtseinrichtungen) oder Auf- 
lagen (Verteilung nur an Bedürftige usw.) bieten 
meist die gewünschte Gewähr. Es ist nicht zweck- 
mäßig, diese Regelung auch auf Verbrauchsteuern 
auszudehnen, die den Ländern zustehen. In Be- 
tracht käme nur die Biersteuer. Bier läßt sich aber 
immer zu einem Preis verwerten, der die Eingangs- 
abgaben deckt. 

Die grundsätzlich unerwünschte Vernichtung soll 
nach dem Entwurf erst zulässig sein, wenn alle Ver- 
suche einer anderen Lösung gescheitert sind. 
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Absatz 4 des Entwurfs bedarf keiner Begründung. 
Absatz 5 ist nur als Kannvorschrift gestaltet. Die 
oben dargestellten Gefahren und Belastungen, 
denen die Sicherstellung begegnen soll, können auch 
trotz Sicherheitsleistung fortbestehen. Deshalb ist 
ein Ermessens-Spielraum angebracht. 


KAPITEL II 

Bemessung des Zolles 

Kapitel II faßt für die folgenden Kapitel III bis IX 
die allgemeinen Vorschriften über die Zollbemes- 
sung zusammen, und zwar über den Zolltarif, über 
den Vertragstarif, über besondere Zollfreiheit und 
Zollermäßigung, über den Ursprung und über den 
Zollwert. Vorschriften über das Zollgewicht und 
über andere spezifische Bemessungsmaßstäbe (z. B. 
Maß, Stück) sind im Entwurf nicht vorgesehen. Spe- 
zifische Zölle sind schon im geltenden Zolltarif die 
Ausnahme; sie werden auch im künftigen Gemein- 
samen Zolltarif der EWG selten sein. Diese Fälle 
müssen ohnehin für alle EWG-Länder einheitlich 
geregelt werden. Deshalb ist es zweckmäßig, die 
spezifischen Maßstäbe im Zolltarif und seinen Durdi- 
führungsvorschriften zu regeln. 

§ 21 — Zolltarif, Antidumpingzoll, Ausgleichszoll, 
Obertarif 

§ 21 regelt (im Gegensatz zu § 22) die autonomen 
Zölle. Auch die Zölle, die die Bundesrepublik nach 
den Verträgen über die Europäischen Gemeinschaf- 
ten (EWG, EAG, EGKS) anzuwenden hat, sind auto- 
nome Zölle. Für die Rechtsetzung bestehen bei die- 
sen Zöllen zwei Möglichkeiten: 

a) Nach Ablauf der Übergangszeit kann der Mini- 
sterrat der EWG nach den Artikeln 28, 189 Abs. 2 
des Vertrags Verordnungen über Änderungen 
oder Aussetzungen von Zollsätzen erlassen. 
Sollte er dies tun, so bedürfte es keiner Um- 
setzung in nationales Recht; die so festgesetzten 
Zollsätze wären als autonome unmittelbar an- 
wendbar. 

b) In allen anderen Fällen bestehen nur völker- 
rechtliche Verpflichtungen, den Inhalt der Ver- 
träge und darauf gestützte Entscheidungen der 
Organe der Gemeinschaften in nationales auto- 
nomes Recht umzusetzen. Dies gilt insbesondere, 
wenn der Ministerrat der EWG — auch nach 
Ablauf der Übergangszeit — für die Änderung 
oder Aussetzung von Zollsätzen (Artikel 28 des 
Vertrags) nicht die Verordnungs-, sondern die 
Ent s che idungs form (Artikel 189 Abs. 4 des Ver- 
trags) wählt. 

Neben die Gemeinsamen Zolltarife der EWG und 
der EAG tritt noch der harmonisierte Zolltarif der 
EGKS. Erst die Zusammenfassung dieser Teilzoll- 
tarife ergibt den nationalen Zolltarif. Absatz 1 ist 
entsprechend gefaßt. Abweichend vom bisherigen 
Zollrecht (§ 49 Abs. 1 ZG) sind die einzelnen Ver- 
zollungsmaßstäbe nicht mehr aufgeführt. Der Ge- 
meinsame Zolltarif der EWG sieht z. B. einen in 
§ 49 Abs. 1 ZG nicht aufgeführten Verzollungsmaß- 
stab vor (Alkoholgehalt); eine abschließende Auf- 


zählung ist deshalb nicht zweckmäßig. Auch Bei- 
spiele brauchen hier nicht aufgeführt zu werden, 
da der Zolltarif selbst als Gesetz den erforderlichen 
Aufschluß gibt. 

Absätze 2 und 3 entsprechen dem bisherigen Zoll- 
recht (§ 55 Abs. 1 und 2, § 55a ZG). Diese handels- 
politischen Instrumente müssen erhalten bleiben. 
Ihre Anwendung wird mehr und mehr von der ge- 
meinsamen Handelspolitik der EWG abhängen. Ge- 
rade auch für den Fall, daß die Organe der EWG 
selbst die Anwendung dieser zolltariflichen Mittel 
beschließen, bleiben Vorschriften erforderlich, um 
solche Beschlüsse durch nationale Rechtsetzung aus- 
zuführen. Neu vorgesehen ist in Absatz 2 Nr. 3 die 
Möglichkeit, den Obertarif auch bei Diskriminierung 
der deutschen Flagge anzuwenden. 

Die Ermächtigungen zur Änderung des Zolltarifs und 
des Obertarifs und zur Auslegung und Anwendung 
des Zolltarifs sind aus Gründen der Übersichtlich- 
keit nicht in den § 21 aufgenommen, sondern mit 
anderen allgemeinen Ermächtigungen im Sechsten 
Teil des Gesetzentwurfs zusammengefaßt. 

§ 22 — Vertragstarif 

Der autonome Zolltarif wird durch zwischenstaat- 
liche Vereinbarungen ergänzt, die nach ihrer Rati- 
fikation (Artikel 59 Abs. 2 GG) unmittelbar anwend- 
bares nationales Recht sind. Die Gesamtheit dieser 
Vereinbarungen bildet den Vertragstarif. Die zoll- 
tariflichen Bestimmungen der Verträge über die 
Europäischen Gemeinschaften gehören nicht zum Ver- 
tragstarif (vgl. Begründung zu § 21). Der Vertrags- 
tarif setzt die autonome Regelung nicht außer Kraft, 
sondern hat nach anerkannten völkerrechtlichen 
Grundsätzen nur die in Absatz 2 des Entwurfs be- 
zeichneten Wirkungen. Der Vertragstarif ist ohne 
unmittelbare Bedeutung, soweit er höher als der 
autonome Zolltarif oder diesem gleich ist (dies ist 
z. Z. für fast den ganzen deutschen Vertragstarif der 
Fall). Der Vertragstarif verbietet nicht die Erhöhung 
der Zollsätze des nationalen Zolltarifs; nur bleibt 
eine solche Erhöhung für Waren aus Vertragsstaaten 
oder meistbegünstigten Staaten ohne Wirkung, so- 
lange die vertragliche Bindung besteht. Ob die Bun- 
desrepublik die zwischenstaatlichen Vereinbarungen 
wie bisher unmittelbar abschließt oder sich, wie im 
EWG-Vertrag vorgesehen, dabei durch die EWG- 
Kommission vertreten läßt, hat keinen Einfluß auf 
die Wirkung der Vereinbarungen. 

§ 22 Abs. 1 des Entwurfs ist entsprechend der dar- 
gelegten Rechtslage deutlicher gefaßt als § 54 Abs. 1 
des bisherigen Zollgesetzes. Absatz 2 des Entwurfs 
enthält anerkannte Grundsätze, die bisher nicht 
rechtlich normiert, sondern nur als Verwaltungsan- 
weisungen (Vorbemerkung II B 5 zum Deutschen 
Gebrauchszolltarif 1960) bekanntgegeben waren. 

Da sich zwischenstaatliche Vereinbarungen natur- 
gemäß auf ausländische Waren beziehen, würden 
deutsche Waren (z. B. bei Wiedereinfuhr) die 
Begünstigungen des Vertragstanifs nicht ge- 
nießen. Wie bisher (§ 54 Abs. 2 ZG) werden 
ihnen diese Begünstigungen durch eine auto- 
nome Vorschrift verschafft. Absatz 3 Nr. 1 
bezieht sich auf Waren, die nach der Rege- 
lung des § 28 deutschen Ursprung haben, Nr. 2 auf 
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Waren, die einen anderen Ursprung haben, die aber 
im Zollgebiet in den freien Verkehr getreten waren 
und deren Ursprungsmerkmale danach nicht mehr 
(z. B. durch Bearbeitung) geändert worden sind. Um 
die Fassung des Absatzes 3 Nr. 2 kurz zu halten, 
sind nur die beiden letzten Voraussetzungen auf- 
geführt. Infolgedessen können sich die Tatbestände 
der Nummern 1 und 2 überschneiden. Dies ist un- 
bedenklich, weil die Rechtsfolge dieselbe ist. 

§ 23 — Verbindliche Zolltarifauskunft 

Die verbindliche Auskunft über den Zolltarif ist ein 
bewährtes Institut des deutschen Zollrechts. Sie soll 
der Wirtschaft zuverlässige Kalkulationsunterlagen 
vermitteln. Der Entwurf übernimmt das bisherige 
Zollrecht mit einigen Änderungen, die nach den Er- 
fahrungen des letzten Jahrzehnts geboten erschei- 
nen. Im Gegensatz zum bisherigen Zollrecht (§ 63 
ZG, §§ 80 bis 88 der Allgemeinen Zollordnung) 
werden aber die materiellen Grundsätze im Gesetz 
geregelt und der Durchführungsverordnung nur 
noch Verfahrensfragen überlassen. 

Die Staatsorgane sollen in bestimmtem Umfange an 
die Auskunft gebunden sein. Die Auskunft führt 
also dazu, daß aus formellen Gründen — ähnlich 
wie bei der Rechtskraft Wirkung einer Entscheidung 
— das materielle Recht zugunsten des Vertrauens- 
schutzes des Antragstellers zurückzutreten hat. Dies 
zwingt dazu, die Bindung nicht gegenüber jeder- 
mann, sondern nur gegenüber dem Antragsteller 
herbeizuführen. Sonst könnte im Ergebnis materiel- 
les Recht mit Wirkung für jedermann außer Kraft 
gesetzt werden. j 

Nach dem bisherigen Zollrecht wird die Auskunft j 
über den Zollsatz erteilt. Dies führt dazu, daß j 
jede Auskunft automatisch außer Kraft tritt, wenn 
der Zollsatz geändert wird. Die allgemeinen Zollsen- j 
kungen der letzten Jahre beseitigten deshalb jeweils 
fast alle vorliegenden Auskünfte. Dies entwertete das 
ganze Rechtsinstitut veranlaßte die Beteiligten zu 
immer neuen Auskunftsanträgen und verursachte 
viel Verwaltungsarbeit. Die Zollsätze werden mit 
fortschreitender Verwirklichung des Gemeinsamen 
Marktes auch künftig häufig geändert werden. Der 
Entwurf sieht deshalb in Absatz 1 nur noch Aus- 
künfte über Tarifstellen vor. Nur insoweit soll 
die Bindung eintreten. Der Zollsatz wird nachrichtlich 
mitgeteilt und kann bei Änderungen mühelos aus 
dem Zolltarif entnommen werden. Demgemäß wird 
die Auskunft jetzt als Zolltarifauskunft bezeichnet. 

Die Rechte des Antragstellers sind nach dem Ent- 
wurf (Absatz 2) erweitert. Wenn die Zollverwal- 
tung künftig an die Tarifstelle gebunden ist, so 
wirkt sich dies nämlich nicht nur bei der Erhebung 
von Zöllen aus, sondern z. B. auch bei Zollvergü- 
tungen. Im übrigen stellt der Entwurf klar, daß eine 
erteilte Auskunft nur auf Verlangen angewendet 
wird. Dies ist von Bedeutung, wenn der Antragstel- 
ler meint, eine ihm ungünstige Auskunft sei unrich- 
tig. 

Daß Auskünfte jederzeit geändert oder aufgehoben 
werden können, entspricht dem bisherigen Zollrecht. 
Nach Änderung oder Aufhebung einer Auskunft 
soll sich der Antragsteller wie bisher noch drei 


Monate auf sie berufen können, es sei denn, sie 
beruhe auf objektiv unrichtigen Angaben. 

Absatz 3 regelt das Außerkrafttreten entsprechend 
dem neuen Grundgedanken. Zollsatzänderungen 
führen für sich noch nicht dazu, daß eine Auskunft 
außer Kraft tritt. 

Der Entwurf sieht wie das bisherige Zollrecht vor, 
daß Auskünfte durch eine Oberfinanzdirektion er- 
teilt werden, behält aber die Zuständigkeitsrege- 
lung im einzelnen der Durchführungsverordnung 
vor (Absatz4). ZurZeit werden Auskünfte von jeder 
Oberfinanzdirektion erteilt; sie binden aber nur 
die ihr unterstellten Zollstellen. Es wäre statt des- 
sen möglich, alle Auskünfte zentral durch eine 
einzige Oberfinanzdirektion oder die Auskünfte für 
bestimmte Warengruppen durch jeweils eine Ober- 
finanzdirektion erteilen zu lassen und dann alle 
Zollstellen, ohne Rücksicht auf Bezirksgrenzen, dar- 
an zu binden. Zentralisierung und Dezentralisie- 
rung haben Vorteile und Nachteile. Bei der Zentra- 
lisierung würden einander widersprechende Aus- 
künfte ausgeschlossen; eine enge Zusammenarbeit 
mit den EWG-Partnern wäre leichter. Bei der Dezen- 
tralisierung (wie bisher) wäre ein wesentlich besse- 
rer Kontakt mit der Abfertigungspraxis, vor allem 
mit den Antragstellern, gewährleistet. Der Gefahr 
einander widersprechender Auskünfte ist in den 
letzten Jahren durch ein Koordinierungs System (in- 
terne Einschaltung von Tarifierungs-Vororten) mit 
gutem Erfolg begegnet worden. Es erschein: nicht 
zweckmäßig, diese Fragen endgültig gesetzlich zu 
entscheiden. Die Zollverwaltung soll die Möglich- 
keit haben, zur Zentralisierung überzugehen, wenn 
es die weiteren Erfahrungen erfordern. Solange die 
Auskünfte noch dezentralisiert erteilt werden, dür- 
fen sie nicht über die Bezirksgrenzen hinaus wir- 
ken. Sonst könnte der Fall eintreten, daß eine Zoll- 
stelle gleichzeitig an unterschiedliche Auskünfte 
mehrerer Oberfinanzdirektionen gebunden ist. 

§ 24 — Außertarifliche Zollfreiheit 

Ob eine Ware zollfrei ist, richtet sich nicht nur 
nach dem Tarif. Dem Zweck des modernen Zolles 
entsprechend , der kein Passierzoll, sondern ein 
Wirtschaftszoll ist, hat der Tarif eine bestimmte 
wirtschaftliche Zielsetzung. Es gibt Bereiche des 
Warenverkehrs, die außerhalb dieser Zielsetzung 
stehen. Dies gilt besonders für Teile des nichtkom- 
merziellen Verkehrs, die wirtschaftlich irrelevant 
sind oder bei denen menschliche, kulturelle, po- 
litische oder ähnliche Gründe Vorrang vor allen 
Gründen verdienen, die für den Tarif maßgeblich 
sind. i : -s gilt aber auch für Teile des kommerziellen 
Verkehrs, und zwar besonders für denjenigen, bei 
dem ein Übergang aus einer Volkswirtschaf: in die 
andere gar nicht stattfindet, z. B. vorübergehende 
Einfuhr, vorübergehende Ausfuhr. 

Das bisherige Zollrecht zählt diese Fälle ohne be- 
sonderes System kasuistisch auf (§ 69 ZG). Aber 
selbst diese kasuistische Regelung erforderte ein- 
gehende Durchführungsbestimmungen (§§ 104 bis 
148 c der Allgemeinen Zollordnung). Die Fälle sind 
zu verschieden und die wirtschaftliche und tech- 
nische Entwicklung ist zu schnell, als daß es mög- 
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lieh und zweckmäßig wäre, alle diese Fragen im 
einzelnen gesetzlich zu regeln. Kein Paragraph des 
Zollgesetzes hat die Zeit des Bundesgesetzgebers 
so stark in Anspruch genommen wie § 69, der im- 
mer wieder in oft sehr unbedeutenden Einzelheiten 
geändert werden mußte. Ein größeres Maß an Be- 
weglichkeit ist auch deshalb vonnöten, weil eine 
gewisse Harmonisierung dieser Vorschriften inner- 
halb der EWG erwünscht und zu erwarten ist. 

Aus diesen Gründen muß auf die unmittelbare Re- 
gelung durch Gesetz verzichtet werden. Statt dessen 
ist eine Verordnungsermächtigung vorgesehen. 
Zwingende wirtschaftliche und verwaltungsprak- 
tische Erfordernisse bieten die Gewähr, daß von der 
Ermächtigung mindestens im bisherigen Umfang Ge- 
brauch gemacht werden wird. Der Schutz der ein- 
heimischen Wirtschaft wird dabei gebührend be- 
rücksichtigt werden. 

Der Entwurf gibt den Zweck der Ermächtigung je- 
weils genau an. In strenger systematischer Gliede- 
rung ist bei jeder Gruppe von Fällen der innere 
Grund für die zu gewährende Zollfreiheit hervorge- 
hoben. 

Der Umfang der Ermächtigung ist in doppelter 
Weise begrenzt: 

a) Die Voraussetzung, daß durch die Zollfreiheit 
keine unangemessenen Zollvorteile entstehen 
dürfen, liegt bereits dem § 69 des geltenden 
Zollgesetzes zugrunde (vgl. Absatz 1 Nrn. 24 b, 
28, 36 und Abs. 2). Eine solche Generalklausel ist 
um so mehr geboten, als der Entwurf auf die 
ausführliche Kasuistik verzichtet, die gerade die- 
sem Grundsatz dienen soll. 

b) Im einzelnen ergeben sich bei jeder Fallgruppe 
Beschränkungen des Umfangs aus dem jeweils* 
angegebenen inneren Grund der Zollfreiheit. Der 1 
Entwurf führt zur näheren Konkretisierung bei 
jeder Fallgruppe Beispiele auf, die das Wich- i 
tigste hervorheben und den allgemeinen Tat- 
bestand verdeutlichen. 

In der ersten Gruppe (Absatz 1 Nr. 1) sind die Fälle 
zusammengefaßt, in denen der tarifliche Zollschutz 
durch eine Einfuhr nicht beeinträchtigt werden kann. 

Buchstaben a, c, d enthalten gegenüber dem bis- 
herigen Zollrecht nichts Neues. 

Buchstabe b enthält zwei Neuerungen. Der bisherige j 
§ 69 Abs. 1 Nr. 17 ZG wird dahin erweitert, daß j 
nicht nur „Lehr- und Forschungsmittel", sondern | 
allgemein „Bildungsmittel" begünstigt sind und daß 
der Empfänger nicht mehr eine „Anstalt" zu sein j 
braucht, sondern eine (öffentliche oder gemeinnüt- j 
zige) „Einrichtung". Die bisherigen Einschränkungen | 
haben sich oft unbillig ausgewirkt. 

Neu auf geführt ist Verteidigungsgut. Grundsätzlich 
soll auch künftig die öffentliche Hand keine Zollvor- ! 
teile genießen. Bei Verteidigungsgut ist jedoch eine 
Ausnahme geboten. Militärische Notwendigkeiten j 
müssen hier den Vorrang vor wirtschaftlichen Inter- j 
essen staatlicher oder privater Art haben. Das Ver- j 
teidigungsgut scheidet schon im Zeitpunkt seiner | 
Anschaffung durch das Bundesverteidigungsmini- j 
sterium aus dem Wirtschaftsverkehr aus. Soweit ; 


bei dem Vorrang der militärischen Notwendigkeiten 
ein Bedürfnis der einheimischen Wirtschaft auf 
Schutz gegenüber der ausländischen Konkurrenz 
bestehen sollte, läßt sich dem auch in anderer 
Weise Rechnung tragen, da es sich unmittelbar oder 
mittelbar um Regierungseinfuhren handelt. Die Ein- 
gliederung der Bundesrepublik in das atlantische 
Verteidigungssystem bringt es mit sich, daß Ver- 
teidigungsgut ständig in beiden Richtungen über 
die Zollgrenze bewegt wird. Es wäre ein überflüs- 
siger bürokratischer Verwaltungsaufwand, wenn bei 
jeder Einfuhr die Eingangsabgaben bemessen 
und erhoben und bei jeder Ausfuhr eine 
Nämlichkeitssicherung für die Wiedereinfuhr 
vorgenommen werden sollte. Zur Zeit werden 
die Haushaltsmittel des Bundes Verteidigungs- 
ministeriums um den gleichen Betrag verstärkt, 
um den sie durch die Abgabenentrichtung 
verringert werden (vgl. Bundeshaushaltsplan Kapi- 
tel 14 02 Titel 995 Buchstabe b und Kapitel 60 01 
Titel St 2 und St 10). Diese im Grunde unfrucht- 
bare Verwaltungsarbeit erfordert von der Abgaben- 
bemessung bis zum kassenmäßigen Ausgleich einen 
beträchtlichen Beamtenaufwand. Die Zollverwaltung 
hat sich schon jetzt genötigt gesehen, die Zollforma- 
litäten auf Grund des § 220 Nr. 3 AO durch eine 
Pauschalierungsvereinbarung mit dem Bundesver- 
teidigungsministerium zu vereinfachen. Die beste 
Lösung ist jedoch die grundsätzliche Zollfreiheit, die 
übrigens in vielen Staaten besteht. Die aus wirt- 
schaftlichen Gründen notwendigen Einschränkungen 
können in der Rechtsverordnung getroffen werden. 

In der zweiten Gruppe (Absatz 1 Nr. 2) sind die 
Fälle der Wiedereinfuhr zusammengefaßt. Allge- 
meine Zollfreiheit für Waren, die das Zollgebiet ver- 
lassen haben und wiedereingeführt werden, kann 
nicht vorgesehen werden. Dies würde voraussetzen, 
daß jede Ware bei der Ausfuhr so genau erfaßt 
wird, daß später ihre Nämlichkeit und ihre unver- 
änderte Beschaffenheit mit einiger Sicherheit fest- 
gestellt werden kann. Dies ist praktisch undurch- 
führbar. Die Zollfreiheit kann deshalb nur vorge- 
sehen werden für Waren, die ihre Zugehörigkeit 
oder enge Beziehung zur heimischen Wirtschaft 
noch nicht verloren haben. Bei der Beförderung 
außerhalb des Zollgebiets (sog. Zwischenauslands- 
verkehr) und bei einer von vornherein nur vorüber- 
gehenden Ausfuhr ergeben sich keine Änderungen 
gegenüber dem bisherigen Zollrecht. Neu ist die 
Zollfreihe.it bei vorübergehender Lagerung des 
Zollguts. Dieses Bedürfnis hat sich zunehmend erge- 
ben. Bei den übrigen Fällen (den sog. Rückwaren) 
treten keine Änderungen gegenüber dem bisherigen 
Zollrecht ein. Der Entwurf nennt als Beispiel sogar 
die auf Bestellung ausgeführten Waren, um klarzu- 
stellen, daß auch in diesen Fällen Zollfreiheit mög- 
lich ist, gleichgültig, ob die Waren aus Rechts- 
gründen oder aus Kulanz zurückgenommen werden. 
Praktische Gründe werden wie bisher dazu zwingen, 
die Zollfreiheit für Rückwaren an gewisse Voraus- 
setzungen zu knüpfen, z. B. kann die Zollfreiheit 
nur dem früheren Exporteur zustehen, weil nur er 
zu näheren Nachweisen in der Lage ist; es müssen 
Höchstfristen gesetzt werden usw. 
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Die dritte Gruppe (Absatz 1 Nr. 3) entspricht im 
wesentlichen dem bisherigen Zollrecht. 

Auch die vierte Gruppe (Absatz 1 Nr. 4) folgt einem 
Grundsatz des bisherigen Zollrechts, der sich aller- 
dings nur mittelbar aus § 16 Abs. 5 und den §§45 
und 101 ZG ergibt. Es erscheint zweckmäßig, die 
Zollfreiheit von Waren, die im Zollgebiet nur vor- 
übergehend verwendet werden, jetzt mit den ande- 
ren Fällen der Zollfreiheit zusammen zu regeln, zu- 
mal sie in fast allen ausländischen Zollgesetzen und 
in mehreren zwischenstaatlichen Vereinbarungen 
ebenso behandelt werden. Die eingangs begründete 
Generalklausel stellt sicher, daß die Zollfreiheit 
nicht Waren zugute kommt, die tatsächlich ganz 
oder überwiegend in die heimische Wirtschaft über- 
gehen und vielleicht nur als Schrott oder in ähn- 
lichem Zustand wieder ausgeführt werden. Die vor- 
übergehende Verwendung kann wie bisher in der 
Regel nur unter zollamtlicher Überwachung zuge- 
lassen werden. Die Ermächtigung bietet dafür die 
Handhabe. 

Bei den sogenannten Kleinmengen (Absatz 1 Nr. 5) 
ist eine gewisse Steuerung geboten, damit die mas- 
sierte Ausnutzung kleiner Zollvorteile, die nur den 
Verkehrsfluß erleichtern sollen, nicht zu chaotischen 
Verhältnissen an der Grenze und zu Wirtschafts- 
störungen in den grenznahen Gebieten führt. 

Absatz 1 Nr. 6 umfaßt die bisher in § 69 Abs. 1 Nr. 9 
bis 12 und Nr. 14 ZG geregelten Fälle, bei denen 
meistens Fragen des völkerrechtlichen Protokolls 
und der Courtoisie eine Rolle spielen. Hinzu kom- 
men Waren, die durch oder für zwischenstaatliche 
Organisationen eingeführt werden, soweit darüber 
keine besonderen völkerrechtlichen Bindungen be- 
stehen. 

Wie bisher (§ 69 Abs. 2 ZG) soll die in Absatz 1 
Nrn. 1 bis 5 des Entwurfs vorgesehene Zollfreiheit 
durch Verordnung gegenüber Staaten ausgeschlos- 
sen werden können, die nicht Gegenrecht üben. We- 
gen der politischen Bedeutung einer solchen Maß- 
nahme soll diese Ermächtigung der Bundesregie- 
rung zustehen (Absatz 3). 

Folgende früher in § 69 ZG behandelte Fälle sind 
nicht in § 24, sondern an anderer Stelle des Ent- 
wurfs geregelt: 

a) zollbegünstigte Verwendung von Betriebsstof- 
fen für Schiffe und Luftfahrzeuge über den Rah- 
men des mitgebrachten Reise- und Schiffsbedarfs 
hinaus (§ 25 Abs. 2 des Entwurfs), 

b) der sog. Schiffbau-Zollverkehr (§ 27 des Ent- 
wurfs), 

c) der passive Veredelungsverkehr (§ 51 des Ent- 
wurfs), 

d) der Freihafen-Veredelungsverkehr (§ 52 des 
Entwurfs) , 

e) die Einfuhr von Nachholgut beim Vorgriff im 
aktiven Veredelungsverkehr (§ 50 des Entwurfs). 


§25 — Zollfreiheit aus besonderen Gründen 

§ 25 regelt einige Sonderfälle, auf die sich die 
Grundsätze des § 24 kaum anwenden lassen. 

Absatz 1 entspricht dem § 52 Abs. 2 des bisherigen 
Zollgeisetzes. Die bisher verwendeten Ausdrücke 
„Abfälle, Nebenerzeugnisse und Rückstände" sind 
hier entsprechend der geänderten Terminologie des 
Entwurfs (vgl. Begründung zu § 47) durch das Wort 
„Abfälle" ersetzt. Sachlich ändert sich dadurch 
nichts. 

Absatz 2 ermöglicht es, die bisherige Zollbefreiung 
für Betriebsstoffe der Schiffahrt und der Luftfahrt 
inhaltlich aufrechtzuerhalten. Die Vorschriften hier- 
über sind bisher ziemlich verstreut; teils handelt es 
sich um autonomes Recht, teils um ratifizierte zwi- 
schenstaatliche Vereinbarungen. Der Tatbestand des 
§ 24 Abs. 1 Nr. 1 c trifft nur auf Betriebsstoffe zu, 
die von Schiffen oder Luftfahrzeugen für den eige- 
nen Bedarf eingeführt werden. Das Schwergewicht 
liegt aber bei der zollfreien Zubunkerung und Ver- 
wendung von Betriebsstoffen im Zollgebiet. Es er- 
scheint geboten, das ganze Rechtsgebiet ohne Ände- 
rung des wirtschaftlichen Ergebnisses neu zu ord- 
nen. Dies wird zum Teil bei Inkrafttreten des Ent- 
wurfs, zum Teil erst bei der Neuregelung des Mine- 
ralölzolles möglich sein. Am 1. Januar 1964 muß die 
Bundesrepublik ohne weitere Übergangszeit den 
Gemeinsamen Zolltarif der EWG für Mineralöl ein- 
führen und die Mineralölzölle als Binnenzölle inner- 
halb der EWG ganz abschaffen. Es ist daher nicht 
möglich, alle mit der Verwendung zollfreier Be- 
triebsstoffe für Schiffe und Luftfahrzeuge zusam- 
menhängenden Fragen jetzt gesetzlich zu regeln. 
Damit rechtfertigt sich die vorgesehene Ermächti- 
gung. 

Absätze 3 und 4 enthalten Ermächtigungen für Zoll- 
befreiungen, die zur Zeit im Zolltarif (Tarifnrn. 
01.01, 07.05, 12.03) vorgesehen, im Gemeinsamen 
Zolltarif der EWG jedoch nicht enthalten sind. Von 
den Ermächtigungen wird nur Gebrauch gemacht 
werden können, wenn die EWG-Partner und die 
EWG-Kommission der Auffassung der Bundesregie- 
rung folgen, daß diese Zollbefreiungen für die Bun- 
desrepublik wirtschaftlich geboten sind und die 
EWG-Partner nicht benachteiligen können. 

Zollermäßigung aus besonderen Gründen 

§ 26 

Nach den Zollwertvorschriften gehört der Wert ein- 
heimischer Vorlagen, nach denen Waren im Zoll- 
ausland hergestellt sind, zum Zoll wert. Entspre- 
chend dem Grundgedanken der Regelung des pas- 
siven Veredelungsverkehrs (§ 51) ist es angebracht, 
den Zoll in diesen Fällen zu ermäßigen. § 26 sieht 
das vor. Die Zollermäßigung soll vor der Herstel- 
lung der Ware zugesagt werden. Ob tatsächlich 
Vorlagen vorhanden sind, die dem inländischen 
Auftraggeber gehören und für Herstellungsarbeiten 
im Ausland verwendet werden sollen, läßt sich zu- 
verlässig nur prüfen, ehe mit den Herstellungsar- 
beiten begonnen worden ist. Die vorherige Zusage 
schafft auch für den inländischen Beteiligten die er- 
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forderliche Kalkulationssicherheit. Könnte er nicht 
von vornherein mit der Zollermäßigung rechnen, 
sondern müßte es erst auf eine spätere Prüfung an- 
kommen lassen, so könnte er die Zollermäßigung 
kaum einkalkulieren. Die Herstellung im Ausland 
würde dann zu einem Spekulationsgeschäft, bei dem 
keineswegs sicher wäre, daß sich die Zollermäßigung 
später im Inlandspreis auswirkt. Die in Absatz 2 
vorgesehenen Voraussetzungen sind deshalb uner- 
läßlich. 

§ 27 

Das bisherige Zollrecht (§ 69 Abs. 1 Nr. 8 ZG in 
Verbindung mit der Schiffbau-Zollordnung) geht da- 
von aus, daß Schiffe zollfrei sind, und will verhin- 
dern, daß sie zum Schaden der heimischen Wirtschaft 
außerhalb des Zollgebiets hergestellt und anschlie- 
ßend eingeführt werden. Deshalb ist bisher Zollfrei- 
heit für das Baumaterial und Ausrüstungsgut vor- 
gesehen. Die Regelung läßt sich in dieser Form nicht 
aufrechterhalten, weil im Gemeinsamen Zolltarif der 
EWG Zölle mindestens für Binnenschiffe vorgesehen 
sind. Das Anliegen der heimischen Wirtschaft, 
Schiffe wie bisher im Zollgebiet bauen, ausbessern 
und ausrüsten zu können und die gleiche Möglich- 
keit auch für Luftfahrzeuge zu schaffen, kann jedoch 
auf andere Weise erfüllt werden. 

Soweit die Schiffe oder Luftfahrzeuge zur Ausfuhr 
bestimmt sind, ist eine besondere Regelung über- 
flüssig, weil der aktive Veredelungsverkehr (§§ 47 ff.) 
dafür alle Möglichkeiten bietet. Soweit die Schiffe 
oder Luftfahrzeuge dagegen im Zollgebiet bleiben 
(registriert werden) sollen, bietet sich nur die Ent- 
wurfsregelung an. Danach soll das Baumaterial usw. 
bei Verwendung unter zollamtlicher Überwachung 
(wie sie bisher schon stattfindet) die Zollfreiheit 
oder den niedrigeren Zollsatz genießen, wie sie für 
das fertige Schiff oder Luftfahrzeug bei einer Einfuhr 
unter gleichen Umständen anzuwenden wären. Wird 
also das Material aus EWG-Ländern bezogen, so 
bleibt es bei der bisherigen Zollfreiheit. Wird es aus 
anderen Ländern bezogen, so kommt es darauf an, 
ob der Gemeinsame Zolltarif für das zu bauende 
Schiff oder Luftfahrzeug Zollfreiheit oder einen Zoll 
vorsieht. Entsprechend wird dann das Material be- 
handelt. Auf diese Weise wird jede Benachteiligung 
der Werften des Zollgebiets vermieden. Sie bleiben 
sowohl gegenüber ausländischen Werften wie gegen- 
über Freihafenwerften voll wettbewerbsfähig. 

Der bisherige Ausschluß von Kajüt- und Küchen- 
gut ist in den Entwurf nicht übernommen, weil er — 
wie praktisch schon bisher — durch entsprechende 
Ausrüstung der Schiffe mit diesen Gütern in Frei- 
häfen oder aus Zollverkehren umgangen werden 
könnte. 

§ 28 — Ursprungsland 

In § 22 des Entwurfs ist bestimmt, in welchen Fällen 
anstelle des autonomen Zolltarifs der Vertragstarif 
anzuwenden ist. Danach kommt es auf das Ur- 
sprungsland der Waren an. Vornehmlich dafür, aber 
auch für alle übrigen Fälle, in denen eine Zollbe- 
günstigung oder eine bestimmte Art einer Zollbe- 


handlung vom Ursprung einer Ware abhängt, ist es 
erforderlich, den Ursprungsbegriff zu regeln. 

Mit der fortschreitenden Einführung des Gemein- 
samen Zolltarifs der EWG und der Ablösung der 
bisherigen Tarifvereinbarungen der einzelnen Mit- 
gliedstaaten mit Drittländern durch solche der Ge- 
meinschaft wird später eine einheitliche Bestimmung 
des Ursprungsbegriffs für die EWG erforderlich 
werden. Bis dahin übernimmt der Entwurf in Ab- 
satz 2 Satz 1 und Absatz 4 die Regelung des bis- 
herigen Zollrechts (§ 56 ZG). Jedoch ist in Absatz 1 
der Begriff Ursprungsland nunmehr unmittelbar be- 
stimmt, und für Waren, die aus einem zollrechtlichen 
Niemandsland stammen, eine Regelung getroffen. 
Absatz 2 Satz 2 schafft die Möglichkeit, in Zweifels- 
fällen, die bisher hin und wieder Schwierigkeiten be- 
reitet haben, zu wirtschaftlich sinnvollen und zweck- 
gerechten Lösungen zu kommen. 

Durch Absatz 3 soll vermieden werden, daß die An- 
wendung der Ursprungsregel des Absatzes 1 zu un- 
vernünftigen Ergebnissen führt. So soll z. B. eine 
Maschine, die aus Schweden eingeführt wird, nach- 
dem sie dort jahrelang verwendet wurde, nicht des- 
halb als aus der Tschechoslowakei eingeführt gelten, 
weil sie ursprünglich dort hergestellt worden war. 
Absatz 5 ist zur Verhinderung von Mißbräuchen er- 
forderlich, 

§ 29 — Zollwert, Normalpreis 

Die Bundesrepublik ist als Mitglied des Brüsseler 
Zollwertabkommens verpflichtet, ihr materielles 
Recht im Rahmen dieses Abkommens zu setzen. Das 
bisherige Zollrecht (§§ 53 bis 53 b ZG) muß deshalb 
im wesentlichen übernommen werden. Unter diesen 
Umständen beschränkt sich die Begründung hier nur 
auf Änderungen und Zusätze. 

Der Entwurf übernimmt in § 29 den § 53 Abs. 2 bis 
4 ZG. Geändert ist lediglich Absatz 2 Nr. 1 insofern, 
als dort der Hafen der Einfuhr nicht mehr neben 
dem Ort der Einfuhr besonders genannt ist. Aus den 
zu § 32 dargelegten Gründen muß der Ort der Ein- 
fuhr ohnehin für die verschiedenen Verkehrsarten, 
also auch für die Einfuhr auf dem Wasserweg, je- 
weils unter verkehrsmäßigen Gesichtspunkten näher 
bestimmt werden. Deshalb genügt die Fassung des 
Entwurfs. 

Aus dem Wort „Verkauf" ist verschiedentlich ge- 
schlossen worden, daß alle Einkaufskosten, die der 
Käufer der Ware im Einzelfalle tatsächlich trägt, 
nicht vom Normalpreis der Ware umfaßt werden 
(z. B. auch der anteilige Maklerlohn und die Ein- 
kaufsprovision). Der Brüsseler Zollwertausschuß, 
der nach Artikel VI des Abkommens über den Zoll- 
wert der Waren die einheitliche Anwendung des Ab- 
kommens sicherzustellen hat, vertritt in den Erläute- 
rungen zur Brüsseler Begriffsbestimmung (s. Zeit- 
schrift für Zölle und Verbrauchsteuern 1960 S. 184) 
die Auffassung, daß derartige Kosten zum Zollwert 
der Ware gehören. Dieser Auffassung hat sich der 
Bundesfinanzhof in seinem Urteil vom 10. Dezember 
1959 — VII 76/58 S (Bundessteuerblatt 1960 III S. 41) 
angeschlossen und bestätigt, daß das Wort „Ver- 
| kauf" hier den Sinn von „Kaufgeschäft" hat. Es er- 
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übrigte sich deshalb, das Wort „Verkauf" durch das 
umfassendere Wort „Kaufgeschäft" zu ersetzen, zu- 
mal 

a) in der mit Gesetzeskraft veröffentlichten deut- 
schen Übersetzung des Abkommens über den 
Zollwert der Waren (Bundesgesetzbl. 1952 II 
S. 8) das Wort „Verkauf" verwendet ist und dori 
nachträglich nur schwer berichtigt werden kann, 
sowie 

b) bei Einführung des Wortes „Kaufgeschäft" klar- 
gestellt werden müßte, daß Einkaufskosten des 
Käufers, die nicht zum Einstandspreis der Ware 
gehören, nicht vom Normalpreis umfaßt werden. 
Dies ergäbe eine weitere Komplikation der Ge- 
setzesfassung. 

§30 — Verkauf unter den Bedingungen des freien 
Wettbewerbs 

Auch § 30 ist sachlich unverändert aus dem bisheri- 
gen Zollrecht (§ 53 a ZG) übernommen. Absatz 1 
Nr. 3 ist lediglich lesbarer gefaßt. 

§ 31 — Rechnungspreis als Zollwert 

In der Praxis wird der Zoliwcrt meist nach dem 
Rechnungspreis bemessen; dieser muß allerdings 
ggf. zur Anpassung an den Normalpreis berichtigt 
werden. § 31 übernimmt in Absatz 1 den Inhalt des 
bisherigen § 53 b ZG. Die Vorschrift ist jedoch deut- 
licher gefaßt. Absatz 2 enthält eine Begriffsbestim- 
mung, die wegen ihrer Bedeutung nicht der Durch- 
führungsverordnung überlassen bleiben soll. Sie ent- 
spricht dem bisherigen Zollrecht. Absatz 3 stellt klar, 
daß der Zollbeteiligte nach seiner Wahl die Bewer- 
tung nach dem Rechnungspreis oder nach dem Nor- 
malpreis verlangen kann. Die Ermittlung des Nor- 
malpreises ist olt schwierig; die dafür erforderlichen 
Preisunterlagcn sind dem Zollbeteiligten weit besser 
zugänglich als der Zollverwaltung und deshalb 
zweckmäßig von ihm zu fordern, wenn er sich auf 
den Normalpreis beruft. 

§ 32 — Zollwert, besondere Vorschriften 

Bei Einführung des Wertzolls beschränkte sich der 
Gesetzgeber darauf, die Grundsätze zu normieren, 
und überließ die Regelung der umfangreichen Ein- 
zelheiten einer Verordnung (§ 109 Abs. 1 Nr. 5 ZG 
— Wertzollordnung). Eine Reihe von bisherigen 
Verordnungsbestimmungen wird in den Entwurf 
übernommen. Dabei handelt es sich besonders um 
Vereinfachungen, die sich in der Regel günstig für 
den Zollbeteiligten auswirken. Absatz 1 entspricht 
dem § 3 Abs. 2 der Wertzollordnung, Absatz 2 dem 
§ 9 letzter Satz a. a. O. Die Regelung in Absatz 3 ent- 
spricht im Ergebnis dem letzten Tatbestand des § 10 
und dem § 20 Wertzollordnung. Nach § 29 Abs. 2 
Nr. 2 gehören die Kosten der Umschließungen 
grundsätzlich zum Normalpreis der eingeführten 
Waren. Eine Ausnahme gilt nach den Brüsseler Be- 
griffsbestimmungen, wenn die Umschließungen einer 
besonderen Zollbehandlung unterliegen. Dement- 
sprechend sieht der Entwurf vor, daß die Umschlie- 
ßungskosten nicht zum Zollwert der in den Um- 
schließungen enthaltenen Waren gehören, wenn die 


Umschließungen besonders verzollt oder in das Aus- 
land zurückgebracht werden. Diesem Tatbestand 
stellt der Entwurf auch den Fall gleich, daß Um- 
schließungen von einem im Zollgebiet oder in 
einem Freihafen ansässigen Käufer zur Verfügung 
gestellt werden. 

Bei dem Begriff „Ort der Einfuhr" in § 29 Abs. 2 
handelt es sich — verkehrsmäßig betrachtet — meist 
nicht um denjenigen geographischen Punkt, an dem 
eine Ware in das Zollgebiet gebracht und damit Zoll- 
gut wird (§ 1 Abs. 2, § 5). Für die Anwendung der 
Zollwcrtvorschriften muß der „Ort der Einfuhr" viel- 
mehr individuell für die einzelnen Verkehrsarten 
(Landstraßenverkehr, Schienenverkehr, Schiffsver- 
kehr, Luftverkehr usw.) unter verkehrsmäßigen Ge- 
sichtspunkten bestimmt werden, und zwar ohne 
Berücksichtigung des notwendig formalen Einfuhr- 
begriüs der §§ 1 und 5 (vgl. bisher § 13 Wertzoll- 
ordnung). Deshalb ist die Ermächtigung in Absatz 4 
Nr. 1 erforderlich. 

Absatz 4 Nr. 2 dient der Vereinfachung und der 
Vermeidung von klärten. Diese Ermächtigung er- 
möglicht eine Regelung, wie sie bisher § 15 der 
Wertzollordnung enthält. 

Bei der zollamtlichen Veräußerung einer Ware ste- 
hen Wertunterlagen regelmäßig nicht zur Verfü- 
gung. Es ist zweckmäßig, in diesem Falle vom Ver- 
wertungserlös auszugehen, wie es Absatz 5 vor- 
sieht (vgl. bisher § 28 Wertzollordnung). 

Bei der Bewertung von Waren, die nicht eingeführt 
worden sind, ist die Bundesrepublik völkerrechtlich 
nicht gebunden. Solche Bewertungen kommen vor 
bei der Abfertigung von Freigut zu einem besonde- 
ren Zollvcrkehr (§ 5 Abs. 5, § 55), im aktiven Ver- 
edelungsverkchr (§ 47 Abs. 5 Satz 2) und in anderen 
Sonderfällen. Absatz 6 stellt für diese Fälle eine 
einfache Regel auf (vgl. bisher § 32 Wertzollord- 
nung). 

§ 33 — Zollwert, Umrechnung ausländischer Wäh- 
rung 

Die Entwurfsregelung entspricht dem § 33 der 
Wertzollordnung. Sie bewirkt erfahrungsgemäß 
eine wesentliche Vereinfachung und hat sich nach 
Auffassung von Verwaltung und Wirtschaft bewährt 


KAPITEL III 

Abfertigung von Zollgut zum freien Verkehr 
und Zollbehandlung gestellungsbefreiter Waren 

Kapitel III enthält die Vorschriften über die Ab- 
fertigung zum freien Verkehr (§§ 34 bis 37), über 
die Zollbehandlung gestellungsbefreiter Waren 
(§ 38) und über Erlaß und Erstattung von Zoll bei 
Wiederausfuhr (§ 39). Die Zollbehandlung gestel- 
lungsbefreiter Waren ist in diesem Kapitel auch in- 
soweit geregelt, als diese Waren nicht in den freien 
Verkehr treten, sondern in einen besonderen Zoll- 
verkehr übergehen. Auch hier ist also der Lesbar- 
keit und dem Sachzusammenhang der Vorzug vor 
der Systematik gegeben worden. 
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Abweichend vom bisherigen Zollrecht sieht der Ent- 
wurf davon ab, in einer Vorschrift alle Tatbe- 
stände zusammenzufassen, nach denen die Zollschuld 
entsteht, und auch den maßgebenden Zeitpunkt für 
die Anwendung der Zollvorschriften und für die Be- 
messung des Zolles nach Menge, Beschaffenheit und 
Zollwert für alle diese Tatbestände an einer 
Stelle zu regeln. Mit einer Zusammenfassung ist we- 
niger gewonnen als es scheint. Tatsächlich sind die 
entsprechenden Vorschriften des bisherigen Zoll- 
rechts (§§ 45 bis 47, 58 bis 60 ZG) nicht aus sich her- 
aus, sondern erst dann verständlich, wenn auch alle 
in Betracht kommenden Verfahrensvorschriften nach- 
gelesen werden. Es ist eine — sich sonst im Steuer- 
recht nicht wiederholende — Eigentümlichkeit des 
Zollrechts, daß die Entstehungstatbestände nicht an 
Lebensvorgänge anknüpfen, die sich ohnehin abspie- 
len, sondern an den Gang des Zollverfahrens. Vor- 
schriften über die Entstehung der Zollschuld finden 
sich in den §§ 35, 37, 38, 42, 48, 49, 54, 56 und 57; 
auch § 53 Abs. 3 enthält mittelbar einen solchen 
Tatbestand. 

§ 34 — Maßgebender Zeitpunkt 

§ 34 hat für alle Fälle Bedeutung, in denen sich 
zwischen der Einfuhr und der Abfertigung Zollvor- 
schriften oder Menge, Beschaffenheit und Wert der 
Ware ändern. Der Entwurf behält für die Abferti- 
gung zum freien Verkehr die bisherige Regelung 
(§§ 58, 59 ZG) bei. Maßgebend bleibt also der Zeit- 
punkt, in dem der Zollantrag gestellt wird. In die- 
sem Zeitpunkt muß wie bisher auch das Zollgut ge- 
stellt sein; wird es erst später gestellt, so wird 
der Zollantrag erst in diesem späteren Zeitpunkt 
wirksam (vgl. § 11 mit Begründung). Daß auch 
die Zollanmeldung, soweit sie erforderlich ist, 
in diesem Zeitpunkt vorliegen muß, ist nicht Vor- 
aussetzung. Liegt sie nicht vor, so kann aber der 
Zollantrag nach § 15 Abs. 2 zurückgewiesen werden. 
Wird der zurückgewiesene Zollantrag unter Behe- 
bung des Mangels wiederholt, so knüpft die Ab- 
fertigung nur an den zweiten Zollantrag an; nur 
dessen Zeitpunkt ist dann maßgebend. 

Absatz 2 ist eine Ausnahme von Absatz 1, die nur 
auf Antrag gewährt wird. Der Zollbeteiligte soll 
(wie bisher nach § 58 Abs. 1 Satz 2 ZG) die Mög- 
lichkeit haben, den für ihn günstigeren Zollsatz 
(bzw. die Zollfreiheit) zu wählen, wenn mit Saison- 
zöllen belastete Waren in einem besonderen Zoll- 
verkehr befördert werden (Zollgutversand) und sich 
die Zollbelastung vor der endgültigen Zollbehand- 
lung saisongemäß ändert. Wird eine solche Ware 
anschließend in ein Zollaufschublager gebracht, so 
wäre die Vergünstigung mit dem Wesen der Saison- 
zölle oft nicht vereinbar. Der Zollbeteiligte kann 
dann aber später die Anwendung des günstigeren 
Saisonzolles erreichen, wenn er die Ware während 
des begünstigten Zeitraums auslagert (§ 45 Abs. 10). 

Der Entwurf enthält wie das bisherige Zollrecht 
keine Sondervorschriften für Waren, deren Zollsatz 
sich während der Beförderung zwischen dem Ver- 
sendeland und dem Zollgebiet ändert. Eine Vor- 
schrift, wonach in solchen Fällen der Zeitpunkt der 
Versendung maßgebend ist, würde zwar dem Impor- 


teur größere Kalkulationssicherheit verschaffen, 

wäre aber aus folgenden Gründen bedenklich: 

1. Es ist kaum zu vertreten, eine solche Vorschrift 
nur für inzwischen eingetretene Zollsatzerhöhun- 
gen vorzusehen; sie müßte gerechterweise auch 
bei Zollsalzsenkungen eingreifen. Dies wider- 
spräche den Interessen des Importeurs. 

2. Eine solche Vorschrift erscheint mit dem Gebot 
steuerlicher Gleichbehandlung kaum zu verein- 
baren. Es ist kein Grund dafür zu erkennen, zwei 
Warensendungen verschieden zu behandeln, die 
beide im gleichen Zeitpunkt (vor der Zollsatz- 
änderung) das Versendeland verlassen haben, 
von denen aber die eine unmittelbar das Zollge- 
biet erreicht (z. B. Löschung einer Schiffsladung 
in einem deutschen Seehafen), die andere da- 
gegen vor Erreichen des deutschen Zollgebiets 
ein anderes Zollgebiet durchläuft (z. B. Löschung 
einer Schiffsladung in einem holländischen Seeha- 
fen mit anschließendem Lastkraftwagen-Transport 
nach dem Niederrhein). Aus praktischen Grün- 
den wäre es aber unmöglich, auch Fälle einzube- 
ziehen, in denen die Ware während der Beförde- 
rung noch fremde Zollgebiete durchlaufen hat. 
Der Beweis (auch für die Nämlichkeit) würde 
zahlreiche Dokumente erfordern und allen Betei- 
ligten beträchtliche Arbeit verursachen. Die Be- 
weisschwierigkeiten wären aber unüberwindlich, 
wenn die Ware z. B. in dem fremden Zollgebiet 
einige Tage gelagert hat. Denn eine solche Lage- 
rung kann sowohl auf rein technischen Trans- 
portgründen wie auch auf bewußter Disposition 
beruhen. Der letztere Fall dürfte aber keinesfalls 
berücksichtigt werden. Das Gebot steuerlicher 
Gleichbehandlung wäre auch dadurch verletzt, 
daß die Verwendung langsamer Beförderungs- 
mittel besonders begünstigt wird. Dies bedeutet 
eine kaum vertretbare Benachteiligung des Luft- 
verkehrs. 

3. Die Bundesrepublik sollte diese Frage nicht mehr 
selbständig lösen. Es sollte vielmehr die im Rah- 
men der Artikel 27 und 100 ff. des EWG-Vertrags 
durchzuführende Zollrechtsangleichung abgewar- 
tet werden, in deren Verlauf die Einführung einer 
entsprechenden Vorschrift erwogen werden 
dürfte. In den anderen EWG-Ländern bestehen 
keine einheitlichen Vorschriften. Z. B. ist in 
Frankreich eine Übergangsregelung für schwim- 
mende Güter nur dann möglich (aber nicht zwin- 
gend vorgeschrieben), wenn Zollsätze ohne Be- 
teiligung des Parlaments auf Grund ganz be- 
stimmter Ermächtigungen geändert werden. 

4. Sowohl bisher wie nach dem Entwurf können 
Zollsatzänderungen — im Rahmen der EWG 
mindestens bis zum Ablauf der Übergangszeit — 
nicht plötzlich eintreten. Infolge der Einschaltung 
der gesetzgebenden Körperschaften vergehen in 
der Regel mindestens 4 Wochen zwischen der 
Ausgabe einer entsprechenden Bundestags- 
Drucksache und dem Inkrafttreten einer Zoll- 
tarif änderung. Die Sonderregelung auf dem 
EGKS-Sektor muß außer Betracht bleiben, da in 
diesen Fällen längere Transporte nicht in Betracht 
kommen. 
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Im übrigen schützen sich die Importeure erfah- 
rungsgemäß beim vorzeitigen Weiterverkauf 
durch Abwälzungsklauseln. 

Aus allen diesen Gründen besteht kein Anlaß, im 
jetzigen Zeitpunkt eine solche Sondervorschrift vor- 
zusehen. 

§ 35 — Zollfreistellung r Verzollung 

Bei der Abfertigung zum freien Verkehr soll fest- 
gestellt werden, ob das Zollgut zollfrei ist oder ob 
und in welcher Höhe Zoll zu erheben ist. Die Zollbe- 
schau (§ 16) ist, wenn sie vorgenommen wird, ein 
Teil dieser Prüfung. 

Zweckmäßig wird, wie es Absatz 1 vorsieht, zu- 
nächst geprüft, ob das Zollgut aus irgendeinem 
Grunde zollfrei ist. Die Zollfreistellung (Absatz 2) 
ist ein Freistellungsbescheid i. S. des § 210 der 
Reichsabgabenordnung. Durch die Freigabe wird das 
Zollgut zum Freigut (§ 5). Die Zollfreistellung 
schließt, wenn sie nicht gerechtfertigt ist, nicht aus, 
daß nach § 57 (wie bisher) mit der Freigabe eine 
Zollschuld in der gesetzlichen Höhe entsteht. Die 
Freigabe selbst ist aber aus Gründen der Rechts- 
sicherheit in jedem Falle wirksam; mit ihr erlischt 
auch die Haftung nach § 121 der Reichsabgabenord- 
nung. - 

Das bisherige Zollrecht läßt die Zollschuld im Ergeb- 
nis mit der Freigabe der Ware entstehen (§§ 45, 
86 ZG). Dies wirkt jedoch gekünstelt, da der Zoll 
in diesem Zeitpunkt in der Regel schon gezahlt sein 
soll, die entstehende Zollschuld also bereits getilgt 
ist. 

Der Entwurf läßt die Zollschuld in der Regel mit der 
Bekanntgabe des Zollbescheides entstehen (Ab- 
satz 3). Der Entstehungstatbestand muß ein rein tat- 
sächlicher und leicht feststellbarer Vorgang sein. Die 
Bekanntgabe des Zoilbescheides ist ein solcher Vor- 
gang. Selbst wenn der Zollbescheid als solcher spä- 
ter aufgehoben oder geändert wird, bleibt die Tat- 
sache bestehen, daß er einmal bekanntgegeben wor- 
den ist. Der Zollbescheid als solcher ist wie alle 
Steuerbescheide nicht konstitutiv, sondern nur 
deklaratorisch. Die Zollschuld entsteht deshalb im- 
mer in der gesetzlichen Höhe, gleichviel welcher Be- 
trag durch den Zollbescheid angefordert wird. Trifft 
die Höhe des angeforderten Betrages nicht zu, so 
kann der Zollbescheid auf den in der Reichsabgaben- 
ordnung vorgesehenen Wegen geändert werden. Ist 
die Ware aber zollfrei, so kann auch die Bekannt- 
gabe eines Zollbescheides keine Zollschuld entstehen 
lassen; der Zollbescheid muß dann auf den angege- 
benen Wegen durch die Zollfreistellung ersetzt 
werden. 

Absatz 4 soll den Zollbeteiligten vor Überraschun- 
gen schützen und ihm wie im bisherigen Zollrecht 
die Möglichkeit geben, seinen Zollantrag noch vor 
Entstehen der Zollschuld zurückzunehmen oder zu 
ändern. 

Die Freigabe im Verzollungsfalle ist in § 37 geregelt. 
Bei vorzeitiger Freigabe des Zollguts wird dort die 
Entstehung der Zollschuld wie bisher auf den Frei- 
gabezeitpunkt vorverlegt. 


§ 36 — Fälligkeit, Zahlungsaufschub 

Im Grundsatz soll die Zollsdiuld wie bisher (§ 64 ZG) 

sofort fällig sein. Dies kann aber nur gelten, wenn 
der Zoll bei der Zollkasse der Zollstelle zu entrich- 
ten ist, die den Zollbescheid erteilt hat. Ob diese 
Voraussetzung gegeben ist, hängt von der Kassen- 
organisation der Zollverwaltung ab. 

Schon jetzt ist für bestimmte Zollbeteiligte die zen- 
trale Zahlung der Zölle bei einer einzigen Kasse 
zugelassen. Es könnte daran gedacht werden, zur 
Verwaltungsvereinfachung die Entrichtung des Zol- 
les bei einigen wenigen Zollkassen oder gar bei den 
Oberfinanzkassen vorzuschreiben und nur für den 
Reise- und Postverkehr Zahlungsmöglichkeiten bei 
den Zollstellen beizubehalten. Im Falle einer solchen 
Zentralisierung soll die Zollschuld nach Absatz 1 
Satz 2 erst am dritten Werktag nach der Bekannt- 
gabe des Zollbescheides fällig sein. 

Der Entwurf sieht keine den §§ 66, 67 ZG entspre- 
chenden Vorschriften vor. 

Die Frage, wo die Verwaltung Kassen errichtet, ist 
im Rahmen der Organisationsgewalt zu entscheiden 
und bedarf keiner gesetzlichen Regelung. Daß so- 
wohl bar wie unbar gezahlt werden kann, ergibt 
sich aus § 122 AO. Ob und unter welchen Vor- 
aussetzungen auch ausländische Zahlungsmittel an- 
zunehmen sind, braucht ebenfalls nicht im Zoll- 
gesetz geregelt zu werden. Besondere Vorschriften 
über Kleinbeträge und Abrundungen (bisher § 66 
Abs. 2 ZG) sind im Hinblick auf § 14 der Reichs- 
abgabenordnung überflüssig. Die bisher- vorgese- 
hene Zollschuldüberweisung (§ 67 Abs. 2 ZG) führt 
zu erheblicher, unnötiger Verwaltungsarbeit und ist 
auch entbehrlich, wenn der Zahlungsaufschub so 
gestaltet wird, daß auf dem Aufschubkonto eines 
Warenempfängers ohne jede Schwierigkeit auch 
Zollbeträge angeschrieben werden können, für die 
er nicht selbst ursprünglicher Zollschuldner ist. Bis- 
her ist diese Möglichkeit noch nicht gegeben, die 
Regelung der Stundungsordnung über einen Anrech- 
nungsschein wäre dafür unbrauchbar, weil sie zu 
umständlich ist. Sie kann, ohne daß es gesetzlich 
geregelt zu werden braucht, durch eine Neuregelung 
ersetzt werden, bei der der Aufschubnehmer selbst 
die Verantwortung dafür übernimmt, daß von ihm 
auszustellende Anrechnungsscheine gedeckt sind. 
Wird übrigens die Zahlung bei den Oberfinanzkas- 
sen zentralisiert, so bedarf es nicht einmal mehr 
solcher Anrechnungsscheine. Die in § 36 Abs. 1 
Satz 2 des Entwurfs vorgesehene Frist reicht aus, 
um der Oberfinanzkasse auch ein unmittelbares Auf- 
schubanerkenntnis des Warenempfängers zuzuleiten. 
Es erscheint vertretbar, daß der Staat im Interesse 
der Vereinfachung und Beschleunigung des Verfah- 
rens auch einige unvermeidbare Ausfallrisiken trägt. 

Der Zahlungsaufschub für Zölle ist eine altherge- 
brachte Vergünstigung, die der Entwurf in § 36 
Abs. 2 übernimmt, allerdings nur in dem heute noch 
vertretbaren Umfang. In der Regel wird der Zoll für 
eingeführte Waren ziemlich schnell abgewälzt. Dem 
Einfuhrhändler oder Grenzspediteur, der als Zollbe- 
teiligter auftritt, soll nicht zugemutet werden, daß 
er den Zoll vorlegt. Auf der anderen Seite soll er 
keine zinslosen Staatskredite erlangen (es ist vor- 
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gekommen, daß ein Zollbeteiligter Zinsgewinne von 
jährlich 70 000 DM dadurch erlangte, daß er die 
Zölle von seinen Abnehmern besonders schnell her- 
einbekam und jeweils bis zum Ablauf der Aufschub- 
frist zinstragend anlegte). Den Aufschub in jedem 
Einzelfall nach wirtschaftlichem Bedürfnis zu bemes- 
sen, verbietet sich nicht nur wegen der damit ver- 
bundenen Verwaltungsarbeit, sondern schon des- 
halb, weil der rechte Maßstab schwer zu finden ist. 
Ob jemand seinen Kunden lange oder kurze Zah- 
lungsziele gibt, darf keinen Einfluß darauf haben, 
wie lang sein Zahlungsaufschub zu bemessen ist; 
sonst ergäben sich Wettbewerbsvorteile einzelner 
zu Lasten der Allgemeinheit. Auch eine Unterschei- 
dung nach Warengruppen wäre nach Auffassung 
aller beteiligten Wirtschaftskreise schwierig und un- 
gerecht. Bei Erwägungen über die Aufschubdauer 
müssen auch diejenigen Zollbeteiligten außer Be- 
tracht bleiben, die eingeführte Waren nicht unmittel- 
bar absetzen, sondern erst im Produktionsprozeß 
einsetzen. Denn der Umstand, daß jemand Einführer, 
Verarbeiter und womöglich Verteiler in einer Per- 
son ist, rechtfertigt keine längere Aufschubdauer. 
Aus allen diesen Gründen muß der Zahlungsauf- 
schub für alle Fälle einheitlich bis zu einem Zeit- 
punkt gewährt werden, in dem durchschnittlich die 
abgewälzten Zölle bei einem Einfuhrhändler oder 
Grenzspediteur eingegangen sind. Es muß in Kauf 
genommen werden, daß dieser einheitliche Auf- 
schub für manche Fälle zu lang, für andere zu kurz 
ist, wenn er nur den Durchschnitt richtig trifft. 
Schließlich muß erreicht werden, daß alle aufge- 
schobenen Zölle monatlich jeweils an einem Kalen- 
dertag fällig werden. Dadurch schwankt zwar die 
Aufschubdauer um höchstens 30 Tage, aber nur 
theoretisch. Denn erfahrungsgemäß legen die Zoll- 
beteiligten ihre Verzollungstermine, soweit irgend 
möglich, in die erste Monatshälfte, um einen mög- 
lichst langen Aufschub zu erhalten. Durchschnittlich 
beginnen die Aufschubfristen spätestens am 10. je- 
des Monats zu laufen. Für den Ablauf der Aufschub- 
frist sieht der Entwurf den 25. Tag des zweiten dar- 
auf folgenden Monats vor (Beispiele: Verzollung 
am 5. März, Aufschub bis 25. Mai; Verzollung am 
25. März, Aufschub ebenfalls bis 25. Mai). Dies be- 
deutet in der Regel einen Aufschub von 75 Tagen, 
theoretisch einen solchen zwischen 55 und 85 Tagen. 
Diese Frist reicht nach den amtlichen Schätzungen 
aus. Die beteiligten Kreise ziehen einen um 30 Tage 
längeren Aufschub vor. Sie verweisen auf den bis- 
herigen Zustand und die finanzielle Belastung, die 
eine Verkürzung des Aufschubs mit sich bringt. 
Diese Gesichtspunkte können keine andere Rege- 
lung rechtfertigen. Bisher sieht § 65 ZG längstens 
90 Tage Zahlungsaufschub vor. Soweit sich nach der 
Stundungsordnung die Möglichkeit ergibt, theore- 
tisch bis zu 115 Tagen Aufschub zu erlangen, ist dies 
mit dem Zollgesetz nicht vereinbar und ist nur we- 
gen des Vorteils eines einheitlichen Monatszah- 
lungstermins geduldet worden. Diese Praxis aber 
jetzt zu legalisieren, erscheint um so weniger ver- 
tretbar, als die beteiligten Wirtschaftskreise keine 
Zahlenunterlagen beibringen können, die einen 
längeren Aufschub rechtfertigen könnten. Es ist zwar 
richtig, daß sich durch den Entwurf die Kreditlage 
für die Einfuhrwirtschaft etwas verändert; was be- 


seitigt wird, ist aber in der Regel nur der zinslose 
Staatskredit auf Kosten der Allgemeinheit, der sich 
im übrigen erfahrungsgemäß nicht auf die Verbrau- 
cherpreise auswirkt. 

Der Entwurf hält weiter daran fest, daß Aufschub 
regelmäßig nur bei Sicherheitsleistung zulässig ist. 
Sicherheitsloser Aufschub muß auf die in Absatz 2 
Satz 2 bezeichneten Ausnahmefälle beschränkt blei- 
ben. 

Absatz 3 dient der Verwaltungsvereinfachung. Soll 
Aufschub nur für einen einzigen Verzollungsfall be- 
antragt werden, so lohnt der wirtschaftliche Erfolg 
die beiderseitige Arbeit (Stellung von Sicherheiten 
usw.) in Bagatellfällen niemals. Unter diesem Ge- 
sichtspunkt ist die Mindestgrenze von 200 DM sogar 
niedrig bemessen. Ganz anders liegt es beim fort- 
laufenden Zahlungsaufschub. Hier wird der Zah- 
lungsverkehr vereinfacht, wenn auch der kleinste 
Betrag übei das einmal bewilligte Aufschubkonto 
läuft. 

Wieweit auch für andere Eingangsabgaben Zah- 
lungsaufschub zu gewähren ist, bestimmt sich nach 
den für sie geltenden Steuergesetzen. Diese verwei- 
sen allerdings regelmäßig auf das Zollrecht. 

§ 37 — Freigabe bei Verzollung 

Absatz 1 entspricht im Ergebnis dem bisherigen Zoll- 
recht (§ 86 Abs. 2 ZG). Die vorzeitige Freigabe 
(Satz 2) überwiegt in der Praxis schon jetzt und 
wird durch den Entwurf weiter erleichtert. 

Die vorzeitige Freigabe läßt schon bisher die Zoll- 
schuld entstehen und schließt auch bisher schon die 
Rücknahme und Änderung von Zollanträgen aus. 
Absatz 2 entspricht also dem bisherigen Zollrecht. 

Absatz 3 schließt eine Lücke, die sich erst durch die 
Entwurfsregelung ergibt. Zwar handelt es sich um 
seltene Ausnahmefälle. Diese sollten aber nicht im 
Billigkeitsweg geregelt werden. Absatz 3 gibt des- 
halb einen Rechtsanspruch. 

§ 38 — Zollbehandlung gestellungsbefreiter Waren 

Der Entwurf schafft durch die Möglichkeit, Zollgut 
von der Gestellung zu befreien (§ 6 Abs. 5), die 
Voraussetzung, die Zollabfertigung in geeigneten 
Fällen durch eine Art von Veranlagung zu ersetzen 
und dadurch eine weitgehende Vereinfachung zu er- 
zielen. In § 5 Abs. 3 Nr. 2 ist bestimmt, daß solches 
Zollgut mit der Anschreibung durch den Zollbetei- 
ligten in den freien Verkehr tritt. § 38 Abs. 1 regelt 
die Anschreibungspflicht, die Folgen der Anschrei- 
bung für die Zollschuld sowie das Verfahren, enthält 
aber nur das Grundsätzliche. Da es sich um Neue- 
rungen handelt, wird sich die Ausgestaltung im ein- 
zelnen laufend nach den praktischen Erfahrungen 
richten müssen; die Ermächtigungen in § 77 geben 
dafür die Handhabe. 

Absätze 2 und 3 schaffen die Möglichkeit, gestel- 
lungsbefreites Zollgut durch Anschreibung in aktive 
Veredelungsverkehre und in die Zollgutverwendung 
überzuführen. Alle diese Fälle sind der besseren 
Lesbarkeit wegen in § 38 zusammengefaßt (vgl. Be- 
gründung zu Kapitel III des Zweiten Teiles). 
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§ 39 — Erlaß und Erstattung bei Wiederausfuhr 

Der Erlaß und die Erstattung des Zolles für Waren, 
die wieder ausgeführt werden, sind im bisherigen 
Zollrecht nicht vorgesehen, werden aber in einer 
Reihe von Fällen im Billigkeitsweg auf Grund des 
§ 131 der Reichsabgabenordnung zugelassen. Diese 
Rechtsgrundlage befriedigt nicht, denn es kann zwei- 
felhaft sein, ob es unbillig ist, den Zollbeteiligten in 
diesen Fällen nicht vom Zoll zu entlasten, solange 
das Zollgesetz diese Entlastung nicht vorsieht. Der 
Entwurf sieht deshalb die Möglichkeit vor, den Zoll 
in solchen Fällen aus Rechtsgründen zu erlassen 
oder zu erstatten. Allerdings kann kein uneinge- 
schränkter Rechtsanspruch gewährt werden. Es muß 
sichergestellt werden, daß Erlaß und Erstattung für 
wiederausgeführte Rückwaren nicht den Rahmen 
überschreiten, in dem Zollfreiheit für wiederein- 
geführte Rückwaren gewährt wird; deshalb ist auf 
§ 24 Abs. 1 Nr. 2 (und damit auch auf die dazuge- 
hörige Durchführungsverordnung) verwiesen. Selbst 
in dieser eingeschränkten Form kann aber noch 
keine Mußvorschrift geschaffen werden. Mißbrauch- 
fälle sind in großer Zahl denkbar. Z. B. wären alle 
Vorschriften über die vorübergehende Verwendung 
von Zollgut im Zollgebiet einschließlich der zollamt- 
lichen Überwachung leicht und gefahrlos zu um- 
gehen. Deshalb ist nur eine Kannvorschrift möglich. 
Nach der heutigen Rechtsprechung steht ein Beteilig- 
ter auch bei einer Kannvorschrift in allen einwand- 
freien Fällen nicht schlechter als bei einer Mußvor- 
schrift. Umgekehrt erspart sich der Gesetzgeber 
durch eine Kannvorschrift den sonst notwendigen 
und vermutlich doch nicht lückenlosen Katalog der 
Mißbrauchfälle. 

KAPITEL IV 

Zollgutversand 

§ 40 

Der Zollgutversand (bisher: Zollanweisungsverfah- 
ren) ist ein vorläufiges Zollverfahren, das die Ver- 
waltung zur Zeit unverhältnismäßig stark belastet. 
Eine Einschränkung soll auf drei Wegen herbeige- 
führt werden. Erstens soll ein großer Teil der Beför- 
derungen von Zollgut ohne Zwischenschaltung eines 
vorläufigen Zollverfahrens durchgeführt werden 
(vgl. S. 30 und die Begründung zu § 6 Abs. 1). Zwei- 
tens soll der Lagerverkehr so gestaltet werden, daß 
die Beförderung von einem Zollaufschublager zum 
anderen, die jetzt bei den Zollvormerklagern fast 
durchweg im Zollanweisungsverfahren durchgeführt 
wird, im Regelfälle formlos vorgenommen werden 
kann (vgl. S. 31 und die Begründung zu Kapitel V). 
Drittens soll einer unüberlegten Inanspruchnahme 
dieses vorläufigen Zollverfahrens durch eine Miß- 
brauchklausel entgegengewirkt werden (vgl. S. 30 
und die Begründung zu § 40 Abs. 6). 

Das Verfahren als solches ist ähnlich gestaltet wie 
bisher. Bestimmte Papiere werden nicht mehr er- 
wähnt, da Art, Bezeichnung und Verwendung dieser 
Papiere (sog. Zollbegleitschein) als minder wichtige 
Verfahrensfragen in der Durchführungsverordnung 
geregelt werden können. 

Die Pflicht zur erneuten Gestellung und die Haftung 
(Absätze 2 bis 4) entsprechen dem bisherigen Zoll- 


recht nur im Ergebnis. Die Rechtskonstruktion ist 
vereinfacht. Der Entwurf verzichtet sowohl auf die 
bisherige Ermächtigung des § 89 Abs. 2 ZG wie auf 
die praktisch kaum ins Gewicht fallende Unter- 
scheidung des bisherigen Zollrechts, wonach nicht 
der Zollbeteiligte, sondern nur der Warenführer zur 
Gestellung verpflichtet ist, der Zollbeteiligte aber 
für diese Pflicht des Warenführers einzustehen hat. 
Der Entwurf geht davon aus, daß der Kreis der Zoll- 
beteiligten im Gegensatz zum bisherigen Zollrecht 
nicht mehr beschränkt ist, und niemand ohne seinen 
erklärten Willen Zollbeteiligter werden kann (vgl. 
§ 10). Deshalb soll die Pflicht zur erneuten Gestel- 
lung den Zollbeteiligten treffen, von ihm aber in der 
Regel auf jeden anderen als Warenführer über- 
gehen. Die Regelung ist (bisher wie künftig) so 
großzügig, daß sie ohne eine solche Haftung weder 
zu vertreten noch durchzuführen wäre. 

Absatz 5 soll die schnelle Beförderung aus- oder 
durchzuführenden Zollguts ermöglichen. Seine prak- 
tische Anwendung setzt Vereinbarungen mit den 
Nachbar-Zollverwaltungen voraus. 

Durch die Mißbrauchklausel des Absatzes 6 soll ver- 
hindert werden, daß ein Zollgutversand nur aus Ge- 
dankenlosigkeit oder bloßer Bequemlichkeit bean- 
tragt wird. Oft hat dies dazu geführt, daß ein und 
dieselbe Ware innerhalb weniger Stunden zweimal 
von verschiedenen Zollstellen behandelt werden 
mußte. Berechtigte wirtschaftliche Interessen dürfen 
aber nicht beeinträchtigt werden. Absatz 6 bezieht 
sich deshalb von vornherein nur auf Zollgut, das 
ohnehin alsbald in den freien Verkehr treten soll. 
Ein wirtschaftliches Interesse stünde der Ablehnung 
z. B. entgegen, wenn glaubhaft behauptet wird, der 
Empfänger wolle über Annahme oder Rücksendung 
einer Ware erst nach persönlicher Besichtigung ent- 
scheiden. 


KAPITEL V 

Lagerung 

Bei der Lagerung sieht der Entwurf wesentliche Än- 
derungen gegenüber dem bisherigen Zollrecht vor. 
Erst durch diese Änderungen läßt sich das Hauptziel 
der Reform erreichen, die Zahl der für ein und die- 
selbe Ware erforderlichen Amtshandlungen radikal 
zu vermindern (vgl. S. 30 ff.). 

Zur Zeit bestehen öffentliche Zollager (öffentliche 
Zollniederlagen und Freizonen), Zolleigenlager und 
Zollvormerklager. Es sind vor allem die Zolleigen- 
lager, die von der Zollverwaltung nicht mehr bewäl- 
tigt werden können. Sie erfordern nicht nur den 
Zollmitverschluß und alle damit zusammenhängen- 
den Maßnahmen bei der Ein- und Auslagerung, son- 
dern auch die Zwischenschaltung des bisherigen 
Zollanweisungsverfahrens bei der Beförderung der 
Ware von der Grenze oder einer Binnenzollstelle 
zum Lager, von einem Lager zu einem anderen La- 
ger, sowie von einem Lager zur Grenze oder zu be- 
sonderen Zollverkehren. Dieses Verfahren ist bei 
Zolleigenlagern bisheriger Art zwangsläufig. Im Er- 
gebnis gelten für die Zollniederlagen die gleichen 
Gesichtspunkte. 
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Der Entwurf geht von folgenden Erwägungen aus: 

1. An dem Statut der Freihäfen soll nichts geändert 
werden. 

2. Es soll die Möglichkeit bestehen, Transitgut auch 
außerhalb der Freihäfen unverzollt und zoll- 
sicher, jedoch ohne besondere Formalitäten zu 
lagern. 

3. Die zum inländischen Absatz bestimmten Waren 
sollen so gelagert werden können, daß die Zoll- 
belastung erst bei der Auslagerung eintritt. Da- 
bei sollen im wirtschaftlichen Ergebnis Unter- 
schiede zwischen der Lagerung im Freihafen und 
im Zollgebiet möglichst vermieden werden. 

Diese Erwägungen führen dazu, zwei Lagertypen 

zu schaffen, das Zollgutlager und das Zollaufschub- 
lager. 

a) Das Zollgutlager, öffentlich (Zollniederlage) 
oder privat, soll in erster Linie der Lagerung 
von Transitgut dienen, daneben auch der Lage- 
rung von Waren, deren Bestimmung (Ausfuhr 
oder Inlandsabsatz) noch nicht zu überblicken ist. 
Die Zollgutlager sollen nach wie vor unter Zoll- 
mitverschluß stehen. Dies ermöglicht im Regel- 
fälle den Verzicht auf eine eingehende Abferti- 
gung bei der Ein- und Auslagerung und auf 
Sicherheitsleistung. Solange es sich nur um 
Transitgut handelt, ist die verbleibende Arbeits- 
belastung der Verwaltung durch die Verschluß- 
maßnahmen so gering, daß sie getragen werden 
kann. Die Zollgutlager dürfen aber keinesfalls 
— - wie bisher die Zollniederlagen und Zoll- 
eigenlager — regelmäßige Zwischenstationen 
für Waren sein, die zum Inlandsabsatz bestimmt 
sind. Dies soll nach dem Entwurf durch drei 
Mittel verhindert werden. Erstens soll die Ein- 
lagerung voraussetzen, daß das Zollgut voraus- 
sichtlich ausgeführt wird oder seine Bestimmung 
noch nicht zu überblicken ist. Zweitens soll die 
Auslagerung in den freien Verkehr die Aus- 
nahme bleiben und nur zugelassen werden, 
wenn sich die Gründe dafür erst nach der Ein- 
lagerung ergeben haben. Drittens sollen die 
Waren bei einer Auslagerung in den freien Ver- 
kehr so verzollt werden, als wären sie nicht zu 
einem Zollgutlager, sondern sofort zum freien 
Verkehr abgefertigt und anschließend in einem 
Zollaufschublager gelagert worden. Dieses dritte 
Mittel ist das wichtigste. Es beseitigt den An- 
reiz, sich der Zollgutlager dann zu bedienen, 
wenn ein Zollaufschublager genügen würde. 

Wenn die Zollgutlager wie im Entwurf vor- 
gesehen beschränkt werden, können sie im 
Ergebnis ähnlich den bisherigen Freizonen 
behandelt werden. Es besteht kein Bedürfnis, 
die bisherigen Freizonen unter diesem Namen 
beizubehalten. Sachlich wird sich an ihrem 
Bestand nichts ändern. Die Einzelheiten über die 
Zollgutlager ergeben sich aus §§42 bis 44 des 
Entwurfs. 

b) Das Zollaufschublager soll in erster Linie der 
Lagerung von Waren für den Inlandsabsatz die- 
nen. In diesen Fällen ist die Lagerfrage haupt- 
sächlich eine Kreditirage. Es besteht kein Grund, 


solche Waren als Zollgut in einem besonderen 
Zollverkehr zu lagern. Vielmehr können solche 
Waren sofort zum freien Verkehr abgefertigt 
werden, nur wird der Zoll aufgeschoben, so- 
lange sich die Waren in einem Zollaufschub- 
lager befinden. Durch diese Lagerform läßt sich 
z. B. auch das Problem der Weinlager lösen, für 
die das bisherige Zollrecht keine Rechtsgrund- 
lage bietet. In den bisherigen Weinlagern kann 
nämlich Zollgut (eingeführter Wein) mit Freigut 
(Inlandswein) gemischt werden, ohne daß klar- 
gestellt wäre, daß der Inlandswein dadurch 
ebenfalls Zollgut wird. Ein und dieselbe Ware 
kann begrifflich aber nicht zugleich Zollgut und 
Freigut sein. 

Die Zollaufschublager sollen nach dem Entwurf 
sehr freizügig gestaltet werden. Bestimmte An- 
forderungen an den Lagerraum sind nicht mehr 
vorgesehen. Z. B. ist es ohne weiteres möglich, 
daß Anlagen, die bisher als Zollniederlagen 
benutzt werden, künftig als Sammelaufschub- 
lager dienen. Ein Zollmitverschluß kommt in der 
Regel nicht in Betracht. Regelmäßige Kontrollen 
und Bestandsaufnahmen durch die Zollverwal- 
tung sind nicht mehr zwingend; Stichproben 
genügen. Von Zollaufschublager zu Zollauf- 
schublager sollen Waren ohne zollamtliche Mit- 
wirkung versandt werden können. Obwohl sich 
Waren im Zollaufschublager bereits im freien 
Verkehr befinden, sollen den Lagerinhabern fast 
alle Vorteile zukommen, die sie bei der Lage- 
rung im Zollverkehr hätten. So soll die Zoll- 
schuld erlassen werden, wenn die Ware unter- 
geht, ausgeführt oder in bestimmten Fällen zu 
einem besonderen Zollverkehr abgefertigt wird. 
Zollsenkungen, die während der Lagerung ein- 
treten, sollen dem Lagerinhaber zugute kommen. 
Alle diese Vereinfachungen haben jedoch zur 
Voraussetzung, daß als Grundlagen der Verzol- 
lung (Menge, Beschaffenheit und Zollwert der 
Ware) nur diejenigen dienen, die bei der Abfer- 
tigung zum freien Verkehr, also bei der Ein- 
lagerung, vorliegen. Wollte man Änderungen 
berücksichtigen, die sich an diesen Grundlagen 
nachträglich ergeben, so müßten die Lager unter 
Verschluß stehen oder ständig und regelmäßig 
von der Zollverwaltung kontrolliert werden. 
Damit wäre die erstrebte Vereinfachung zu- 
nichte gemacht. Deshalb ist es auch nicht mög- 
lich, natürlichen Schwund zu berücksichtigen, 
der sich während der Lagerung ergibt (bisher 
wird ein solcher Schwund im Zolleigenlager 
stets, im Zollvormerklager bei Wiedergestellung 
der Ware berücksichtigt). Umgekehrt wird auch 
der Lagerinhaber durch Vermehrung der Waren- 
menge (z. B. Feuchtigkeitsaufnahme) nicht mehr 
belastet. Der Schwund hat überdies praktische 
Bedeutung nur für Waren, die nach dem 
Gewicht verzollt werden. Der Gemeinsame Zoll- 
tarif sieht aber nur wenige Gewichtszölle vor, 
so daß die Schwundfrage wesentlich an Bedeu- 
tung verloren hat. Sicherheit soll für Zollauf- 
schublager nur verlangt werden können, soweit 
es die Zollverwaltung für erforderlich hält. Im 
Regelfälle ist Sicherheit nur erforderlich für die 
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Zeit zwischen der Auslagerung der Ware und 
der Fälligkeit des Zolles (dritter Werktag des 
auf die Auslagerung folgenden Monats). Zahlen- 
mäßig richtet sich die Sicherheit nach der Höhe 
der durchschnittlichen monatlichen Entnahmen. 
Eine so bemessene Sicherheit ist wesentlich 
niedriger als die bisher bei Zollvormerklagern 
geforderte volle Sicherheit für den Zoll, mit dem 
der ganze Lagerbestand belastet ist. Ausnahms- 
weise kann auch künftig volle Sicherheit erfor- 
derlich sein, wenn der Lagerinhaber nicht sicher 
genug ist. Über den Fälligkeitstermin hinaus soll 
für die entnommenen Waren auf Antrag noch 
normaler Zahlungsaufschub gegen volle Sicher- 
heit gewährt werden. Die Aufschubsfrist ist nach 
dem Entwurf so bemessen, daß dem Lager- 
inhaber zwischen der Auslagerung und der 
Fälligkeit dieselbe Frist zur Verfügung steht, 
wie zwischen Verzollung und Fälligkeit bei 
regelmäßigem Aufschub ohne Lagerung. Da- 
durch ist erreicht, daß die Inhaber von Zollauf- 
schublagern insoweit nicht schlechter stehen als 
Importeure, die eingeführte Waren im Freihafen 
lagern. Auch hinsichtlich der Sicherheit wird auf 
diese Weise volle Wettbewerbsgleichheit herbei- 
geführt. 

Damit ist ein Instrument geschaffen, das allen 
berechtigten Wünschen der Importwirtschaft ge- 
recht wird, ohne die Zollverwaltung wie bisher 
in unnötiger Verwaltungsarbeit zu ersticken. Die 
Einzelheiten ergeben sich aus § 45 des Entwurfs. 

ABSCHNITT 1 

Arten der Lagerung 

§ 41 

Auf Zollgutlagern (Absatz 1 Nr. 1) kann nur Zoll- 
gut lagern, und zwar in einem besonderen Zollver- 
kehr (§ 9 Abs. 1 Nr. 2). Auf Zollaufschublagern 
(Absatz 1 Nr. 2) kann nur Freigut lagern; bei ihnen 
handelt es sich nicht um einen besonderen Zoll- 
verkehr. 

Absatz 2 enthält die persönlichen Voraussetzungen 
für die Lagerbewilligung. Sie entsprechen im 
wesentlichen dem bisherigen Zollrecht. 

Absatz 4 unterwirft alle Lager, auch die Zollauf- 
schublager, der zollamtlichen Überwachung. Dies 
bedeutet keinen Zwang zu Kontrollen und Bestands- 
aufnahmen, eröffnet dafür aber die gebotene Mög- 
lichkeit. 


ABSCHNITT 2 
Zollgutlager 
§ 42 — Allgemeines 

Absatz 1 enthält die Regel, daß Zollgutlager in 
erster Linie der Lagerung von Transitgut dienen. 
Dem Transitgut muß Zollgut gleichgestellt werden, 
dessen spätere Bestimmung nicht überblickt werden 
kann. Die Frage, ob diese Voraussetzungen vor- 
liegen, braucht nicht bei jeder Einlagerung geprüft i 


zu werden. Im allgemeinen zeigt sich bei der Aus- 
lagerung, ob das Lager im vorgesehenen Sinne 
benutzt wird. Stellt sich heraus, daß das Lager 
laufend für andere als die zugelassenen Zwecke 
benutzt wird, so kann bei Zollniederlagen die Prü- 
fung der einzelnen Einlagerungen strenger durch- 
geführt und bei privaten Zollgutlagern der Wider- 
ruf in Betracht gezogen werden. 

Absatz 1 Satz 2 hat nur für die Fälle Bedeutung, 
in denen als Freigut eingelagerte Waren auch im 
Zollager Freigut bleiben sollen (also nicht nach § 5 
Abs. 5, § 55 zu dem Lagerzollverkehr abgefertigt 
und damit Zollgut werden sollen). Dabei handelt es 
sich vor allem um Umschließungen. 

Absatz 2 regelt die Lagerbehandlung. Auf Zollgut- 
lagern soll Zollgut nicht bearbeitet oder verarbeitet 
werden (diesen Zwecken dient die Veredelung und 
die Umwandlung). Es gibt jedoch Behandlungen, die 
man zwar als Bearbeitungen ansehen kann, die 
aber für die Lagerung üblich und charakteristisch 
sind. § 16 des bisherigen Zollgesetzes nennt das 
„Umpacken, Umfüllen, Teilen, Sondern und jedes 
Behandeln, das die Waren davor schützen soll, 
durch das Lagern Schaden zu nehmen". Daran soll 
sich nichts ändern. Nur erscheint die kasuistische 
Aufzählung im Gesetz nicht geboten, sie kann als 
Bestimmung des Begriffs „übliche Lagerbehand- 
lung" der Durchführungsverordnung überlassen 
bleiben. Bisher ist eine Lagerbehandlung verboten, 
wenn dadurch Zollvorteile entstehen. Die neue 
Gestaltung der Zollgutlager erlaubt es, diese Ein- 
schränkung zu beseitigen, weil bei der Ausfuhr von 
Transitgut ohnehin keine Zollvorteile entstehen 
können (vgl. aber Absatz 5). Es kann Vorkommen, 
daß eine Lagerbehandlung vorgenommen werden 
muß, die über das übliche hinausgeht. An sich 
könnte dies nur in einem Veredelungsverkehr 
geschehen. In einfachen Fällen wäre dies zu um- 
ständlich. Deshalb ist die Ausnahmeregelung des 
Absatzes 2 Satz 3 gerechtfertigt, die dem bisherigen 
Recht entspricht. Bei dem wirtschaftlichen Bedürf- 
nis, das für die Zulassung einer Ausnahmeregelung 
vorausgesetzt wird, handelt es sich hier wie auch 
in Absatz 4 um das wirtschaftliche Bedürfnis des 
einzelnen Einlagerers. 

In den Absätzen 3 bis 6 ist die Auslagerung 
abschließend geregelt. 

Absatz 3 bedarf keiner Begründung. Daß bei der 
Ausfuhr und dem Verbringen auf ein anderes Zoll- 
gutlager meist ein Zollgutversand (§ 40) zwischen- 
geschaltet werden muß, ist so selbstverständlich, 
daß es im Gesetz nicht besonders erwähnt zu wer- 
den braucht. Dieser Zollgutversand wird aber — in 
der Durchführungsverordnung — so zu regeln sein, 
daß die Vorschriften über den Lagerzweck nicht 
umgangen werden können. 

Absatz 4 behandelt die Auslagerung in den freien 
Verkehr, die nur als Ausnahme vorgesehen ist. 
Zwar braucht auch bei der einzelnen Auslagerung 
nicht eingehend geprüft zu werden, ob sich das 
wirtschaftliche Bedürfnis dafür nachträglich ergeben 
hat; der entsprechenden Erklärung des Auslagern- 
f den wird vielmehr regelmäßig gefolgt werden kön- 
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nen, Auf die Dauer wird sich aber stets heraus- 
steilen, ob sich die Beteiligten an die Vorschrift 
des Absatzes 4 halten. Wird sie verletzt, so kann 
die Zollstelle bei Zollniederlagen die Auslagerun- 
gen genauer prüfen, bei privaten Zollgutlagern not- 
falls den Widerruf in Betracht ziehen. Absatz 4 
Satz 2 enthält eine gesetzliche Fiktion, die oben 
(S. 51) begründet worden ist. Die Ware wird so 
behandelt, als hätte sie nicht ein Zollgutlager, son- 
dern ein Zollaufschublager durchlaufen. Wesent- 
lich ist dabei, daß als Verzollungsgrundlagen 
(Menge, Beschaffenheit und Zollwert der Ware) nur 
diejenigen im Zeitpunkt des Antrags auf Einlage- 
rung in Betracht kommen. Diese Unterlagen sind 
bei der Lagerzollstelle vorhanden. Denn die Ein- 
lagerung setzt nach § 9 Abs. 1 Nr. 2 eine Abferti- 
gung zur Zollgutlagerung voraus. Zwar wird das 
Zollgut bei dieser Einlagerungsabfertigung meist 
nicht eingehend beschaut, dieser Mangel kann aber 
bei der Auslagerung behoben werden, da das 
Zollgut während der Lagerung unter Zollmitver- 
schluß steht, Veränderungen also kaum Vorkommen 
können. Im Grundsatz sind auch die Zollvorschrif- 
ten anzuwenden, die beim Antrag auf Einlagerung 
galten. Der Zollbeteiligte kann aber bei Änderung 
von Zollvorschriften zu seinen Gunsten die Anwen- 
dung der neuen Zollvorschriften beantragen, weil 
auf die Regelung für Zollaufschublager, also auch 
auf § 45 Abs. 9, verwiesen ist. Entsprechendes gilt 
für die Anwendung von Saisonzöllen (§ 45 Abs. 10). 
Einlagerer und Auslagerer brauchen nicht personen- 
gleich zu sein? Zollschuldner soll nach Absatz 4 
Satz 3 der Auslagerer sein. 

Absatz 5 regelt die Auslagerung zum aktiven Ver- 
edelungsverkehr (Zollgutveredelung oder Freigut- 
veredelung), zum Umwandlungsverkehr (Zollgut- 
umwandlung oder Freigutumwandlung) und zur 
Zollgutverwendung. In allen diesen Fällen muß 
sichergestellt werden, daß die Lagerung nicht zu 
späteren Zollvorteilen führt. Hat sich z. B. durch 
eine zugelassene Lagerbehandlung (Absatz 2) die 
Warenbeschaffenheit so geändert, daß der Zollsatz 
nicht mehr 10 °/o, sondern 5 °/o beträgt, so kann die 
Ware nicht mehr zur Zollgutveredelung abgefertigt 
werden. Denn der Veredeler darf Zollgut aus der 
Zollgutveredelung jederzeit in den freien Verkehr 
entnehmen; die Zollschuld richtet sich dann nur 
nach der Warenbeschaffenheit im Zeitpunkt des 
Antrags auf Abfertigung zur Veredelung. Auf 
diese Weise würde der Veredeler den halben Zoll 
ersparen. Absatz 5 Satz 2 enthält die gebotene Vor- 
schrift gegen einen solchen Mißbrauch. Das darin 
verwendete Wort „Verkehr" umfaßt nicht nur die 
besonderen Zollverkehre (Zollgutveredelung, Zoll- 
gutumwandlung, Zollgutverwendung), sondern auch 
die Freigutveredelung und die Freigutumwandlung, 
die keine Zollverkehre, aber im Zollgesetz gere- 
gelte Verkehre im weitesten Sinne sind. 

Absatz 6 sieht vor, daß Zollgut sichergestellt und 
veräußert wird, wenn es nicht innerhalb der — 
ggf. zu verlängernden — * Lagerfrist ausgelagert 
wird. 


] § 43 — öffentliche Zollgutlager (Zollniederlagen) 

Bei den Zollgutlagern verdienen die öffentlichen 
den Vorzug, weil sie verhältnismäßig die wenig- 
sten Beamtenkräfte erfordern. 

Die öffentlichen Zollgutlager sollen wie bisher Zoll- 
niederlagen heißen, weil das Wort eingebürgert ist. 
Dazu gehören künftig auch diejenigen öffentlichen 
Zollager, die bisher als Freizonen bezeichnet wer- 
den und nur unter bestimmten Voraussetzungen in 
Seehäfen zugelassen werden können (§§ 91, 98 ZG). 
Die bestehenden Freizonen dienen im wesentlichen 
dem Transit. Der Unterschied zu den bisherigen 
Zollniederlagen besteht nur in einer Vereinfachung 
der Einlagerung. Diese Vereinfachung läßt sich nach 
dem Entwurf für die bisherigen Freizonen auch 
erreichen, ohne eine besondere Lagerform für diese 
Zwecke beizubehalten. 

Die sachlichen Voraussetzungen für Zollniederlagen 
(Absatz 1) sind an sich die gleichen wie im bis- 
herigen Zollrecht. Tatsächlich werden aber nicht 
alle bisherigen Zollniederlagen als solche bestehen- 
bleiben, da die Beschränkung auf das in § 42 Abs. 1 
bezeichnete Zollgut das allgemeine Bedürfnis nach 
Zollniederlagen beträchtlich mindert. Grundsätzlich 
sollen Zollniederlagen nicht von der Zollverwal- 
tung selbst betrieben werden, sondern vom Lagerei- 
gewerbe, von Hafenverwaltungen usw. Nur wenn 
sich kein anderer Niederlagehalter findet, das Be- 
dürfnis nach einer Zollniederlage aber besteht, soll 
die Zollverwaltung selbst einspringen können 
(Absatz 5). 

Die Absätze 2 bis 4 bedürfen keiner Begründung; 
sie entsprechen im wesentlichen dem bisherigen 
Zollrecht. 

Da der Entwurf es grundsätzlich vermeidet, privat- 
rechtliche Sachverhalte zu regeln, ist davon abge- 
sehen, das privatrechtliche Verhältnis zwischen dem 
Niederlagehalter und dem einzelnen Niederleger, 
vor allem die Bedeutung der Niederlagescheine, zu 
regeln. 

§ 44 — Private Zollgutlager 

Absatz 1 enthält die sachlichen Voraussetzungen 
für die Bewilligung privater Zollgutlager. Diese 
Lager kommen erst in letzter Linie in Betracht. 
Vorzuziehen ist die Lagerung in Freihäfen oder in 
Zollniederlagen. Deshalb ist es im Einzelfall gebo- 
ten, die Interessen abzuwägen. Ein Lagerbedürfnis 
kommt nicht nur für Herstellungs- und Handels- 
betriebe in Betracht, sondern gerade auch für 
Lagereiunternehmen, die z. B. Waren ausländischer 
und inländischer Händler oder Hersteller lagern. 
Die Bewilligung des Lagers hängt aber noch von 
weiteren Umständen ab, vor allem von der Mög- 
lichkeit, die bei der Ein- und Auslagerung nötigen 
Amtshandlungen mit den vorhandenen Beamten- 
kräften ohne ungewöhnlichen Zeitaufwand zu erle- 
digen. In der Regel können also Zollgutlager — 
wie bisher die Zolleigenlager — nur an Orten 
bewilligt werden, an denen sich Zollstellen befin- 
den; anderswo nur bei ganz dringendem Bedürf- 
nis. Aus diesen Gründen ist § 44 Abs. 1 — wie 
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bisher § 16 Abs. 1 ZG — nicht als Muß-Vorschrift, 
sondern als Kann-Vorschrift gestaltet. Damit bleibt 
ein gewisser Raum für das Verwaltungsermessen. 

Absatz 2 sieht als Regel den Zollmitverschluß vor. 
Es sind Fälle denkbar, in denen dieser Verschluß 
schwer herzustellen oder nicht erforderlich ist (z. B. 
bei der Lagerung unvertauschbarer, schwer trans- 
portierbarer Waren). Für diese Fälle sieht Satz 2 
Ausnahmen vom Zollmitverschluß vor. Als eine 
der dann anzuordnenden Bedingungen kommt z. B. 
die Sicherheitsleistung in Betracht. 

Absatz 3 bedarf keiner Begründung. Er entspricht 
dem bisherigen Recht. 


ABSCHNITT 3 

Zollaufschublager 

§ 45 

Absatz 1 stellt klar, daß sowohl die zum freien 
Verkehr abgefertigten Waren wie auch die nach 
§ 38 Abs. 1 angeschriebenen Waren in Zollauf- 
schublagern gelagert werden können. In beiden 
Fällen handelt es sich um Freigut, für das die Zoll- 
schuld bereits entstanden ist. Die Lagerung schiebt 
nur die Fälligkeit hinaus; es handelt sich also nicht 
um einen besonderen Zollverkehr. Satz 2 entspricht 
dem § 42 Abs. 1 Satz 2. 

Absatz 2 enthält die sachlichen Voraussetzungen 
für die Bewilligung des Lagers. Gefordert ist nur 
ein Lagerbedürfnis, das sich aus den Betriebsver- 
hältnissen des Antragstellers ergibt. Ob die Lage- 
rung in Freihäfen möglich oder angängig ist, soll 
unerheblich sein. Abweichend von der bisherigen 
Regelung für die Zollvormerklager soll es auch 
nicht mehr darauf ankommen, ob die Nämlichkeit 
der eingelagerten Waren festgehalten werden kann. 

Verschlüsse werden nach Absatz 3 Satz 1 von Amts 
wegen in der Regel nicht angelegt, wegen der Aus- 
nahmen vgl. die Absätze 4 und 8. 

Absatz 3 Satz 2 sieht die Möglichkeit vor, Mindest- 
mengen für die Auslagerung vorzuschreiben. Den 
Zollstellen steht als Unterlage über den Lagerbe- 
stand im allgemeinen nur das Papier über die Ab- 
fertigung zur Verfügung, die der Einlagerung vor- 
ausgegangen ist. Meist ist darin die Ware nicht 
nur nach ihrer Gesamtmenge, sondern auch nach 
der Zahl der Packstücke usw. aufgeführt. Es ist 
erwünscht, daß nur ganze Packstücke ausgelagert 
werden, z. B. Kaffee in ganzen Säcken, Tabak in 
ganzen Ballen. Andernfalls würde die Buchführung 
unübersichtlich und die Aufnahme des Bestands zu 
schwierig. 

Absatz 3 Satz 4 regelt die Sicherheitsleistung. Im 
Gegensatz zu der bisherigen Regelung für die Zoll- 
vormerklager (§ 7 der Zollvormerk-Ordnung) ist 
keine volle Sicherheitsleistung mehr vorgeschrie- 
ben. In aller Regel kommt nur noch eine Sicher- 
heitsleistung in Betracht, die nach der durchschnitt- 
lichen Monatsentnahme bemessen wird (vgl. die 
Begründung auf S. 51). 


Absatz 4 Satz 1 bis 3 entspricht dem § 42 Abs. 2. 
Der Satz 4 hat vor allem für Weinlager Bedeutung, 
in denen eingeführte Weine miteinander und auch 
mit Inlandsweinen verschnitten werden. Bei so 
weitgehender Behandlung ist die Vertauschungs- 
gefahr sehr groß, auch genügt eine buctimäßige 
Überwachung nicht mehr. Deshalb sind besondere 
Sicherungen, unter Umständen auch Verschlußmaß- 
nahmen, erforderlich. Ähnliche Fälle können auch 
bei anderen Waren Vorkommen. 

Absatz 5 sieht die Möglichkeit vor, Waren vor- 
übergehend aus dem Lager zu entfernen, ohne daß 
die Zollschuld fällig wird. In Betracht kommen 
Fälle, in denen die Ware zur Ansicht oder als 
Muster versandt wird oder in denen sie gereinigt 
oder ausgebessert werden muß (z. B. im Teppich- 
handel). Die vorübergehende Entfernung muß — 
vorher — zugelassen werden. Für das Zurückbrin- 
gen wird eine Frist gesetzt. Mißbräuchen ist dadurch 
genügend vorgebeugt. 

Absatz 6 bedeutet eine wesentliche Vereinfachung, 
da es beim Versand von Lager zu Lager der Wie- 
dergestellung und eines Zollanweisungsverfahrens 
nicht mehr bedarf. Nach dem Entwurf fällt die zoll- 
amtliche Mitwirkung fort. Der Inhaber des neuen 
Lagers braucht nur zuvor schriftlich sein Einver- 
ständnis mit der Übernahme der Waren erklärt zu 
haben. Der in Absatz 6 Satz 3 vorgesehene Über- 
gang der Zollschuld ist unabhängig davon, ob ihm 
die Waren tatsächlich zugehen. Nur so lassen sich 
die Formalitäten auf ein Mindestmaß beschränken. 
Würde der Inhaber des neuen Lagers über die 
Waren verfügen, ohne sie in sein Zollaufschublager 
zu bringen, so würde die auf ihn übergegangene 
Zollschuld niemals fällig. Dieser Folge wird durch 
die Fiktion des Absatzes 6 Satz 4 vorgebeugt. Die 
Waren gelten unter den dort bezeichneten Voraus- 
setzungen als aus dem neuen Lager entnommen, 
so daß die übergegangene Zollschuld auch fällig 
wird. 

Absatz 7 regelt das Fälligwerden, Absatz 8 den 
Zeitpunkt der Fälligkeit der aufgeschobenen Zoll- 
schuld. Zur Vereinfachung ist monatliche Fälligkeit 
vorgesehen. Da allein der Lagerinhaber die Höhe 
der fällig gewordenen Beträge kennt, ist keine 
besondere Berechnung und Anforderung durch die 
Zollstelle nötig. Der vorgesehene Termin läßt genü- 
gend Zeit für die Selbstberechnung. Wie bereits 
oben (S. 52) ausgeführt, soll sich, wenn es der 
Lagerinhaber wünscht, an die verhältnismäßig 
kurze Zahlungsfrist noch der normale Zahlungsauf- 
schub anschließen. Dieser muß aber so gestaltet 
werden, daß die Auslagerung der Verzollung 
gleichsteht. Absatz 8 Satz 2 ist entsprechend gefaßt. 
Wird eine Ware z. B. am 10. März aus dem Lager 
entnommen, so wäre die Zollschuld an sich am 
3. April fällig, bei anschließendem Zahlungsauf- 
schub jedoch erst am 25. Mai (bei einer Verzollung 
am 10. März mit anschließendem Zahlungsaufschub 
wäre die Zollschuld nach § 36 Abs. 2 ebenfalls am 
25. Mai fällig). In Satz 3 und 4 des Absatzes 8 sind 
Sicherungsmaßnahmen für den Fall vorgesehen, 
daß die rechtzeitige Zahlung gefährdet erscheint 
und — wie es die Regel sein wird — keine volle 
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Sicherheit geleistet ist. Dabei ist zu berücksichtigen, 
daß die Warenhaftung nach § 121 der Reichs- 
abgabenordnung durch die Freigabe der Waren bei 
der Abfertigung, also schon vor der Einlagerung, 
erloschen ist. Es wäre nicht sinnvoll, noch nachträg- 
lich Sicherheit zu fordern, wenn eine Krisenlage 
eingetreten ist. Erstens käme dieses Verlangen 
meist zu spät, zweitens würde der Lagerinhaber zur 
Sicherheitsleistung nicht mehr imstande sein. Des- 
halb soll — ähnlich wie in § 101 der Reichsabgaben- 
ordnung — die Fälligkeit vorverlegt werden. Die 
Auslagerung soll dann von der vorherigen Zoll- 
zahlung abhängig sein. Dies ist durch geeignete 
Maßnahmen, z. B. durch Verschluß des Lagers, durch- 
zusetzen. . 

Die Absätze 9 bis 12 enthalten Vergünstigungen, 
die, es ermöglichen, das Zollaufschublager in jeder 
Hinsicht wirtschaftlich sinnvoll auszunutzen. We- 
sentlich ist in allen Fällen, daß Umstände, die zeit- 
lich nach Entstehen der Zollschuld eintreten, dazu 
führen können, daß die Zollschuld ermäßigt oder 
erlassen wird. 

Absatz 9 behandelt den Fall, daß Zollvorschriften 
(vor allem Zollsätze) geändert werden. Die geän- 
derten Vorschriften sollen auf den noch vorhande- 
nen Lagerbestand angewendet werden, jedoch nur 
auf Antrag. Bei Tariferhöhungen wird der Lager- 
inhaber keinen Antrag stellen. Die Anwendung der 
neuen Zollvorschriften führt zu einer Änderung des 
— meist rechtskräftigen — Zollbescheides. Eine er- 
neute Gestellung der Waren ist nicht vorgesehen, 
jedoch wird der Lagerinhaber den Warenbestand, 
auf den sich sein Antrag bezieht, genau anzumel- 
den haben; auch werden in solchen Fällen meist 
Bestandsaufnahmen durch die Zollverwaltung ange- 
bracht sein. An den übrigen Verzollungsgrundlagen 
des früheren Zollbescheides (Beschaffenheit und 
Zollwert der Ware) ändert sich dabei nichts. 

Absatz 10 behandelt die Saisonzölle. In diesen Fäl- 
len kann es nicht darauf ankommen, daß sich ein 
Zollsatz ändert, sondern nur darauf, in welchem 
Zeitpunkt die Ware tatsächlich ausgelagert wird. 
Gilt in diesem Zeitpunkt ein niedrigerer Saisonzoll- 
satz oder Saisonzollfreiheit, so soll der Zollbescheid 
ebenfalls geändert werden. 

Absatz 11 behandelt Fälle, in denen die Ware wie- 
der Zollgut wird oder unter zollamtlicher Über- 
wachung ausgeführt wird. Die bestehende ZolL 
schuld erlischt dadurch nicht automatisch. Es wird 
aber ein Rechtsanspruch auf Erlaß vorgesehen. In 
diesen Fällen bedarf es der erneuten Gestellung. 
Der Lagerinhaber muß auch die Nämlichkeit der 
Ware nachweisen. Dabei genügt es, wenn die aus- 
zuführende oder zu einem besonderen Zollverkehr 
abzufertigende Ware die ursprüngliche Ware ent- 
hält (z. B. bei Verschnittwein). Werden z. B. 10 hl 
Wein, der je zur Hälfte aus eingelagertem einge- 
führtem Wein und aus Inlandswein besteht, aus- 
geführt, so wird die Zollschuld für 5 hl des ur- 
sprünglich eingeführten Weines erlassen. Will ein 
Lagerinhaber Waren aus einem Zollaufschublager 
später ausführen, so kann er rechtzeitig für die 
Festhaltung der Nämlichkeit durch die Zollverwal- ! 
tung sorgen. Deshalb ist der Nämlichkeitsnachweis 


nicht unbillig. Ohne ihn wäre Mißbräuchen Tür und 
Tor geöffnet. Die Abfertigung zur Zollgutverede- 
lung, zur Zollgutumwandlung und zur Zollgutver- 
wendung wird nicht häufig Vorkommen. Eine Mög- 
lichkeit, Waren aus Zollaufschublagern unter Ent- 
lastung vom Zoll zur Freigutverdelung oder Frei- 
gutumwandlung abzufertigen, ist nicht vorgesehen. 
Die dafür nötige zollrechtliche Konstruktion wäre 
so kompliziert, daß das Gesetz damit nicht belastet 
werden darf, zumal solche Fälle kaum praktisch 
werden dürften. 

Der Untergang von Freigut läßt die Zollschuld 
grundsätzlich unberührt. Für Waren in Zollauf- 
schublagern befriedigt diese Regelung nicht, des- 
halb sieht Absatz 12 für alle hier in Betracht kom- 
menden Fälle den Erlaß der Zollschuld bei nach- 
gewiesenem Untergang vor. Schwund ist schon nach 
bisherigem Zollrecht kein Untergang. Wenn eine 
Partie Kaffee durch Austrocknung 1 kg Gewicht ver- 
liert, kann keine Rede davon sein, daß ein Kilo- 
gramm Kaffee untergegangen wäre; denn jede ein- 
zelne Bohne ist noch vorhanden. Dagegen liegt nicht 
Schwund, sondern Untergang vor, wenn z. B. beim 
Umfüllen von Flüssigkeiten ein Teil verschüttet 
wird. Im übrigen ist die Schwundfrage oben S. 51 
näher behandelt. 

Absatz 13 bedarf keiner Begründung, 

KAPITEL VI 

Veredelung 

Kapitel VI faßt alle Vorschriften über Veredelungs- 
verkehre zusammen. Aus volkswirtschaftlichen und 
zollpolitischen Gründen ist es geboten, Waren, die 
nach ihrer Einfuhr veredelt und wieder ausgeführt 
werden, nicht mit Zoll zu belasten. Ähnliche Ge- 
sichtspunkte gelten auch für das Spiegelbild dieses 
Vorgangs, wenn nämlich Waren nach ihrer Ausfuhr 
aus dem Zollgebiet im Zollausland veredelt und da- 
nach wieder eingeführt werden. Im ersten Falle ist 
die inländische Volkswirtschaft an der Veredelung 
aktiv beteiligt — aktiver Veredelungsverkehr — , 
im zweiten Falle steht sie zu der Veredelung in 
einem passiven Verhältnis — passiver Veredelungs- 
verkehr — -. 

Der Freihafen-Veredelungsverkehr nimmt eine Son- 
derstellung ein, weil er zwar zollrechtlich dem pas- 
siven Veredelungsverkehr entspricht — Veredelung 
der Waren außerhalb des Zollgebiets — , sich von 
ihm aber volkswirtschaftlich dadurch unterscheidet, 
daß auch die Freihafenwirtschaft zur Wirtschaft des 
eigenen Landes gehört. 

Die Begünstigung der Veredelungsverkehre durch 
das Zollrecht findet ihre Grenze an denjenigen In- 
teressen der inländischen Volkswirtschaft, die ge- 
rade durch den Zoll geschützt werden sollen. Im 
aktiven Veredelungsverkehr wird diesem Schutz- 
bedürfnis durch entsprechende wirtschaftliche Be- 
willigungsvoraussetzungen, im passiven Verede- 
lungsverkehr durch eine entsprechende Bemessung 
des Umfangs der Zollbegünstigung Rechnung ge- 
tragen. Im Freihafen-Veredelungsverkehr wird der 
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Interessenausgleich im wesentlichen durch seine Bin- 
dung an die Kapazität der für den Außenhandel 
geschaffenen Anlagen der Freihafenbetriebe ge- 
sichert. 

Der Entwurf folgt bei der Gestaltung des aktiven 
Veredelungsverkehrs im wesentlichen dem bisheri- 
gen Zollrecht, das sich seit Jahrzehnten bewährt 
hat. Durch das Dritte Zolländerungsgesetz vom 
9. August 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 735) war der 
aktive Veredelungsverkehr der modernen Produk- 
tionstechnik und dem heutigen Wirtschaftsverkehr 
angepaßt worden. Durch diese Gesetzesänderung 
war der absolute Nämlichkeitszwang aufgehoben 
worden (Zollveredelung mit Gestellung von Ersatz- 
gut — künftig: Freigutveredelung). Damals wurde 
auch die Befreiung für Zollgut eingeführt, für wel- 
ches veredeltes Freigut im Vorgriff ausgeführt wor- 
den war. Mit dem Verzicht auf die sogenannte 
„bedingte Zollschuld" vereinfacht der Entwurf die 
bisherige Rechtskonstruktion, ohne daß dadurch das 
wirtschaftliche Ergebnis für die Veredelungswirt- 
schaft geändert wird. Für die Verwaltung und die 
Wirtschaft ist nur von Bedeutung, durch welche Um- 
stände und in welchem Zeitpunkt diejenige Zoll- 
schuld entsteht, die auch tatsächlich zu zahlen ist. 
Der Entwurf legt deshalb nur diese Tatbestände 
fest; sie entsprechen denjenigen Tatbeständen, nach 
denen bisher die bedingte Zollschuld unbedingt 
wurde. 

Der bisherige Zollveredelungsverkehr im Zoll- 
gewahrsamsverfahren (§§ 90 ff. ZG) geht nach dem 
Entwurf in der Zollgutveredelung auf. Die dafür ■ 
bisher vorgesehenen Nämlichkeitsmittel (Zollraum- 
verschluß oder Zollbewachung) sind auch bei der 
Zollgutveredelung anwendbar; im übrigen handelt 
es sich dabei ohnehin nur um Ausnahmefälle. 

Der Entwurf bringt auch für die Durchführung der 
Veredelungsverkehre Vereinfachungen gegenüber 
dem bisherigen Zollrecht. In der Hauptsache han- 
delt es sich um die elastischere Fristsetzung für die 
Gestellung von Ersatzgut, den möglichen Verzicht 
auf die Gestellung des veredelten Zollguts und des 
Ersatzguts, den möglichen Verzicht auf die zollamt- 
liche Überwachung der Ausfuhr und schließlich die 
Feststellung von Abrechnungsschlüsseln. 

Die bisherige Regelung des passiven Veredelungs- 
verkehrs ist in vieler Hinsicht unbefriedigend, wie 
in der Begründung zu § 51 näher ausgeführt wird. 
Tatsächlich ist der Interessenausgleich beim passi- 
ven Veredelungsverkehr auch so schwierig, daß bis- 
her eine umfassende und für alle Fälle befriedi- 
gende Lösung noch nicht gefunden war. Daraus 
erklärt sich auch die — der internationalen Arbeits- | 
teilung hinderliche — Zurückhaltung anderer Staa- | 
ten bei der Zulassung passiver Veredelungsver- 
kehre. Der Entwurf geht deshalb neue Wege. Er 
geht von der Voraussetzung aus, daß der Zolltarif j 
das Schutzbedürfnis der inländischen Wirtschaft am j 
deutlichsten wiedergibt. Von dem tarifmäßigen Zoll j 
für die veredelte Ware muß also die Zollbelastung i 
abgezogen werden, die die unveredelte Ware — I 
würde sie unter den gleichen Umständen eingeführt 
— zu tragen hätte, gleichviel ob die unveredelte 
Ware im Inland hergestellt oder bereits unter Ver- 


zollung eingeführt worden war. Dieser Grundsatz 
paßt nicht für einige Sonderfälle; diese sind aber in 
§ 51 besonders berücksichtigt. In jedem Falle wird 
auf diese Weise erreicht, daß keine mehrfache Zoll- 
belastung eintritt und daß der Inlandswert der un- 
veredelten Ware von jeder Belastung im passiven 
Veredelungsverkehr freibleibt. Auf wirtschaftliche 
Bewilligungsvoraussetzungen kann unter diesen 
Umständen verzichtet werden. Die Einzelheiten er- 
geben sich aus der Begründung zu § 51. 

Am Nämlichkeitsprinzip muß im passiven Ver- 
edelungsverkehr auch weiterhin festgehalten wer- 
den. Nur so kann vermieden werden, daß auf gro- 
ßen Teilgebieten des Außenhandels der Wert der 
Ausfuhr auf den Wert der Einfuhr angerechnet wird 
und eine außenwirtschaftliche Saldenverzollung ein- 
tritt, die sich mit privatwirtschaftlichen Gesichts- 
punkten nicht vereinbaren läßt, übrigens sind die 
Schwierigkeiten, die bei der Nämlichkeitssicherung 
im passiven Veredelungsverkehr zuweilen aufge- 
treten sind, inzwischen weitgehend durch die Emp- 
fehlung des Brüsseler Zoll-Rates über die Verwen- 
dung von Auskunftsblättern als Nämlichkeitsmittel 
(Bundeszollblatt 1960 S. 21 ff.) behoben worden. 

Der Freihafen-Veredelungsverkehr entspricht den 
bisherigen sog. Bearbeitungs- und Verarbeitungs- 
verkehren. Bei diesen ergeben sich keine wesent- 
lichen Änderungen. 


ABSCHNITT 1 

Arten der Veredelungsverkehre 

§ 46 

Absatz 1 führt die einzelnen Veredelungsverkehre 
auf. 

Absatz 2 Satz 1 enthält die persönlichen Voraus- 
setzungen für die Bewilligung aller Veredelungs- 
verkehre. Sie entsprechen im wesentlichen dem bis- 
herigen Zollrecht. 

Wie nach dem bisherigen Zollrecht gehört zu den 
Bewilligungsvoraussetzungen auch der Sitz des An- 
tragstellers im Zollgebiet oder in den Zollfrei- 
gebieten. 

Ausbesserungsverkehre sollen nach Absatz 2 Satz 2 
aber auch Personen mit Wohnsitz außerhalb des 
Zollgebiets oder der Zollfreigebiete bewilligt wer- 
den können. Damit wird vor allem den Erfordernis- 
sen im Reiseverkehr Rechnung getragen. Ausländi- 
sche Reisende führen häufig Waren inländischer 
Erzeugung mit sich, um sie im Zollgebiet vom Her- 
steller reparieren zu lassen. 

ABSCHNITT 2 

Aktiver Veredelungsverkehr 

§ 47 — Allgemeines 

Der aktive Veredelungsverkehr soll nur in An- 
spruch genommen werden, wenn bei der Abferti- 
gung der Waren zum Veredelungsverkehr beab- 
sichtigt ist, die veredelten Waren auszuführen (Ab- 
satz 1 Satz 1). Diese Zweckbestimmung schließt wie 
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im bisherigen Zollrecht nicht die Möglichkeit aus, 
von der Ausfuhr abzusehen, wenn z. B. das geplante 
Ausfuhrgeschäft nicht zustande kommt. Anderer- 
seits muß wie bisher die Möglichkeit bestehen, den 
Veredelungsverkehr einzuschränken, wenn häufig 
Waren in beträchtlichem Umfang nicht veredelt 
oder nicht ausgeführt werden. 

Die wirtschaftlichen Bewilligungsvoraussetzungen 
(Absatz 1 Satz 2) entsprechen im Ergebnis dem bis- 
herigen Zollrecht (§ 21 Abs. 1 der Zollvormerk- 
Ordnung). Da der Entwurf im Zusammenhang mit 
der Abwägung der volkswirtschaftlichen Vorteile 
und Nachteile die „durch den Zoll geschützten Wirt- 
schaftskreise" nennt, können zunehmend auch die 
volkswirtschaftlichen Belange der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft, der Europäischen Atom- 
gemeinschaft und der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl bei der Bewilligung aktiver 
Veredelungsverkehre berücksichtigt werden. Die 
Prüfung der wirtschaftlichen Voraussetzungen wird 
von der Zollverwaltung unter jeweils gebotener Be- 
teiligung der Industrie- und Handelskammern und 
der Wirtschaftsverbände durchgeführt. In Fällen 
von besonderer wirtschaftlicher Bedeutung werden 
die Wirtschaftsressorts der Bundesregierung betei- 
ligt. Diese Zusammenarbeit hat sich eingespielt und 
gut bewährt. 

Der bisherige „Zollveredelungsverkehr mit Festhal- 
tung der Nämlichkeit" wird im Entwurf „Zollgut- 
veredelung", der bisherige „Zollverdelungsverkehr 
mit Gestellung von Ersatzgut" künftig „Freigutver- 
edelung " genannt. Damit werden die im aktiven 
Veredelungsverkehr möglichen Gestaltungen klarer 
und einfacher bestimmt. Auch die Bezeichnung „ak- 
tiver Veredelungsverkehr" ist klarer als der bis- 
herige Begriff „Zollveredelungsverkehr". 

Die Zollgutveredelung ist ein besonderer Zollver- 
kehr, die Ware bleibt also Zollgut (Absatz 2 Satz 2). 
Di6 Freigutveredelung ist kein Zollverkehr, die da- 
zu abgefertigte Ware befindet sich im freien Ver- 
kehr (§ 49 Abs. 1). Im übrigen stellt Absatz 2 Satz 3 
klar, daß bei der Freigutveredelung die dazu abge- 
fertigte Ware und die ersatzweise verwendete Ware 
gleich beschaffen sein müssen. Damit wird eine Un- 
stimmigkeit beseitigt, die sich aus der Fassung des 
bisherigen § 16 Abs. 4 ZG ergibt. Es soll also nicht 
mehr genügen, daß das Ersatzgut aus dem ursprüng- 
lichen Zollgut hätte hergestellt werden können. 
Vielmehr muß nach dem Entwurf bereits der Roh- 
stoff, aus dem das Ersatzgut hergestellt wird, dem 
abgefertigten Zollgut äquivalent sein. Es kann also 
Trinkbranntwein, der aus synthetischem Alkohol 
hergestellt ist, nicht als Ersatzgut anerkannt wer- 
den, wenn ein Veredelungs verkehr zur Herstellung 
von Trinkbranntwein aus Getreide bewilligt ist. 

Die Fristen für die Gestellung des veredelten Zoll- 
guts und des Ersatzguts sollen wie bisher sicher- 
stellen, daß Warenzugang und -abgang in einem 
bestirnten Zeitraum ausgeglichen werden. Durch die 
Fristsetzung wird auch der Zeitpunkt der Entste- 
hung der Zollschuld festgelegt, wenn kein veredel- 
tes Zollgut oder Ersatzgut ausgeführt wird. Die 
Fristenregelung ergibt sich im einzelnen aus den 
bisherigen Erfahrungen und berücksichtigt alle wirt- 


schaftlichen Bedürfnisse. Da es sich nicht um Aus- 
schlußfristen handelt, können die Fristen auch ver- 
längert werden. 

Der Entwurf hält an der unterschiedlichen Fristen- 
regelung für die Zollgutveredelung und die Freigut- 
veredelung fest. Diese Differenzierung ist geboten, 
weil bei der Freigutveredelung unmittelbar nach 
der Abfertigung über das eingeführte Zollgut belie- 
big verfügt werden kann. Würde die Frist nicht 
höchstens nach der Zeit bemessen, die für die Ver- 
edelung der tatsächlich eingeführten Ware erforder- 
lich wäre, so könnte der wirtschaftliche Wert der 
eingeführten Ware mehrmals umgesetzt werden, 
ehe Ersatzgut gestellt wird. Der Vorteil, der sich 
daraus ergäbe, würde noch größer, wenn die Aus- 
fuhr schließlich überhaupt unterbliebe. Die Zahlung 
des Zolles stünde dann in keinem unmittelbaren 
Zusammenhang mehr mit der weit zurückliegenden 
Einfuhr der Ware. Der dem Veredeler zukommende 
Zahlungsaufschub würde die gesetzliche Aufschub- 
frist weit übersteigen. Alles in allem entstünden zu 
Lasten aller Wettbewerber Vorteile, die sich wirt- 
schaftlich in keiner Weise begründen lassen. 

Eine Neuerung ist bei der Freigutveredelung vor- 
gesehen, bei der dem Veredelungsverkehr bisher 
oft ein Zollager oder ein Zollvormerklager vor- 
oder nachgeschaltet werden mußte, um die Lager- 
zeit bis zum Beginn der Veredelung oder bis zur 
Ausfuhr des gestellten Ersatzguts zu überbrücken. 
Absatz 3 Satz 4 erreicht dies auf die einfachste 
Weise. Absatz 4 enthält Vereinfachungen, die kei- 
ner Begründung bedürfen. Absatz 5 Satz 1 regelt 
die Bemessung der Zollschuld wie im bisherigen 
Zollrecht (§ 60 ZG). Bisher müssen aber zwei Be- 
rechnungen vorgenommen werden, um den Zoll für 
sogenannte Abfälle zu ermitteln. Einander gegen- 
überzustellen sind zur Zeit der Zoll für Abfälle nach 
ihrer eigenen Beschaffenheit und der auf die Ab- 
fälle entfallende anteilige Zoll der unveredelten 
Ware. Erhoben wird der niedrigere dieser beiden 
Zollbeträge. In der Praxis führt meist die Bemes- 
sung der Zollschuld nach Beschaffenheit der Abfälle 
zu der angestrebten niedrigeren Zollbelastung. Ab- 
satz 5 Satz 2 sieht dies nunmehr als Regel vor. Die 
doppelte Berechnung wird dadurch überflüssig. 
Wenn ausnahmsweise der anteilige Zoll für die un- 
veredelte Ware niedriger ist, kann der Veredeler 
die Bemessung der Zollschuld für Nebenerzeugnisse 
und Abfälle nach diesem Zoll beantragen. Unter 
„Abfällen" sind nach dem bisherigen Zollrecht alle 
Waren zu verstehen, die nicht das bei der Bewilli- 
gung bestimmte Enderzeugnis der Veredelung sind. 
Ist z. B. die Veredelung dahin bewilligt, daß aus 
lebenden Schweinen Räucherschinken hergestellt 
werden, so gilt zur Zeit alles übrige Fleisch zoll- 
rechtlich als „Abfall". Dies widerspricht dem Sprach- 
gebrauch und kann zu groben Mißverständnissen 
führen. Der Entwurf spricht deshalb von „Neben- 
erzeugnissen und Abfällen". Diese neue Terminolo- 
gie ist im ganzen Entwurf streng durchgeführt. Mit 
dem Wort „Nebenerzeugnis" verbindet sich nach 
dem Sprachgebrauch keine wirtschaftliche Wertung. 
Besondere Probleme können sich im bisherigen 
Zollrecht aus dem Nebeneinander von Zollsiche- 
rungsverkehr (künftig: Zollgutverwendung) und 
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Veredelungsverkehr ergeben. Ist nämlich für eine 
bestimmte Ware nach dem Zolltarif ein ermäßigter 
Zollsatz oder Zollfreiheit vorgesehen, wenn sie 
unter Zollsicherung zu einem bestimmten Zweck 
verwendet, d. h. in der vorgesehenen Weise bear- 
beitet oder verarbeitet wird, so kann diese Zoll- 
vergünstigung für die im Veredelungsverkehr zu 
erhebenden Zölle nicht ohne weiteres, sondern nur 
dann gewährt werden, wenn es der Zolltarif (wie in 
Tarifnr. 01.02, Anmerkungen 3 und 4) besonders 
vorsieht. Diese Regelung befriedigt nicht. Absatz 5 
Satz 3 behebt diesen Mangel. 

Beim aktiven Veredelungsverkehr ist eine zollamt- 
liche Mengenkontrolle wichtig. Für diese kommt es 
vor allem auf das Ausbeuteverhältnis an. Aus ihm 
ergibt sich, welche Menge veredelter Waren ausge- 
führt werden muß, um den Veredelungsverkehr 
ohne Zollerhebung abzuwickeln. Es erlaubt auch 
Rückschlüsse, welche Mengen unveredelter oder 
veredelter Waren in den freien Verkehr entnom- 
men worden sind, also verzollt werden müssen. Das 
Ausbeuteverhältnis ist auch von Bedeutung für die 
Verzollung der Nebenerzeugnisse und Abfälle und 
für die Anrechnung der (zollfreien) Veredelungs- 
fehlmengen. 

Das Ausbeuteverhältnis schwankt im einzelnen Ver- 
edelungsverkehr häufig, jedoch ergeben sich für 
einen längeren Zeitraum Durchschnittswerte. Bisher 
muß den Schwankungen nach oben und unten bei 
der zollamtlichen Überwachung stets gefolgt wer- 
den, d. h. die Verhältniswerte müssen für fast jeden 
Rohstoffeinsatz neu ermittelt werden. Das erfordert 
einen großen Arbeitsaufwand, der in den letzten 
Jahren wegen der steigenden Zahl der Veredelungs- 
verkehre kaum noch zu bewältigen war. Auch die 
Veredelungswirtschaft wurde dadurch belastet, weil 
sie Unterlagen beschaffen, Probeveredelungen vor- 
nehmen mußte usw. Der Entwurf sieht deshalb zur 
Vereinfachung die Feststellung von Abrechnungs- 
schlüsseln vor (Absatz 7). Ungenauigkeiten, wie sie 
bei Durchschnittswerten unvermeidbar sind, müssen 
von der Verwaltung und der Wirtschaft zugunsten 
einer besseren und weniger aufwendigen Abwick- 
lung der Veredelungsverkehre in Kauf genommen 
werden. Für die Abrechnungsschlüssel sind Fest- 
stellungsbescheide vorgesehen, die selbständig im 
Rechtsmittelweg überprüft werden können. 

Wie bisher soll die Möglichkeit bestehen, Sicherheit 
für den im Veredelungsverkehr gegebenenfalls zu 
erhebenden Zoll zu fordern (Absatz 8 Satz 2). Künf- 
tig kann Sicherheit jedoch nur verlangt werden, so- 
weit es die Zollverwaltung für erforderlich hält. 
Meist wird Sicherheit nur erforderlich sein, wenn 
zu befürchten ist, daß der Zoll bei Fälligkeit der 
ZoHschuld nicht gezahlt wird, oder wenn ständig 
Nebenerzeugnisse in beträchtlichen Mengen in den 
freien Verkehr treten. 

§ 48 — Zollgutveredelung 

Absätze 1 bis 5 entsprechen dem bisherigen Zoll- 
recht und bedürfen keiner Begründung. Bei dem 
wirtschaftlichen Bedürfnis, das für die Zulassung 
der Gestellung des unveredelten Zollguts nach Ab- 


satz 4 vorausgesetzt wird, handelt es sich um das 
wirtschaftliche Bedürfnis des einzelnen Veredelers. 
Absatz 6 weicht vom bisherigen Zollrecht ab. Bis- 
her entsteht durch die Abfertigung zum Verede- 
lungsverkehr eine bedingte Zollschuld, die in den 
hier in Betracht kommenden Fällen unbedingt wird. 
Künftig gibt es keine bedingte Zollschuld mehr. 
Eine Zollschuld entsteht deshalb nach dem Entwurf 
erst in den Fällen des Absatzes 6. 

§ 49 — Freigutveredelung 

Die Freigutveredelung entspricht dem bisherigen 
Veredelungsverkehr mit Gestellung von Ersatzgut. 

Absatz 1 stellt klar, daß eine Ware bei der Abfer- 
tigung zu diesem Verkehr Freigut wird. Sie unter- 
liegt also keinen zollrechtlichen Bindungen mehr; 
die Abfertigung ist insoweit eine Abfertigung zum 
freien Verkehr. Der Veredeler braucht nur frist- 
gerecht veredelte Waren als Ersatzgut zu gestellen. 
Ob er das Ersatzgut aus den ursprünglich abgefer- 
tigten Waren oder aus ihnen entsprechenden Waren 
(§ 47 Abs. 2) herstellt, ist rechtlich ohne Bedeutung. 

Bisher wird die bei der Abfertigung entstandene 
bedingte Zollschuld unbedingt, soweit Ersatzgut 
nicht fristgerecht gestellt wird. Da bedingte Zoll- 
schulden im Entwurf nicht mehr vorgesehen sind, 
sieht Absatz 2 Satz 1 vor, daß in solchen Fällen mit 
dem Fristablauf die Zollschuld entsteht, und zwar 
für die ursprünglich zur Freigutveredelung abge- 
fertigte Ware. Die Regelung über die Zollschuld für 
Nebenerzeugnisse und Abfälle (Absatz 2 Satz 2) 
hat nur Bedeutung für den Fall, daß tatsächlich 
Ersatzgut gestellt wird. 

Absätze 3 und 4 entsprechen im wesentlichen dem 
bisherigen Zollrecht. Absatz 4 Satz 2 ergänzt den 
§ 47 Abs. 2, letzter Halbsatz, für den hier vorlie- 
genden Sonderfall. 

Absatz 5 enthält eine Vereinfachung für den Fall, 
daß Abrechnungsschlüssel nicht festgestellt sind. Es 
soll dann nicht darauf ankommen, welche Neben- 
erzeugnisse, Abfälle und Fehlmengen gerade bei 
der Herstellung des tatsächlich gestellten Ersatzguts 
entstanden sind, sondern es soll auf den Betriebs- 
durchschnitt zurückgegriffen werden. 

§ 50 — Vorgriff 

Kurzfristige Liefertermine ausländischer Besteller 
können es erforderlich machen, veredelte Waren 
auszuführen, bevor die zur Veredelung bestimmten 
unveredelten Waren eingeführt sind. Der Veredeler 
soll dann die Möglichkeit haben, auf bereits fertig- 
gestellte Waren vorzugreifen und diese auszufüh- 
ren. Zum Ausgleich sollen für die im Vorgriff aus- 
geführten Waren entsprechende Vorerzeugnisse 
(Nachholgut) zollfrei bleiben, wenn sie später ein- 
geführt werden. Die Regelung entspricht dem bis- 
herigen Zollrecht. 

ABSCHNITT 3 

Passiver Veredelungsverkehr 

§ 51 

Durch den passiven Verdelungsverkehr wird die 
Bearbeitung oder Verarbeitung von Waren des 
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freien Verkehrs des Zollgebiets im Zollausland be- 
günstigt. Die Entwurfsregelung weicht wesentlich 
vom bisherigen Zollrecht ab. 

1 . Darstellung des bisherigen Zollrechts 

Passive Veredelungsverkehre können bisher nur 
bewilligt werden, wenn bestimmte volkswirtschaft- 
liche Voraussetzungen vorliegen (§ 144 Abs. 2 der 
Allgemeinen Zollordnung). Ihre Bewilligung setzt 
bisher die Feststellung voraus, daß ein Zollschutz- 
bedürfnis für die im Ausland auszuführenden Ver- 
edelungsarbeiten nicht besteht. Trotzdem wird bei 
Waren, die nach dem Wert zu verzollen sind, die 
durch die ausländische Arbeitsleistung bewirkte 
Wertsteigerung verzollt (Mehrwertverzollung), so 
daß nur der Wert der unveredelt ausgeführten Wa- 
ren vom Zoll befreit bleibt. Abgesehen von dieser 
Kumulation des Zollschutzes aus Bewilligungsvor- 
aussetzungen und Mehrwertverzollung liegt ein 
Mangel der bisherigen Regelung darin, daß die 
Mehrwertverzollung zu recht unterschiedlichen Be- 
lastungen der im Ausland ausgeführten Verede- 
lungsarbeiten führt Es kommt bisher nicht auf den 
Zollsatz der unveredelten Ware, sondern aus- 
schließlich auf den Zollsatz der veredelten Ware an. 

Wenn der Zollsatz der veredelten Ware höher ist 
als der Zollsatz der unveredelten, kann der passive 
Veredelungsverkehr bisher nur für Waren inländi- 
scher Erzeugung bewilligt werden, weil die Mehr- 
wertverzollung in diesen Fällen als Zollschutz kei- 
nesfalls genügt (Beispiel: der Rohstoff ist zollfrei 
und wird aus Land A eingeführt. Anschließend wird 
der Rohstoff wieder ausgeführt und im Land B zu 
einem Erzeugnis veredelt, das einem Zollsatz von 
15 °/o des Wertes unterliegt. Würde dieses Erzeug- 
nis aus Land B unmittelbar eingeführt, so wäre es 
nach seinem vollen Wert zu verzollen. Die zwi- 
schenzeitliche Einfuhr des Rohstoffes darf diesen 
Zollschutz nicht beeinträchtigen). Deshalb ist in sol- 
chen Fällen nachzuweisen, daß die zur Ausfuhr ge- 
stellten Waren im Inland erzeugt sind. Diese Prü- 
fungen und Nachweise belasten naturgemäß die 
Wirtschaft und die Verwaltung erheblich. 

Für veredelte Waren, die nicht nach ihrem Wert, 
sondern nach anderen Maßstäben (z. B. nach Ge- 
wicht) zu verzollen sind, wird bisher ein Zoll nur 
erhoben, soweit bei der Veredelung Zutaten in 
wesentlichen Mengen zugefügt sind. Auch diese 
unterschiedliche Regelung ist ein erheblicher Man- 
gel des bisherigen Zollrechts. Denn es ist nicht zu 
begründen, warum es von einem außerwirtschaft- 
lichen und nur technisch-formalen Umstand (näm- 
lich dem im Zolltarif gewählten Verzollungs maß- 
stab) abhängen soll, ob und ggf. nach welchen 
Grundsätzen im passiven Veredelungsverkehr ein 
Zoll zu erheben ist. 

2. Lösungsmöglichkeiten 

Folgende Lösungen würden die bestehenden Män- 
gel vermeiden: 

a) Die wirtschaftlichen Voraussetzungen für jeden 
passiven Veredelungsverkehr werden streng ge- 
prüft; bei Bewilligung sind jedoch die veredelt 
eingeführten Waren uneingeschränkt zollfrei. 


b) Auf wirtschaftliche Bewilligungsvoraussetzungen 
wird verzichtet. Der notwendige Zollschutz wird 
durch eine Teilverzollung der veredelten Waren 
herbeigeführt, und zwar ohne Rücksicht auf den 
Verzollungs m a ß s t a b der veredelten Ware. 

Bei der ersten Lösung müßte der passive Verede- 
lungsverkehr auf Ausnahmefälle beschränkt blei- 
ben, denn die völlige Zollbefreiung der veredelten 
Waren könnte leicht zu ungleichen Wettbewerbs- 
verhältnissen führen. Die Beschränkung auf Aus- 
nahmefälle würde die internationale Arbeitsteilung 
erschweren. Nur die zweite Lösung gibt die Mög- 
lichkeit, die internationale Arbeitsteilung zu fördern 
und trotzdem den Zollschutz, wie ihn der Zolltarif 
gewährleisten soll, nicht aufzuheben. 

In welchem Maße der Zolltarif die einzelnen Ver- 
edelungsvorgänge schützen will, ergibt sich jeweils 
aus einer Gegenüberstellung der nach dem Zolltarif 
bemessenen Zollbelastung der unveredelten Ware 
einerseits und der veredelten Ware andererseits. 
Die Differenz zwischen diesen Belastungen ergibt 
genau dasjenige Maß an Belastung, auf das als 
Zollschutz nicht verzichtet werden kann, dessen 
Überschreitung aber auch wirtschaftlich nicht ge- 
rechtfertigt wäre. Erhebt man diesen Differenz- 
betrag als Zoll im passiven Veredelungsverkehr, so 
braucht nicht mehr geprüft zu werden, ob die Ver- 
edelung im Ausland wirtschaftlich notwendig ist. Der 
passive Veredelungsverkehr braucht im Einzelfall 
niemals versagt zu werden. Ist er nicht mehr loh- 
nend, so unterbleibt er von selbst. Andererseits 
kann sich auf diese Weise trotz einer Wertsteige- 
rung im passiven Veredelungsverkehr völlige Zoll- 
freiheit ergeben, wenn nämlich der Differenzbetrag 
gleich Null ist oder gar einen negativen Wert er- 
reicht. Diese Lösung führt also zu einer wirtschaft- 
lich befriedigenden Automatik. Sie braucht nur für 
einige Sonderfälle durch Sonderregeln ergänzt zu 
werden. 

3. Die Entwurfsregelung 

Der Entwurf folgt der zuletzt beschriebenen Lösung. 
Absatz 1 Satz 1 bestimmt den Begriff des passiven 
Veredelungsverkehrs. Satz 2 enthält eine notwen- 
dige Einschränkung, die in der Begründung zu Ab- 
satz 4 näher behandelt ist. 

Absatz 2 sieht in den Sätzen 1 bis 3 die notwendi- 
gen Formvorschriften vor, stellt in Satz 4 klar, daß 
bei der passiven Veredelung auch Zutaten zugefügt 
werden können und regelt in Satz 5 die Fristen. 
Absatz 3 enthält die Voraussetzungen der Zoll- 
ermäßigung. Das Ausmaß der Zollermäßigung ist in 
Absatz 4 für den Regelfall, in den Absätzen 6 und 7 
für Sonderfälle geregelt. 

Absatz 4 enthält in Satz 1 die bereits begründete 
Regelung der Verzollung nach der Differenz der 
Zollbelastungen der veredelten Ware einerseits und 
der unveredelten Ware andererseits. Absatz 4 Satz 2 
regelt, wie die Zollbelastung der unveredelten 
Ware (da sie ja nicht als solche eingeführt wird, 
handelt es sich nur um einen Rechnungsfaktor) zu 
ermitteln ist. Für die Menge und Beschaffenheit 
kommt es auf den Zeitpunkt der Ausfuhr an, für 
I den Preis und den Zollsatz auf den Zeitpunkt der 
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Wiedereinfuhr. Denn nur in diesem Zeitpunkt kann 
und soll der Zollschutz wirken. Absatz 4 Satz 3 be- 
handelt den Sonderfall, daß für die unveredelte 
Ware ermäßigte Kontingentszölle gelten. Grund- 
sätzlich ist die Zollbelastung der unveredelten 
Ware, die hier den Zoll für die veredelte Ware 
mindert, nicht nach dem niedrigeren Kontingents- 
zollsatz, sondern nach dem höheren Regelzollsatz 
zu bemessen. Dieser Grundsatz darf aber nicht gel- 
ten, wenn die unveredelte Ware vor ihrer Ausfuhr 
zur passiven Veredelung bereits zu einem ermäßig- 
ten Kontingentszollsatz eingeführt worden war. 
Denn Kontingentszollsätze sollen nur dem inländi- 
schen Verbrauch oder der inländischen Verarbei- 
tung der begünstigten Ware zugute kommen. Es 
wäre auch widersinnig, wenn für die unveredelte 
Ware, die ursprünglich nur zu einem niedrigeren 
Zollsatz verzollt ist, bei der anschließenden passi- 
ven Veredelung ein höherer Betrag als rechnerische 
Zollbelastung abgesetzt würde. Deshalb sieht der 
Entwurf vor, daß in diesen Fällen vom Zoll für die 
veredelte Ware nur der seinerzeit tatsächlich ent- 
richtete Zoll für die unveredelte Ware abgezogen 
wird. Die gleiche Erwägung zwingt dazu, den pas- 
siven Veredelungsverkehr überhaupt nicht zu be- 
willigen, wenn die unveredelte Ware ursprünglich 
bei ihrer Einfuhr Zollfreiheit im Rahmen eines Zoll- 
kontingents genossen hatte (Absatz 1 Satz 2). Zwar 
werden durch diese Sonderregelung für Kontin- 
gentszölle zusätzliche Prüfungen nötig. Diese Prü- 
fungen beschränken sich aber auf die wenigen Fälle, 
in denen der Zolltarif für die unveredelten Waren 
Zollkontingente vorsieht. 

Absatz 5 enthält eine Vereinfachung. An sich wäre 
es nach Absatz 4 geboten, sowohl die unveredelte 
Ware wie die veredelte Ware im Zeitpunkt der 
Wiedereinfuhr zu bewerten. Dies würde beträcht- 
liche Arbeit für die Wirtschaft und die Ver- 
waltung verursachen. Die Bewertung der veredel- 
ten Ware wäre schwierig, weil keine Rechnung 
über die veredelte Ware selbst, sondern nur eine 
Rechnung über das Veredelungsentgelt vorliegt. 
Absatz 5 Satz 1 eröffnet deshalb die Möglich- 
keit, als Zollwert für die veredelte Ware einen 
Wert anzunehmen, der sich durch einfache Addition 
aus dem Preis der unveredelten Ware und dem 
Veredelungsentgelt ergibt. Diese Regelung führt 
übrigens manchmal zu dem gleichen Ergebnis wie 
die bisherige Mehrwertverzollung, nämlich dann, 
wenn die Zollsätze der unveredelten und der ver- 
edelten Ware gleich sind. Die Bewertung wird 
schwieriger, wenn die Waren nach Vorlagen des 
inländischen Auftraggebers veredelt worden sind, 
Auch hier soll der Grundsatz des § 26 gelten, der 
Wert solcher Vorlagen also nicht zollwerterhöhend 
wirken. Dies kann aber wie im Falle des § 26 nur 
gelten, wenn die Veredelung nach den Vorlagen 
vorher angekündigt und geprüft worden ist. Des- 
halb verweist Absatz 5 Satz 2 auf die Vorausset- 
zungen des § 26. 

Ist der Zollsatz für die veredelten Waren niedriger 
als der Zollsatz für die unveredelten, so kann die 
Anwendung der Differenzregel des Absatz 4 zur 
völligen Zollfreiheit führen. Im Regelfälle ist das 
durchaus sinnvoll und entspricht dem Grundgedan- 


ken der Neuregelung. Es muß aber verhindert wer- 
den, daß ausländische Zutaten auf diese Weise ohne 
jede Zollbelastung in die inländische Wirtschaft ein- 
gehen. Allerdings brauchen sie, da sie in der ver- 
edelten Ware aufgegangen sind, nicht so verzollt 
zu werden, als würden sie für sich eingeführt. Min- 
destens soll aber für die veredelte Ware — nach 
dem für diese geltenden Zollsatz — ein Zoll er- 
hoben werden, der sich nach dem Wert, dem Ge- 
wicht oder der Raummenge der Zutaten richtet. Ab- 
satz 6 enthält die entsprechende Sondervorschrift 
Bei anderen Verzollungsmaßstäben als Wert, Ge- 
wicht oder Raummenge sind keine Fälle erkennbar, 
in denen eine Sondervorschrift für Zutaten geboten 
wäre. 

Während auf dem Gebiete der Europäischen Atom- 
gemeinschaft (EAG) und der Europäischen Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl (EGKS) der Gemeinsame 
Markt bereits verwirklicht ist, Binnenzölle also nicht 
mehr erhoben werden, tritt dieser Zustand bei der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) erst 
nach dem Ende der Übergangszeit ein. Daraus er- 
geben sich Diskrepanzen, wenn im passiven Verede- 
lungsverkehr die unveredelte Ware z. B. EGKS- 
Ware ist, die veredelte dagegen EWG-Ware. Wird 
diese passive Veredelung innerhalb der Gemein- 
schaften durchgeführt, so ist zwar der Zoll für die 
veredelte Ware als EWG-Binnenzoll ermäßigt. An- 
dererseits gibt es keine Zollbelastung für die unver- 
edelte EGKS-Ware; von dem ermäßigten EWG- 
Binnenzoll ist also im passiven Veredelungsverkehr 
nichts mehr abzuziehen. Wird die gleiche Ware 
aber in einem Drittland in gleicher Weise veredelt, 
so wäre zwar der Zoll für die veredelte Ware u. U. 
höher; abzuziehen wäre aber im passiven Verede- 
lungsverkehr der Zoll für die unveredelte EGKS- 
Ware, die ja im Verhältnis zu dem Drittland nicht 
zollfrei ist. Im Ergebnis wäre also bei der passiven 
Veredelung in dem Drittland ein niedrigerer Zoll 
zu erheben als bei der passiven Veredelung inner- 
halb der Europäischen Gemeinschaften, Dies wäre 
eine Diskriminierung der Partnerländer, die den 
Verträgen zuwiderliefe. Deshalb soll nach Absatz 7 
in diesen — wahrscheinlich seltenen — Fällen nach 
passiver Veredelung in einem Drittland mindestens 
der gleiche Zoll erhoben werden wie nach passiver 
Veredelung innerhalb der Gemeinschaften. Diese 
Vorschrift wird im Laufe der EWG-Übergangszeit 
bedeutungslos werden, sobald nämlich jeweils der 
EWG-Binnenzoll niedriger wird als der Zoll nach 
der Differenzregel des Absatz 4. 

ABSCHNITT 4 

Freihafen-Veredelungsverkehr 

§ 52 

Bei der Freihafen-Veredelung bleiben die Waren 
innerhalb der eigenen Volkswirtschaft, verlassen 
aber für die Veredelung das Zollgebiet. Grundsätz- 
lich dienen Freihäfen nicht dazu, daß in ihnen Ar- 
beiten für die Wirtschaft des Zollgebiets durchge- 
führt werden. Andererseits erscheint es vertretbar, 
Verarbeitungskapazitäten auszunutzen, die in Frei- 
häfen an sich für den Außenhandel geschaffen sind, 
für diesen aber nicht ausgenutzt werden können. 
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Für diesen Zweck hatten sich — neben dem ge- 
schriebenen Zollrecht — die sogenannten Bear- 
beitungs- und Verarbeitungsverkehre entwickelt. 
Durch das Dritte Zolländerungsgesetz vom 
9. August 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 735) wurde 
diese Entwicklung legalisiert und zugleich zum Still- 
stand gebracht. Die damals in den § 69 Abs. 1 ZG 
eingefügte Nummer 42 ließ die Bearbeitungs- und 
Verarbeitungsverkehre zwar mit der Folge der 
Zollfreiheit ausdrücklich zu, beschränkte sie aber 
auf die Ausnutzung der vorhandenen Anlagen 
des betreffenden Freihafenbetriebs. Da dieses Gesetz 
am 1. September 1956 in Kraft getreten ist, können 
nach bisherigem Zollrecht solche Verkehre nur zu- 
gelassen werden, wenn die auszunutzenden Frei- 
hafenanlagen vor dem 1. September 1956 vorhanden 
waren. Eine Festlegung auf bestimmte zurück- 
liegende Termine ist jedoch rechtspolitisch mißlich. 
Deshalb ist es vertretbar, die Beschränkung in einer 
wirtschaftlich vernünftigen Weise zu lockern. Aus 
diesem Grunde übernimmt der Entwurf das bis- 
herige Zollrecht mit einigen Änderungen und Er- 
gänzungen, die nachstehend begründet sind. 

Absatz 1 Satz 1 enthält den Begriff des Freihafen- 
Veredelungsverkehrs, erfaßt aber nur die Fälle, in 
denen die Nämlichkeit der Ware festgehalten wer- 
den kann. Wo dies nicht möglich ist, soll — wie 
bei der Freigutveredelung — ein Freihafen-Verede- 
lungsverkehr mit der anschließenden Einfuhr von 
Ersatzgut bewilligt werden können (Absatz 1 Satz 2). 

Absatz 2 enthält die sachlichen Voraussetzungen der 
Bewilligung. Abweichend vom geltenden Zollrecht 
soll es nicht mehr darauf ankommen, ob die auszu- 
nutzenden Anlagen vor dem 1. September 1956 vor- 
handen waren, sondern entsprechend dem Zweck 
der Freihäfen darauf, ob sie für den Außenhandel 
geschaffen sind. Nach der Übergangsvorschrift des 
§ 85 Abs. 3 soll diese Voraussetzung aber ohne 
weitere Prüfung als vorliegend gelten, wenn die 
Anlagen schon vor dem 1. September 1956 bestan- 
den haben. Absatz 2 fordert weiter, daß der Frei- 
hafen durch die Bewilligung des Freihafen-Verede- 
lungsverkehrs seinem Zweck (§ 58 Abs. 1) nicht ent- 
fremdet wird. Durch die weitere Ausbreitung solcher 
Verkehre würden die Freihäfen in eine Zwitter- 
stellung zwischen Zollfreigebiet und Zollgebiet ge- 
raten, die alle Betriebe im Zollgebiet — auch im 
Gebiet des Gemeinsamen Marktes — empfindlich 
benachteiligen könnte. Einer solchen Entwicklung 
sollte gerade im Interesse der Freihäfen vorgebeugt 
werden. 

Absatz 3 enthält die erforderlichen Verfahrensvor- 
schriften, Absatz 4 bestimmt, unter welchen Vor- 
aussetzungen Zollfreiheit gewährt wird. 


KAPITEL VII 

Umwandlung 

§ 53 

Die Grundsätze über die Umwandlung von Zollgut 
sind in der Begründung zu § 9 dargestellt. § 53 
regelt die Umwandlung nur für die nicht ganz ein- 
fachen Arbeitsvorgänge. In diesen Fällen soll die 


Umwandlung — wie bisher in den sogenannten un- 
echten Veredelungsverkehren — nur in einem Um- 
wandlungsverkehr möglich sein. 

Absatz 1 enthält die Begriffsbestimmung des Um- 
wandlungsverkehrs. 

Absatz 2 Satz 1 enthält die persönlichen Voraus- 
setzungen für die Bewilligung. Sie sind die gleichen 
wie beim Veredelungsverkehr. 

Absatz 2 Satz 2 enthält die sachlichen Vorausset- 
zungen für die Bewilligung und sieht in Nummer 1 
die Prüfung des volkswirtschaftlichen Bedürfnisses 
vor. In der Regel soll durch den Umwandlungsver- 
kehr erreicht werden, daß Arbeitsvorgänge in das 
Zollgebiet verlagert werden, die sonst im Ausland 
vorgenommen werden würden. Beweggrund für die 
Umwandlung ist also meist die geringere Belastung 
der umgewandelten Waren mit Eingangsabgaben. 
Oft ist die Umwandlung aber auch erforderlich, um 
eingeführte Waren in eine Beschaffenheit zu ver- 
setzen, die ihre Abfertigung zu einem besonderen 
Zollverkehr (z. B. zur Zollgutverwendung) ermög- 
licht. In diesen Fällen nimmt es der Zollbeteiligte 
auch in Kauf, daß die Waren nach der Umwandlung 
höher mit Eingangsabgaben belastet sind als vor- 
her. Denn diese höhere Belastung ist in dem an- 
schließenden besonderen Zollverkehr oft bedeu- 
tungslos, weil dort tatsächlich keine Zollschuld zu 
entstehen braucht. 

Absatz 2 Satz 2 Nr. 2 läßt die Umwandlung in 
weiterem Rahmen zu als § 9 Abs. 3. Die Möglich- 
keit der Rückumwandlung soll den Umwandlungs- 
verkehr nicht ausschließen, wenn z. B. die umge- 
wandelten Waren nach ihrer Beschaffenheit höher 
belastet sind als vorher. Eingangsabgaben können 
in diesem Falle nicht umgangen werden. 

Der Entwurf lehnt den Umwandlungsverkehr eng ap 
den Veredelungsverkehr an. In der Regel ist der 
Umwandlungsverkehr als Zollgutumwandlung, also 
als besonderer Zollverkehr, vorgesehen. Wie bei 
der Zollgutveredelung wird dabei die Nämlichkeit 
der Waren festgehalten. Läßt sich die Nämlichkeit 
nicht festhalten, so soll entsprechend der Freigut- 
veredelung auch eine Freigutumwandlung (d. h. mit 
Gestellung von Freigut als Ersatzgut) möglich sein. 
Wenn der Zollschutz aber nicht seinen Sinn ver- 
lieren soll, kann letzteres nur zugelassen werden, 
soweit die Umwandlung zu einer höheren Belastung 
mit Eingangsabgaben führt. Absatz 3 entspricht die- 
sen Erwägungen. 


KAPITEL VIII 

Zollgutverwendung 

§ 54 

Es gibt zahlreiche Fälle, in denen eine Zollbegün- 
stigung (Zollfreiheit oder ermäßigter Zollsatz) von 
einer bestimmten zollamtlich überwachten Verwen- 
dung des Zollguts abhängt. Diese Verwendung wird 
bisher in der Form des Zollvormerkverfahrens ab- 
gewickelt; bei der Abfertigung zu diesem Verfahren 
entsteht eine bedingte Zollschuld, die hauptsächlich 
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bei zweckwidriger Verwendung oder bei Entnahme 
in den freien Verkehr unbedingt wird. Wenn das 
Zollgut nicht wieder ausgeführt werden, sondern im 
Zollgebiet endgültig verwendet werden soll, wird 
dieses Zollvormerkverfahren bisher als Zollsiche- 
rungsverkehr bezeichnet. Wegen der Beseitigung der 
„bedingten Zollschuld 11 wird dieser besondere Zoll- 
verkehr im Entwurf neu geregelt; er erhält die Be- 
zeichnung „Zollgutverwendung Dabei ist eine 
freiere Gestaltung möglich, weil — im Gegensatz 
zu bisher (bedingte Zollschuld) — durch die Ab- 
fertigung noch keine Zollschuld entsteht. Deshalb 
braucht nicht mehr durch formstrenge Vorschriften 
geregelt zu werden, wann und auf wen eine Zoll- 
schuld übergeht. 

Der Entwurf sieht davon ab, in § 54 festzulegen, in 
welchen Fällen eine solche Zollbegünstigung in Be- 
tracht kommt. Dies ergibt sich vielmehr aus anderen 
Vorschriften des Zollrechts, nämlich aus den §§ 24, 
25 und 27, aus dem Zolltarif sowie aus zwischen- 
staatlichen Verträgen und den dazu erlassenen 
Ratifikationsgesetzen. In § 24 ist zwar nicht gesagt, 
ob die dort vorgesehene Zollfreiheit von der Ver- 
wendung einer Ware unter zollamtlicher Über- 
wachung abhängt. Auf Grund der dort vor- 
gesehenen Ermächtigung wird dies aber in vielen 
Fällen verordnet werden, vor allem bei der vor- 
übergehenden Verwendung wieder auszuführender 
Waren (§ 24 Abs. 1 Nr. 4). Die Fassung des § 54 
Abs. 1 Satz 1 entspricht diesen Erwägungen. Satz 2 
trifft vor allem die Fälle, in denen der Zolltarif bei 
der Verwendung von Zollgut unter zollamtlicher 
Überwachung keine volle Zollfreiheit vorsieht, son- 
dern nur die Anwendung ermäßigter Zollsätze. Ein 
solcher ermäßigter Zollsatz muß bei der Abfertigung 
zur Zollgutverwendung erhoben werden. 

Wie bisher soll jede Zollgutverwendung von einer 
Bewilligung abhängen. Es muß vorher geprüft wer- 
den, ob die Voraussetzungen für die Zollbegün- 
stigung vorliegen, und es müssen die gebotenen 
Uberwachungsmaßnahmen angeordnet werden. Die 
Fassung des Absatzes 2 Satz 1 läßt offen, wie die 
Bewilligung erteilt wird, weil dies bei der großen 
Zahl verschiedenartiger Fälle als Verfahrensfrage 
erst in der Durchführungsverordnung geregelt wer- 
den kann. Z. B. kann die Bewilligung für die vor- 
übergehende Verwendung ausländischer Beförde- 
rungsmittel im Zollgebiet (Eisenbahnwagen, Kraft- 
fahrzeuge von Touristen) allgemein erteilt werden. 
In anderen Fällen kann die Bewilligung im Zusam- 
menhang mit der Abfertigung erteilt werden, z. B. 
für Messe- und Ausstellungsgut oder für Muster. 
In zahlreichen Fällen wird aber wie bisher ein be- 
sonderes Bewilligungsverfahren geboten sein (Er- 
teilung von Erlaubnisscheinen), vor allem bei den 
Zollbegünstigungen auf Grund des Zolltarifs. 

Persönliche Voraussetzungen für die Bewilligung 
sind im Entwurf (Absatz 2 Satz 2) nicht zwingend 
vorgeschrieben, weil in vielen Fällen (z. B. bei der 
Verwendung ausländischer Kraftfahrzeuge durch 
Touristen) auf eine solche Prüfung verzichtet wer- 
den kann. In vielen anderen Fällen (z. B. bei der 
industriellen Verarbeitung) sind solche persönlichen 
Bewilligungsvoraussetzungen aber unerläßlich. Sie 


sind gleichlautend mit den persönlichen Vorausset- 
zungen für die Bewilligung von Lagern und Ver- 
edelungsverkehren gefaßt. 

Absatz 3 Satz 1 legt fest, zu welchem Ergebnis die 
Abfertigung führt. Die Ware bleibt in einem beson- 
deren Zollverkehr, also Zollgut. Absatz 3 Satz 2 
bestimmt die Verwendung dieses Zollguts. 
Abweichend vom bisherigen Zollrecht (§ 101 

Abs. 1 und 3 ZG) schreibt der Entwurf nicht mehr 
bindend vor, daß das Zollgut nur im unmittelbaren 
Besitz des Zollbeteiligten verwendet und allenfalls 
vorübergehend aus diesem unmittelbaren Besitz 
entfernt werden darf. Diese Beschränkung hat sich 
oft als recht störend erwiesen und zu unbilligen 
Ergebnissen (Zollerhebung) geführt. Die Fälle sind 
auch für eine allgemeine Regelung zu verschieden. 
So muß z. B. der ausländische Tourist oft sein Kraft- 
fahrzeug in einer Garage abstellen oder einer Werk- 
statt überlassen, den unmittelbaren Besitz also auf- 
geben. Andererseits kann diese Bindung aber auch 
manchmal geboten sein. Zweckmäßig wird das Maß 
der Bindung jeweils bei der Bewilligung bestimmt. 
Dabei soll es künftig weniger auf formale Gesichts- 
punkte, als darauf ankommen, ob das Zollgut tat- 
sächlich so verwendet wird, wie es der gesetzlich 
vorgesehenen Begünstigung entspricht. 

Schon bisher ist es praktisch unmöglich, Zollgut zu 
jedem einzelnen Zollsicherungsverkehr eines Ver- 
wenders abzufertigen. Deshalb ist bereits zugelas- 
sen, daß dabei Händler zwischengeschaltet werden, 
die die Verteilung übernehmen (§ 101 Zollvormerk- 
Ordnung). Dieses System soll nach dem Entwurf 
noch freizügiger gehandhabt werden. Absatz 3 
Satz 3 läßt deshalb ausdrücklich die Verteilung des 
Zollguts an andere Berechtigte zu. Er sieht weiter 
vor, daß Verwender das Zollgut an andere berech- 
tigte Verwender abgeben oder an einen Verteiler 
zurückgeben dürfen. Voraussetzung ist dafür nur, 
daß die Bewilligung dies vorsieht. Hiervon soll zur 
Entlastung von Verwaltung und Wirtschaft weit- 
gehend Gebrauch gemacht werden. Es bedarf dann 
keiner erneuten Gestellung, also keiner zollamt- 
lichen Mitwirkung mehr. Zollgut, das zur Zollgut- 
verwendung abgefertigt ist, kann dann innerhalb 
des Kreises der Berechtigten frei kursieren. Die 
Durchführungsverordnung braucht nur die nötigen 
Anmeldungspflichten zu bestimmen, damit die Zoll- 
verwaltung den Verbleib des Zollguts überwachen 
kann. Das zur Zollgutverwendung abgefertigte Zoll- 
gut kann, da nichts Gegenteiliges vorgeschrieben ist, 
beliebig gelagert werden. Die bisher dazu häufig 
verwendeten Zollvormerklager werden damit über- 
flüssig. Selbstverständlich wird es auch künftig Fälle 
geben, in denen die Bewilligung das freie Kursieren 
des Zollguts nicht vorsehen darf, z. B. bei auslän- 
dischen Kraftfahrzeugen, deren Verwendung ja nur 
einem bestimmten Touristen zugestanden werden 
kann, um nicht ein Mietwagengewerbe mit auslän- 
dischen Kraftfahrzeugen ins Leben zu rufen. 

Absatz 3 Satz 4 schreibt eine Fristsetzung nicht 
zwingend vor. Meist ist ein solche aber geboten, 
damit sich die Überwachung zeitlich nicht ins Ufer- 
lose ausdehnt. Auch hier können die gesetzlichen 


62 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2201 


Fristen den Bedürfnissen entsprechend verlängert 
werden, da es sich nicht um Ausschlußfristen han- 
delt. 

Sicherheit soll nach Absatz 3 Satz 5 nur geleistet 
werden, soweit es die Zollverwaltung für erforder- 
lich hält. Sie wird in vollem Umfang erforderlich 
sein, wenn ein Unbekannter Zollgut (ausgenommen 
Kraftfahrzeuge) zur vorübergehenden Verwendung 
im Zollgebiet abgefertigt haben will. Teilsicher- 
heiten können erforderlich sein, soweit das Zollgut 
in den freien Verkehr entnommen werden darf. 
Sonst werden aber keine oder nur niedrige Sicher- 
heiten in Betracht kommen. 

Absatz 4 regelt abschließend, in welchen Fällen und 
wann das Zollgut von selbst in den freien Verkehr 
tritt, also Freigut wird, ohne daß eine Zollschuld 
entsteht. Zollgut, das nur zur vorübergehenden Ver- 
wendung im Zollgebiet bestimmt ist, kann nie 
automatisch in den freien Verkehr treten. Wird es 
wieder ausgeführt oder geht es unter, so ist 
kein Zollgut mehr vorhanden (§ 5 Abs. 2 Satz 2). 
Ob der Verwender es durch eine eigene Handlung 
in den freien Verkehr entnehmen darf, ist in Ab- 
satz 5 geregelt. Für Zollgut, das nicht zur vorüber- 
gehenden Verwendung im Zollgebiet bestimmt ist, 
sondern endgültig im Zollgebiet verwendet (z. B. 
verbraucht oder verarbeitet) werden soll, gilt Ab- 
satz 4 Satz 1. Gefordert wird nur die zweck- und 
fristgerechte Verwendung. Bis zu diesem Zeitpunkt 
braucht das ursprünglich abgefertigte Zollgut nicht 
als gleiche Sache erhalten geblieben zu sein. Es 
können daraus auch neue Sachen entstanden sein, 
die ebenfalls Zollgut sind (§ 5 Abs. 2 Satz 3). Bei 
einer Verarbeitung oder Bearbeitung ist entschei- 
dend, wann der Endzustand eintritt, von dem das 
Gesetz die Zollbegünstigung abhängig macht. Bei 
Verarbeitung oder Bearbeitung des Zollguts können 
Nebenerzeugnisse und Abfälle anfallen. Diese treten 
nach Absatz 4 Satz 2 unter den dort bezeichneten 
Voraussetzungen in den freien Verkehr. Eine Ver- 
zollung dieser Nebenerzeugnisse und Abfälle ist 
nicht vorgesehen. Ein etwa erforderlicher Zollschutz 
kann in diesen Fällen nur dadurch erzielt werden, 
daß der Gesetzgeber die Zollbegünstigung von vorn- 
herein nicht als Zollfreiheit, sondern nur als Zoll- 
ermäßigung gewährt oder daß er die Zollbehand- 
lung der Nebenerzeugnisse und Abfälle anders 
regelt. Z. B. hängt die Zollfreiheit für Gewürze zur 
Herstellung von ätherischen ölen usw. nach der 
Anmerkung zu den Tarifnrn. 09.04 bis 09.10 davon 
ab, daß die Abfälle und Rückstände vernichtet wer- 
den. Auf solche Vorschriften bezieht sich der letzte 
Halbsatz des Absatzes 4. 

Absatz 5 regelt, in welchen Fällen Zollgut in den 
freien Verkehr entnommen werden darf, und zwar 
mit der Folge, daß eine Zollschuld entsteht (Ab- 
satz 8). Auch hier unterscheidet der Entwurf zwi- 
schen Zollgut, das nur zur vorübergehenden Ver- 
wendung im Zollgebiet bestimmt ist und anderem 
Zollgut. Ersteres soll immer in den freien Verkehr 
entnommen werden dürfen, wenn die Bemessungs- 
grundlagen für den zu erhebenden Zoll vorliegen, 
wie bei Messe- und Ausstellungsgut oder bei 


Mustern. Für vorübergehend zu verwendende aus- 
ländische Beförderungsmittel liegen dagegen in der 
Regel keine Unterlagen vor. In diesen und entspre- 
chenden Fällen ist also die einfache Entnahme in 
den freien Verkehr nicht möglich. Absatz 5 Satz 1 
beruht auf diesen Erwägungen. Bei Zollgut, das 
endgültig im Zollgebiet verwendet werden soll, ist 
die Entnahme in den freien Verkehr unerwünscht. 
Die ganze mit der Bewilligung, der Abfertigung 
und der Überwachung verbundene Arbeit erweist 
sich als überflüssig, wenn das Zollgut schließlich 
doch in den freien Verkehr entnommen wird; 
zweckmäßig wäre es sofort zum freien Verkehr ab- 
gefertigt worden. Deshalb beschränkt Absatz 5 
Satz 2 die Entnahme solchen Zollguts in den freien 
Verkehr auf besondere Fälle. Verteiler von Zoll- 
gut (Absatz 3 Satz 3) sollen es immer in den freien 
Verkehr entnehmen dürfen, wenn die Bemessungs- 
grundlagen vorliegen. Dies ist vor allem wegen der 
besonderen Verhältnisse bei der Mineralölverwen- 
dung geboten, wo eine getrennte Lagerung nicht 
immer zumutbar wäre. Verwender, die nicht Ver- 
teiler sind, sollen das Zollgut dagegen — wie bis- 
her — nur mit besonderer Genehmigung in den 
freien Verkehr entnehmen dürfen. Diese Genehmi- 
gung soll davon abhängen, daß sich für die Ent- 
nahme nachträglich bei dem Verwender ein wirt- 
schaftliches Bedürfnis ergeben hat. Die Sätze 2 und 3 
des Absatzes 5 sind entsprechend gefaßt, 

Absatz 6 regelt, in welchen Fällen das Zollgut einer 
Zollstelle zu einer neuen Zollbehandlung gestellt 
werden darf. Zollgut, das nur zur vorübergehenden 
Verwendung bestimmt ist, darf in der Regel ge- 
stellt werden, anderes Zollgut in der Regel nur 
unter den Voraussetzungen, unter denen es zum 
freien Verkehr entnommen werden dürfte (Absatz 6 
Satz 1). Die Gestellung kommt aber nicht in Be- 
tracht, wenn das Zollgut in den freien Verkehr tre- 
ten soll und dazu nach Absatz 5 mit oder ohne 
Genehmigung entnommen werden kann (Absatz 6 
Satz 2). Diese Regelung vermeidet überflüssige Ar- 
beit und verhindert, daß sich die Gestellung gün- 
stiger auswirken kann als die einfache Entnahme 
in den freien Verkehr. Absatz 6 Satz 3 sieht die 
gleiche Mißbrauchklausel vor wie § 42 Abs. 5 Satz 2, 
und zwar aus den gleichen Gründen. 

Absatz 7 regelt die Fälle, in denen das Zollgut 
zweckwidrig oder nicht fristgerecht verwendet 
wird, Satz 1 sieht vor, daß es dann als in den freien 
Verkehr entnommen gilt. Das Zollgut wird also 
Freigut, jedoch entsteht die Zollschuld (Absatz 8). 
Durch diese Regelung wird Absatz 5 nicht etwa 
überflüssig. Die zollschuldrechtlichen Folgen sind 
nach Absatz 8 nicht ganz die gleichen. Absatz 7 
Satz 2 regelt die Behandlung der Fehlmengen. Die 
Zollverwaltung wird solche Fehlmengen bei der 
Überwachung häufig feststellen. Fehlmengen brau- 
chen aber keineswegs auf verbotenen Entnahmen 
zum freien Verkehr, auf zweckwidriger Verwen- 
dung usw. zu beruhen. Z. B. kann das Zollgut teil- 
weise untergegangen sein. In diesen Fällen kann 
keine Zollschuld entstehen. Die Aufklärung von 
Fehlmengen ist aber in aller Regel nur demjenigen 
möglich, in dessen Zollverkehr sich das Zollgut be- 
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funden hat. Da die Überlassung des Zollguts zur 
Verwendung auch einen Vertrauensakt des Staates 
darstellt, ist es nur billig, den Beteiligten — ab- 
weichend von § 204 der Reichsabgabenordnung — 
den Nachweis für die Umstände aufzubürden, auf 
denen Fehlmengen beruhen. Wird der Nachweis 
nicht geführt, so soll die Fehlmenge als in den 
freien Verkehr entnommen gelten. Dies entspricht 
im Ergebnis dem bisherigen Zollrecht (§ 103 Abs. 3 
ZG). Auch § 196 der Reichsabgabenordnung beruht 
auf der gleichen Erwägung. 

Absatz 8 enthält die Vorschriften über die Zoll- 
schuld, die bei der Zollgutverwendung entstehen 
kann. Entstehungstatbestand ist nach Satz 1 die 
Entnahme in den freien Verkehr (Absätze 5 und 7). 
Zollschuldner soll derjenige sein, in dessen Zoll- 
verkehr sich das Zollgut in diesem Zeitpunkt be- 
findet. Dies braucht nicht derjenige zu sein, der bei 
der Abfertigung zur Zollgutverwendung Zollbetei- 
ligter war, denn das Zollgut kann ja nach Absatz 3 
an andere Berechtigte abgegeben werden. Wie bis- 
her soll sich die Zollschuld in der Regel nach den 
Verzollungsgrundlagen und Zollvorschriften im 
Zeitpunkt der Abfertigung zur Zollgutverwendung 
richten; ist bereits ein ermäßigter Zoll erhoben (Ab- 
satz 1 Satz 2), so wird dieser angerechnet (Absatz 8 
Satz 3). Bei zugelassener Entnahme in den freien 
Verkehr (Fälle des Absatzes 5) sollen dem Zoll- 
schuldner inzwischen eingetretene Änderungen von 
Zollvorschriften (vor allem Tarifänderungen) zu- 
gute kommen, wenn er es beantragt (Absatz 8 
Satz 4). Die Sätze 5 bis 7 des Absatzes 8 regeln 
den Zollbescheid, die Fälligkeit und den Zahlungs- 
aufschub. Letzterer wird bei unzulässiger Entnahme 
in den freien Verkehr und bei unaufgeklärten Fehl- 
mengen ausgeschlossen. 

Absatz 9 knüpft an die Gestellungsbefreiung in § 6 
Abs. 6 an. Die Beförderungsmittel, Behälter und 
Lademittel sollen nicht erst nach § 38 Abs. 3 ange- 
schrieben und angemeldet werden, sondern schon 
mit der Einfuhr in die — - für diese Fälle allgemein 
zu bewilligende — Zollgutverwendung übergehen 


KAPITEL IX 

Abfertigung von Freigut 
zu einem besonderen Zollverkehr 

§ 55 

Das wirtschaftliche Bedürfnis, Freigut zu einem be- 
sonderen Zollverkehr abzufertigen, kann sich für 
den Zollgutversand, die Zollgutlagerung und diie 
Zollgutverwendung ergeben. Der Hauptfall ist die 
Abfertigung von vergütungsfähigem Mineralöl zur 
Zollgutverwendung, um dadurch die Zollvergütung 
auszulösen. In Betracht kommt weiter die Abferti- 
gung von Waren, die sich in einem Zollaufschub - 
lag er befinden, also Freigut sind, zu einem beson- 
deren Zollverkehr. Die Gestellung ist in allen Fäl- 
len erforderlich. § 55 entspricht dem bisherigen Zoll- 
recht (§ 105 ZG). 


DRITTER TEIL 

Verzollung und Zollfreistellung 
bei Nichtbeachtung von Zollvorschriften 

Der Entwurf enthält aus den zu Kapitel III des 
Zweiten Teiles dargelegten Gründen keine zusam- 
menfassende Vorschrift für alle Fälle, in denen eine 
Zollschuld entsteht, sondern regelt die Zollschuldent- 
stehung jeweils im Sachzusammenhang. Die Fälle, in 
denen Zollvorschriften nicht beachtet werden (u. a. 
der Schmuggelfall), bedürfen bei diesem Aufbau 
des Entwurfs einer besonderen Regelung. Das bis- 
herige Zollrecht erfaßt den größten Teil dieser Fälle 
unter dem Begriff der „vorschriftswidrigen Verfü- 
gung" ( § 45 ZG), einen weiteren kleineren Teil mit- 
telbar dadurch, daß es die Zollschuld durch die Ab- 
fertigung zum freien Verkehr auch 'dann entstehen 
läßt, wenn hierbei kein Zoll angefordert wird, ob- 
wohl er angefordert werden müßte. Der Entwurf 
behandelt die erste Gruppe dieser Fälle in § 56, die 
zweite in § 57. 

§ 56 

Der bisherige Begriff der „vorschriftswidrigen 
Verfügung" wird im Entwurf durch eine Aufzählung 
der drei in Betracht kommenden Fälle ersetzt: 

a) Zollgut wird der zollamtlichen Überwachung 
vorenthalten; 

b) ' Zollgut wird der zollamtlichen Überwachung 

entzogen; 

c) Zollgut wird unzulässig verändert. 
zu a) 

Es handelt sich nicht nur um den Schmuggel im 
landläufigen Sinne, sondern auch um Fälle, in de- 
nen eingefühirtes Zollgut versehentlich nicht gestellt 
wird (z. B. im Eisenbahn- oder Postverkehr) oder in 
denen Zollgut, das von der Gestellung befreit ist, 
entgegen § 38 nicht angeschrieben wird. Auch der 
Erwerb von Zollgut aus der Hand der Stationie- 
rungsstreitkräfte kann hierunter fallen. 

zu b) 

Es handelt sich vor allem um die Fälle, in denen 
Zollgut beim Zollgutversand aus irgendeinem 
Grunde nicht gestellt wird, in denen es ohne zoll- 
amtliche Mitwirkung iaus Zollgutlagern entfernt 
wird oder in denen es vor oder während der Zoll- 
abfertigung versehentlich entfernt oder gestohlen 
wird. 

zu c) 

Zollgut darf vor der zollamtlichen Erfassung und 
auch bis zum Abschluß der Zollbehandlung grund- 
sätzlich nicht verändert werden. Entsprechend die- 
sem Grundsatz sind bestimmten Beteiligten sogar 
ausdrückliche Pflichten auferlegt (§ 40 Abs. 2, § 8 
Abs. 3). Unabhängig davon, ob eine solche Pflicht 
im Einzellfall besteht, soll jede Veränderung des 
Zollguts, die nicht ausdrücklich zugelassen ist, den 
Fällen zu a) und b) gleichstehen. 
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Eine Zoll schuld kann in -allen diesen Fällen nur 
entstehen, wenn das Zollgut nicht zollfrei ist. Aller- 
dings ist es möglich, die Zollfreiheit in den Fällen 
des § 24 auf Grund der dort vorgesehenen Ermäch- 
tigung davon abhängig zu machen, daß betstimmte 
Formvorschriften beachtet werden, vor (allem dann, 
wenn nur bei Beachtung dieser Formvorschriften 
zuverlässig geprüft werden kann, ob die Vorausset- 
zungen für die Zollfreiheit vorliegen. Soweit die 
Durchführungsverordnung die Zollfreiheit aber nicht 
in dieser Richtung beschränkt, gilt die Zollfreiheit 
auch in den Fällen des § 56. In allen Fällen muß es 
sich nach der Fassung des § 56 Abs. 1 Satz 1 um eine 
menschliche Willensbetätigung handeln, sei es 
durch Handeln, sei es durch Unterlassen entgegen 
einer Rechtspflicht. Subjektive Momente enthält 
Absatz 1 dagegen nicht. Es ist -also unerheblich, 
ob der Beteiligte weiß, daß es sich um Zollgut han- 
delt, daß sein Unterlassen einer ihn treffenden 
Pflicht zuwiderläuft usw. Diese Gesichtspunkte ha- 
ben nur für das Strafrecht, in der Regel aber nicht 
für das Zollrecht Bedeutung (Ausnahme: Absatz 2 
Satz 2). Die Zollschuld kann — ungeachtet der Zahl 
der Schuldner oder Haftenden - — nur einmal entste- 
hen. Das in Absatz 1 Satz 1 verwendete Wort „erst- 
mals" stellt dies klar. 

Absatz 1 Satz 3 verweist auf die in Betracht kom- 
menden Bemes.sungsvorschriften. Abweichend vom 
bisherigen Zollrecht sieht der Entwurf nicht mehr 
vor, daß grundsätzlich Vertragszölle ausgeschlossen 
sind oder ein etwa bestehender Obertarif anzu- 
wenden ist. Auf § 23 ist nicht verwiesen, denn eine 
verbindliche Zolltarifauskunft soll nur gelten, wenn 
die Zollvorschriften beachtet werden. 

Absatz 2 regelt, wer Zollschuldner wird. Satz 1 be- 
darf keiner Begründung; er entspricht dem gelten- 
den Zollrecht. Satz 2 sieht vor, daß weitere Zoll- 
schuldner für die entstandene Zollschuld hinzukom- 
men können. Es ist aus mehreren Gründen nicht 
mehr möglich, es in diesen Fällen bei der Haftung 
des § 112 der Reichsabgabenordnung bewenden zu 
lassen. Der Tatbestand der Steuerhehlerei wird 
voraussichtlich dahin eingeschränkt werden, daß der 
Täter die strafbare Vortat im einzelnen kennen 
muß. Da sich dies in der Praxis selten nachweisen 
läßt, wird dieser Haftungsgrund für eine große Zahl 
der in Betracht kommenden Fälle fortf allen. Der 
Entwurf verzichtet ferner darauf, alles Fundgut im 
Zollgrenzbezirk zum Zollgut zu erklären und 
schränkt auch hierdurch die Zugriffsmöglichkeiten 
des Staates ein. Schließlich muß sicherges teilt sein, 
daß der Empfänger von Zollgut Zollschuldner wird, 
wenn er es übernimmt oder an sich bringt, ohne daß 
es vorher zollamtlich erfaßt war; gerade dieser Fall 
kann wegen der Lockerung der Zollvorschriften 
künftig häufiger eintreten. Guter Glaube muß in 
allen diesen Fällen geschützt bleiben. Absatz 2 
Satz 2 zieht deshalb als zusätzliche Zollschuldner 
nur diejenigen heran, die wissen oder wissen müß- 
ten, daß es sich um Zollgut handelt. 

Die Zollschuld soll nach Absatz 3 sofort fällig sein. 

Absatz 4 enthält Verfahrensvorschriften. Die Sicher- 
stellung nach Satz 1 dient nur der dort bezeichneten 


Prüfung. Eine Veräußerung (wie nach § 20) kommt 
also nicht in Betracht. Da kein Zollantrag mehr 
möglich und ein Zollbeteiligter deshalb nicht vor- 
handen ist, muß die Pflicht, die Prüfung des Zoll- 
guts zu dulden usw. (§ 16 Abs. 3), den Besitzer 
des Zollguts treffen (Absatz 4 Satz 2), Die Sätze 3 
und 4 des Absatzes 4 bedürfen keiner Begründung. 
Satz 5 schließt eine Lücke des bisherigen Zollrechts; 
er regelt, wann und wodurch solches Zollgut zum 
Freigut wird. 

Bei einigen besonderen Zollverkehren (Zollgutver- 
edelung, Zollgutumwandlung und Zollgutverwen- 
dung) ist die Entstehung der Zollschuld auch für 
die Fälle geregelt, in denen Zollgut zweckwidrig be- 
handelt oder unzulässig in den freien Verkehr ent- 
nommen wird. Bei der für diese Zoll verkehre ge- 
troffenen Regelung soll es bewenden. Absatz 5 stellt 
dies klar. 

Verkehrsverwaltungen des Bundes sind der Zoll- 
verwaltung zum Beistand verpflichtet. Im Zuge der 
erstrebten Vereinfachungen übernehmen sie im Er- 
gebnis Aufgaben zur Erfassung des Warenverkehrs. 
Es wäre deshalb nicht angebracht, sie in den Fällen 
des Absatzes 6 als Zollschuldner heranzuziehen, so- 
fern sie nicht ausnahmsweise eigene Einfuhren vor- 
nehmen. 

Absatz 7 sieht einen Zollzuschlag vor, wenn Zollgut 
im Reiseverkehr der zollamtlichen Überwachung 
vorenthalten oder entzogen wird. Bei diesem Zu- 
schlag handelt es sich sachlich um einen Zoll. Seine 
Höhe soll aber auch von anderen Eingangsabgaben 
abhängen. In der Begründung zu § 13 ist dargelegt, 
daß der Reisende Zollgut in der Regel nur dann 
der zollamtlichen Überwachung vorenthält, wenn er 
es verbirgt oder Fragen falsch beantwortet. Wenn 
der Staat auf eine Kontrolle des Reiseverkehrs 
weitgehend verzichtet, so ist es angebracht, wenig- 
stens eine rein abgabenrechtliche Sanktion vorzu- 
sehen, die als Kannvorschrift gestaltet ist. Diese Re- 
gelung erleichtert es, in § 79 auf die Strafverfol- 
gung leichterer Fälle im Reiseverkehr zu verzichten. 


§ 57 

Bei der erstrebten schnellen Abfertigung kann es 
Vorkommen, daß Zollgut ohne Verzollung freige- 
geben wird, obwohl es nicht zollfrei ist. Diese Mög- 
lichkeit besteht sowohl bei gewerblichen Einfuhren 
wie auch im Reiseverkehr, und zwar gerade dann, 
wenn das Zollgut der zollamtlichen Überwachung 
weder vorenthalten noch entzogen wird, § 56 also 
nicht eingreift. In diesen Fällen soll nach Absatz 1 
Satz 1 — wie nach dem bisherigen Zollrecht — eine 
Zollschuld entstehen. Das gleiche gilt, wenn Zollgut 
zu einem besonderen Zollverkehr abgefertigt wird, 
obwohl ein solcher Verkehr im Einzelfall nicht be- 
willigt ist (Absatz 1 Satz 2). Diese Regelung ent- 
spricht dem Rechtsgrundsatz, den die Rechtspre- 
chung zum bisherigen Zollrecht entwickelt hat Ab- 
satz 1 Satz 3 bedarf keiner Begründung. Absatz 1 
Satz 4 verweist auf die allgemeinen Vorschriften 
über die Bemessung der Zollschuld, hier auch auf 
§ 23 (verbindliche Zolltarifauskunft) . 
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Absatz 2 und Absatz 3 Sätze 1 und 2 bedürfen kei- 
ner Begründung. Zahlungsaufschub ist hier vorge- 
sehen (Absatz 3 Satz 3), denn es besteht kein Grund, 
den Zollschuldner schlechter zu stellen als bei einer 
ordnungsmäßigen Abfertigung. 

Sollte eine Nacherhebung im Einzelfall aus beson- 
deren Gründen unbillig sein, so kann nach § 131 der 
Reichsabgaben Ordnung abgeholfen werden. 

VIERTER TEIL 

Sondervorschriften für einzelne Teile des 
Hoheitsgebiets 

Die Vorschriften, die den Rechtsstatus der Zollfrei- 
gebiete, vor allem der Freihäfen, näher bestimmen 
und die zollamtliche Überwachung in den Zollfrei- 
gebieten und im Zollgebiet näher regeln, sind im 
Vierten Teil des Entwurfs zusammengefaßt. 

KAPITEL I 

Zollfreigebiete 

Unter den Zollfreigebieten (§ 2 Abs. 3) sind die 
Freihäfen die wichtigsten. Abschnitt 1 enthält für 
diese die erforderlichen Sondervorschriften, Ab- 
schnitt 2 behandelt die anderen Zollfreigebiete. 

ABSCHNITT 1 

Freihäfen 

Der Entwurf behält den bisherigen Rechtsstatus der 
Freihäfen bei. Ob das mit der Schaffung der Frei- 
häfen verfolgte Ziel, für Handel, Schiffahrt und 
Schiffbau eine Exklave der Zollfreiheit zu schaffen, 
heutzutage nicht auch mit anderen Mitteln erreicht 
werden könnte, darf dahingestellt bleiben. Vom zoll- 
rechtlichen Standpunkt aus besteht kein Anlaß, den 
gegenwärtigen Status grundlegend zu ändern. Die 
deutschen Freihäfen, insbesondere die Freihäfen 
von Hamburg und Bremen, haben ihre Existenzbe- 
rechtigung nachgewiesen. Sie erfüllen wichtige 
Funktionen im Import, Export und Transithandel. 
Die Zollinteressen - — * sowohl das fiskalische Interesse 
als auch das Schutzinteresse der inländischen Wirt- 
schaft — konnten ausreichend gesichert werden. 
Zwar erfordert ein moderner Freihafen nicht nur an 
seiner Außengrenze, sondern auch im Innern erheb- 
liche zollamtliche Uberwachungsmaßnahmen. Doch 
sind diese wohl weniger aufwendig und weniger 
lästig für Verwaltung und Wirtschaft, als sie bei einer 
Umwandlung der Freihäfen in Seezollhäfen wären. 
Die Freihäfen Hamburg und Bremen sind vielge- 
staltige Organismen, die die wirtschaftliche Struk- 
tur der beiden Bundesländer entscheidend mitbe- 
stimmen. Einschränkungen könnten leicht unbeab- 
sichtigte Folgewirkungen haben. Dies gilt besonders 
für Hamburg, das durch die politischen Verhältnisse 
von großen Teilen seines natürlichen Hinterlandes 
getrennt ist, das unter wesentlich schwierigeren 
Verhältnissen arbeiten muß als früher und das 


durch seine Randlage — auch innerhalb der Euro- 
päischen Gemeinschaften — ohnehin gewisse Wett- 
bewerbsnachteile überwinden muß. Andererseits 
ist aber auch eine Erweiterung der Vergünstigun- 
gen nicht vertretbar. Sie könnte das gegenwärtige 
ausgewogene Verhältnis zwischen der Freihafen- 
wirtschaft und der Wirtschaft des Zollgebiets zum 
Nachteil der letzteren erheblich stören. Dieses Be- 
denken gilt erst recht gegenüber Plänen, Freihäfen 
nicht nur bei Seehäfen zuzulassen. Im übrigen be- 
steht bei der im Entwurf vorgesehenen großzügigen 
Gestaltung des Lagerrechts kein zollrechtliches Be- 
dürfnis für Freihäfen im Binnenland. 

Die Zollhoheit des Bundes über die Freihäfen muß 
wie bisher bestehenbleiben. Bei den Vergünstigun- 
gen handelt es sich nach wie vor um freiwillige Be- 
schränkungen dieser Hoheit. 

• 

§ 58 — Zweck der Freihäfen 

Absatz 1 legt den Zweck der Freihäfen gesetzlich 
fest, weil auf diesen Zweck mehrfach Bezug genom- 
men ist (§ 52 Abs. 2, § 60 Abs. 2, § 62 Abs. 3, § 64 
Abs. 2). Die Fassung entspricht nahezu wörtlich der 
Begründung zum bisherigen Zollgesetz, erwähnt 
aber zusätzlich den Schiffbau, der in Freihäfen schon 
bisher unbeschränkt möglich ist. 

Absatz 2 beugt der Zweckentfremdung der Frei- 
häfen ausdrücklich vor. 

Weitere Verbote und Beschränkungen ergeben sich 
für den Bereich der Freihäfen aus anderen Gesetzen 
(z. B. den Verbrauchsteuergesetzen oder den in § 1 
Abs. 4 bezeichneten Vorschriften). Im Zollgesetz 
braucht darauf nicht hingewiesen zu werden. 

§ 59 — Warenhandel und -beförderung 

Der Grundsatz des Absatzes 1 ist im bisherigen 
Zollrecht nicht ausdrücklich normiert; er erscheint 
zur Klarstellung geboten. 

Absatz 2 entspricht dem bisherigen Zollrecht (§ 31 
Abs. 3 ZG). Die vorgesehene Ermächtigung ist kon- 
kreter und enger als bisher. Zur Klarstellung ist 
neben dem Schiffsbedarf auch der Reisebedarf ge- 
nannt, weil die Abgrenzung in der Praxis schwierig 
ist und schon bisher zwischen beiden Fällen kaum 
unterschieden wird. Grundsätzlich kann auf eine 
Regelung des Handelsverkehrs mit Schiffs- und 
Reisebedarf (sowohl für die Einreise wie für die 
Ausreise) in Freihäfen nicht verzichtet werden. Die 
Gefahr des Rückschmuggels ist beträchtlich. Wäre 
dieser Handelsverkehr nicht beschränkt, so würde 
die Zollverwaltung zu umfassenden Uberwachungs- 
maßnahmen an Land, auf Wasserstraßen und auf 
See gezwungen. Auch fast alle anderen Staaten 
sehen insoweit Beschränkungen vor; diese sollen 
möglichst koordiniert werden. Auch aus diesem 
Grunde ist eine Regelung im Verordnungsweg 
zweckmäßig. 

Die in Absatz 3 vorgesehenen Beschränkungen gel- 
ten schon bisher (§ 31 Abs. 1 und 2, § 32 Abs. 3 
ZG, § 47 der Allgemeinen Zollordnung). Es erscheint 
nicht geboten, im Gesetz selbst allgemeine Verbots- 
normen beizubehalten, da ohnehin eine Reihe von 
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Ausnahmen zugelassen werden müssen. Deshalb 
ist von vornherein nur eine Ermächtigung vorge- 
sehen. 

§ 60 — Warenlagerung, Vernichtung, Umwandlung 

Absatz 1 entspricht dem bisherigen Zollrecht (§ 29 
Abs. 1, § 32 Abs. 3 ZG). Wie in § 42 Abs. 2 sieht der 
Entwurf auch hier davon ab, die einzelnen üblichen 
Lagerbehandlungen aufzuzählen. Im Grundsatz darf 
eine Lagerbehandlung nicht dazu führen, daß bei 
späterer Einfuhr ein Zollvorteil entsteht. Ausnahmen 
sind schon bisher möglich (§ 29 Abs. 3 ZG). Der Ent- 
wurf läßt sie für den Fall zu, daß bei dem Einlagerer 
ein wirtschaftliches Bedürfnis vorliegt (z. B. für den 
Fall anschließender Ausfuhr). Er läßt unter der 
gleichen Voraussetzung auch Lagerbehandlungen zu, 
die zwar nicht zu Zollvorteilen führen können, je- 
doch über das übliche hinausgehen. 

Absatz 2 entspricht dem § 109 a Nr. 4 ZG. Statt 
einer Ermächtigung ist jedoch im Entwurf eine Ge- 
setzesnorm vorgesehen. Wie in § 52 (vgl. Begrün- 
dung dazu) soll es auch hier nicht mehr darauf an- 
kommen, ob die Freihafenanlagen vor dem 1. Sep- 
tember 1956 vorhanden waren, sondern darauf, ob 
sie für den Außenhandel geschaffen sind. Die Uber- 
gangsvorschrift ist dieselbe wie zu § 52 (§ 85 Abs. 3). 
Die Zollfreiheit der im Freihafen vorübergehend 
gelagerten Waren ist im Entwurf in § 24 Abs. 1 
Nr. 2 vorgesehen. 

Absatz 3 ersetzt die bisherige Regelung des § 29 
Abs. 2 ZG. Die Umwandlung ist schon bisher nur 
unter den gleichen Voraussetzungen wie im Zoll- 
gebiet möglich. Der Entwurf läßt auch künftig die 
Umwandlung in Freihäfen genauso wie im Zollge- 
biet zu, indem er auf § 9 Abs. 3 und § 53 Abs. 2 
verweist. 

§61 — Warenbearbeitung und -Verarbeitung 

Absatz 1 entspricht dem § 30 Abs. 1 Satz 1 ZG, führt 
aber zur Klarstellung auch den Umbau von Schiffen 
auf. 

Absatz 2 behandelt die gewerbliche Bearbeitung 
und Verarbeitung von Waren. An sich widerspricht 
es — wie schon die Begründung zum bisherigen 
Zollgesetz hervorgehoben hat — dem Wesen der 
Freihäfen, daß in ihnen gewerbliche Betriebe ge- 
führt werden. Wenn dabei allerdings in den Frei- 
häfen Waren nur unter den gleichen Bedingungen 
verwendet werden wie im Zollgebiet (also In- 
landswaren oder verzollte Auslandswaren), ent- 
steht der Inlandswirtschaft kein Nachteil. In diesen 
Fällen kann die gewerbliche Bearbeitung und Ver- 
arbeitung also zugelassen werden. Sollen aber aus- 
ländische Waren — • ohne Zollbelastung — in Frei- 
häfen bearbeitet oder verarbeitet werden, so be- 
darf es der Interessenabwägung wie beim aktiven 
Veredelungsverkehr. Der Entwurf folgt damit dem 
bisherigen Zollrecht (§ 30 Abs. 1 Satz 2 ZG). Am 
Zulassungszwang hält der Entwurf fest. Eine Ab- 
wanderung der Industrie aus dem Zollgebiet in die 
Freihäfen ist durchaus unerwünscht; auch neue In- 
dustrien sollen sich möglichst nicht in Freihäfen 
ansiedeln. Die Zulassung muß also Ermessensent- 
scheidung bleiben. 


Die Betriebswerkstätten des Bundes, der Länder und 
der Hafenverwaltungen sind keine Gewerbebetriebe. 
Die für sie in Absatz 3 vorgesehene Regelung folgt 
im wesentlichen dem bisherigen Zollrecht (§ 48 
Abs. 2 der Allgemeinen Zollordnung). 

Absatz 4 übernimmt die bisherige Vergünstigung 
für den alten Hamburger Freihafen (§ 30 Abs. 2 
Satz 1 ZG), weil nach wie vor nicht erwogen wer- 
den kann, die dort bestehenden Betriebe zu schlie- 
ßen oder aus dem Freihafen auszusiedeln oder auch 
nur ihre Tätigkeit im Freihafen einzuschränken. Im 
alten Freihafen Hamburg bedarf es deshalb keiner 
zollrechtlichen Zulassung für das Bearbeiten und 
Verarbeiten von Waren (als alleiniger Grundstücks- 
eigentümer kann allerdings die Stadt Hamburg inso- 
weit erheblichen Einfluß ausüben). Außerdem brau- 
chen im alten Freihafen Hamburg die Voraussetzun- 
gen eines aktiven Veredelungsverkehrs für Aus- 
landswaren nicht vorzuliegen. Das Grundgesetz 
zwingt zu der Prüfung, ob diese Vorrechte beibehal- 
ten werden können. Die Bundesregierung ist der Auf- 
fassung, daß der Gleichheitsgrundsatz (Artikel 3) da- 
durch nicht verletzt wird. Die Verhältnisse im alten 
Freihafen Hamburg sind denen in anderen Freihäfen 
(einschließlich des Freihafens Hamburg-Waltershof) 
nicht gleich. Das Gebiet ist örtlich begrenzt und 
kann nicht erweitert werden. In diesem Gebiet hat 
— bis zum Inkrafttreten der Weimarer Verfassung 
auf vertraglicher Grundlage, danach auf Grund frei- 
williger Souveränitätsbeschränkung des Reiches und 
jetzt des Bundes — das hier in Betracht kommende 
Vorrecht seit je bestanden. Wirtschaftliche Gründe 
stehen einer Änderung, wie oben dargelegt, gerade 
jetzt in verstärktem Maße entgegen. Entsprechende 
Verhältnisse bestehen in keinem anderen Freihafen. 
Eine gewerbliche Tätigkeit über den durch Absatz 2 
gezogenen Rahmen hinaus ist dort nie ausgeübt 
worden. Es sind auch keine wirtschaftlichen Gründe 
erkennbar, die in den anderen Freihäfen eine Lok- 
kerung der dort geltenden Regelung erfordern. Des- 
halb werden durch die Beibehaltung der besonde- 
ren Vergünstigungen im alten Hamburger Freihafen 
ungleiche Verhältnisse verschieden geregelt, was 
dem Grundgesetz nicht widerspricht. 

§ 62 — Warenverbrauch und -gebrauch 

Absätze 1, 2 und 3 Satz 1 entsprechen dem bishe- 
rigen Zollrecht (§ 28 Abs. 1 ZG). Sie sind nur deut- 
licher gefaßt. Ausnahmen von dieser Regelung be- 
stehen schon bisher (§ 46 der Allgemeinen Zollord- 
nung). Auf eine besondere Ermächtigung dafür (bis- 
her § 109 Abs. 1 Nr. 4 ZG) kann verzichtet werden. 
Die Ausnahmeregelung ist vielmehr in Absatz 3 
Satz 2 unmittelbar normiert. 

Für den alten Freihafen Hamburg ist wie bisher 
(§ 28 Abs. 2 ZG) in Absatz 4 eine allgemeine Aus- 
nahme vorgesehen. Die Gründe für ihre Beibehal- 
tung sind die gleichen wie bei § 61 Abs. 4. 

§63 — Persönliche Beschränkungen 

Wie bisher (§ 32 Abs. 1 und 2 ZG) soll das Wohnen 
im Freihafen möglichst eingeschränkt werden und 
deshalb einer besonderen Erlaubnis bedürfen (Ab- 
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satz 1). Da es sich um Gebiete handelt, deren Größe 
sich mit dem übrigen Hoheitsgebiet überhaupt nicht 
vergleichen läßt, und die sich nach der Art ihrer 
Nutzung im allgemeinen auch nicht für ein Wohnen 
eignen, wird das Grundrecht der Freizügigkeit (Ar- 
tikel 11 GG) durch den Fortbestand dieser Rege- 
lung nicht berührt. 

Es ist nach wie vor unerläßlich, Personen von der 
Beschäftigung in Freihäfen und vom Betreten der 
Freihäfen auszuschließen, wenn sie nicht zuverläs- 
sig sind. Bei der gebotenen Großzügigkeit der Kon- 
trolle können die Zollbelange und die Verbote und 
Beschränkungen für den Warenverkehr über die 
Grenze nur auf diese Weise gesichert werden. Ab- 
satz 2 sieht deshalb entsprechende Befugnisse der 
Verwaltung vor. 

§64 — Bauten und Grundstücke 

Der Entwurf behält in Absatz 1 die bisher für Bau- 
ten in Freihäfen geltende Regelung im Ergebnis bei 
(§ 27 Abs. 1 ZG). Sie ist bei der ohnehin schwieri- 
gen Kontrolle der Freihäfen unerläßlich. 

Absatz 2 entspricht ebenfalls dem bisherigen Zoll- 
recht (§ 45 Abs. 1 der Allgemeinen Zollordnung). 
Die Regelung ergibt sich im übrigen zwangsläufig 
aus § 58. Zur Klarstellung sind auch Wasserflächen 
ausdrücklich genannt. 

Die Regelung in Absatz 3, der dem bisher gelten- 
den § 27 Abs. 2 ZG entspricht, ist für die Kontrolle 
der Freihäfen ebenfalls weiter erforderlich. Die Fas- 
sung stellt klar, daß von der Zulassungsbedürftig- 
keit nur Verträge befreit sind, durch die Grund- 
stücke, Wasserflächen und Räume an die öffentliche 
Hand überlassen werden. 

§ 65 — Überwachung der Freihäfen 

Wenn die Kontrolle an den Freihafengrenzen, vor 
allem bei der Ausfuhr, großzügig und schnell ge- 
handhabt werden soll, muß sie durch eine Buch- 
kontrolle und eine Betriebsaufsicht ergänzt werden. 
Absatz 1 trifft die dafür erforderliche Regelung; sie 
entspricht dem bisherigen Zollrecht (§ 33 ZG). 

Die Sicherung der Freihafengrenzen und der in Frei- 
häfen geltenden Verbote und Beschränkungen er- 
fordert eine Reihe von Maßnahmen, die wie bisher 
der Durchführungsverordnung Vorbehalten wer- 
den sollen, da sie ständig an wechselnde Verhält- 
nisse angepaßt werden müssen. Da es sich nicht um 
Verfahrensvorschriften für die Zollbehandlung han- 
delt, reicht die allgemeine Verfahrensermächtigung 
(§ 77 Abs. 1 Nr. 3) dafür nicht aus. Absatz 2 sieht 
deshalb eine besondere Ermächtigung vor. 

Eine Besteuerung (Erhebung von Zöllen) findet in 
Freihäfen in der Regel nicht statt. Gleichwohl die- 
nen die Verbote, Beschränkungen und Sicherungs- 
maßnahmen in Freihäfen im Ergebnis der Sicherung 
des Zollaufkommens, also der Besteuerung im wei- 
teren Sinne. Die in den §§ 193, 202 und 203 der 
Reichsabgabenordnung vorgesehenen Nachschau- 
und Zwangsbefugnisse können deshalb dafür ange- 
wendet werden. Eine gegenteilige Rechtsprechung 
ist zwar nicht bekannt, jedoch ist eine gesetzliche 
Klarstellung angebracht (Absätze 3 und 4). 


ABSCHNITT 2 
Andere Zollfreigebiete 

§66 — Verkehrsbeschränkungen und zollamtliche 
Überwachung 

Für andere Zollfreigebiete als Freihäfen ist keine 
umfassende Regelung erforderlich. 

Der Ausschluß von Grenzwegen aus dem Zollgebiet 
(§ 2 Abs. 5) soll die zollamtliche Überwachung ver- 
einfachen und dadurch auch den Verkehr erleich- 
tern. Dieses Ziel wird aber nicht erreicht, wenn sich 
auf solchen Wegen ein ambulantes oder gar stehen- 
des Gewerbe entwickelt, um die Grenzbevölkerung 
oder Reisende zu versorgen. Besondere Probleme 
ergeben sich ferner auf der Insel Helgoland, die 
zwar aus praktischen Gründen Zollfreigebiet blei- 
ben soll (§ 2 Abs. 3 Nr. 2), auf der sich aber keine 
Verhältnisse entwickeln sollen, die die Überwachung 
des Verkehrs mit dem Zollgebiet über Gebühr er- 
schweren. Absatz 1 sieht deshalb die Möglichkeit 
für Beschränkungen vor. Zu den gleichen Beschrän- 
kungen ermächtigt auch das bisherige Zollrecht 
(§§ 34, 38 ZG). Da es sich aber stets nur um wenige 
Einzelfälle handeln kann und Beschränkungen nur 
im Notfälle geboten sind, ist eine Regelung durch 
Verordnungen weder nötig noch zweckmäßig. Der 
Entwurf bestimmt vielmehr in Absatz 1 unmittelbar, 
welche Beschränkungen im einzelnen Falle möglich 
sind und welche Voraussetzungen dafür vorliegen 
müssen. 

Absatz 2 behält die bisherige Regelung des § 35 ZG 
bei, die sich als erforderlich und zweckmäßig erwie- 
sen hat. Die bisher nach § 36 Abs. 1 ZG möglichen 
Anordnungen, daß sich Schiffe dem Strand oder 
Ufer nur auf bestimmte Entfernungen nähern dür- 
fen, erscheinen entbehrlich und sind im Entwurf 
nicht mehr vorgesehen. 

Absatz 3 übernimmt den bisherigen § 37 ZG und 
stellt die Pflichten des einzelnen und die Befug- 
nisse der Zollbediensteten auf Grenzwegen, die Zoll- 
freigebiet sind, klar. 

Absatz 4 entspricht dem bisherigen § 36 Abs. 2 ZG, 
ersetzt aber die Aufzählung der nicht zugelassenen 
Handlungen durch das Wort „aussetzen". Es liegt 
auf der Hand, daß das Aussetzen von Gegenstän- 
den in Gewässern eine erhebliche Schmuggelgefahr 
bedeutet. 

Wegen Absatz 5 wird auf die Begründung zu § 65 
verwiesen. 

Kapitel II 

Zollgebiet 

ABSCHNITT 1 

Allgemeines 

§ 67 — Zollgrenzbezirk, Zollbinnenland, Zollbinnen- 
linie 

Seit jeher gelten in einem Geländestreifen längs der 
Zollgrenze (Zollgrenzbezirk) strengere Überwa- 
chungsvorschriften als im übrigen Zollgebiet (Zoll- 
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binnenland). Heutzutage ist eine solche Regelung 
mehr denn je geboten. Die Zollverwaltung soll die 
Zollgrenze mit dem geringstmöglichen Aufwand an 
Personal überwachen. Eine Überwachung unmittel- 
bar an der Grenze bleibt zwar wichtig, erfordert 
aber viel Personal und ist — besonders vom moto- 
risierten Schmuggel — trotzdem schnell zu durch- 
brechen. Wichtiger ist deshalb ein beweglicher und 
möglichst motorisierter Einsatz von Streifen und 
Posten in einem tieferen Raum. Bisher ist nicht nur 
der dafür erforderliche Raum Zollgrenzbezirk. Auch 
von See her zugängliche Binnengewässer und ihr 
Ufergelände können zum Zollgrenzbezirk erklärt 
werden (§ 4 Abs. 1 ZG); dies ist z. B. für die Unter- 
elbe und den Nord-Ostsee-Kanal geschehen. Außer- 
dem ist es bisher möglich (§ 26 ZG) r Binnengewäs- 
ser mit ihrem Ufergelände, die nicht von See, aber 
sonst vom Zollausland her zugänglich sind (z. B. den 
Rhein), einer verschärften Überwachung durch den 
Grenzaufsichtsdienst zu unterwerfen; in solchen Ge- 
bieten ist die Überwachung zwar strenger als im 
übrigen Zollbinnenland, geht aber nicht so weit wie 
im Zollgrenzbezirk. 

Der Entwurf sieht als Zollgrenzbezirk nur noch 
einen Geländestreifen längs der Zollgrenze vor. Für 
Binnengewässer außerhalb dieses Streifens sieht er 
zwar die Möglichkeit einer besonderen Überwa- 
chung vor (§ 72 Abs. 2), behandelt sie aber als Zoll- 
binnenland, gleichviel ob sie von der See oder an- 
derswie vom Zollausland zugänglich sind. 

Die Tiefe des Zollgrenzbezirks ist bisher nicht ge- 
setzlich, sondern nur durch Verordnung geregelt 
(§ 2 der Allgemeinen Zollordnung). Die Rechts- 
sicherheit gebietet jedoch eine gesetzliche Regelung. 
§ 67 sieht diese vor. Nach Satz 1 soll der Zollgrenz- 
bezirk bis zu 15 km tief sein, gerechnet von der 
Zollgrenze, an der Küste von der Strandlinie an 
(Satz 2). Im einzelnen muß diese rückwärtige Be- 
grenzung des Zollgrenzbezirks (die Zollbinnen- 
linie — Satz 3) wie bisher durch Rechtsverordnung 
festgelegt werden (Satz 4). Ihr Verlauf muß sich 
nach dem Gelände, der Besiedlung und den Ver- 
kehrsverhältnissen richten; jeder Schematismus wäre 
verfehlt. Die Zollbinnenlinie wird möglichst an die 
Ränder von Straßen, Wasserläufen usw. gelegt. 
Deshalb kann es Vorkommen, daß die Tiefe von 
15 km an einzelnen Stellen etwas überschritten 
werden muß (Satz 5). 

ABSCHNITT 2 

Zollgrenzbezirk 

§ 68 — Bauten und Grundstücke 

Baubeschränkungen (Absatz 1 Satz 1) sind wie im 
bisherigen Umfang (§ 18 Abs. 1 ZG), also in einem 
Grenzstreifen von 100 oder 50 m vorgesehen. Sie 
haben sich als erforderlich erwiesen, um die Grenze 
übersichtlich zu erhalten, die normale Bautätigkeit 
ist dadurch in der Praxis nie behindert worden. 
Gleiches gilt für andere Veränderungen des Grund- 
stückszustandes (Absatz 1 Satz 2). Von der bisheri- 
gen Aufzählung der möglichen Fälle (z. B. Einfrie- 
dung, Vertiefung, Anhäufen von Steinen und Erde 
usw.) sieht der Entwurf ab, beschränkt jedoch die 


Zulassungsbedürftigkeit auf Veränderungen, die 
über die übliche Bewirtschaftung hinausgehen. Die 
Wiederherstellung des früheren Zustandes (Ab- 
satz 1 Satz 4) soll wie bisher gefordert werden kön- 
nen, wenn keine Zustimmung erteilt war. Absatz 1 
Satz 5 entspricht dem bisherigen § 18 Abs. 4 Satz 2 
ZG, erweitert die Regelung aber auf schwimmende 
Anlagen dicht an der Zollgrenze, weil die Erfahrun- 
gen an den Freihafengrenzen dazu zwingen. 

Nach dem bisherigen Zollrecht (§ 22 ZG) muß jede 
Person auf Verlangen des Grenzaufsichtsdienstes 
den Grenzstreifen von 100 oder 50 m sofort verlas- 
sen, wenn sie nicht dort wohnt. Diese Vorschrift ist 
zwar gegenüber Schmuggelversuchen u. U. recht 
wirksam, braucht aber in dieser strengen Form nicht 
beibehalten zu werden. Absatz 2 Satz 1 sieht nur 
noch vor, daß das Hauptzollamt (also nicht jeder 
Zollbedienstete) in diesem Grenzstreifen die Be- 
nutzung von Grundstücken durch Personen, die 
nicht dort wohnen, in einzelnen Fällen unter be- 
sonderen Voraussetzungen beschränken kann. 

Absatz 2 Satz 2 soll es der Zollverwaltung wie bis- 
her ermöglichen, auf eigene Kosten in dem Grenz- 
streifen von 100 oder 50 m die erforderlichen An- 
lagen zu errichten. Das bisherige Zollrecht (§ 18 
Abs. 1 Satz 3 ZG) ermöglicht noch weiter gehende 
Benutzungsbeschränkungen für Anlagen in diesem 
Grenzstreifen. Der Entwurf sieht dies nicht mehr 
vor, weil solche Eingriffe auf das Notwendigste be- 
grenzt werden sollen. 

Absatz 3 — der sich im Gegensatz zu den Absätzen 
1 und 2 auf den ganzen Zollgrenzbezirk bezieht — 
schafft in Satz 1 die Möglichkeit für die Zollbedien- 
steten, wie bisher (§ 19 ZG) für den Dienst alle 
Grundstücke zu benutzen. Gebäude usw. bleiben 
hiervon ausgenommen. Absatz 3 Satz 2 sieht vor, 
daß Grundstückseigentümern und -besitzern — 
wirtschaftlich bedeutungslose — Pflichten auferlegt 
werden können, damit die Zollgrenze und die Ufer 
von Grenzgewässern begangen werden können. Ab- 
satz 3 Satz 3 enthält eine Duldungspflicht, die die 
Betroffenen wirtschaftlich keinesfalls belastet. 

Absatz 4 Satz 1 schließt wie das bisherige Zollrecht 
(§ 18 Abs. 5 ZG) Entschädigungen für alle vorste- 
hend behandelten Beschränkungen aus. Dies ist zu- 
lässig, weil keine dieser Beschränkungen eine Ent- 
eignung ist oder ihr auch nur gleichkommt. Der 
Ausschluß ist auch zweckmäßig, weil sonst viel 
Streit um wirtschaftlich bedeutungslose Dinge ent- 
stünde. Absatz 4 Satz 2 verweist — wie bisher § 18 
Abs. 6 ZG — zur Durchsetzung der Beschränkungen 
auf die Befugnisse des § 202 der Reichsabgaben- 
ordnung, sieht aber die bisherige gesamtschuldne- 
rische Haftung von Grundstückseigentümern und 
-besitzern für Kosten der sog. Ersatzvornahme (§ 202 
Abs. 1 AO) nicht mehr vor, weil sie entbehrlich ist. 
überflüssig ist auch die bisherige Vorschrift, daß 
solche Kosten nach der Reichsabgabenordnung bei- 
getrieben werden. Dies ergibt sich bereits aus § 326 
AO. Im Hinblick auf § 237 AO ist auch die bis- 
herige Vorschrift über das mögliche Rechtsmittel in 
den Entwurf nicht übernommen. 

Das bisherige Zollrecht nimmt zwar in § 18 Abs. 7 
ZG den Zollgrenzbezirk an Freihäfen von den Be- 


69 



Drucksache 2201 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Schränkungen im engeren Grenzstreifen aus, ent- 
hält aber in den §§ 37 und 38 der Allgemeinen Zoll- 
ordnung ein absolutes Bauverbot für einen Strei- 
fen von 3 m Tiefe und andere Beschränkungen für 
einen 6 m tiefen Streifen. Der Entwurf sieht eine 
weniger strenge Regelung vor. Der in den Absätzen 
1 und 2 behandelte Grenzstreifen soll nach Absatz 5 
entlang den Freihäfen statt 100 m nur 3 m tief sein. 

Die Ausnahmen in Absatz 6 entsprechen dem bishe- 
rigen Zollrecht (§ 18 Abs. 7 ZG); sie beruhen auf 
dem öffentlichen Verwendungszweck dieser Anla- 
gen. 

§ 69 — Enteignung 

Für die Errichtung von Zollbauten im Zollgrenz- 
bezirk ist die Enteignung schon bisher zulässig 
(§ 20 ZG) und auch künftig unerläßlich. § 69 ent- 
spricht in seiner Fassung der neueren Enteignungs- 
gesetzgebung und genügt dem Artikel 14 Abs. 3 GG. 

§ 70 — Andere Rechte und Pflichten im Zollgrenz- 
bezirk 

Absatz 1 entspricht dem bisherigen Zollrecht (§ 19 
ZG) und bedarf keiner Begründung. Befreiungen der 
Zollbediensteten von einzelnen Verkehrsvorschrif- 
ten sind in diesen Vorschriften selbst geregelt. Es 
erscheint überflüssig, sie — wie bisher — im Zoll- 
gesetz zu wiederholen. 

Absatz 2 enthält die wichtigsten Kontrollbefugnisse 
im Zollgrenzbezirk (bisher § 21 ZG). Diese Rechte 
der Zollbediensteten und Pflichten der einzelnen 
sind nicht von einem Schmuggelverdacht abhängig. 
Abweichend vom bisherigen Zollrecht ist aber keine 
Pflicht vorgesehen, den zollredlichen Besitz mitge- 
führter Waren nachzuweisen, sondern nur die Pflicht, 
eine entsprechende Prüfung zu dulden und dabei 
die nach den Umständen dienliche Hilfe zu leisten. 
Die bisher bestehende Pflicht aller Betroffenen, 
zolldienstlichen Anordnungen nachzukommen (§ 21 
Abs. 3 Satz 1 ZG), ist im Entwurf nicht mehr vor- 
gesehen. 

Absatz 3 sieht die Pflicht vor, im Zollgrenzbezirk 
unter bestimmten Voraussetzungen die körperliche 
Durchsuchung zu dulden. Auf dieses letzte Hilfsmit- 
tel kann im Grundsatz nicht verzichtet werden, da 
das Verbergen von Waren in oder unter der Klei- 
dung nach wie vor eines der beliebtesten Mittel 
für den Schmuggel ist. Der Entwurf schränkt aber 
die körperliche Durchsuchung gegenüber dem bis- 
herigen Recht (§ 21 ZG) erheblich ein. Nach Ab- 
satz 3 Satz 1 soll die körperliche Durchsuchung näm- 
lich nur noch in Verdachtsfällen zugelassen sein. 
Dies hat zwar den Nachteil, daß sich dann der Be- 
troffene durch die Anordnung der Durchsuchung 
einem Verdacht ausgesetzt sieht und dadurch ge- 
kränkt fühlen könnte, während bisher die Anord- 
nung der Durchsuchung keine Äußerung eines Ver- 
dachts bedeutete. Dieser Gesichtspunkt muß aber 
zurücktreten, um die — stets unerwünschten — kör- 
perlichen Durchsuchungen auf ein Mindestmaß zu 
beschränken. Daß männliche Personen nur von Män- 
nern, weibliche nur von Frauen zu durchsuchen sind, 
braucht als selbstverständlich im Gesetz nicht beson- 


ders festgelegt zu werden. Absatz 3 Satz 2 enthält 
eine im beiderseitigen Einvernehmen mögliche Aus- 
nahme von den Vorschriften über den Ort der 
Durchsuchung, Satz 3 eine gebotene Sicherheitsvor- 
schrift. Daß die Sätze 2 und 3 nur männliche Perso- 
nen betreffen, bedeutet keine rechtlich unterschied- 
liche Behandlung je nach dem Geschlecht, sondern 
nur eine Rücksichtnahme auf das Gebot der Schick- 
lichkeit. Die körperliche Durchsuchung kann je nach 
ihrem Grade die Grundrechte nach Artikel 2 Abs. 2 
GG berühren. Diese werden durch Satz 4 insoweit 
ausdrücklich eingeschränkt. 

Absatz 4 stellt klar, daß die Absätze 1 bis 3 nicht 
etwa als Sonderregelung die Nachschauvorschriften 
der Reichsabgabenordnung gegenstandslos machen. 

§ 71 — Beschränkungen des Warenverkehrs im 

Zollgrenzbezirk 

Der Handelsverkehr mit unverzolltem Schiffs- und 
Reisebedarf (sowohl für die Einfuhr wie für die 
Ausfuhr) muß aus den zu § 59 dargelegten Grün- 
den auch außerhalb der Freihäfen überwacht und in 
dem gebotenen Umfang beschränkt werden (Ab- 
satz 1). Eine ähnliche Regelung enthält bisher § 23 
Abs. 2 ZG. 

Absatz 2 faßt alle anderen Möglichkeiten, den Wa- 
renverkehr im Zollgrenzbezirk zu beschränken, zu- 
sammen. Von den bisherigen Beschränkungen und 
Beschränkungsmöglichkeiten (§ 21 Abs. 2, § 23 ZG) 
übernimmt der Entwurf nur einen Teil, und auch 
diesen nur in der Form von Ermächtigungen. Ob 
und wieweit von diesen Ermächtigungen Gebrauch 
zu machen ist, hängt von der jeweiligen Lage des 
Schmuggels ab. Da diese örtlich recht verschieden 
sein kann, ist die Übertragung der Ermächtigungen 
an die Oberfinanzdirektionen vorgesehen. 

Nummern 1, 2 und 3 des Absatzes 2 entsprechen 
dem bisherigen § 23 Abs. 3 Nrn. 2, 7 und 5 ZG 
(letzterer auf Weidevieh beschränkt). Absatz 2 Nr. 4 
entspricht dem bisherigen § 23 Abs. 1 ZG. 


ABSCHNITT III 
Zollbinnenland 

§ 72 

Von den Sondervorschriften für das Zollbinnenland 
(bisher §§ 24 bis 26 ZG) übernimmt der Entwurf 
ebenfalls nur die dringend erforderlichen. 

Die körperliche Durchsuchung wird beschränkt. Sie 
soll nach Absatz 1 — wie in § 70 Abs. 3 nur im 
Verdachtsfalle — nur noch dort zulässig sein, wo 
Waren im Zollbinnenland gestellt oder zollamtlich 
behandelt werden, z. B. bei der Zollabfertigung bei 
Binnenzollstellen, in Zollgutlagern, bei der Abfer- 
tigung der Reisenden im fahrenden Zug, die sich 
meist weit über den Zollgrenzbezirk hinaus er- 
streckt. Absatz 1 Satz 2 enthält aus den zu § 70 
dargelegten Gründen' eine Einschränkung der Grund- 
rechte nach Artikel 2 Abs. 2 GG. Absatz 1 Satz 3 
enthält die gleiche Klarstellung wie § 70 Abs. 4. 
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Wie zu § 67 dargelegt, sollen Binnengewässer nach 
dem Entwurf nicht mehr über 15 km (gerechnet von 
der Zollgrenze oder Strandlinie) hinaus zum Zoll- 
grenzbezirk erklärt werden können. Für alle Bin- 
nengewässer soll künftig nur noch eine dem bis- 
herigen § 26 ZG entsprechende Überwachungs- 
möglichkeit bestehen. Absatz 2 enthält dafür eine 
Ermächtigung. Diese ist aber nunmehr dadurch ein- 
geschränkt, daß nur solche Gewässer der Grenzauf- 
sicht unterworfen werden dürfen, auf denen Zoll- 
gut befördert wird, Zweck dieser — gewisser- 
maßen verlängerten — Grenzaufsicht ist nur die 
Überwachung der Frachtschiffe und des Personen- 
verkehrs mit solchen Schiffen, besonders in Häfen 
und an Anlegeplätzen. Insoweit soll nach Absatz 2 
Satz 2 die Überwachung wie im Zollgrenzbezirk 
möglich sein. Absatz 2 Satz 3 bedarf keiner Begrün- 
dung. 

Absatz 3 läßt die Überwachung und Regelung des 
Handelsverkehrs mit unverzolltem Schiffs- und 
Reisebedarf wie im Zollgrenzbezirk zu. Dies ist vor 
allem wegen der Zollgutlager und der Zollflug- 
plätze im Zollbinnenland geboten. 

FÜNFTER TEIL 

Zollverwaltung; Beistandspflichten 

Fragen der Organisation sind im Zollgesetz nur zu 
regeln, soweit es sich um Besonderheiten handelt, 
die in den allgemeinen gesetzlichen Organisations- 
vorschriften (Reichsabgabenordnung, Gesetz über 
die Finanzverwaltung usw.) keinen Platz finden. 
Manches bedarf überhaupt keiner gesetzlichen Re- 
gelung, da es kraft der Organisationsgewalt der 
Exekutive im Verwaltungsweg geregelt werden 
kann. Der Fünfte Teil des Entwurfs hat deshalb 
einen wesentlich geringeren Umfang als die ent- 
sprechenden Vorschriften des bisherigen Zollrechts 
(§§ 39 bis 44 ZG). 

§73 — Zollstellen, Zollgrenzdienst 

Da die Absätze 2 und 3 Begriffe des Zollgesetzes 
einerseits und des Gesetzes über die Finanzverwal- 
tung andererseits zueinander in Beziehung setzen, 
erscheint es angebracht, wie bisher im Zollgesetz 
wegen des Aufbaus der Zollverwaltung auf das Ge- 
setz über die Finanzverwaltung zu verweisen (Ab- 
satz 1). 

Absatz 2 bestimmt den an zahlreichen Stellen des 
Entwurfs verwendeten Begriff „Zollstelle". Nach 
dem Gesetz über die Finanzverwaltung (§ 1 Abs. 1 
Nr. 2) gibt es Hauptzollämter und Zollämter sowie 
weitere Hilfsstellen der Hauptzollämter. Zollstellen 
sollen nach dem Entwurf wie bisher nur die Haupt- 
zollämter und die Zollämter sein. Zollzweigstellen 
sind nicht mehr erwähnt. Es handelt sich bei ihnen 
nur um örtlich ausgegliederte Teile von Zollstellen. 
Das Maß der dabei zu übertragenden Befugnisse ist 
eine interne organisatorische Frage. Der bisherige 
Unterbegriff „Grenzzollstelle" wird im Entwurf nicht 
mehr verwendet. 


§ 13 des Gesetzes über die Finanzverwaltung er- 
klärt die Hauptzollämter als zuständig für den Zoll- 
grenzdienst, überläßt die Bestimmung dieses Be- 
griffes aber dem Zollgesetz. Absatz 3 enthält diese 
Begriffsbestimmung. Der Grenzabfertigungsdienst 
ist im Entwurf nicht mehr besonders genannt, da 
den Zollbediensteten im Grenzabfertigungsdienst 
keine anderen Befugnisse zustehen als bei Zollab- 
fertigungen im Innern. Besondere Befugnisse sind 
nur für die Grenzaufsicht erforderlich. Ein Zollbe- 
diensteter benötigt solche Befugnisse aber nur, so- 
lange er tatsächlich in der Grenzaufsicht tätig ist. 
Ein Beamter bei einem Zollamt an der Grenze ist z. B. 
in der Grenzaufsicht tätig, solange er den Verkehr auf 
der Straße überwacht und die Zollschranke bedient, 
dagegen nicht mehr, sobald er Schreibarbeiten im 
Zollamtsgebäude erledigt. Dies kann ständig wech- 
seln. Absatz 3 Satz 2 entspricht diesen Erwägungen. 

Im Gegensatz zum bisherigen § 39 Abs. 5 ZG sieht 
der Entwurf nicht mehr vor, daß das Freihafenamt 
Hamburg in bestimmter Beziehung Hauptzollamt sei. 
Eine solche Vorschrift widerspräche dem Artikel 108 
GG. Es ist jedoch möglich, dem Freihafenamt als 
einer Kommunalbehörde nach dem Gesetz über die 
Finanzverwaltung diejenigen Befugnisse zu über- 
tragen, die ihm die Überwachung des Freihafens in 
bisherigem Umfange erlauben. Dies erspart Doppel- 
arbeit. Dem Freihafenamt sachlich vorgesetzt müs- 
sen jedoch Bundesfinanzbehörden sein, soweit ihm 
Befugnisse aus dem Zuständigkeitsbereich der Zoll- 
verwaltung übertragen sind. 

§ 74 — Beistand, Zollhilfspersonen 

Die Beistandspflicht von Behörden usw. ist in § 188 
der Reichsabgabenordnung geregelt, Die neuen Ver- 
einfachungsmöglichkeiten im Eisenbahn- und Post- 
verkehr lassen sich ohne den Beistand der Bundes- 
bahn und der Bundespost nicht ausschöpfen. Dabei 
kann es den Verkehrsablauf beschleunigen, wenn 
einzelne hoheitliche Aufgaben der Zollverwaltung 
auftragsweise durch Bahn- oder Postbeamte wahr- 
genommen werden, Muß z. B. die Ausfuhr einer 
Ware zollamtlich überwacht werden, so würde es 
genügen, wenn die Zollstelle sich davon überzeugt, 
daß die Ware bei der Bundesbahn mit Bestimmung 
nach dem Zollausland aufgeliefert ist, und anschlie- 
ßend ein Bahnbeamter den tatsächlichen Vorgang 
der Ausfuhr überwacht und ggf. bestätigt. Schon 
bisher ist es z. B. zugelassen, daß Bahnbeamte not- 
falls Verschlüsse anlegen. Absatz 1 soll als Rechts- 
grundlage für solche Übertragungen dienen. Er er- 
laubt auch weiter gehende Maßnahmen, jedoch 
immer nur im Einvernehmen mit der jeweiligen 
V erkehrsverwaltung. 

Die Absätze 2 und 3 entsprechen dem bisherigen 
Zollrecht und bedürfen keiner Begründung. Zu Zoll- 
hilfsorganen können nach § 188 Abs. 3 der Reichs- 
abgabenordnung nur die dem öffentlichen Verkehr 
dienenden Unternehmen bestellt werden. 

Die Mitwirkung von Einzelpersonen als Zollhilfs- 
personen ist bisher nicht durch Gesetz, sondern nur 
durch Verordnung (§§J30, 178 der Allgemeinen Zoll- 
ordnung) geregelt. Voraussetzungen und Umfang 
einer solchen Mitwirkung sollen jedoch gesetzlich 
vorgeschrieben werden (Absatz 4). Es handelt sich 
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um Personen, die z. B. Öffentlich zum Wiegen oder 
Messen bestellt sind, jedoch zu der Zollverwaltung 
in keinem Beschäftigungsverhältnis stehen. In Be- 
tracht kommen ferner nichtleitende Angestellte oder 
Arbeiter von Zollbeteiligten, die für bestimmte tat- 
sächliche Feststellungen sachkundig sind. Meist 
müssen diese Feststellungen aus anderen Gründen 
ohnehin getroffen werden. Werden die in Betracht 
kommenden Personen zu Zollhilfspersonen bestellt, 
so sollen ihre Feststellungen, vorbehaltlich der 
Überprüfung, als zollamtliche Feststellungen gelten 
können. 


§ 75 — Zollbehandlung auf dem Betriebsgelände 
bestimmter Unternehmen 

Die Zollverwaltung nimmt ihre Amtshandlungen im 
Zoll- und Verkehrsinteresse am besten dort vor, 
wo der Verkehrsablauf am wenigsten gestört wird. 
Deshalb begibt sie sich, wo dies geboten erscheint, 
auf das Betriebsgelände von Verkehrsverwaltungen 
(Eisenbahn, Post) und anderen Verkehrsunterneh- 
men (z. B. See- und Flußhäfen, Flugplätzen, Groß- 
markthallen). Nach dem bisherigen Zollrecht (§ 44 
Nr. 1 ZG) kann die Zollverwaltung verlangen, daß 
ihr in solchen Fällen alle erforderlichen Einrichtun- 
gen unentgeltlich zur Verfügung gestellt wer- 
den. Dieses Recht wird von der größten Verkehrs- 
verwaltung, der Deutschen Bundesbahn, bestritten, 
die aus § 5 des Bundesbahngesetzes herleitet, daß 
ihre Leistungen an die Zollverwaltung angemessen 
abzugelten seien. Es erscheint unerläßlich, daß die- 
ser unfruchtbare Meinungsstreit nunmehr ausge- 
räumt wird. Dabei soll im Grundsatz (Absätze 2 
und 5) davon ausgegangen werden, daß die Ver- 
kehrsverwaltungen und -unternehmen nach wie vor 
der Zollverwaltung die erforderlichen Einrichtungen 
auf ihrem Betriebsgelände zur Verfügung stellen 
müssen, jedoch eine Vergütung dafür beanspruchen 
können. Für die Bemessung dieser Vergütung ist zu 
berücksichtigen, daß die Zollverwaltung oft billiger 
wirtschaften könnte, wenn sie den Verkehrsfluß zu 
ihren ohnehin bestehenden Zollstellen lenkte. Da- 
durch würden den Verkehrsunternehmen aber Nach- 
teile und zusätzliche Kosten erwachsen. Deshalb ist 
ein Interessenausgleich geboten. Der Entwurf sieht 
vor, daß sich die Vergütung grundsätzlich nach den 
Selbstkosten des Unternehmens bemißt. So- 
weit das Unternehmen die Einrichtungen ohnehin 
benötigt (z. B. eine Gleiswaage, auf der die Eisen- 
bahn alle Güterwagen wegen ihres Ladebetriebs 
verwiegt), ist keine Vergütung zu entrichten (Ab- 
satz 2 Satz 2). Dasselbe gilt für den Aufwand, der 
über das bei der Zollverwaltung übliche Maß hinaus- 
geht, z. B. eine besonders repräsentative Ausstattung 
des Zollabfertigungsraums eines Flugplatzes {Ab- 
satz 2 Satz 3). 

Absatz 2 zählt nur die wichtigsten Einrichtungen 
als Beispiele auf. Oft ist es zweckmäßig, daß das 
Unternehmen noch weitere Leistungen übernimmt, 
z. B. Beleuchtung und Beheizung von Räumen. Solche 
zusätzlichen Leistungen soll die Zollverwaltung 
verlangen dürfen, wenn es zumutbar ist; in diesen 
Fällen soll aber ein unbeschränkter Anspruch auf 
Vergütung der Selbstkosten bestehen (Absatz 3). 


Die Abrechnung muß möglichst vereinfacht werden. 
Absatz 4 läßt deshalb die Pauschalierung zu. Selbst- 
verständlich können die Zollverwaltung und das 
Unternehmen vertraglich auch weitere Vereinbarun- 
gen treffen. So kann das Unternehmen dem Bund 
z. B. ein Grundstück kostenlos überlassen, auf dem 
die Zollverwaltung dann eigene Anlagen errichtet. 
Es erscheint nicht erforderlich, dies im Gesetz zu 
erwähnen. 

SECHSTER TEIL 

Ermächtigungen und Vereinfachungen 

§ 76 

§ 76 faßt alle bestehenden Ermächtigungen zur Än- 
derung des Zolltarifs und des Obertarifs zusammen. 
Diese Ermächtigungen finden sich bisher 

a) in § 49 Abs. 2 ZG, 

b) in § 2 Satz 2 und § 3 des Zolltarifgesetzes vom 
23. Dezember 1958 (Bundesgesetzbl. II S. 751), 

c) in Artikel 3 Abs. 1 des Gesetzes zu den Verträ- 
gen vom 25. März 1957 zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft vom 27. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. II S. 753), 

d) im Sechsten Gesetz zur Änderung des Zolltarifs 
vom 24. November 1955 (Bundesgesetzbl. 1955 I 
S. 728 und 1958 II S. 751), 

e) in § 55 Abs. 3 ZG. 

Die bestehenden Ermächtigungen haben die Beson- 
derheit, daß der Bundestag und der Bundesrat bei 
den Verordnungen mitwirken. Diese Mitwirkung 
ist jedoch im einzelnen unterschiedlich geregelt. 
Insgesamt ist diese Rechtsmaterie sehr unübersicht- 
lich geworden. Der Entwurf vereinheitlicht bei der 
Zusammenfassung das Verfahren beim Erlaß solcher 
Verordnungen, soweit es möglich ist, behält aber 
die bisherigen Grundsätze bei. 

Daß für Tarifänderungen in solchen Fällen nur der 
Verordnungsweg möglich ist, ergibt sich aus der 
Erfahrung, daß der Zolltarif häufig schnell an 
ständig — und oft unerwartet — wechselnde Ver- 
hältnisse des Wirtschaftslebens angepaßt werden 
muß (vgl. auch den auf S. 32 angeführten Beschluß 
des Bundesverfassungsgerichts). Andererseits sollen 
die gesetzgebenden Körperschaften bei aller meist 
gebotenen Eile mitwirken, da es sich um Entschei- 
dungen von großer Tragweite handeln kann. Zwar 
wird die autonome Tarifhoheit zunehmend zu einem 
nur formalen Hoheitsrecht; die materiellen Entschei- 
dungen fallen mehr und mehr in den Europäischen 
Gemeinschaften. Trotzdem bleibt, jedenfalls in der 
Übergangszeit, noch Raum für autonome Entschei- 
dungen. 

Absatz 1 entspricht bis auf geringe sprachliche Ver- 
besserungen dem bisherigen § 49 Abs. 2 ZG. 

Nummer 1 behandelt die Ermäßigung und Auf- 
hebung von Zollsätzen. Die Ermächtigung hat vor 
allem Bedeutung, wenn Zollsätze (Binnenzölle ge- 
genüber den EWG-Ländern und Außenzölle gegen- 
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über Drittländern) schneller oder weiter gesenkt 
werden sollen, als es nach den Verträgen über die 
Europäischen Gemeinschaften geboten ist. 

Nummer 2 behandelt die Erhöhung von Zollsätzen. 
Die Voraussetzungen sind die gleichen wie nach 
Artikel XIX des GATT, der die Erhöhung vertrag- 
lich gebundener Zölle betrifft. Zwar bezieht sich die 
Ermächtigung nicht nur auf die vertraglich gebunde- 
nen, sondern auf alle Zollsätze. Trotzdem sollte eine 
weitere Differenzierung vermieden und deshalb an 
den bisherigen Kriterien festgehalten werden. Die 
Fassung weicht vom bisherigen Zollrecht nur ab, 
soweit es sich um die Festsetzung neuer Zollsätze 
für bisher zollfreie Waren handelt. Für diese kann 
bisher ein Zollsatz bis zum höchsten Wertzollsatz 
des Tarifs festgesetzt werden. Dies hat zu Zweifeln 
geführt, ob und in welcher Höhe auch spezifische 
Zollsätze verordnet werden dürfen. Der Entwurf 
läßt diese Möglichkeit zu. Für Fälle, in denen die 
Ermächtigung nach Grund und Ausmaß nicht aus- 
reicht, bleibt nur der Weg der Gesetzgebung. 

Nummer 3 hat nur zolltechnische Bedeutung und 
dient dem Ziele, den Zolltarif möglichst übersicht- 
lich und in Übereinstimmung mit der Entwicklung 
des internationalen Brüsseler Zolltarifschemas zu 
halten. 

§ 2 des Zolltarifgesetzes. wird spätestens am 1. Ja- 
nuar 1961 gegenstandslos und ist deshalb nicht in 
den Entwurf übernommen. 

Absatz 2 faßt alle Ermächtigungen zusammen, den 
Zolltarif zu ändern oder zu ergänzen, soweit es die 
Verträge über die Europäischen Gemeinschaften 
gebieten. 

Nummer 1 übernimmt aus Artikel 3 Abs. 1 Nr. 1 
des Gesetzes vom 27. Juli 1957 (zu den Verträgen 
über die Gründung der EWG und der EAG) alle 
Ermächtigungen, die sich auf den Zolltarif beziehen. 
Die dort unter Buchstaben a bis d aufgeführten 
Ermächtigungen entsprechen den Buchstaben a, b, 
d und e des Entwurfs. Neu ist die Ermächtigung des 
Buchstaben c. Nach Artikel 28 des EWG-Vertrags 
kann der Gemeinsame Zolltarif durch den Minister- 
rat geändert werden. Wenn dies nur durch eine 
Entscheidung des Ministerrats nach Artikel 189 
Abs. 4 des Vertrags geschieht, so muß die Bundes- 
republik den Deutschen Zolltarif entsprechend än- 
dern. Das normale Gesetzgebungsverfahren erscheint 
zu umständlich, um solche Ratsentscheidungen in 
das nationale Recht zu transformieren. Es ist kaum 
vertretbar, die gesetzgebenden Körperschaften mit 
Gesetzesvorlagen zu belasten, bei denen in der 
Regel materiell nichts mehr zu entscheiden ist, weil 
es sich nur um die Erfüllung konkreter zwischen- 
staatlicher Verpflichtungen handelt. Deshalb ist die 
gleiche Lösung angebracht, wie sie bisher für Zoll- 
tarifänderungen zur Erfüllung anderer Verpflichtun- 
gen aus dem EWG-Vertrag gilt. Der Umfang der 
Ermächtigung ist eindeutig. Es gibt überhaupt keinen 
Ermessensspielraum, sondern es ist nur eine kon- 
krete Ratsentscheidung auszuführen. 

Nummer 2 übernimmt aus Artikel 3 Abs. 1 Nr. 2 
a. a. O. nur die dort unter Buchstabe d aufgeführte 


Ermächtigung. Die anderen drei dort erteilten Er- 
mächtigungen sind inzwischen gegenstandslos. 

Nummer 3 entspricht dem § 1 Abs. 1 des Sechsten 
Gesetzes zur Änderung des Zolltarifs vom 24. No- 
vember 1955. Die Fassung ist jedoch der der Num- 
mern 1 und 2 angepaßt. Der Entwurf führt die ein- 
zelnen Kapitel und Tarifnummern des Zolltarifs, auf 
die sich die Ermächtigung erstreckt, nicht mehr auf, 
weil sich dies aus dem Inhalt des Vertrags ergibt. 

Der Schlußsatz des Absatzes 2 entspricht dem § 3 
Abs. 1 des Zolltarifgesetzes. 

Absatz 3 hält in Satz 1 an der bisherigen Rechtslage 
fest. Danach dürfen Verordnungen, die sich auf 
EWG- und EAG-Waren beziehen (Absatz 2 Nrn. 1 
und 2), auch weiterhin nur mit Zustimmung des 
Bundestages erlassen werden. Für Verordnungen, 
die sich auf EGKS-Waren beziehen, ist die Zustim- 
mungsbedürftigkeit schon bisher gelockert. Die Bun- 
desregierung kann solche Verordnungen zunächst 
ohne Zustimmung des Bundestages erlassen (sie 
werden als Vorschaltverordnungen bezeichnet), muß 
dann aber innerhalb von 3 Wochen den gesetzge- 
benden Körperschaften einen inhaltlich gleichen 
Verordnungsentwurf (als Nachlaufverordnung be- 
zeichnet) zuleiten, der der Zustimmung des Bundes- 
tages bedarf. Diese Regelung ist in mehrfacher Hin- 
sich nicht befriedigend. Ein und dieselbe Verord- 
nung muß zweimal verkündet werden. Den feinen 
Unterschied in der Präambel und in der Schlußfor- 
mel kann man leicht übersehen. Aber auch der 
Stellung des Bundestages selbst ist mit diesem Ver- 
fahren wenig gedient. Es dauert manchmal viele 
Monate, bis er sich mit der sog. Nachlaufverordnung 
befassen kann. Selbst wenn er sie dann nicht billigt, 
tritt die Vorschaltverordnung der Bundesregierung 
nicht außer Kraft. Zwar wird sie prüfen müssen, ob 
sie die Vorschaltverordnung aus politischen Grün- 
den aufheben soll; rechtlich ist sie aber zur Auf- 
hebung nicht verpflichtet. Dem Bundestag bliebe 
notfalls nur der Weg der eigenen Gesetzesinitia- 
tive. Der Entwurf wählt deshalb einen anderen Weg. 
Zwar soll die Bundesregierung zunächst nach wie 
vor allein entscheiden können, weil die Entschei- 
dungen der EGKS in der Regel so kurze Zeit vor 
dem von ihr beschlossenen Tag des Inkrafttretens 
fallen, daß die gesetzgebenden Körperschaften nicht 
mehr vor Erlaß der Verordnung eingeschaltet wer- 
den können. Nach dem Entwurf soll es aber genü- 
gen, daß die Zustimmung des Bundestages und die 
Stellungnahme des Bundesrates in einfacher Form 
nachgeholt werden, so daß es der Verkündung einer 
zweiten Verordnung nicht mehr bedarf. Stimmt der 
Bundestag nicht zu, so soll die Bundesregierung 
verpflichtet sein, die Verordnung aufzuheben (Ab- 
satz 3 Satz 2). Dem Beschluß des Bundestages kommt 
bei dieser Regelung nicht mehr nur politische, son- 
dern auch rechtliche Bedeutung zu. Absatz 3 Satz 3 
stellt klar, daß solche aufgehobenen Verordnungen 
nur mit vorheriger Zustimmung des Bundestages 
inhaltlich wiederholt werden dürfen. 

Absatz 4 übernimmt die Regelung des Artikels 3 
Abs. 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 (zu den Ver- 
trägen über die Gründung der EWG und der EAG), 
erweitert sie aber auf die Verordnungen, die sich 
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auf EGKS-Waren beziehen. Der Bundestag soll also 
wie bisher in einzelnen Fällen durch Verzicht auf 
eine Beschlußfassung die Zustimmungsbedürftigkeit 
fortfallen lassen können. Das Erfordernis der Be- 
schleunigung einerseits, die Arbeitsbelastung des 
Bundestages andererseits sprechen mehr denn je 
dafür, diese Möglichkeit beizubehalten. Absatz 4 
gilt aber nicht allgemein, sondern nur für Verord- 
nungen zur Erfüllung zwischenstaatlicher Verpflich- 
tungen (Absatz 2). 

Absatz 5 übernimmt die bestehende Ermächtigung 
(§ 55 Abs. 3 ZG), den Obertarif zu ändern. Ob dieser 
anzuwenden ist, richtet sich nach § 21 Abs. 2 Nr. 3. 
Absatz 5 behandelt nur die Möglichkeit, den Ober- 
tarif zu ändern, dessen Zollsätze an sich durch § 21 
Abs. 3 festgelegt sind. Solche Verordnungen sollen 
ohne Ausnahme der Zustimmung des Bundestages 
bedürfen. 

Absatz 6 regelt die Beteiligung des Bundesrates in 
allen Fällen wie das bisherige Recht. Soweit eine 
Zustimmung des Bundestages vorgesehen ist, soll 
der Bundesrat Gelegenheit zur Stellungnahme haben, 
und zwar auch dann, wenn der Bundestag im ein- 
zelnen Falle nach Absatz 4 auf einen Beschluß ver- 
zichtet. 

§ 77 

Absatz 1 enthält die Ermächtigungen zur Durchfüh- 
rung des Zollgesetzes. Sie sind mehr zolltechnischer 
Art und betreffen keine Gegenstände von besonde- 
rem politischem Gewicht. Deshalb sollen sie wie 
bisher dem Bundesminister der Finanzen zustehen. 

Nummer 1 entspricht dem bisherigen § 109 Abs. 1 
Nr. 1 ZG. Der Entwurf enthält eine Reihe von Pflich- 
ten für die Beteiligten (z. B. Gestellungspflicht, Dar- 
legung spf liebt), aber auch für jedermann (z. B. Dul- 
dungspflichten im Zollgrenzbezirk). Das Gesetz kann 
dabei nicht letzte Einzelheiten regeln, zumal der 
Umfang der einzelnen Pflichten verschieden sein 
kann, je nachdem, ob es sich um gewerbliche Ein- 
fuhren oder um Einfuhren im Reiseverkehr oder 
kleinen Grenzverkehr handelt. Davon hängt es 
z. B. ab, ob eine Zollanmeldung mündlich oder 
schriftlich, in einem Stück oder in mehreren abzu- 
geben ist, welche Einzelheiten sie enthalten muß 
usw. Dies mag als Beispiel für alle anderen Fälle 
gelten. Diese Ermächtigung erlaubt es nicht, neue 
Pflichten einzuführen. 

Die Ermächtigung der Nummer 2 ist wörtlich aus 
dem bisherigen § 109 Abs. 1 Nr. 2 ZG übernommen. 
Gerade bei den Begriffsbestimmungen darf die ge- 
setzliche Regelung nicht zu starr sein. Daß z. B. der 
Einfuhrbegriff des § 1 Abs. 2 näherer Erläuterungen 
fähig und bedürftig ist, braucht nicht ausgeführt zu 
werden. Eine lebensnahe Erläuterung wird z. B. ver- 
meiden können, daß ein Flugzeug, das bei einem 
Inlandsflug wenige Meter über die Zollgrenze hin- 
aus und wieder hinein fliegt, mit allen darin ent- 
haltenen Waren als ausgeführt und wieder einge- 
führt behandelt werden müßte. Entsprechende Ge- 
sichtspunkte gelten für viele andere im Gesetz ver- 
wendete Begriffe. Damit wird deutlich, daß Begriffs- 
erläuterungen, die als bindende Normen für die 


Praxis unentbehrlich sind, keinesfalls alle in das 
Gesetz selbst aufgenommen werden können. Die 
Ermächtigung muß also beibehalten werden. 

Nummer 3 übernimmt die bisherige Ermächtigung 
(§ 109 Abs. 1 Nr. 3 ZG), das Verfahren näher zu 
regeln. Hier ist eine ständige Anpassung an die 
Bedürfnisse der Praxis erforderlich. Z. B. wird die 
Form des Zollantrags je nach der beantragten Zoll- 
behandlung verschieden sein müssen, auch sind 
viele Einzelheiten über die jeweils zu verwenden- 
den Papiere zu regeln usw. Diese Ermächtigung 
umfaßt auch die Möglichkeit, Beteiligten (also nicht 
jedermann) zwei bestimmte Pflichten aufzuerlegen, 
nämlich Anmeldungs- und Buchführungspflichten. 
Anmeldungspflichten können vor allem in den be- 
sonderen Zollverkehren erforderlich werden (z. B. 
Anmeldung der im aktiven Veredelungsverkehr in 
den freien Verkehr entnommenen Waren oder der 
aus einem Zollaufschublager entnommenen Waren). 
Buchführungspflichten können ebenfalls in besonde- 
ren Zollverkehren erforderlich sein. Der Entwurf 
rechnet zu den Beteiligten auch die Käufer oder 
Empfänger einer Ware. Verzollt z. B. ein Spediteur 
im eigenen Namen Waren seiner Kunden, so muß 
den Kunden wie bisher die Pflicht zur Anmeldung 
des Zollwerts auferlegt werden können. 

In mehreren internationalen Organisationen sind 
Bestrebungen im Gange, den internationalen Waren- 
austausch durch möglichst einheitliche Zollvor- 
schriften zu erleichtern. Vor allem der Brüsseler 
Zoll-Rat und die Wirtschaftskommission für Europa 
(ECE) widmen sich dieser Aufgabe. Der Schlußsatz 
des Absatzes 1 sieht vor, daß Auskünfte, Empfeh- 
lungen und Erläuterungen solcher Organisationen 
zu berücksichtigen sind, jedoch nur im Rahmen ver- 
traglicher Verpflichtungen. Vertragliche Verpflich- 
tungen bestehen vor allem auf Grund des Brüsseler 
Abkommens über den Zollwert vom 15. Dezember 
1950. 

Absatz 2 sieht (entsprechend dem bisherigen § 49 
Abs. 3 ZG) die Ermächtigung vor, zur Auslegung 
und Anwendung des Zolltarifs Durchführungs- 
vorschriften zu erlassen. Die Ermächtigung ist kon- 
kreter gefaßt als bisher. Sie hebt hervor, daß diese 
Bestimmungen besonders der Abgrenzung der Tarif- 
nummern und Tarifs teilen dienen und daß dazu 
auch technische Unter suchungs Vorschriften usw. ge- 
hören. Ohne solche Erläuterungen ist kein moderner 
Zolltarif praktisch anwendbar. Ein Zolltarif soll jede 
Ware erfassen, die irgendwo im Handelsverkehr 
vorkommt, selbstverständlich auch Waren, die bei 
seiner Schaffung überhaupt noch nicht bekannt 
waren. Das Ziel, jede Ware der Welt in ein Schema 
an bestimmter Stelle einzuordnen, ist nicht leicht 
zu erreichen. Jedes Tarifschema läßt — selbst bei 
Berücksichtigung allgemeiner und besonderer Tari- 
fierungsvorschriften — zwangsläufig eine Fülle von 
Zweifeln offen. Dies gilt auch für das modernste 
Schema, das Brüsseler Zolltarif Schema 1955, auf dem 
der geltende Deutsche Zolltarif und auch der Ge- 
meinsame Zolltarif der EWG beruhen. Diese Zwei- 
fel können nicht in jedem einzelnen Staat in ver- 
schiedener Weise geklärt werden. Auch die Recht- 
sprechung muß durch einheitliche Nonnen gebunden 
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sein. Es ist entscheidend, daß jede Ware in jedem 
Mitgliedstaat in gleicher Weise tarifiert wird. Dabei 
darf es keinen Unterschied machen, ob diese Tari- 
fierung im einzelnen Falle zu einer höheren oder 
niedrigeren Zollbelastung führt. Zollpolitische oder 
gar fiskalische Gesichtspunkte müssen also bei 
einer solchen weltweiten Regelung zwangsläufig 
ausscheiden. Der Brüsseler Zoll-Rat, der das Zoll- 
tarifschema entwickelt hat, hat sich von vornherein 
die Aufgabe gestellt, Erläuterungen dazu zu ver- 
fassen und ständig zu ergänzen und zu verbessern. 
Die Bundesrepublik muß sicherstellen, daß die 
Tarifierung nach den einzelnen Tarifnummern 
genau dem Tarifschema und den Erläuterungen des 
Brüsseler Zoll-Rates entspricht, außerdem aber, daß 
auch die Tarifierung innerhalb der einzelnen Tarif- 
nummern, also die Einreibung in die einzelnen 
Tarifstellen, klar ist. Im letzteren Punkt ist die 
Bundesrepublik zur Zeit noch frei. Sobald aber der 
Deutsche Zolltarif auch in seiner Untergliederung 
dem Gemeinsamen Zolltarif der EWG angepaßt 
.sein wird, wird auch diese Freiheit einer einheit- 
lichen Regelung innerhalb der EWG weichen. 
Durchführungsvorschriften zum Zolltarif sind nach 
alledem unerläßlich und von großer Wichtigkeit 
für die Einheitlichkeit in der Praxis. Die auto- 
nome Hoheit zur Gestaltung der Erläuterungen 
wird aber zunehmend zu einem formalen Hoheits- 
recht, da die materiellen Entscheidungen mehr 
und mehr in den Europäischen Gemeinschaften 
fallen. Deshalb ist es nicht mehr erforderlich, 
die Ermächtigung für die Bundesregierung vor- 
zusehen; die Beteiligung der Wirtschaftsressorts 
bei der Gestaltung der Erläuterungen ist ohne- 
hin sichergestellt (vgl. oben S. 32). 

Absatz 3 behandelt einen Sonderfall. Das Brüsseler 
Zolltarif Schema 1955 enthält auch eine Tarifnummer 
für elektrische Energie. Der Gemeinsame Zolltarif 
der EWG sieht dafür zwar Zollfreiheit vor, das 
Zollgesetz muß jedoch für den Fall Vorsorge tref- 
fen, daß sich dies ändert. Elektrische Energie ist 
keine Ware im Sinne des § 1 Abs. 2, weil sie keine 
bewegliche Sache ist. Soweit die Zollvorschriften 
eine körperliche Erfassung von Sachen vorsehen 
oder voraussetzen, können sie also nicht angewandt 
werden. Deshalb bleibt nur übrig, ggf. besondere 
Vorschriften zu erlassen, die sich möglichst eng 
an die Grundkonzeption des Entwurfs halten. Diese 
besonderen Vorschriften müssen einer Verordnung 
überlassen bleiben, da nicht einmal überblickt 
werden kann, nach welchem Maßstab ein Zoll für 
elektrische Energie erhoben werden könnte. Die 
Ermächtigung ist für die Bundesregierung vorge- 
sehen, da der Regelung u. U. wirtschaftspolitisches 
Gewicht zukommt. 

Absatz 4 enthält keine Ermächtigung, sondern stellt 
nur klar, daß der Bundesminister der Finanzen wie 
bisher (§ 109 Abs. 2 ZG) die allgemeinen Verwal- 
tungsvorschriften erläßt. 

Entbehrlich werden die übrigen bisher in den §§ 109, 
109 a ZG erteilten Ermächtigungen (insgesamt sie- 
ben). 

§ 78 

Absatz 1 entspricht dem Artikel 2 des Vierten Zoll- 
änderungsgesetzes vom 10. September 1957 (Bun- 


desgesetzbl. I S. 1331). Die Pauschalierung der Ein- 
gangsabgaben außerhalb der gewerblichen Einfuhr 
hat sich sehr bewährt. Sie war auch das einzige Mit- 
tel, um den Personenverkehr an der Grenze flüssig 
zu erhalten und Stauungen im Postverkehr zu ver- 
meiden. Die Ermächtigung muß deshalb beibehalten 
werden. 

Absatz 2 sieht eine Vereinfachung vor. Oft hängt 
die Tarifierung einer Ware von eingehenden Unter- 
suchungen ab, die manchmal nicht an Ort und Stelle 
durchgefübrt werden können. Unter Umständen sind 
für die Untersuchung noch Proben von hohem Wert 
zu entnehmen, die dabei verbraucht werden. Bei der 
Einfuhr von Warensortimenten, die zunächst als 
Muster dienen, anschließend aber verkauft werden 
sollen und deshalb nicht zollfrei sind, lohnt es 
manchmal den Zollbeteiligten nicht, ins einzelne ge- 
hende Zollanmeldungen abzugeben; sie nähmen lieber 
eine Tarifierung in Kauf, bei der ohne weitere Prü- 
fung die Beschaffenheitsmerkmale von Waren unter- 
stellt werden, die mit höheren Eingangsabgaben be- 
lastet sind. Allen diesen Schwierigkeiten soll die 
Regelung des Absatzes 2 abhelfen. Die danach auf 
Antrag anzuwendende Tarifstelle, die zu den höch- 
sten Eingangsabgaben führt, soll nicht abstrakt be- 
stimmt werden, sondern möglichst konkret. Der Zoll- 
beteiligte hat es in der Hand, seine Zollanmeldung 
so eingehend zu gestalten, wie es ohne großen Ar- 
beitsaufwand möglich ist. Er kann besonders hohe 
Eingangsabgaben dadurch ausschließen, daß er z. B. 
bei Lebensmitteln anmeldet, daß es sich keinesfalls 
, um Honig handelt, oder bei chemischen Erzeugnis- 
sen, daß keinesfalls Mineralöle vorliegen. Die Rich- 
tigkeit solcher Ausschlüsse läßt sich leicht überprü- 
fen. 

Eine weitere wichtige Vereinfachung ist in Absatz 3 
vorgesehen (vgl. S. 31). Ein Vorläufer dieser Rege- 
lung findet sich bereits in § 220 Nr. 3 der Reichs- 
abgabenordnung. Die vorgesehenen Vereinbarun- 
gen beziehen sich auf die Verzollung, also vor allem 
auf das Verfahren. Oft läßt sich für einzelne Fälle 
ein Verzollungsverfahren vereinbaren, das wesent- 
lich einfacher ist als das normale. Es kann u. U. auf 
sehr zeitraubende Einzelprüfungen verzichtet wer- 
den. Der Gleichheitsgrundsatz setzt solchen Verein- 
barungen gewisse Schranken. Daß die Höhe der ins- 
gesamt zu entrichtenden Eingangsabgaben nicht 
wesentlich geändert werden darf, braucht nicht 
näher begründet zu werden. Wichtiger ist die 
zweite im Entwurf vorgesehene Einschränkung, daß 
nämlich der Wettbewerb nicht wesentlich beeinträch- 
tigt werden darf. Zwar wäre es möglich, mit moder- 
nen Rechenmaschinen z. B. die Durchschnittsbela- 
stung für die Einfuhren großer Unternehmen zu er- 
mitteln und der Verzollung dann für eine gewisse 
Zeit einen Durchschnittszollsatz zugrunde zu legen. 
Dies wäre unbedenklich, wenn es sich um den allei- 
nigen Einführer aller dieser Waren handelt, was z. B. 
für Ersatzteile von Flugzeugen der Lufthansa denk- 
bar wäre. Sonst aber werden solche Vereinbarungen 
den Wettbewerb beeinträchtigen. Sie können z. B. 
nicht für die Einfuhren eines Warenhauskonzerns 
zugelaS'Sen werden. Zwar läßt sich u. U. erreichen, 
daß die Belastung mit Eingangsabgaben im Er- 
gebnis die gleiche ist wie bei Einzelverzollung 
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nach dem Normal verfahren. Trotzdem käme es 
dazu, daß einzelne Waren beim Ansatz einer Durch- 
schnittsbelastung geringer mit Eingangsabgaben 
belastet wären, als es der Zolltarif und die Ver- 
brauchsteuergesetze vorsehen. Dies träfe aber den 
Wettbewerber, z. B. den Einzelhändler, der gerade 
nur mit diesen Waren handelt. Für ihn wäre es 
bedeutungslos, daß der Warenhauskonzern für 
andere Waren höhere Eingangsabgaben zahlt, als 
es der Zolltarif und die Verbrau chsteuergesetze 
vorschreiben, und daß sich so ein richtiger Durch- 
schnitt ergibt. Denn dies kann seinen besonderen 
Wettbewerbsnachteil nicht ausgleichen. Die vorge- 
sehenen Einschränkungen sind also geboten. Im 
übrigen eröffnet sich für solche Vereinbarungen 
ein weites Feld, auch bei der Zollwertbemessung. 
Zu erwähnen ist in diesem Zusammenhang das sog. 
Mittelwertverfahren bei der Zollwertbemessung für 
Obst und Gemüse, das zu einer beträchtlichen Ver- 
einfachung für die Wirtschaft und die Verwaltung 
geführt hat, und das künftig unter die Regelung 
des Absatzes 3 fällt. Erfahrungsgemäß sind der- 
artige Vereinbarungen auch in weiteren Fällen der 
Zollwertbemessung möglich, z. B. über Zuschläge 
für weitere Leistungen, die der Käufer bei Ab- 
hängigkeitsverhältnissen neben der Zahlung des 
Rechnungspreises für den Erwerb der Ware zu er- 
bringen hat. Derartige Vereinbarungen machen 
dann in großem Umfang vorläufige Zollwertfest- 
stellungen entbehrlich. 

Absatz 4 schließt alle vorstehend behandelten Ver- 
einfachungen aus, soweit Eingangsabgaben den 
Ländern zustehen. Der Ausschluß ist formalrechtlich 
geboten, wirkt sich aber praktisch nicht störend aus, 
da nur die Biersteuer in Betracht kommt. 


SIEBENTER TEIL 

Zollvergehen im Reiseverkehr 

§ 79 

Die Zollvergehen im Reiseverkehr erfordern aus 

mehreren Gründen (vgl. S. 31) eine besondere 

Regelung: 

1. Der Täter gerät mehr oder weniger ungewollt, 
vor allem aber außerhalb seiner normalen Le- 
bens- und Berufsverhältnisse in die Rolle des 
Steuerpflichtigen, den besondere Pflichten tref- 
fen. Dies unterscheidet ihn nicht nur vom ge- 
werblichen Importeur, sondern auch vom Steuer- 
pflichtigen für andere Steuern, wie die Einkom- 
mensteuer oder selbst die Kraftfahrzeugsteuer. 

2. Tatmotiv ist nicht so sehr der Wunsch, Geld zu 
ersparen. Dieser Vorteil wird zwar durchaus er- 
strebt, wichtiger für den Täter ist aber oft der 
Wunsch, ohne große Scherereien seine Reise 
fortzusetzen, noch öfter der bekannte Reiz, „dem 
Zoll ein Schnippchen zu schlagen", und sich da- 
mit womöglich später zu brüsten. Auch dieser 
andere Akzent im Tatmotiv erlaubt eine andere 
strafrechtliche Behandlung in diesem Sonderfall. 


3. Hinzu kommen Erwägungen anderer Art. Ohne 
eine drastische Personalvermehrung ist es nicht 
möglich, die hier in Betracht kommenden Strafta- 
ten in angemessenem Umfang aufzudecken oder 
— wenn sie schon aufgedeckt werden — beim 
Aufgriff so zu verfahren, wie es gesetzlich vor- 
geschrieben ist. Der Täter muß vernommen wer- 
den, seine Personalien müssen so genau festge- 
stellt werden, daß er später erreicht werden 
kann und seine Vorstrafen ermittelt, werden 
können. Das Unterwerfungsverfahren erfordert 
noch mehr Arbeit an Ort und Stelle; die grund- 
sätzlich gewährte Bedenkzeit kann meist nicht 
ausgenutzt werden, weil der Täter seine Reise 
fortsetzen muß. Jeder einzelne Aufgriff erfordert 
also beträchtlichen Arbeitsaufwand und entzieht 
für diese Zeit das Abfertigungspersonal seiner 
eigentlichen Tätigkeit. Bei Zollstellen mit gro- 
ßem Reiseverkehr führt dies zu so großen Be- 
lastungen und sogar Stauungen, daß sich die 
Beamten gedrängt sehen, kleinere Verstöße 
einfach zu „übersehen". Damit setzen sie sich 
aber der Gefahr aus, selbst wegen Begünstigung 
im Amt (§ 346 Strafgesetzbuch) bestraft zu wer- 
den. Ihren Vorgesetzten, die ein solches Ver- 
halten dulden, droht u. U. eine Bestrafung nach 
§ 357 des Strafgesetzbuchs. In einem Rechtsstaat 
kann ein solcher Zustand nicht geduldet werden. 

Die Abhilfe kann nur radikal sein. Deshalb scheint 
es angebracht und vertretbar, für Fälle leichterer 
Art die Strafverfolgung auszuschließen. 

Der Ausschluß der Strafverfolgung ist aber nicht 
vertretbar in den Fällen des Absatzes 2. 

Nummer 1 trifft den Täter, der besondere Mittel 
verwendet und sich dadurch besondere Mühe gibt, 
die Staatsorgane zu täuschen. 

Nummer 2 soll vor allem den Täter treffen, der im 
kleinen Grenzverkehr wiederholt Zollvergehen be- 
geht. Diese Regelung entspricht einem praktischen 
Bedürfnis. Die Zollbediensteten sind nicht gehalten, 
in jedem Fall Ermittlungen darüber anzustellen, ob 
die Voraussetzungen des Absatzes 2 Nr. 2 vor- 
liegen. Derartige Ermittlungen sind wegen des 
Ausnahmecharakters dieser Vorschrift gegenüber 
Absatz 1 vielmehr nur dann durchzuführen, wenn 
konkrete Anhaltspunkte in dieser Hinsicht gegeben 
sind. Frühere Verstöße solcher Täter sind den in 
Betracht kommenden Beamten regelmäßig bekannt. 


ACHTER TEIL 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 80 enthält eine Klarstellung, die §§81 bis 85 sind 
Übergangsvorschriften, die §§ 86 bis 89 ändern 
bestehende zollrechtliche Normen außerhalb des 
Zollgesetzes und regeln die Geltung in Berlin sowie 
das Inkrafttreten des neuen und das Außerkraft- 
treten des bisherigen Zollrechts. 


76 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2201 


§80 — Abweichende Vorschriften in zwischen- 
staatlichen Verträgen 

Die im Entwurf vorgesehene Klarstellung ist ge- 
boten, weil z. B. Grenzabfertigungsabkommen mit 
Nachbarstaaten Regelungen enthalten, die die Ent- 
wurf sregelung entsprechend den Örtlichen Gegeben- 
heiten modifizieren. 

§ 81 — Bisherige öffentliche Zollager 

Absatz 1 geht davon aus, daß bei den bisherigen 
Freizonen die Voraussetzungen für die Beibehal- 
tung als Zollniederlagen vorliegen (Satz 1). Der 
Entwurf schützt sie darüber hinaus dadurch, daß 
sie als Zollniederlagen nur im Einverständnis mit 
dem Niederlagehalter aufgehoben werden können 
(Satz 2). Die beim Inkrafttreten des Entwurfs in 
Freizonen lagernden Waren werden nach Satz 3 so 
behandelt, als wären sie schon bei der Einlagerung 
in Zollniederlagen des neuen Rechts eingelagert 
worden. Härten können sich daraus nicht ergeben, 
da es den Beteiligten fr ei steht, Waren vor dem 
Inkrafttreten des Entwurfs auszulagern. 

Absatz 2 wandelt die öffentlichen Zollniederlagen 
des bisherigen Zollrechts in Zollniederlagen des 
neuen Zollrechts um, jedoch nur widerruflich 
(Satz 1). In angemessener Zeit kann die Prüfung 
nachgeholt werden, ob die Voraussetzungen des 
§ 43 für ihre Beibehaltung vorliegen. Der Nieder- 
lagehalter ist aber nicht gehindert, die Aufhebung 
oder Verkleinerung der Zollniederlage schon vor 
Inkrafttreten des Entwurfs zu beantragen, wenn er 
meint, der Betrieb einer Zollniederlage werde nicht 
mehr lohnen, und es z. B. für zweckmäßiger hält, 
die Lagerkapazität für Sammel-Zollaufschublager 
(§ 45) auszunutzen. Absatz 2 Satz 2 sieht für die 
eingelagerten Waren die gleiche Regelung wie bei 
den bisherigen Freizonen vor. 

Satz 3 ermöglicht es aber jedem Niederleger, für 
ihn lagernde Waren so zu stellen, als wären sie 
am Tage vor dem Inkrafttreten (§ 89) zum freien 
Verkehr abgefertigt und anschließend in ein Zollauf- 
schublager eingelagert worden. Dies hat zwar meist 
keinen großen Einfluß auf die Höhe der Zoll- 
belastung, weil ihm alle Zollsatzermäßigungen zu- 
gute kommen, wenn er die Waren aus dem Zoll- 
aufschublager zum freien Verkehr auslagert (§ 42 
Abs. 4 Satz 2 in Verbindung mit § 45 Abs. 9). Bei 
Änderung von Menge und Beschaffenheit des 
Lagerguts kann es für ihn jedoch vorteilhaft sein, 
diesen Weg zu wählen; maßgebend für Menge und 
Beschaffenheit ist dann der Tag vor dem Inkraft- 
treten, nicht aber die frühere Einlagerung in die 
Zollniederlage. Ein Niederleger, der später ohnehin 
zum Zollaufschublager übergehen muß, gewinnt 
durch eine Erklärung nach Satz 3 sofort die wesent- 
lich größere Dispositions'freiiheit des Inhabers eines 
Zollaufschublagers. 

§ 82 — Bisherige Zolleigenlager 

Die meisten bisherigen Zolleigenlager werden 
künftig als Zollaufschublager fortgeführt werden. 
Absatz 1 sieht deshalb vor, daß entsprechende Zoll- 
aufschublager ohne Antrag und Bewilligung wider- 


ruflich entstehen. In diesem Falle soll für das Lager- 
gut die gleiche Regelung wie in § 81 Abs. 2 gelten. 

Will der Lagerinhaber aber das Zolleigenlager als 
privates Zollgutlager des neuen Rechts fortführen, 
so soll dafür nach Absatz 2 eine einfache Erklärung 
genügen. Die vorgesehene Zeit von 6 Monaten ge- 
nügt für den Lagerinhaber und die Zollverwaltung, 
um festzustellen, ob die Voraussetzungen für das 
private Zollgutlager gegeben sind. 

§ 83 — Bisherige Zollvormerklager 

Die bisherigen Zollvormerklager werden nach Ab- 
satz 1 in der Regel Zollaufschublager. 

Eine Ausnahme ist in Absatz 2 für diejenigen Zoll- 
vormerklager vorgesehen, die im wesentlichen der 
Lagerung von Zollgut dienen, das später in die 
Zollgutverwendung übergehen soll (vor allem Mi- 
neralöl). Der Lagerinhaber soll unter bestimmten 
Voraussetzungen durch einfache Erklärung bewir- 
ken können, daß das Lagergut als zur Zollgutver- 
wendung abgefertigt gilt. Da es nach dem Entwurf 
keine bedingten Zollschulden mehr gibt, müssen die 
bisher für das Zollgut bestehenden fortfallen. 

§ 84 — Bisherige Zollveredelung und Zollverwen- 
dung 

Die Regelung in den Absätzen 1 und 2 bedarf 
keiner Begründung. 

§ 85 — Freihäfen 

Absatz 1 behält den bisherigen Gebietstand der 
Freihäfen für das neue Recht bei. 

Neue Freihäfen können nur durch Gesetz geschaf- 
fen, bestehende nur durch Gesetz aufgehoben wer- 
den. Bisher ist der Bundesminister der Finanzen 
ermächtigt (§ 5 Abs. 2 Satz 2 ZG), den Umfang von 
Freihäfen durch Rechtsverordnung zu ändern. In 
dieser allgemeinen Form kann das nicht beibehalten 
werden. Theoretisch wäre es sonst möglich, einen 
Freihafen durch Verordnung auf das Zehnfache zu 
vergrößern oder auf ein Zehntel zu verkleinern. 
Dies käme der Schaffung neuer Freihäfen oder der 
Aufhebung bestehender gleich. Veränderungen, die 
den wesentlichen Bestand von Freihäfen berühren, 
sind deshalb der Gesetzgebung vorzubehalten. 
Dagegen ist eine Ermächtigung erforderlich, um 
kleinere, meist eilbedürftige Änderungen vorzu- 
nehmen, z. B. bei Veränderungen an Hafeneinfahr- 
ten oder Schleusen, bei Verlegung von Gleisen usw. 
Aber auch ein Austausch von Flächen, wie ihn die 
Entwicklung von Häfen oft nötig macht, würde den 
wesentlichen Bestand eines Freihafens nicht be- 
rühren. Absatz 2 bestimmt unter diesen Gesichts- 
punkten die Ermächtigung nach Zweck, Inhalt und 
Umfang. 

Absatz 3 ist in der Begründung zu § 52 und zu § 60 
behandelt. 

§ 86 — Änderung des Zolltarifgesetzes 

Nummer 1 bedarf keiner Begründung. Nummer 2 
hebt Vorschriften auf, an deren Stelle jetzt § 76 
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tritt, außerdem die jetzt überholte Saarklausel des 
Zolltarifgesetzes. 

§87 — Änderung des Gesetzes zu den EWG- und 
Euratomverträgen 

An die Stelle des »angeführten Artikels 3 Abs. 1 
tritt, soweit es sich um Änderungen des Zolltarifs 
handelt, jetzt § 76. Erhalten bleibt nur die bisherige 
Nummer 1 Buchstabe e. 

§ 88 — Geltung in Berlin 

§ 88 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

§ 89 — Inkrafttreten 

Das Gesetz soll wegen der in ihm enthaltenen 
dringenden Reformen möglichst schnell in Kraft 
treten. Andererseits brauchen Wirtschaft und Ver- 
waltung eine angemessene Zeit, um sich auf die 
Neuerungen einzustellen. Vorbereitung und Erlaß 
der Durchführungsverordnungen erfordern ebenfalls 
Zeit. Sie sollen mit den beteiligten Wirtschafts- 
kreisen und innerhalb der Ressorts der Bundes- 
regierung eingehend erörtert werden. Deshalb soll 
zwischen Verkündung des Entwurfs als Gesetz und 
Inkrafttreten eine Zeitspanne von acht bis neun 
Monaten verbleiben. Der 1. Januar 1962 ist als 
Tag des Inkrafttretens vorgesehen, weil er voraus- 
sichtlich auch bei der fortschreitenden Verwirk- 
lichung des Gemeinsamen Marktes ein wichtiger 
Termin sein wird. 

Um die Durchführung^ Vorschriften angemessene 
Zeit vor Inkrafttreten des Gesetzes verkünden zu 
können, müssen die Ermächtigungen sofort in Kraft 
treten. Auch die Ermächtigungen, die sich auf Zoll- 
tarif und Obertarif beziehen, treten zweckmäßig 
sofort in Kraft, da sie auch unabhängig von den 
übrigen Vorschriften des Entwurfs gehandhabt 
werden können und die dringend erforderliche Zu- 
sammenfassung bringen. Absatz 1 entspricht diesen 
Erwägungen. 

Absatz 2 hebt mit sofortiger Wirkung die Ermächti- 
gungen zur Änderung des Zolltarifs und des Ober- 
tarifs auf, die wegen des sofortigen Inkrafttretens 
des § 76 überflüssig werden. 


Absatz 3 läßt das übrige bisherige Zollrecht bei 
Inkrafttreten des Gesetzes außer Kraft treten. 

Zu Nummer 1 bedarf es keiner Begründung. 

Zu Nummer 2: Es wird die Auffassung vertreten, 
die bezeichneten Bundesratsbeschlüsse des früheren 
Deutschen Reichs seien noch in Kraft. Zur Klar- 
stellung werden sie deshalb aufgehoben. Der Ent- 
wurf enthält genügend Möglichkeiten, den beson- 
deren Verhältnissen bei der Zollbehandlung der 
Schiffe der Bundeswehr Rechnung zu tragen. 

Zu Nummer 3 Buchstaben a, b, d und e: Die 
bezeichneten Zollordnungen sind noch zum 
früheren Vereinszollgesetz ergangen, galten aber 
unter dem bisherigen Zollgesetz fort. Der Entwurf 
bietet die Möglichkeit, die darin geregelten beson- 
deren Verhältnisse zu berücksichtigen. 

Zu Nummer 3 Buchstabe c: Die Wein-Zollordnung 
besteht aus zwei Abschnitten. Der Erste Abschnitt 
enthält kein Zollrecht, sondern Lebensmittelrecht 
und bleibt als Du rchführungs Vorschrift zum Wein- 
gesetz unberührt. Der Zweite Abschnitt war — bis 
auf die §§ 36 und 37 — Durchführungsvorschrift 
zum Zolltarif von 1902 und ist mit diesem am 
30. September 1951 außer Kraft getreten. Die §§ 36 
und 37 behandeln jedoch keine zolltariflichen, son- 
dern andere zollrechtliche Fragen. Sie gelten noch 
bisher, werden aber durch die Neuregelung des 
La ge r ve rk ehrs geg e n:s t ands los. 

Nummer 4 hebt die Gesetze zur Änderung des 
bisherigen Zollgesetzes auf. Bestehenbleiben im 
Vierten Zolländerungsgesetz neben den Schluß- 
vorschriften nur die Artikel 4 und 5; diese ent- 
hielten keine Änderungen des Zollgesetzes. 

Nummer 5 sieht vor, daß mit dem Inkrafttreten des 
Gesetzes die letzten noch geltenden Ausfuhrzölle 
beseitigt werden. Im Verhältnis zu den EWG- 
Ländern müßten sie zum 1. Januar 1962 ohnehin 
abgeschafft werden. Es hat aber keinen Sinn, sie 
im Verhältnis zu anderen Staaten aufrechtzuer- 
halten, da sie mühelos umgangen werden könnten 
(Ausfuhr über EWG-Länder) und einheitliche Aus- 
fuhrzölle der EWG praktisch nicht in Betracht 
kommen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:". 


Begründung 

Durch § 87 des Entwurfs soll das Gesetz zu den 
Verträgen vom 25. März 1957 zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Europäischen Atomgemeinschaft vom 25. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. II S. 753) förmlich geän- 
dert werden. Dieses Gesetz war Zustimmungs- 
gesetz. Die formelle Änderung eines Zustim- 


mungsgesetzes bedarf wiederum der Zustimmung 
des Bundesrates. 

2. In § 36 Abs. 2 Satz 1 sind die Worte „bis zum 
25. des zweiten" durch die Worte „bis zum 15. 
des dritten" zu ersetzen. 

Begründung 

Die vorgesehene Verkürzung des Zahlungsauf- 
schubs um durchschnittlich einen Monat bedeutet 
praktisch eine Erhöhung der deutschen Zollbe- 
lastung und damit eine Verteuerung der deut- 
schen Wareneinfuhr, die auf die Preisbildung 
nicht ohne Folgen bleiben kann. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Änderungsvor- 
schlägen wie folgt Stellung: 

Zu den Eingangsworten 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Fassung der Ein- 
gangsworte ist nicht gerechtfertigt. 

Die Änderung eines zustimmungsbedürftigen Ge- 
setzes ist selbst nur zustimmungsbedürftig, wenn sie 
Vorschriften betrifft, die die Zustimmungsbedürftig- 
keit des zu ändernden Gesetzes begründet haben 
oder mit solchen Vorschriften in unmittelbarem Zu- 
sammenhang stehen. Das ist hier nicht der Fall. Die 
in § 87 der Übergangs- und Schlußvorschriften des 
Entwurfs vorgesehene Änderung des Artikels 3 des 
Gesetzes zu den EWG- und Euratomverträgen be- 
trifft lediglich die Streichung von Ermächtigungen, 
weil diese in den Entwurf des Zollgesetzes übernom- 
men worden sind. Artikel 3 war insoweit nicht zu- 
stimmungsbedürftig gewesen, da es sich ausschließ- 
lich um Ermächtigungen auf dem Gebiet des Zoll- 
wesens handelt, für das der Bund ausschließlich zu- 
ständig ist. Die Änderung dieses Artikels bedarf da- 
her auch nicht der Zustimmung des Bundesrates. 

Zu 2. (§ 36 Abs. 2) 

Dem Vorschlag des Bundesrates kann in diesem Um- 


fang und mit dieser Begründung nicht zugestimmt 
werden. 

Die nach der Entwurfsfassung gegenüber der bis- 
herigen Rechtslage eintretende Verkürzung der Auf- 
schubfrist rechtfertigt nicht die vom Bundesrat be- 
fürchtete Verteuerung der deuschen Wareneinfuhr. 
Eine Verkürzung des Aufschubs um einen Monat 
bedeutet selbst für einen Importeur, der einen Bank- 
kredit in Anspruch nimmt, nur eine Mehrbelastung 
in Höhe von 0,5 v. H. der Eingangsabgaben (Zoll 
und Umsatzausgleichsteuer). 

Andererseits könnten wirtschaftspolitische Gesichts- 
punkte dafür sprechen, die der Einfuhrwirtschaft 
bisher großzügig gewährten Vergünstigungen nicht 
unnötig zu beschneiden. Die Bundesregierung will 
sich berechtigten Wünschen der Wirtschaft nicht ver- 
schließen. Es wird im weiteren Verlauf der parla- 
mentarischen Behandlung der Vorlage darauf an- 
kommen, ob unter Abwägung aller für und gegen 
eine Änderung der Entwurfsregelung sprechenden 
Gesichtspunkte eine Verlängerung der Aufschubfrist 
für gerechtfertigt und vertretbar gehalten wird. 

Im übrigen würde jede Änderung des § 36 Abs. 2 
auch zu einer Änderung des § 45 Abs. 8 führen müs- 
sen, um nicht das abgewogene Verhältnis zwischen 
diesen Bestimmungen zu stören. 
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